Eingliederungshilferichtlinien (EHR)


Vorwort

Die Bayerischen Bezirke und der Bayerische Bezirketag haben diese Eingliederungshilferichtlinien erarbeitet und herausgegeben.

Die Eingliederungshilferichtlinien sollen dem Vollzug des Eingliederungshilferechts aus dem 2. Teil des Neunten Sozialgesetzbuches (SGB IX) in der Verwaltungsebene dienen und die Beachtung einheitlicher Grundsätze in der Praxis sicherstellen. Aufgrund der im SGB IX enthaltenen zahlreichen unbestimmten Rechtsbegriffe sollen sie den Anwendern die notwendig werdenden Ermessensentscheidungen im Einzelfall erleichtern. Es sei an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass die Eingliederungshilferichtlinien nur Empfehlungen sind.
Eine verbindliche Anwendungserklärung kann nur von jedem Bezirk für sich intern erfolgen.

Mit dem Gesetz zur Stärkung der Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen - Bundesteilhabegesetz (BTHG) soll das deutsche Recht in Übereinstimmung mit den Vorgaben der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) weiterentwickelt werden. Ziel ist die gleichberechtigte, volle und wirksame Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am politischen, gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und kulturellen Leben sowie eine selbstbestimmte Lebensführung. Hierfür wird die Eingliederungshilfe aus dem in Deutschland historisch gewachsenen Fürsorgesystem herausgeführt und zu einem modernen Teilhaberecht weiterentwickelt. Im SGB IX, Teil 2, wird die aus dem SGB XII herausgelöste und reformierte Eingliederungshilfe unter dem Titel „Besondere Leistungen zur selbstbestimmten Lebensführung von Menschen mit Behinderungen“ geregelt. Die Neuausrichtung der Eingliederungshilfe erfolgt konsequent personenzentriert. Dieser Teil des SGB IX tritt zum 1. Januar 2020 in Kraft. Teil 1 des SGB IX beinhaltet das allgemeine Rehabilitations- und Teilhaberecht für Menschen mit Behinderung. Der leistungsberechtigte Personenkreis bestimmt sich gem. § 99 SGB IX jedoch weiterhin nach den §§ 1 bis 3 der Eingliederungshilfe-Verordnung zu § 53 Abs. 1 und 2 des SGB XII in der am 31.12.2019 geltenden Fassung.
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Die Eingliederungshilferichtlinien werden nunmehr in digitaler Form durch den Bayerischen Bezirketag zur Verfügung gestellt, um dem Nutzer höchstmöglichen Komfort in der Darstellung, Suche und Aktualität zu bieten. Die Mitglieder der Arbeitsgruppe 4 – EHR – (i. d. R. ein Vertreter pro Bezirk, tw. in wechselnder Besetzung) erarbeiten zu den einzelnen gesetzlichen Vorschriften entsprechende Richtlinien, die ständig überarbeitet und somit zeitnah angepasst werden können.
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[bookmark: _Toc46916770][bookmark: _Toc184045733]Zu § 14 Leistender Rehabilitationsträger


Grundsätzliches

(1) § 14 SGB IX ist nur für Teilhabeleistungen i.S.v. § 5 SGB IX und nur für Rehabilitationsträger i.S.v. § 6 SGB IX anwendbar. Liegen keine Teilhabeleistungen vor oder ist die als zuständig erachtete Stelle kein Rehabilitationsträger (z.B. Jobcenter), kommt eine Weiterleitung nach § 16 SGB I in Betracht. Die Vorleistungspflicht richtet sich in diesen Fällen nach § 43 SGB I. 

Leistungen der Hilfe zur Pflege nach den § 61 ff. SGB XII sind keine Teilhabeleistungen. Werden sie jedoch neben Teilhabeleistungen im Rahmen eines persönlichen Budgets nach 
§ 29 SGB IX beantragt, ist der Anwendungsbereich der §§ 14 ff. SGB IX eröffnet.

(2) Für eine Leistung der Eingliederungshilfe ist ein Antrag erforderlich. Auf die Ausführungen zu § 108 SGB IX wird verwiesen.

(3) Ein Antrag auf Verlängerung einer bereits laufenden Leistungsgewährung ist nicht als Antrag i. S. d. § 14 SGB IX zu werten, sodass die Regelung bei einem Weitergewährungsantrag nicht anwendbar ist (BSG, Urteil v. 28.11.2019, B 8 SO 8/18 R, https://www.bsg.bund.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2019/2019_11_28_B_08_SO_08_18_R.html und VG München, Urt. v. 07.12.2005, Az.: M 18 K 04.5571). Stattdessen muss derjenige Träger, dessen Zuständigkeit bei der erstmaligen Antragstellung für die Leistung nach § 14 SGB IX begründet wurde, auch über den Weitergewährungsantrag entscheiden.


Verfahren

(1) Werden Leistungen zur Teilhabe beantragt, hat der zuerst angegangene Leistungsträger gem. § 14 Abs. 1 S. 1 SGB IX innerhalb von 2 Wochen seine Zuständigkeit zu prüfen. 

(2) Stellt er bei seiner Prüfung fest, dass er für den Antrag insgesamt unzuständig ist, leitet er den Antrag gem. § 14 Abs. 1 S. 2 SGB IX unverzüglich innerhalb der genannten Frist an den seiner Auffassung nach zuständigen Träger weiter. Es wird empfohlen, das Ergebnis der Zuständigkeitsprüfung im Hinblick auf mögliche Erstattungsansprüche in der Akte zu dokumentieren. 

(3) Die Zweiwochenfrist für die Weiterleitung beginnt am Tag nach Eingang des Antrags (§ 26 SGB X i. V. m. § 187 Abs. 1 BGB). Sie endet an dem Wochentag der übernächsten Woche, welcher dem Wochentag des Antragseingangs entspricht (§ 26 SGB X i. V. m. § 188 Abs. 2 BGB). Die Weiterleitung hat unverzüglich zu erfolgen, d.h. spätestens einen Tag nach Ablauf der Zweiwochenfrist. Maßgeblich für die Einhaltung der Frist ist der Zeitpunkt des Versandes des betreffenden Schreibens und nicht der Zeitpunkt des Eingangs beim Empfänger (BSG, Urt. v. 03.11.2011, Az. B 3 KR 8/11 R, https://www.sozialgerichtsbarkeit.de/legacy/150470?modul=esgb&id=150470).

Bsp.
Eingang des Antrags bei dem erstangegangen Rehabilitationsträger am Montag, den 25.05.2020
=> Beginn der Zweiwochenfrist am Dienstag, den 26.05.2020.
=> Ende der Zweiwochenfrist am Montag, den 08.06.2020. 
=> Durch ein Weiterleitungsschreiben am 09.06.2020 wird die Frist gewahrt.

Die Weiterleitung ist mit einer schriftlichen Begründung zu versehen, welche erkennen lässt, dass die Zuständigkeit inhaltlich geprüft wurde. Der Antragsteller ist über die Weiterleitung zu informieren.

Der Zweitangegangene muss den Anspruch unter allen in Betracht kommenden Rechtsgrundlagen, welche Teilhabeleistungen vorsehen, prüfen. Dasselbe gilt für den Erstangegangenen, der nicht oder nicht fristgerecht weitergeleitet hat. Sollte ein Ablehnungsbescheid erstellt werden, müssen in der Begründung somit nicht nur Ausführungen enthalten sein, dass kein Anspruch nach dem SGB IX gegeben ist, sondern auch, dass kein Anspruch nach den anderen Sozialgesetzbüchern (z.B. SGB V) besteht.

§ 14 Abs. 3 SGB IX räumt dem zweitangegangenen Träger die Möglichkeit einer erneuten Weiterleitung ein, wofür allerdings das Einvernehmen des drittangegangenen Trägers zur Fallübernahme erforderlich ist (sog. Turboklärung).

Zu beachten ist, dass die bayerischen Bezirke mit den örtlichen Trägern in Bayern auf Grundlage des Art. 84 Abs. 3 AGSG am 08.11.2018 eine Vollzugsvereinbarung mit Wirkung ab 01.01.2019 abgeschlossen haben (siehe Anlage). Erhält danach ein örtlicher Träger einen an ihn fristgerecht weitergeleiteten Antrag auf Eingliederungshilfe als zweitangegangener Träger, ist er berechtigt, den Antrag per Fax bis spätestens am übernächsten Arbeitstag nach Antragseingang an den sachlich und örtlich zuständigen Bezirk weiterzuleiten. Die bayerischen Bezirke erklären für diese Fälle ihr Einvernehmen gemäß § 14 Abs. 3 SGB IX. Sind die vorgenannten Voraussetzungen eingehalten, muss der örtliche Träger somit das Einvernehmen nicht im Einzelfall bei dem jeweiligen Bezirk einholen, sondern kann den Antrag ohne vorherige Rücksprache weiterleiten. 

Auch der Drittangegangene muss den Antrag nach allen in Betracht kommenden Rechtsgrundlagen prüfen.

(4) Wenn der Leistungsträger feststellt, dass mehrere Teilhabeleistungen beantragt werden und er für einen Teil dieser Leistungen zuständiger Rehabilitationsträger sein kann, sieht § 14 SGB IX keine teilweise Weiterleitung vor. In diesem Fall ist § 15 Abs. 2 SGB IX anzuwenden (s. Ausführungen zu § 15 SGB IX). 
Für andere Leistungen als Teilhabeleistungen, wie z.B. existenzsichernde Leistungen, ist eine teilweise Weiterleitung nach § 16 SGB I jedoch möglich.

Bsp. 1: Werden Assistenzleistungen zur Sozialen Teilhabe und zugleich ein Hilfsmittel (beides Teilhabeleistungen) bei einem Träger der Eingliederungshilfe beantragt, ist bei Unzuständigkeit für das Hilfsmittel keine Weiterleitung des Hilfsmittelantrags an die gesetzliche Krankenkasse möglich, da der erstangegangene Rehabilitationsträger nicht insgesamt unzuständig ist. Die Krankenkasse ist nach § 15 Abs. 2 SGB IX an dem Verfahren zur Bedarfsfeststellung zu beteiligen.

Bsp. 2: Werden Leistungen der Hilfe zur Pflege außerhalb eines persönlichen Budgets (keine Teilhabeleistung, §§ 14 ff. SGB IX nicht anwendbar) und zugleich ein Hilfsmittel beantragt, kommt eine Weiterleitung des Hilfsmittelantrags an die Krankenkasse hingegen in Betracht.

(5) Wird der Antrag nicht weitergeleitet, stellt der Rehabilitationsträger den Rehabilitationsbedarf gem. § 14 Abs. 2 S.1 SGB IX unverzüglich und umfassend fest.

Gem. § 14 Abs. 2 S.2 SGB IX hat der leistende Rehabilitationsträger den Bedarf innerhalb von 3 Wochen nach Antragseingang festzustellen und zu entscheiden. Leistender Rehabilitationsträger ist derjenige Träger, welcher nach § 14 SGB IX zur Prüfung des Antrags verpflichtet ist.

Ist zur Bedarfsfeststellung ein Gutachten eines Sachverständigen i.S.v. § 17 SGB IX erforderlich, ist unverzüglich ein Gutachter zu beauftragen. Der Rehabilitationsbedarf ist gem. § 14 Abs. 2 S.3 SGB IX innerhalb von 2 Wochen nach Vorliegen des Gutachtens festzustellen und darüber zu entscheiden.



[bookmark: _Toc46916771]
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[bookmark: _Toc184045734]Zu § 15 Leistungsverantwortung bei Mehrheit von Reha-Trägern


Grundsätzliches

(1) § 15 SGB IX kommt zur Anwendung, wenn der Antrag mehrere Teilhabeleistungen i.S.v. 
§ 5 SGB IX enthält, für welche unterschiedliche Rehabilitationsträger i.S.v. § 6 SGB IX zuständig sind (zum Begriff der Teilhabeleistungen und der Rehabilitationsträger s. Ausführungen zu § 14 SGB IX).


Verfahren

(1) Enthält der Antrag auf Teilhabeleistungen auch unterhaltssichernde und ergänzende Leistungen nach § 5 Nr. 3 SGB IX, müssen die Bezirke als Träger der Eingliederungshilfe diesen Teil des Antrages gem. § 15 Abs. 1 SGB IX unverzüglich an den ihrer Auffassung nach zuständigen Rehabilitationsträger zuleiten (sog. „Antrags-Splitting“). Dieser muss hierüber entscheiden, sofern er zuständig ist.

„Nicht geregelt ist der Fall, wenn der Rehabilitationsträger, an den der Teilantrag nach Abs. 1 weitergeleitet wurde, seinerseits unzuständig ist. Hier liegt es nahe, anhand der Grundgedanken der §§ 14 und 15 SGB IX zu differenzieren: ist er „nur“ im konkreten Einzelfall unzuständig, kann er nach § 6 Abs. 1 SGB IX grundsätzlich Rehabilitationsträger für die beantragte Leistung sein, muss er denjenigen Rehabilitationsträger einbinden, den er für zuständig hält, die Leistung auf Grundlage dessen Feststellung erbringen und sich die verauslagten Kosten nach § 16 Abs. 2 und 3 SGB IX vom zuständigen Rehabilitationsträger erstatten lassen. Eine weitere Weiterleitung wäre in diesem Fall unzulässig. Kann jedoch auch dieser Rehabilitationsträger, anders als vom leistenden Rehabilitationsträger angenommen, nach seinem Leistungsgesetz nicht für die beantragte Leistung zuständig sein, wird man hier eine erneute Weiterleitung des Teilantrags an den für zuständig gehaltenen Rehabilitationsträger für zulässig halten.“ (Prof. Dr. Arne von Boetticher, Das neue Teilhaberecht, 2. Auflage, § 3 Rn. 71)

(2) Werden mit dem Antrag auch Leistungen begehrt, für die neben dem leistenden Rehabilitationsträger weitere Rehabilitationsträger zuständig sind, müssen gem. § 15 Abs. 2 SGB IX die weiteren Rehabilitationsträger beteiligt werden. Der leistende Rehabilitationsträger informiert die für die weiteren Leistungen zuständigen Träger und fordert sie im Rahmen des Teilhabeplanverfahrens (§19 Abs. 1 SGB IX) auf, die ihre Zuständigkeit betreffenden Leistungen festzustellen.

Gehen die Feststellungen innerhalb von 2 Wochen nach Anforderung oder innerhalb von 2 Wochen nach einer zur Bedarfsfeststellung erforderlichen Begutachtung ein, sind die Feststellungen der beteiligten Träger gem. § 15 Abs. 2 S.2 SGB IX bindend. Gehen die Feststellungen nicht fristgerecht ein, hat der leistende Rehabilitationsträger gem. § 15 Abs. 2 S.3 SGB IX den Bedarf und die notwendigen Leistungen auch bzgl. der nicht seine Zuständigkeit betreffenden Leistungen festzustellen.

Beispiel: Werden bei einem Träger der Eingliederungshilfe Leistungen für eine Assistenzperson zur Sozialen Teilhabe und ein Hilfsmittel beantragt, für welches die Zuständigkeit der Krankenkasse gegeben ist, kann der erstangegangene (=leistende) Rehabilitationsträger den Antrag nicht teilweise weiterleiten, da er nicht insgesamt unzuständig ist (vgl. § 14 Abs. 1 S.2 SGB IX). Stattdessen muss er die gesetzliche Krankenkasse nach 
§ 15 Abs. 2 SGB IX für die Gewährung des Hilfsmittels beteiligen.

(4) § 15 Abs. 3 S.1 SGB IX ermöglicht eine getrennte Leistungserbringung durch die jeweils zuständigen Rehabilitationsträger. Notwendig hierfür ist, dass alle Träger und der LB im Teilhabeplan einvernehmlich dokumentieren, dass alle Voraussetzungen des § 15 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 bis 3 SGB IX vorliegen. Dieser Prozess verringert den Verwaltungsaufwand, beschleunigt das Verfahren und macht das Verfahren der Kostenerstattung nach § 16 SGB IX entbehrlich. (Konsensfälle)

Ist jedoch eine der Voraussetzungen des § 15 Abs. 3 S. 1 SGB IX nicht erfüllt, verbleibt es gem. § 15 Abs. 3 S. 2 SGB IX bei der Gesamtzuständigkeit des leistenden Rehabilitationsträgers, welcher Kostenerstattungsansprüche nach § 16 SGB IX hat. (Konfliktfälle)

Ausnahme: Wird ein trägerübergreifendes persönliches Budget beantragt, sind die Leistungen aller beteiligten Rehabilitationsträger gemäß § 29 Abs. 1 S. 3 SGB IX als Komplexleistung durch den nach § 14 SGB IX leistenden und damit auch budgetverantwortlichen Rehabilitationsträger zu erbringen (selbst wenn die Voraussetzungen des § 15 Abs. 3 SGB IX vorliegen).

(5) Nach § 15 Abs. 4 S.1 SGB IX ist im Fall der Beteiligung anderer Rehabilitationsträger gemäß § 15 Abs. 1 bis 3 SGB IX, abweichend von § 14 Abs. 2 SGB IX, innerhalb von 6 Wochen nach Antragseingang über den Antrag zu entscheiden. Wird eine Teilhabeplankonferenz nach § 20 SGB IX durchgeführt, ist innerhalb von 2 Monaten nach Antragseingang zu entscheiden (§ 15 Abs. 4 S.2 SGB IX).

(6) Der Antragsteller ist über die Beteiligung anderer Rehabilitationsträger sowie die Zuständigkeiten und Fristen zu unterrichten.
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[bookmark: _Toc184045735]Zu § 16 Erstattungsansprüche zwischen Rehabilitationsträgern


Grundsätzliches

§ 16 SGB IX regelt die unterschiedlichen Kostenerstattungsrechte und -pflichten für die Rehabilitationsträger nach § 6 SGB IX. Abweichende Kostenerstattungsrechte und –pflichten nach dem SGB X werden genannt.


Verfahren

(1) Hat ein zweitangegangener Träger nach § 14 Abs. 2 S.4 SGB IX Leistungen erbracht, für die er insgesamt nicht zuständig ist, steht ihm ein Kostenerstattungsanspruch nach § 16 Abs. 1 SGB IX zu. 

(2) Hat ein leistender Rehabilitationsträger im Rahmen des § 15 SGB IX auch Leistungen für einen anderen beteiligten Rehabilitationsträger i.S.v. § 15 Abs. 3 S.2 SGB IX erbracht (z.B., weil die leistungsberechtigte Person einer getrennten Leistungsbewilligung widersprochen hat und alle Leistungen nur von einem Rehabilitationsträger gewährt haben wollte), hat er einen Kostenerstattungsanspruch nach § 16 Abs. 2 SGB IX. Gleiches gilt für den leistenden Rehabilitationsträger, wenn ein beteiligter Rehabilitationsträger die angeforderten Feststellungen nach § 15 Abs. 2 SGB IX nicht oder nicht rechtzeitig erbracht hat.

(3) Der Erstattungsanspruch für diese beiden Konstellationen umfasst gemäß § 16 Abs. 3 S. 1 SGB IX neben den nach den jeweiligen Leistungsgesetzen entstandenen Leistungsaufwendungen auch eine Verwaltungskostenpauschale i.H.v. 5 % der erstattungsfähigen Leistungsaufwendungen.

(4) Ein Erstattungsanspruch im Zusammenhang mit den Regelungen der §§ 14 und 15 
SGB IX besteht dann nicht, wenn der erstangegangene Rehabilitationsträger seine Zuständigkeit klar verneint und trotz dieser Zuständigkeitsverneinung leistet, obwohl ein anderer Rehabilitationsträger nach dem Ergebnis seiner Prüfung zuständig oder zu beteiligen ist, da in einer solchen Fallgestaltung der erstangegangene Rehabilitationsträger zielgerichtet in fremde Zuständigkeiten eingreift und das Weiterleitungsgebot bzw. das Verfahren zur Beteiligung anderer Rehabilitationsträger missachtet. 
§ 16 Abs. 4 S.1 und 2 SGB IX sieht jedoch einen Erstattungsanspruch nach § 105 SGB X (Anspruch des unzuständigen Leistungsträgers) dann vor, wenn die Rehabilitationsträger Abweichendes vereinbaren oder der Erstangegangene deswegen geleistet hat, da zum Zeitpunkt der Prüfung nach § 14 Abs. 1 S.3 SGB IX Anhaltspunkte für eine Zuständigkeit auf Grund der Ursache der Behinderung bestanden haben.

(5) Der erstangegangene Rehabilitationsträger, der zunächst auf Grund irrtümlich angenommener eigener Zuständigkeit nicht weitergeleitet hat, kann einen Kostenerstattungsanspruch nach § 104 SGB X (Anspruch des nachrangig verpflichteten Leistungsträgers) geltend machen (vgl. BSG, Urteil vom 26.06.2007, Az. B 1 KR 34/06 R). Die Bayerischen Bezirke haben sich darauf verständigt, dass der Erstattungsanspruch nach § 104 SGB X auch demjenigen erstangegangenen Träger zusteht, welcher innerhalb der Frist des § 14 Abs. 1 SGB IX keine Prüfung der Zuständigkeit vorgenommen hat (sh. Beschluss des UA vom 21./22.11.2022, wonach der Beschluss aus dem AK Geschäftsleiter vom 24.07.2007 weiterhin Anwendung findet – siehe Anlage).

(6) Ein Drittangegangener wird einen Erstattungsanspruch in der Regel nur geltend machen, wenn die Zuständigkeit von ihm irrtümlich bejaht wurde, da er bei Kenntnis der Unzuständigkeit der Fallübernahme nicht zugestimmt hätte. In diesem Fall kommt als Erstattungsanspruch wie bei dem oben erwähnten erstangegangenen Rehabilitationsträger, der irrtümlich nicht weitergeleitet hat nach § 104 SGB X (Anspruch des nachrangig verpflichteten Leistungsträgers) in Betracht.

(7) Sofern es sich beim Erstattungsberechtigten um den Träger der Eingliederungshilfe, den Träger der öffentlichen Jugendhilfe oder den Träger der Kriegsopferfürsorge handelt, gilt § 108 Abs. 2 SGB X (Erstattung in Geld, Verzinsung) entsprechend.






Eingliederungshilferichtlinien - EHR - Stand: Januar 2023
[bookmark: _Toc184045736]Zu § 19 Teilhabeplan
Hier speziell:- Teilhabeplanverfahren in WfbM / bei anderen Leistungsanbietern (aLa) 


Grundsätzliches:

(1) Ein Teilhabeplanverfahren ist dann durchzuführen, wenn entweder mehrere Reha-Träger nach § 6 SGB IX beteiligt sind oder Teilhabeleistungen verschiedener Leistungsgruppen entsprechend. § 5 SGB IX erforderlich und somit trägerübergreifend Leistungen abzustimmen sind. Dies gilt laut Aussage des BMAS auch dann, wenn Leistungen verschiedener Reha-Träger zeitlich aufeinander folgend zu erbringen sind. (Schreiben des BMAS an BAG WfbM vom 23.11.2017, Az. Va2 – 58098-54)

(2) Bezüglich Neuaufnahmen in die WfbM oder beim aLa ist in § 2 Abs. 1a WVO dazu neu geregelt worden, dass ein Tätigwerden des Gremiums „Fachausschuss“ unterbleibt, sofern ein Teilhabeplanverfahren nach den §§ 19 bis 23 SGB IX durchgeführt wird.

Dies trifft somit auf sämtliche Neuaufnahmen in eine WfbM/bei einem aLa zu, für die im Eingangsverfahren und Berufsbildungsbereich die Bundesagentur für Arbeit (BA) oder die Deutsche Rentenversicherung (DRV) zuständig sind, und anschließend im Arbeitsbereich der Träger der Eingliederungshilfe.

Der Teilhabeplan ist bei Verlängerungen und bei Ereignissen, die während der Beschäftigung auftreten (z. B. Wechsel in die Förderstätte, auf einen Außenarbeitsplatz, zu BÜWA, in eine Teilzeitbeschäftigung) fortzuschreiben. Sofern bisher vom Träger der Eingliederungshilfe ein Gesamtplan erstellt wurde, ist dieser fortzuschreiben.

(3) Beteiligte des Teilhabeplanverfahrens sind neben dem Leistungsberechtigten ausschließlich die Reha-Träger (nicht mehr die Leistungserbringer).

(4) Der Fachausschuss tagt nur noch bei einzelfallunabhängigen Themen, z. B.

· -Planung von betrieblichen Zielvereinbarungen zu Praktika
· -Entwicklungen bei den Außenarbeitsplätzen
· -Konzeptionelle Veränderungen
· -Veränderungen in der Struktur der Leistungen und Angebote
· -Administrative Veränderungen/Neuerungen
· -Beteiligungsmöglichkeiten nach § 5 Abs. 5 WVO

Wenn Unfallversicherungen oder der Träger der Kriegsopferfürsorge Leistungsträger sowohl im EV/BBB als auch im AB sind, ist der Fachausschuss einzuberufen. Dies beschränkt sich aber auf eine verhältnismäßig geringe Anzahl an LB.


Verfahren:

(1) Der nach § 14, § 15 SGB IX leistende Reha-Träger (i. d. R. die Bundesagentur für Arbeit oder ein Rentenversicherungsträger) erstellt unter Beteiligung des anderen Leistungsträgers (meistens: Träger der Eingliederungshilfe) einen Teilhabeplan. Nach Aufforderung durch die BA oder die DRV hat der Träger der Eingliederungshilfe 14 Tage Zeit, sich zur geplanten Aufnahme in die WfbM/beim aLa zu äußern.

Im Teilhabeplan werden die Feststellungen aller beteiligten Reha-Träger zu den Teilhabebedarfen zusammengefasst.

Auf Grundlage des abgestimmten Teilhabeplans erlässt der leistende Reha-Träger den Bescheid (z. B. über die Aufnahme in das EV/BBB) und informiert die jeweilige WfbM bzw. den aLa.

(2) Der Verfahrensablauf kann aus dem Schaubild „Prozessablaufschema im Bereich WfbM/Andere Leistungsanbieter (aLa) aus Sicht der Leistungsträger“ (Stand November 2018) entnommen werden. 
Dieses wurde von der Bundesagentur für Arbeit erstellt, mit der DRV Bayern sowie den Bayerischen Bezirken abgesprochen und findet für das Teilhabeplanverfahren in Bayern Anwendung.

Ergänzend hierzu wird auf die „Orientierungshilfe zur trägerübergreifenden Zusammenarbeit von BA, DRV und BAGüS“ (https://www.lwl.org/spur-download/bag/190711_orientierungshilfe_Zusammenarbeit.pdf), in der verschiedene Fallkonstellationen detailliert dargestellt sind, hingewiesen.


Sonstiges/Allgemeines:

(1) Der Teilhabeplan ist Grundlage für die Entscheidungen der Reha-Träger über die beantragten Teilhabeleistungen. Er dient der Steuerung des Rehabilitationsprozesses (§ 19 Abs. 4 SGB IX), ist kein Verwaltungsakt und ersetzt nicht die Entscheidung über den Antrag auf Leistungen zur Teilhabe sowie deren Begründung.

Mit ihm soll die Koordinierung der Reha-Träger und die Abstimmung der verschiedenen Leistungen hinsichtlich Art, Umfang und Ziel erreicht werden.

Der Teilhabeplan ist innerhalb der Fristen des § 14 Abs. 2 bzw. § 15 Abs. 4 SGB IX zu erstellen. Die Verantwortung für die Erstellung und Fortschreibung liegt beim leistenden Rehabilitationsträger. Allgemeine Ablaufschemata zu den §§ 14, 15 SGB IX befinden sich in der Anlage. Zudem hat die BAR einen Online-Fristenrechner zur Verfügung gestellt unter: www.reha-fristenrechner.de.

(2) Die Gemeinsame Empfehlung der BAR für REHA-Prozess von 02/2019 enthält ein Muster „Vordruck Teilhabeplan“. https://www.bar-frankfurt.de/kontrast/themen/reha-prozess/teilhabeplanung.html
Für die bayerischen Bezirke wurde ein einheitliches Formular für den Gesamt- und Teilhabeplan in der AG Gesamt- und Teilhabeplanverfahren abgestimmt.  

(3) Auf die Möglichkeit, im Rahmen des Teilhabeplanverfahrens eine Teilhabeplankonferenz durchzuführen, wird hingewiesen (§ 20 SGB IX).
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Eingliederungshilferichtlinien - EHR	 - Stand: Januar 2023

[bookmark: _Toc535928010][bookmark: _Toc46916772][bookmark: _Toc184045737]Zu § 29 Persönliches Budget


Grundsätzliches:

(1) Welche Leistungen grundsätzlich budgetfähig sind und wer entsprechend Leistungsträger bzw. Reha-Träger ist (im Folgenden nur noch „Leistungsträger“), kann der Publikation der BAR vom April 2009 (Kapitel 3 und 4) entnommen werden (Handlungsempfehlungen: Trägerübergreifende Aspekte bei der Ausführung von Leistungen durch ein PB - https://www.bar-frankfurt.de/fileadmin/dateiliste/_publikationen/reha_vereinbarungen/pdfs/Persoenliches_Budget.pdf). Generell nicht budgetfähig sind die Leistungen nach dem 3. und 4. Kapitel des SGB XII.

(2) Das PB kann trägerübergreifend als Komplexleistung, aber auch von einem einzelnen Leistungsträger erbracht werden. Bei mehreren Leistungsträgern ist derjenige Leistungsträger für die Durchführung des Verfahrens verantwortlich, bei dem der Antrag gestellt wird. Die anderen Leistungsträger sind zu beteiligen und entscheiden über ihren jeweiligen Leistungsanteil selbst (§ 15 Abs. 1 Satz 2 SGB IX). 

Widerspricht der LB der gesplitteten Zuständigkeit aus wichtigem Grund (§ 15 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 SGB IX), muss der leistende Leistungsträger über die Gesamtleistung entscheiden und diese im eigenen Namen und in voller Höhe erbringen. Der Erstattungsanspruch gegen beteiligte Leistungsträger richtet sich nach § 16 Abs. 2 Satz 1 SGB IX. Liegt ein solcher Fall vor und sind Leistungen der Pflegeversicherung zu erbringen, greift die Sondervorschrift des § 35a SGB XI. 

(3) Leistungen durch die Kranken- und Pflegekassen, die Leistungen der Träger der Unfallversicherung bei Pflegebedürftigkeit sowie der Hilfe zur Pflege der Sozialhilfe müssen sich auf alltägliche und regelmäßig wiederkehrende Bedarfe beziehen. Dies gilt nicht für Leistungen der Träger der Eingliederungshilfe (§ 6 Abs. 1 Nr. 7 SGB IX). 

(4) Nach Feststellung des individuellen Bedarfs sind die LB 6 Monate an die Entscheidung, für eine oder mehrere Leistungen das PB zu wählen, gebunden. Dies gilt nicht bei Änderungen aus wichtigen Gründen (z.B. Bedarfsveränderungen).

(5) Das PB wird in der Regel monatlich als Geldbetrag an die LB ausgezahlt. Im Ausnahmefall und bei Leistungen nach § 35a SGB XI ist eine Ausgabe von Gutscheinen möglich. Eine Überprüfung des Bedarfs soll i.d.R. nach 2 Jahren erfolgen.

(6) Die Höhe des PB soll die Kosten der bisher individuell festgestellten Leistungen oder vergleichbarer Leistungen nicht überschreiten. Da es hier in der Regel zu den größten finanziellen Abweichungen kommt (z.B. stationär/besondere Wohnform gegenüber ambulanter Versorgung), ist vom zuständigen Leistungsträger eine besonders genaue Prüfung durchzuführen und zu vergleichen. Es ist aber nicht nur eine rein rechnerische Betrachtung vorzunehmen, sondern auch die bisherigen und zukünftigen persönlichen Lebens- und Wohnumstände des Leistungsberechtigten in die Wertung mit einzubeziehen. Die Zumutbarkeit und Geeignetheit einer anderen Form der Leistungserbringung muss genau begründet werden können (vgl. dazu Urteil des LSG BW vom 22.02.2018, L 7 SO 3516/14 und Urteil des SG Fulda vom 07.03.2018, S 7 SO 73/16). Diese Handhabe findet sich auch im § 104 SGB IX wieder.

(7) Ein PB kann nur für die Zukunft gewährt werden (BSG, Urteil v. 8.3.2016, B 1 KR 19/15 R). Für die Vergangenheit kommt Kostenerstattung unter den Voraussetzungen des § 18 Abs. 6 SGB IX in Betracht.

(8) Die Leistungen der EGH sind aufgrund des BSG-Urteils vom 28.01.2021 (B 8 SO 9/19 R) in der Regel nicht zu befristen. (vgl. Ausführungen zu § 120 Abs. 2 SGB IX). Dies gilt auch für das Persönliche Budget. 

Erzielt man bei Fortschreibung des Gesamtplans und dem Abschluss der ggf. neuen Zielvereinbarung nach spätestens 2 Jahren (wegen anzupassender Leistungen) keine Einigkeit über die Inhalte der Zielvereinbarung und wird diese daher vom LB nicht unterschrieben, wird der unbefristete Bescheid für die Zukunft nach § 48 SGB X aufgehoben und die Leistung als Sachleistung gewährt. Falls der tätige Leistungserbringer keine Vereinbarung nach § 123 ff. SGB IX mit dem EGHTr geschlossen hat, muss dies nachgeholt werden. Alternativ wechselt der LB zu einem Leistungserbringer, der diese Voraussetzung erfüllt.

(9) Die Beschäftigung von Angehörigen im Arbeitgebermodell ist kritisch zu sehen und ist grundsätzlich abzulehnen, sofern nicht außergewöhnliche Gründe dafürsprechen. Siehe dazu auch das Urteil des LSG Baden-Württemberg vom 25.09.2019: https://www.sozialgerichtsbarkeit.de/legacy/208573?modul=esgb&id=208573


Verfahren:

(1) Das PB ist vom LB oder dessen gesetzlichen Vertreter zu beantragen. Die Ermittlung des individuellen Bedarfs im Rahmen einer Gesamtplankonferenz nach § 119 SGB IX (auch möglich: Teilhabeplankonferenz § 20 SGB IX) wird empfohlen, vor allem wenn der angegebene Bedarf umfangreich ist oder andere Leistungsträger zu beteiligen sind. In Ausnahmefällen kann die Bedarfsermittlung auch telefonisch erfolgen (z.B. räumliche Distanz, Budgets mit geringerem zeitlichem und finanziellem Umfang). Die Ergebnisse sind in einem Protokoll festzuhalten.

(2) Nach der Bedarfsermittlung schließt der für das Verfahren zuständige Leistungsträger mit dem LB eine Zielvereinbarung mit den in § 29 Abs. 4 Satz 2 genannten Mindestregelungen ab. Diese konkretisiert insbesondere auch die gegenseitigen Pflichten. Die vereinbarten Teilhabeziele nach dem sog. SMART-Prinzip (spezifisch, messbar, anspruchsvoll, realistisch und terminiert) sind individuell zu benennen. Außerdem soll die Zielvereinbarung Auszahlungs- und Kündigungsmodalitäten, Regelungen zu Budgetresten (z.B. Übertragung eines Monatsbudgets in den Folgezeitraum, Rückzahlung nach Abrechnung o.ä.) sowie zu Meldepflichten bei Nicht-Inanspruchnahme (z.B. bei längeren Krankenhausaufenthalten) enthalten.

Kann nur Einigkeit über Teilinhalte des Antrags erzielt werden, empfiehlt es sich nur über diese Leistungen eine Zielvereinbarung abzuschließen und die Leistungen per Bescheid zu bewilligen. Die Deckung des Restbedarfs kann über die Sachleistung erfolgen.

Kann keine Einigkeit über den gesamten Antrag erzielt werden, kommt die Ablehnung des Antrages in Betracht. Dem LB kann die Gewährung in Form einer Sachleistung angeboten werden.

(3) Die Zielvereinbarung ist ein öffentlich-rechtlicher Vertrag und stellt zwingend die Voraussetzung für einen zu erlassenden Bewilligungsbescheid dar (Beschluss des LSG Sachsen-Anhalt vom 31.05.2011 Az. L 8 SO 29/10 B ER, https://www.sozialgerichtsbarkeit.de/legacy/143307?modul=esgb&id=143307; Urteil LSG Bayern vom 16.05.2013 Az. L 18 SO 74/12, https://www.sozialgerichtsbarkeit.de/legacy/162784?modul=esgb&id=162784; Beschluss des LSG Niedersachsen/Bremen vom 10.04.2014 Az. L 8 SO 506/13 B ER, https://www.sozialgerichtsbarkeit.de/legacy/169069?modul=esgb&id=169069). Wird die Zielvereinbarung aus wichtigen Gründen vom LB oder Leistungsträger gekündigt, ist der Verwaltungsakt aufzuheben (§ 29 Abs. 4 Satz 7 SGB IX).

Nur gegen den Bescheid kann vom Leistungsberechtigten Widerspruch eingelegt werden. Der leistende Träger hat dann Widerspruchs- und Klageverfahren durchzuführen. Richtet sich der Widerspruch oder die Klage inhaltlich gegen Festlegungen aus dem Bereich eines beteiligten Trägers, so ist dieser fachlich in das Verfahren einzubinden. 

(4) Der LB kann frei entscheiden, wen er mit der Leistungserbringung beauftragt. Entweder er schließt mit einem Leistungserbringer einen Vertrag ab oder er kann sich geeignetes Personal selbst suchen und anstellen. Dann tritt er selbst als Arbeitgeber auf und ist verpflichtet die allgemeinen arbeits-, steuer- und sozialversicherungsrechtlichen Regelungen zu beachten. Es ist möglich, dass der LB für einen Teil seiner Bedarfe Leistungserbringer in Anspruch nimmt und für den anderen Teil als Arbeitgeber auftritt. In der Regel ist eine Beschäftigung von nahen Angehörigen nicht vorgesehen und nicht zulässig: https://www.sozialgerichtsbarkeit.de/legacy/208573?modul=esgb&id=208573

(5) Für die Verwaltung und Abrechnung des Budgets ist der LB selbst verantwortlich. Die Einrichtung eines separaten Kontos wird empfohlen. Sofern der LB als Arbeitgeber auftritt, kann die Hinzuziehung eines Steuerberaters o.ä. zur Lohnabrechnung der angestellten Mitarbeiter notwendig sein. 

(6) Für den Nachweis der Verwendung des Geldes und für die Qualitätssicherung, sollten rechtzeitig vor Ablauf des Bewilligungszeitraumes die entsprechenden Unterlagen angefordert werden und ggf. eine Gesamtplan-/Teilhabeplankonferenz durchgeführt werden.


Sonstiges:

(1) Soweit die Kosten nicht bereits im jeweils angesetzten Stundensatz für die bewilligten Leistungen enthalten sind, können die Aufwendungen für den Steuerberater und Kontoführungsgebühren zusätzlich bei der Bemessung des monatlichen Budgetbetrages berücksichtigt werden.

(2) Die Kostenübernahme für eine Budgetassistenz ist nicht vorgesehen.

(3) Der Träger der Eingliederungshilfe hat den LB gem. § 106 Abs. 2 Nr. 7 und Abs. 3 Nr. 9 SGB IX zu beraten und zu unterstützen.
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Eingliederungshilferichtlinien - EHR	 - Stand: Mai 2024
[bookmark: _Toc184045738]Zu § 47 Hilfsmittel (medizinische Rehabilitation)


Grundsätzliches:

(1) Hilfsmittel im Rahmen der medizinischen Rehabilitation werden von den EHTr. gem. 
§§ 102 Abs. 1 Nr. 1, 109 i. V. m. 42 Abs. 2 Nr. 6, 47 SGB IX gewährt.

Die Leistungen entsprechen gem. § 109 Abs. 2 SGB IX den Rehabilitationsleistungen der GKV.

(2) Gem. § 47 Abs. 1 SGB IX umfassen Hilfsmittel (Körperersatzstücke sowie orthopädische und andere Hilfsmittel) Hilfen, die vom LB getragen oder mitgeführt oder bei einem Wohnungswechsel mitgenommen werden können. 
Körperersatzstücke sind Gegenstände, die eine verloren gegangene Körperfunktion möglichst vollwertig ersetzen (z.B. Bein- oder Zahnprothesen).
Orthopädische Hilfsmittel dienen der Unterstützung vorhandener Körperteile bei Gesundheitsschäden des Stütz- oder Bewegungsapparates (z.B. Orthopädische Schuhe bei Schiefstellung der Wirbelsäule).
Andere Hilfsmittel sind z.B. Rollstühle und sonstige Mobilisationshilfen (u.a. Unterarmgehstöcke).


Voraussetzungen:

(1) Das Hilfsmittel muss gem. § 47 Abs. 1 SGB IX erforderlich sein, um einer drohenden Behinderung vorzubeugen (Nr.1), den Erfolg einer Heilbehandlung zu sichern (Nr.2) oder eine Behinderung bei der Befriedigung von Grundbedürfnissen des täglichen Lebens auszugleichen (Nr.3). Erforderlichkeit bedeutet, dass keine gleich geeigneten Versorgungsmöglichkeiten zur Verfügung stehen. Hierbei ist auch zu prüfen, mit welchen Hilfsmitteln der LB bereits ausgestattet ist.
Gebrauchsgegenstände des täglichen Lebens sind gem. § 47 Abs. 1 Nr. 3 SGB IX nicht vom Leistungsumfang erfasst. Bei Gebrauchsgegenständen kommt bei entsprechender Zwecksetzung ggf. eine Gewährung im Rahmen der Sozialen Teilhabe (siehe EHR zum § 84 SGB IX) und Leistungen zur Teilhabe an Bildung (siehe EHR zum § 112 Abs. 1 Satz 5 bis 8 SGB IX) in Betracht.

(2) Der Nachrang der Eingliederungshilfe nach § 91 SGB IX ist zu beachten.
Ein Leistungsanspruch im Rahmen der Eingliederungshilfe als medizinische Rehabilitation kommt nur für Personen in Betracht, die nicht krankenversichert sind oder bei denen die private Krankenversicherung die Leistung nicht abdeckt. Bezüglich Pflegehilfsmitteln siehe Ausführungen bei § 84 SGB IX und Ausführungen zum § 64 d SGB XII in den SHR.

Kriterien, die die GKV im Rahmen der medizinischen Rehabilitation nach § 33 SGB V zur Prüfung der Zuständigkeit berücksichtigen muss:
Die BSG-Rechtsprechung unterscheidet bei der Prüfung der Erforderlichkeit zwischen dem unmittelbaren und dem mittelbaren Behinderungsausgleich. 

1. Unmittelbarer Behinderungsausgleich
Unter dem unmittelbaren Behinderungsausgleich versteht das BSG den Ausgleich der ausgefallenen oder beeinträchtigten Körperfunktion selbst (z.B. Beinprothese, vgl. BSG vom 18.06.2014 – B 3 KR 8/13, BSG v. 21.03.2013 – B 3 KR 3/12 R, https://www.sozialgerichtsbarkeit.de/legacy/161584?modul=esgb&id=161584, BSG, Urteil v. 18.06.2014 - B 3 KR 8/13 R - NWB Urteile). Bei Hilfsmitteln, die dem unmittelbaren Behinderungsausgleich dienen, wird bei Erstbeschaffung die Erforderlichkeit zum Ausgleich eines Grundbedürfnisses stets bejaht.

2. Mittelbarer Behinderungsausgleich
Als mittelbaren Behinderungsausgleich beschreibt das BSG Hilfsmittel, die den Zweck haben, die direkten und indirekten Folgen der Behinderung auszugleichen (z.B. Rollstuhl). 

2.1. Basisausgleich
Beim mittelbaren Behinderungsausgleich ist die GKV nur für einen Basisausgleich der Folgen der Behinderung zuständig. Nach ständiger Rechtsprechung des BSG ist ein Hilfsmittel nur zu gewähren, wenn dieses die Auswirkungen der Behinderung im gesamten täglichen Leben beseitigt oder mildert.

2.2. Allgemeines Grundbedürfnis
Es muss ein allgemeines Grundbedürfnis des täglichen Lebens betroffen sein. Ein allgemeines Grundbedürfnis liegt nicht vor, wenn nur Teilbereiche des Lebens betroffen sind (Beruf/Gesellschaft/Freizeit), vgl. BSG v. 06.08.1998 – B 3 KR 3/97 R, BSG, Urteil vom 6. 8. 1998 – B 3 KR 3/97 R (lexetius.com).
Zu den allgemeinen Grundbedürfnissen des täglichen Lebens gehören nach ständiger Rechtsprechung des BSG das Gehen (max. 6 km/h), Stehen, Sitzen, Liegen, Greifen, Sehen, Hören, die Nahrungsaufnahme, das Ausscheiden, die elementare Körperpflege, das selbständige Wohnen sowie das Erschließen eines gewissen körperlichen und geistigen Freiraums. Joggen, Fahrradfahren und Autofahren ist kein Grundbedürfnis (BSG, Urt. v. 30.11.2017 - B 3 KR 3/16 R, Urteil B 3 KR 3/16 R Bundessozialgericht vom 30.11.2017 im Volltext mit Referenzen und Zitaten bei ra.del). Ein behinderter Mensch hat keinen Anspruch darauf, sich schneller fortzubewegen, als mit Schrittgeschwindigkeit. 

2.3. Grundbedürfnis zur Erschließen eines gewissen körperlichen Freiraums
Zum körperlichen Freiraum gehört die Fähigkeit, sich in der eigenen Wohnung zu bewegen und die Wohnung zu verlassen, um bei einem kurzen Spaziergang an die frische Luft zu kommen oder um die Stellen zu erreichen, an denen Alltagsgeschäfte zu erledigen sind, üblicherweise im Nahbereich der Wohnung (z.B. Supermarkt, Arzt, Apotheke, Bank, Post). Die Besonderheiten des konkreten Wohnumfeldes (z.B. Entfernung zu Einkaufsmöglichkeiten, hügelige Umgebung) spielen dabei keine Rolle (siehe u.a. BSG-Urt. v. 12.08.2009 Az. B 3 KR 8/08 R, https://www.sozialgerichtsbarkeit.de/legacy/124079?modul=esgb&id=124079).

2.4. Nahbereich der Wohnung
Grundsätzlich umfasst der Versorgungsumfang der GKV nur die Sicherstellung der Fortbewegung im Nahbereich. Hierbei ist auf den Bewegungsradius, den ein Nichtbehinderter üblicherweise zu Fuß zurücklegt, abzustellen. Dies entspricht dem Umkreis, der mit einem vom behinderten Menschen selbstbetriebenen Aktivrollstuhl erreicht werden kann (BSG-Urt. v. 18.05.2011 Az. B 3 KR 7/10 R, https://www.sozialgerichtsbarkeit.de/legacy/143925?modul=esgb&id=143925). Es können jedoch Gesichtspunkte vorliegen, die ein Mehr an Mobilität rechtfertigen, wie z. B. bei Kindern und Jugendlichen, die Integration in den Kreis Gleichaltriger. Allein der Umstand, dass das Hilfsmittel (hier: Spezialtherapiedreirad) neben der Erschließung des Nahbereichs auch Freizeitinteressen dienen kann, schließt nicht bereits die Erforderlichkeit des Hilfsmittels zur Befriedigung des Grundbedürfnisses nach Mobilität aus, ebenso steht einem Anspruch nicht bereits entgegen, dass das Hilfsmittel über einen elektrischen Hilfsmotor verfügt (BSG, Urteil vom 07.05.2020, Az. B 3 KR 7/19 R; https://www.sozialgerichtsbarkeit.de/legacy/212978?modul=esgb&id=212978). Vielmehr sind im Anwendungsbereich des § 33 Abs.1 SGB V jeweils die Umstände des Einzelfalles unter besonderer Berücksichtigung der Wertung des Art. 3 Abs. 3 S. 2 GG maßgeblich, wonach es Menschen mit Behinderungen ermöglicht werden soll, so weit wie möglich ein selbstbestimmtes und selbstständiges Leben zu führen.


(3) Die Versorgung umfasst auch die Kosten einer notwendigen Unterweisung im Gebrauch sowie die Instandhaltung und die Änderung (§47 Abs. 2 Satz 1 SGB IX).

(4) Im Einzelfall ist eine Doppelausstattung im Rahmen der medizinischen Rehabilitation durch die GKV möglich (z.B. Zweitrollstuhl).

(5) Die Kostenübernahme für Brillengläser für Volljährige ist im § 33 Abs. 2 SGB V geregelt. Es besteht ein Anspruch bei Kurz- und Weitsichtigkeit ab einer Brechkraft von mindestens 6 Dioptrien oder bei Hornhautverkrümmung ab mindestens 4 Dioptrien (vgl. BAGüS Mitgliederinfo 01/2020 und BSG-Urt. v. 18.07.2019, Az. B 8 SO 4/18 R, https://www.bsg.bund.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2019/2019_07_18_B_08_SO_04_18_R.html).

(6) Bei Hilfsmitteln im Rahmen der medizinischen Rehabilitation handelt es sich um privilegierte Leistungen nach §§ 138 Abs. 1 Nr. 2, 140 Abs. 3 SGB IX. Sie sind daher ohne Prüfung von Einkommen und Vermögen zu gewähren.



[bookmark: _Toc46916774]
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Eingliederungshilferichtlinien - EHR - Stand: Dezember 2021
[bookmark: _Toc184045739]Zu § 58 Leistungen im Arbeitsbereich


Grundsätzliches:
 	
(1) Leistungen im Arbeitsbereich einer anerkannten WfbM werden als Hilfe zur Teilhabe am Arbeitsleben (§§ 102 Abs. 1 Nr. 2, 111 Abs. 1 Nr. 1, 58 SGB IX und § 219 Abs. 1 S. 1 SGB IX) erbracht. 
 
(2) Die Bearbeitung/Prüfung von Anträgen auf Leistungen der Teilhabe am Arbeitsleben erfolgt unter Berücksichtigung der BAGüS-Werkstattempfehlungen 2021 (WE-2021 BAGüS). Ebenso wird auf die „Orientierungshilfe der BAGüS zur trägerübergreifenden Zusammenarbeit im Kontext der Beantragung von Leistungen im Eingangsverfahren/Berufsbildungsbereich/Arbeitsbereich in Werkstätten für behinderte Menschen/bei anderen Leistungsanbietern“ verwiesen (https://www.lwl.org/spur-download/bag/190711_orientierungshilfe_Zusammenarbeit.pdf).
 
(3) Voraussetzung für die Aufnahme ist, dass die Person wegen Art oder Schwere der Behinderung, nicht, noch nicht oder noch nicht wieder auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt beschäftigt werden kann (§ 219 Abs. 1 SGB IX). Es ist eine volle Erwerbsminderung i. S. d. § 43 Abs. 2 SGB VI erforderlich. Diese kann sowohl auf Dauer als auch auf Zeit sein. 
 
(4) Eine andere Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben (z. B. § 49, 55 SGB IX) ist – soweit diese in Betracht kommt – vorrangig. 
 
(5) Für Leistungen im Arbeitsbereich kommen neben dem Eingliederungshilfeträger (§ 6 Abs. 1 Nr. 7 SGB IX) folgende Rehabilitationsträger in Betracht: 
 
· Träger 	der 	Unfallversicherung 	(z. 	B. 	Behinderung 	aufgrund 	von 
Arbeitsunfällen/Berufskrankheiten) 
· Träger der Kriegsopferfürsorge und der Kriegsopferversorgung im Rahmen des Rechts der sozialen Entschädigung (z. B. Behinderung aufgrund Opfer einer Gewalttat)  Träger der öffentlichen Jugendhilfe (bei Leistungen nach § 35 a SGB VIII) 
 
Die Leistungen des Eingliederungshilfeträgers sind hier nachrangig (§ 91 SGB IX). 
 
(6) Für die Aufnahme in den Arbeitsbereich ist in der Regel Voraussetzung, dass zuvor Leistungen im Eingangsverfahren und im Berufsbildungsbereich (§ 57 SGB IX) oder entsprechende Leistungen bei aLa (§ 60 SGB IX) erbracht wurden. Diese Voraussetzung entfällt, falls der LB bereits über die erforderliche Leistungsfähigkeit für die geplante Tätigkeit im Arbeitsbereich verfügt, die er sich am allgemeinen Arbeitsmarkt erworben hat (z.B. LB mit einer abgeschlossenen Schreinerausbildung möchte in einer WfbM mit Schreinerei arbeiten, ggf. mit erfolgreichem Praktikum). 
 
(7) Zeiten von vorausgehenden Maßnahmen zur betrieblichen Qualifizierung (Unterstützte Beschäftigung gem. § 55 SGB IX) werden auf Zeiten im Berufsbildungsbereich zur Hälfte angerechnet (§ 57 Abs. 4 SGB IX). Ebenso kann das Eingangsverfahren von 3 Monaten auf 4 Wochen verkürzt werden (§ 57 Abs. 2 SGB IX und § 3 Abs. 2 WVO). Beides bedingt u.U. den früheren Eintritt in den Arbeitsbereich. 
 
(8) Eine Aufnahme in den Arbeitsbereich einer WfbM setzt außerdem voraus, dass der behinderte Mensch ein Mindestmaß an wirtschaftlich verwertbarer Arbeitsleistung erbringen kann (§ 58 Abs. 1 Satz1 SGB IX, Nr. 3.3 WE-2021 BAGüS). 
Ein Anspruch auf Wiederaufnahme/Rückkehr in die WfbM besteht für leistungsberechtigte Menschen, die aus einer WfbM ausgeschieden und auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt übergegangen sind bzw. bei einem aLa oder mit Hilfe des Budgets für Arbeit (§ 61 SGB IX)/Budgets für Ausbildung (§ 61a) am Arbeitsleben teilgenommen haben (§ 220 Abs. 3 SGB IX). Voraussetzung für die Wiederaufnahme ist, dass die Aufnahmevoraussetzungen gem. §§ 219 Abs. 2, 220 Abs. 1 SGB IX erfüllt sind. Der Anspruch auf Wiederaufnahme gilt ohne zeitliche Begrenzung (max. bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze) und bedarf keines besonderen Grundes (weiteres siehe auch Nr. 9.1 WE-2021 BAGüS).

Bei behinderten Menschen mit sehr hohem Pflegebedarf und/oder Selbst- oder Fremdgefährdung ist eine Aufnahme nicht möglich (§ 219 Abs. 2 SGB IX).  

(9) Die Leistungsgewährung erfolgt ohne Anrechnung von Einkommen und Vermögen (§§ 138 Abs. 1 Nr. 3, 140 Abs. 3 SGB IX). 
 
(10) Die im Arbeitsbereich einer WfbM beschäftigten behinderten Menschen haben Anspruch auf Zahlung eines Arbeitsentgeltes (§ 221 SGB IX). Sie haben auch Anspruch auf Arbeitsförderungsgeld, soweit das Arbeitsentgelt den Höchstbetrag nicht übersteigt (§ 59 SGB IX). 
 
(11) Während der Beschäftigung in einer anerkannten WfbM besteht Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung (§ 5 Abs. 1 Nr. 7 SGB V, § 20 Abs. 1 Nr. 7 SGB XI, § 1 Nr. 2a SGB VI). Bestandteil der Leistungsbewilligung sind daher auch die Sozialversicherungsbeiträge.  
 
Die Beschäftigung in der WfbM unterliegt nicht der Arbeitslosenversicherungspflicht nach dem SGB III, da die hier beschäftigten behinderten Menschen als dauerhaft erwerbsunfähig gelten und damit dem allgemeinen Arbeitsmarkt und der Arbeitsvermittlung nicht zur Verfügung stehen. 
 
(12) Nach 20-jähriger Beschäftigung in der WfbM ergibt sich für die behinderten Menschen ein Anspruch auf Erwerbsminderungsrente (§ 43 Abs. 6 SGB VI). Sollten durch den Bezirk ergänzend Grundsicherungsleistungen nach dem SGB XII an den LB gezahlt werden, empfiehlt es sich den Anspruch auf Rente mittels Anforderung eines Versicherungsverlaufs bei der zuständigen Rentenversicherung zu überprüfen.

Auch für Abgänger aus der WfbM oder von aLa werden Zeiten einer nicht erfolgreichen Eingliederung auf den allgemeinen Arbeitsmarkt auf die Wartezeit von 20 Jahren angerechnet (§ 43 Abs. 2 Satz 3 Nr.2 SGB VI, Nr. 9.2 Abs. 2 WE-2021 BAGüS).


Einzugsgebiet 
 
(1) Jede WfbM verfügt über ein Einzugsgebiet, das im Rahmen des Anerkennungsverfahrens nach § 225 SGB IX festgelegt ist (Nr. 8.2 WE-BAGüS). Die WfBM sind verpflichtet die LB aus ihrem Einzugsgebiet aufzunehmen (§ 220 Abs. 1 SGB IX). 

(2) Die Aufnahme erfolgt in der Regel, bezogen auf den Wohnort des LB, in die nächstgelegene Werkstatt (Ausnahme: „Spezialwerkstätten“ mit überregionalem Einzugsgebiet z. B. für Sehbehinderte, Hörgeschädigte sowie vorrangig körperlich oder seelisch behinderte Personen).

(3) Das Einzugsgebiet muss so bemessen sein, dass die WfbM für die behinderten Menschen mit öffentlichen oder sonstigen Verkehrsmitteln in zumutbarer Zeit erreichbar ist (§ 8 Abs. 3 WVO, Nr. 8.2 Abs. 4 WE-2021 BAGüS).  

Wünscht der LB eine Aufnahme in eine andere WfbM, so ist im Rahmen des Wunsch- und Wahlrechts (§ 104 SGB IX) die Angemessenheit zu prüfen. 


Beschäftigungsformen

(1) Die WfbM soll über ein möglichst breites Angebot an Arbeitsplätzen verfügen, um den LB entsprechend seiner Leistungsfähigkeit, Entwicklungsmöglichkeiten, Eignung und Neigung zu beschäftigen (§ 5 WVO). 

(2) Im Rahmen des Werkstattbesuchs bestehen folgende Beschäftigungsmöglichkeiten: 

· In der Betriebsstätte selbst 
 
Der LB wird in der Haupt- oder einer Zweigwerkstatt beschäftigt. Hier wird die volle mit dem WfbM-Träger vereinbarte Vergütung bezahlt.  
 
· Außenarbeitsgruppen ohne Anerkennung (Betriebsstätten Dritter) 
 
Hier arbeitet eine Gruppe von Werkstattbeschäftigten gemeinsam unter der Betreuung einer verantwortlichen Werkstattfachkraft in einem Betrieb des allgemeinen Arbeitsmarktes.  
 
· Einzelarbeitsplätze in Fremdfirmen - Außenarbeitsplätze (siehe Nr. 10.3.3 WE-2021 BAGüS) 
 
Bei ausgelagerten Einzelarbeitsplätzen handelt es sich um eine Tätigkeit von Werkstattbeschäftigten außerhalb der WfbM in Betrieben des allgemeinen Arbeitsmarktes unter Beibehaltung des WfbM-Status (§ 5 Abs. 4 WVO). Dazu zählen auch eigene Unternehmen des WfbM-Trägers. 
 
Die Leistungsgewährung erfolgt hier befristet (entsprechend dem Zeitraum der Kooperationsvereinbarung zwischen WfbM und Arbeitgeber). 
 
Bei einer Verlängerung der Maßnahme, ist von der WfbM auch eine Stellungnahme der Beschäftigungsfirma vorzulegen, aus der hervorgeht, inwieweit Bereitschaft besteht, den LB in ein reguläres Arbeitsverhältnis zu übernehmen.  
 
Die Vergütung an die WfbM kann hier nach bezirke-internen Bestimmungen von der gültigen Leistungsvereinbarung abweichen.


Fahrtkosten

(1) Die notwendigerweise entstehenden Fahrtkosten zur WfbM sind eine Annexleistung und vom Träger der Eingliederungshilfe zu übernehmen (siehe Urteil des BSG vom 	27.02.2020, (Az. B 8 SO 18/18 R sowie Nr. 18.8.5 b) WE-2021 BAGüS). 
 



(2) Es gibt verschiedene Möglichkeiten zum jeweiligen Arbeitsplatz zu gelangen: 
 
· zu Fuß (wenn der LB die WfbM fußläufig erreichen kann) 
· mit dem Fahrrad 
· mit ÖPNV (Bus, Bahn) 
· mit eigenem PKW / Kraftrad (Mofa, u.ä.) 
· mit einem von der WfbM eingerichteten Fahrdienst 
· mittels Einzeltransport (z. B. Taxi) 
 
Soweit die WfbM vom LB nicht fußläufig erreicht werden kann, werden die Kosten für die günstigste Hin- und Rückfahrt mit öffentlichen Verkehrsmitteln übernommen, soweit deren Nutzung möglich ist.  

Für LB, die im Besitz eines Schwerbehindertenausweises mit den Merkzeichen G, aG, Gl, Bl oder H sind, ist die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel kostenfrei bzw. stark vergünstigt, so dass die Kosten nicht bzw. nur im verminderten Umfang übernommen werden. Gegebenenfalls erfolgt die Übernahme der Kosten für die Wertmarke (§§ 228 ff SGB IX), soweit diese nicht kostenlos erworben werden kann.  

Ist aufgrund Art und Ausmaß der Behinderung oder wegen der ungünstigen Verbindung (z. B. häufiges Umsteigen, lange Anfahrtszeit) die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel nicht möglich, können die Kosten für die Fahrt mit dem von der Werkstatt eingerichteten Fahrdienst (§ 8 Abs. 4 WVO) oder durch einen Fahrdienstanbieter übernommen werden. Auch eine Erstattung der Fahrtkosten mit dem eigenen Fahrzeug ist möglich. Für die Fahrt mit dem eigenen Fahrzeug wird in Anlehnung an Art. 6 Bayerisches Gesetz über die Reisekostenvergütung (BayRKG) eine Erstattung der Fahrtkosten gewährt. Bei einer möglichen Nutzung des ÖPNV kann für die Fahrt mit dem eigenen Fahrzeug die Erstattung auf die Höhe der Kosten des ÖPNV begrenzt werden (Nr. 18.8.5 b Abs. 5 WE-2021 BAGüS). 

Kosten für die Einzelbeförderung (z. B. Taxi) sind zu übernehmen, wenn dies im Einzelfall erforderlich ist (siehe auch Ziffer 5). Soweit eine Einzelbeförderung notwendig ist, sind ggf. – je nach bezirke-interner Regelung - mindestens 2 Kostenvoranschläge einzureichen. 

Kosten für Begleitpersonen werden nur übernommen, wenn dies im Einzelfall (z. B. Fremdgefährdung während der Fahrt) erforderlich ist und eine Begleitperson in der Fahrlinie/-tour nicht vorhanden ist. Zum Nachweis der Erforderlichkeit kann ein ärztliches Attest notwendig sein, z.B. bei Epilepsie, eine Stellungnahme der WfbM oder des Beförderungsunternehmens (z.B. bei Gefährdung Fahrer und Mitfahrer) und/oder eine Prüfung durch den eigenen Fachdienst erfolgen. 

Soweit eine Begleitperson bei Fahrten mit öffentlichen Verkehrsmitteln eingesetzt wird, kann bei Vorliegen des Merkzeichens B im Schwerbehindertenausweis die Begleitperson das öffentliche Verkehrsmittel kostenfrei nutzen.

Teilzeitbeschäftigung

(1) Gemäß § 6 Abs. 1 WVO wird bei Werkstattbeschäftigten von einer regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von 35 bis 40 Stunden ausgegangen. Entsprechend § 6 Abs. 2 WVO ist einzelnen behinderten Menschen eine kürzere Beschäftigungszeit zu ermöglichen, wenn es wegen Art oder Schwere der Behinderung oder zur Erfüllung des Erziehungsauftrages notwendig erscheint.  

(2) Nach § 221 Absatz 1 SGB IX stehen Menschen mit Behinderung im Arbeitsbereich anerkannter WfbM, wenn sie nicht Arbeitnehmer sind, zu den WfbM in einem arbeitnehmerähnlichen Rechtsverhältnis. Hiernach ergibt sich auch die Möglichkeit der Reduzierung der Beschäftigungszeit nach § 8 Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG). Nach § 8 Abs. 4 TzBfG ist einer Verringerung der Arbeitszeit zuzustimmen, wenn betriebliche Gründe nicht entgegenstehen (Nr. 12.4 Abs. 2 und 3 WE-2021 BAGüS). 

Der Nachweis über die Notwendigkeit einer Teilzeitbeschäftigung erfolgt durch ein ärztliches Attest und/oder eine fachliche Stellungnahme der WfbM. 

(3) Unabhängig davon, ob eine tägliche, stundenweise oder tageweise Reduzierung der Beschäftigungszeit erfolgt, ist allerdings eine Mindestbeschäftigungszeit einzuhalten. Ausgenommen hiervon sind Menschen mit Behinderung, die innerhalb angemessener Zeit voraussichtlich wieder an die Mindestbeschäftigungszeit herangeführt werden können. Die Mindestbeschäftigungszeit muss sich, gemessen an der üblichen Vollzeitbeschäftigung der betreffenden WfbM, über einen nicht unerheblichen Teil des Tages/ der Woche verteilen. Diese Voraussetzung ist dann erfüllt, wenn die Beschäftigungszeit den Umfang von 15 Std./Woche nicht unterschreitet. Diese Zeiten beinhalten auch Zeiten für arbeitsbegleitende Maßnahmen sowie Pausen. Wegezeiten, um die WfbM zu erreichen, gelten nicht als Beschäftigungszeit.  

In den Fällen, in denen eine Beschäftigungszeit von mindestens 15 Stunden pro Woche auf Dauer nicht möglich ist, sind andere tagesstrukturierende Maßnahmen anzustreben (Nr. 12.4 Abs. 5 WE-2021 BAGüS).  

Die Teilzeitbeschäftigung wirkt sich dann nicht mindernd oder verkürzend auf die Höhe des AföG aus, wenn die Verkürzung der Beschäftigungszeit nach den Vorgaben des § 6 WVO erfolgt, also in der Behinderung oder in Erfüllung des Erziehungsauftrages liegt (Nr. 12.3.2 Abs. 8 WE-2021 BAGüS). 

(4) Die Bezirke können bei Teilzeitbeschäftigung bzw. stundenreduzierter Beschäftigung den täglichen Vergütungssatz an die WfbM entsprechend bezirkeinterner Vereinbarungen kürzen. Künftig wird es dazu eine einheitliche Regelung in der Rahmenleistungsvereinbarung WfbM zum Landesrahmenvertrag nach § 131 SGB IX geben.


Begleiteter Übergang auf den allgemeinen Arbeitsmarkt (BÜWA)

(1) Bei BÜWA handelt es sich um eine durch eine Kooperationsvereinbarung zwischen dem Bayer. Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales, dem Bayer. Bezirketag sowie den sieben bayer. Bezirken, der Regionaldirektion der BA und dem Zentrum Bayern Familie und Soziales geförderte gemeinsame Maßnahme zur Förderung des Übergangs von erwerbsunfähigen behinderten Menschen in den allgemeinen Arbeitsmarkt. 

Zielgruppen, Verfahren und Vergütung sind in der genannten und als Anlage beigefügten Kooperationsvereinbarung vom 02.12.2019 geregelt. 

Für Teilnehmer im Arbeitsbereich einer WfbM oder bei einem aLa ist die Zuständigkeit des Bezirks gegeben. 

(2) Nach Eingang des –formlosen- Antrags des LB auf Teilnahme an der Maßnahme und ergänzender Stellungnahme der WfbM erfolgt die Prüfung anhand Nr. 1 der Kooperationsvereinbarung, ob der LB unter die Zielgruppe fällt. 

Die Hinzuziehung des Erbringers der zusätzlichen/vertieften Leistung erfolgt nach Maßgabe der lokal bestehenden Leistungsvereinbarung. Über die Teilnahme erfolgt eine Mitteilung an den LB, die WfbM, die BA und das zuständige Inklusionsamt (ZBFS). 

a) Phasen der Maßnahme 

Nach einer Vorbereitungsphase/Orientierung (ca. 3 Monate) gliedert sich das Modellprojekt in 3 Phasen: 

1. Vermittlungsqualifizierung nach Nr. 4 .1 der Kooperationsvereinbarung (Dauer 6 
– 9 Monate) 

2. Vertiefte Vermittlung nach Nr. 4.2 der Kooperationsvereinbarung (Dauer 12 – 18 Monate) 

Für die gesamte Dauer der Maßnahme nach Nr. 4. 1 und 4.2 bleibt der WfbM-Status des LB erhalten; die WfbM erhält weiterhin die volle Vergütung. An den Erbringer der zusätzlichen/vertieften Leistung wird ein monatlicher Pauschalbetrag je Teilnehmer gezahlt (Nr. 4.1. der Kooperationsvereinbarung). 

3. Abschluss eines Arbeitsvertrages - Sicherung des sozialversicherungspflichtigen Verhältnisses nach Nr. 4.3 der 
Kooperationsvereinbarung (Dauer bis zu 5 Jahren) 

Der Teilnehmer der BÜWA-Maßnahme schließt mit einem Arbeitgeber des allgemeinen Arbeitsmarktes einen Arbeitsvertrag ab. 
Zur Sicherung des Arbeitsverhältnisses sieht die Kooperationsvereinbarung die 
Zahlung eines Lohnkostenzuschusses an den Arbeitgeber vor. 
Die Höhe des Lohnkostenzuschusses wird von der zuständigen Agentur für Arbeit festgelegt und im ersten Beschäftigungsjahr von dieser voll übernommen. Die Förderung durch den Bezirk und das Inklusionsamt erfolgt ab dem 2. Jahr der Beschäftigung (2/7 Bezirk und 5/7 InA). Über den Lohnkostenzuschuss ergeht ein Bescheid an den Arbeitgeber.  

b) Bonuszahlungen 

Nach Nr. 5 der Kooperationsvereinbarung erhalten IfD und/oder WfbM/ aLa nach der „Gemeinsamen Empfehlung Integrationsfachdienste“ der Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation (BAR) vom Bezirk Zahlungen: 

· bei Abschluss des Arbeitsvertrages eine Erfolgsprämie 
· nach Ablauf der Probezeit eine Wiedereingliederungsprämie 

c) Rückkehrrecht 

Nach Nr. 6 der Kooperationsvereinbarung hat der LB bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt eine 5-jährige Rückkehrgarantie in die WfbM bzw. zu dem aLa unabhängig vom Grund der Auflösung. 
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Eingliederungshilferichtlinien - EHR	 - Stand: Januar 2023
[bookmark: _Toc184045740]Zu § 60 Andere Leistungsanbieter


(1) Menschen mit Behinderungen, die einen Anspruch auf Aufnahme in eine anerkannte WfbM haben, können - als Alternative zu einer solchen beruflichen Bildung und Beschäftigung - die Leistungen im Eingangsverfahren/Berufsbildungsbereich (§ 57 SGB IX) und Arbeitsbereich (§ 58 SGB IX) bei „Anderen Leistungsanbietern“ in Anspruch nehmen.

(2) Es gelten die für WfbM maßgeblichen Vorschriften; insbesondere haben „Andere Leistungsanbieter“ dieselben Qualitätsanforderungen zu erfüllen, wie eine WfbM. 
Ausnahmen hierzu sind abschließend in § 60 Abs. 2 SGB IX genannt.

(3) Die Öffnung der Anforderungen an die Mindestplatzzahl sowie die Ausstattung (§ 60 Abs. 2 SGB IX) ermöglicht auch eine Leistungserbringung durch kleinere Anbieter, welche die Maßnahmen der beruflichen Bildung oder eine Beschäftigung nicht in gesonderten Räumlichkeiten, sondern in Unternehmen des allgemeinen Arbeitsmarktes anbieten.

(4) „Anderer Leistungsanbieter“ kann jeder Leistungserbringer sein, der die fachlichen Anforderungen erfüllt. Eine Beschränkung auf bestimmte Firmen oder eine Auswahl von Trägern ist nicht vorgesehen.

(5) Der „Andere Leistungsanbieter“ muss im Gegensatz zur WfbM nicht alle Leistungen (Eingangsverfahren, Berufsbildungsbereich, Arbeitsbereich) anbieten.
Stattdessen kann sich das Leistungsangebot nur auf einzelne der vorgenannten Bereiche beschränken.

Des Weiteren besteht die Möglichkeit, dass die Leistung „Arbeitsbereich“ nicht komplett nur von einem, sondern von mehreren Leistungsanbietern zusammen erbracht wird. 
Ggf. müssen diese dann untereinander sicherstellen, dass sie zusammen ein komplettes Angebot erbringen.

(6) Im Unterschied zur WfbM haben „Andere Leistungsanbieter“ keine Aufnahmeverpflichtung und kein zugewiesenes Einzugsgebiet.

(7) Für die bei „Anderen Leistungsanbietern“ beschäftigten Leistungsberechtigten gelten dieselben sozialversicherungsrechtlichen Regelungen wie bei in WfbM tätigen Personen.
Dem Menschen mit Behinderung ist ein angemessenes Arbeitsentgelt sowie Arbeitsförderungsgeld nach § 59 zu gewähren (vgl. § 111 Abs. 3 i. V. m. Abs. 1 Nr. 2 SGB IX).

(8) Von den Bayerischen Bezirken wurde eine Mustervereinbarung für die „Teilhabe am Arbeitsleben durch andere Leistungsanbieter nach § 60 SGB IX im Arbeitsbereich“ erstellt, mit der eine Vergütung mit einem „Anderen Leistungsanbieter“ vereinbart werden kann.




Sobald eine Vereinbarung abgeschlossen ist, werden die Grunddaten (Name des Anbieters, Postanschrift, die Art des Leistungsangebots (Arbeitsbereich) sowie ggf. weitere Vertragspartner) an eine zentrale Datei der Bundesagentur für Arbeit (REHADAT) mitgeteilt und sind dort abrufbar https://www.rehadat-adressen.de/de/arbeit-beschaeftigung/anderer-leistungsanbieter-nach-dem-bthg/index.html
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Eingliederungshilferichtlinien - EHR	 - Stand: Dezember 2019
[bookmark: _Toc46916775][bookmark: _Toc184045741]Zu § 61 Budget für Arbeit 


Grundsätzliches:

(1) Leistungsberechtigte sind nur diejenigen Menschen mit Behinderung, die Anspruch auf Leistungen im Arbeitsbereich einer WfbM haben.

(2) Ein direkter Zugang zum ersten Arbeitsmarkt nach Schulabschluss wird durch das Budget für Arbeit (BfA) nicht gefördert. Leistungen nach § 61 SGB IX setzen eine vorherige berufliche Bildung, z. B. nach § 57 SGB IX, voraus.

(3) Voraussetzung für ein BfA ist der Abschluss eines Arbeitsvertrages mit einem privaten oder öffentlichen Arbeitgeber mit einer tarifvertraglichen oder ortsüblichen Entlohnung.

(4) Vor der Entscheidung über den Antrag ist der Leistungsberechtigte schriftlich darauf hinzuweisen, dass sich die Beschäftigung außerhalb einer WfbM auf die Höhe seiner späteren bzw. einer bereits gewährten Rente wegen Erwerbsunfähigkeit auswirken kann.
Wegen näherer Auskünfte ist dem Leistungsberechtigten unbedingt eine Beratung durch den für ihn zuständigen Rentenversicherungsträger zu empfehlen.

Bei der Inanspruchnahme des Budgets für Arbeit in Inklusionsbetrieben gilt das Rentenprivileg nach § 162 SGB VI entsprechend dem Arbeitsbereich der WfbM. Dies ergibt sich daraus, dass Personen, die unmittelbar aus dem Arbeitsbereich der Werkstatt in den Inklusionsbetrieb wechseln und dort das Budget für Arbeit in Anspruch nehmen, den rentenrechtlichen Status aus der Werkstatt beibehalten. (siehe BAGüS-Orientierungshilfe zur Teilhabe am Arbeitsleben - Stand Dezember 2017)

(5) Das BfA umfasst mindestens einen Lohnkostenzuschuss (Minderleistungsausgleich) an den Arbeitgeber. Sofern behinderungsbedingt notwendig, kommen noch die Kosten für eine Anleitung und/oder Begleitung am Arbeitsplatz hinzu.

Der Anspruch auf Lohnkostenzuschuss ist mit dem Anspruch des Leistungsberechtigten auf Lohn(fort-)zahlung verbunden. Für Zeiträume in denen Krankengeld bezogen wird, kann deshalb kein Lohnkostenzuschuss gewährt werden.

(6) Ein Arbeitsförderungsgeld wird nicht gewährt (§ 59 SGB IX i. V. m. § 111 Abs. 3 SGB IX).

(7) Die Regelungen zum Teilhabeplan- und Gesamtplanverfahren (§§ 19, 121 SGB IX) finden grundsätzlich Anwendung.


Verfahren:

(1) Die Höhe des Minderleistungsausgleichs sowie der Aufwand für eine evtl. notwendige Anleitung und/oder Begleitung werden auf Ersuchen des Bezirks durch das Inklusionsamt festgestellt. 
Das Verfahren hierzu ist in der „Rahmenvereinbarung zum Budget für Arbeit (BfA)“ vom 10.08.2018 geregelt.

(2) Der Lohnkostenzuschuss beträgt bis zu 75 % des vom Arbeitgeber regelmäßig gezahlten Entgelts. 

Der Lohnkostenzuschuss ist variabel und wird bei Änderung der Leistungsfähigkeit des Leistungsberechtigten angepasst. Zur Vereinfachung wird empfohlen, den festgestellten Prozentsatz der Minderleistung mit dem Prozentsatz des gewährten Lohnkostenzuschusses gleichzusetzen.

(3) Die notwendige Anleitung und Begleitung des behinderten Menschen am Arbeitsplatz kann vom Arbeitgeber, dem IFD und/oder einem sonstigen geeigneten Anbieter erbracht werden.

(4) Beiträge zur gesetzlichen Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung sind auf der Grundlage des Arbeitsentgeltes vom Arbeitgeber abzuführen. Es besteht jedoch keine Beitragspflicht in der Arbeitslosenversicherung. 


Sonstiges:

(1) Die Leistung soll in der Regel längstens bis zur Erreichung des erforderlichen Lebensalters für die Regelaltersrente gewährt werden (58 Abs. 1 S. 3 SGB IX).
Über eine mögliche Ausnahme entscheidet der Träger der Eingliederungshilfe im Einzelfall, wobei abzuwägen ist, ob Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben weiterhin angezeigt sind oder andere tagesstrukturierende Leistung sinnvoll sein können.

(2) Neben dem BfA sind weiterhin Leistungen der begleitenden Hilfen nach der SchwbAV möglich. Zuständig hierfür ist in der Regel das Inklusionsamt (in Bayern das ZBFS).

(3) Fahrtkosten können im Rahmen der Kfz-HV übernommen werden. (siehe „Arbeitshilfe zum Budget für Arbeit für Bezirke, ZBFS und IFD“ mit Stand vom September 2018)
Zuständig hierfür ist in der Regel das Inklusionsamt (in Bayern das ZBFS).



















Eingliederungshilferichtlinien - EHR	 - Stand: Juli 2024
[bookmark: _Toc184045742]Zu § 61a Budget für Ausbildung


Grundsätzliches:

(1) Die Bezirke sind seit dem 01.01.2022 für die Gewährung eines Budgets für Ausbildung zuständig, da der leistungsberechtigte Personenkreis des § 61a erweitert wurde. Daher wurde das Budget für Ausbildung als Leistung zur Beschäftigung in den abschließenden Katalog des § 111 Abs. 1 SGB IX aufgenommen. Die Leistung kann nun auch von LB beantragt werden, die dem Grunde nach Anspruch auf Leistungen im Arbeitsbereich einer WfbM oder bei einem anderen Leistungsanbieter nach § 58 SGB IX haben. Bisher galt der Anspruch nur für LB mit Anspruch auf Leistungen im Berufsbildungsbereich bei einer WfbM oder einem anderen Leistungsanbieter nach § 57 SGB IX.

(2) Das Budget ermöglicht es dem LB eine Ausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf (siehe Verzeichnis der anerkannten Ausbildungsberufe 2022: https://www.bibb.de/dienst/publikationen/de/17944) oder in einem Ausbildungsgang nach § 66 des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) bzw. nach § 42r der Handwerksordnung (Fachpraktikerberufe: Suchergebnisse - BERUFENET - Bundesagentur für Arbeit (arbeitsagentur.de)) zu absolvieren. Bei der Fachpraktiker-Ausbildung handelt es sich um eine theoriereduzierte Ausbildung.
Allerdings kann das Budget nur für eine Erstausbildung gewährt werden. 

(3) Die Bundesagentur für Arbeit soll die leistungsberechtigten Personen bei der Suche nach einem geeigneten Ausbildungsplatz sowie bei der Suche nach einer Einrichtung der beruflichen Rehabilitation unterstützen, sofern der Besuch einer Berufsschule am Ort des Ausbildungsplatzes nicht möglich ist. 

Wenn vor Ort kein Ausbildungsbetrieb vorhanden ist, der zur Ausbildung im Rahmen des Budgets für Ausbildung bereit ist, ist der Leistungsträger nicht verpflichtet, dies in jedem Fall zu ermöglichen.

Exkurs zu den Berufsschulen:
Voraussetzung bei den Berufsschulen ist, dass diese staatlich anerkannt sind.
Bei staatlich anerkannten privaten Berufsschulen kann Schulgeld anfallen. Dieses ist nicht zu übernehmen, da der Bedarf nicht behinderungsbedingt entstanden ist. Soweit es sich um eine staatlich anerkannte private Berufsschule handelt, welche bereits ein integriertes Förderkonzept für Menschen mit Behinderung anbietet, ist bei der Feststellung des Unterstützungsbedarfs genau herauszuarbeiten, welche Leistungen behinderungsbedingt notwendig sind und welche zum normalen Schulbetrieb gehören. Auch hier gilt, dass nur Bedarfe zu decken sind, welche aufgrund der Behinderung entstehen.

(5) Die Inanspruchnahme eines Budgets für Ausbildung ist nicht Bedingung für die Inanspruchnahme eines Budgets für Arbeit. 

Ebenso haben die leistungsberechtigten Personen ein Rückkehrrecht in die WfbM oder zum anderen Leistungsanbieter, wenn die Maßnahme scheitern sollte.


Verfahren:

(1) Ein Budget für Ausbildung kann in Anspruch genommen werden, sobald ein abgeschlossener Ausbildungsvertrag vorliegt.

(2) Seitens des Kostenträgers werden die Kosten für eine angemessene Ausbildungsvergütung einschließlich des Anteils des Arbeitgebers am Gesamtsozialversicherungsbeitrag und der Beitrag zur Unfallversicherung sowie die Aufwendungen für Anleitung und Begleitung am Ausbildungsplatz und in der Berufsschule übernommen. Gleiches gilt für die erforderlichen Fahrtkosten. 

(3) Die Ausbildungsvergütung ist dann angemessen, wenn es eine einschlägige tarifvertragliche Vergütungsregelung gibt. Im anderen Fall gilt § 17 BBiG hinsichtlich des Vergütungsanspruchs und der Mindestvergütung.

Anders als beim Budget für Arbeit ist beim Gesamtsozialversicherungsbeitrag auch die Arbeitslosenversicherung mit enthalten und wird in Summe vom EHTr. für den Arbeitgeber übernommen.

(4) Der Bedarf an erforderlicher Anleitung und Begleitung am Ausbildungsplatz und in der Berufsschule wird durch den Fachdienst der Bezirke ermittelt und festgestellt. Bei der Bedarfsermittlung kann sowohl der Ausbildungsbetrieb als auch der IFD oder der Fachdienst der Bundesagentur für Arbeit um Unterstützung gebeten werden.

Der Assistenzbedarf während der schulischen und praktischen Ausbildung wird als Geldleistung in Form eines Budgets den LB zur Verfügung gestellt, so dass der LB sich seine Assistenzkräfte selbst auswählen kann und mit diesen vertragliche Vereinbarungen treffen kann. Hierfür kommen z.B. Job Coaches, Mitarbeiter eines Bildungsträgers oder Mitarbeiter des Ausbildungsbetriebes in Frage.

(5) Für den Sonderfall, dass keine Berufsschule am Ort der Ausbildung besucht werden kann, kann der schulische Teil der Ausbildung in Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation nach § 51 SGB IX absolviert werden. Dazu gehören Berufsbildungswerke, Berufsförderungswerke und vergleichbare Einrichtungen. Diese Einrichtungen müssen dem Leistungsträger vor Abschluss einer Vereinbarung mit dem LB konkret mitteilen, welche Kosten entstehen werden.

(6) Die erforderliche Anleitung und Begleitung kann durch mehrere LB gemeinsam in Anspruch genommen werden. Dies kann von Vorteil sein, wenn ein Betrieb mehrere LB ausbildet und nur eine unterstützende Person zur Verfügung hat.

(7) Die Förderung im Rahmen eines Budgets für Ausbildung erfolgt über das gesamte Ausbildungsverhältnis und wird längstens bis zum erfolgreichen Ausbildungsabschluss gewährt.

Wenn ein erfolgreicher Ausbildungsabschluss nicht (mehr) möglich ist, ist die Förderung zu beenden.

(8) Im Falle eines Abbruchs der Maßnahme oder der Nichterreichung des Ausbildungsabschlusses, besteht für die LB ein Rückkehrrecht in die WfbM oder zu einem anderen Leistungsanbieter gem. § 220 Abs. 3 SGB IX.

Die Zeiten eines Budgets für Ausbildung werden auf die Dauer des Eingangsverfahrens und des Berufsbildungsbereichs angerechnet, sofern die berufliche Bildung in derselben Fachrichtung in der WfbM oder beim anderen Leistungsanbieter fortgesetzt wird.

Dies gilt nicht, wenn der LB sich beruflich neu orientieren möchte und die weitere Bildung in der WfbM oder beim anderen Leistungsanbieter in einer anderen Fachrichtung erhält.



Sonstiges

(1) Weitergehende Ausführungen zum Budget für Ausbildung finden sich in der Fachlichen Weisung der Bundesagentur für Arbeit: https://www.arbeitsagentur.de/datei/ausbildungsgeld-bei-berufsausbildung-und-unterstutzter-beschaftigung_ba146221.pdf

Diese kann vom EHTr. bei der Klärung von Fragen herangezogen werden.

(2) Gleiches gilt für die Werkstattempfehlungen der BAGüS – Randnummer 26 – für das grundsätzliche Verständnis dieser Leistung. Allerdings haben die Werkstattempfehlungen den Stand vom März 2021, so dass die Leistungsverpflichtung von den EHTr. ab dem 01.01.2022 hier noch nicht berücksichtigt werden konnte.
34
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Grundsätzliches:

§ 62 SGB IX soll dem LB ein Wahlrecht eröffnen, bei welchem Leistungserbringer (WfbM oder aLa) er die Leistungen im Eingangsverfahren und Berufsbildungsbereich nach § 57 und die Leistungen im Arbeitsbereich nach § 58 in Anspruch nehmen möchte. Das Wahlrecht kann auch nur die Inanspruchnahme einzelner Leistungen innerhalb dieser Bereiche bei WfbM oder aLa betreffen. Für die praktische Umsetzbarkeit erfordert dies die Modularisierung des Leistungsangebots in den Bereichen Eingangsverfahren, Berufsbildungsbereich und Arbeitsbereich vor allem in den Werkstätten. Die anderen Leistungsanbieter können gem. § 60 Abs. 2 Nr. 3 SGB IX ihr Angebot von vornherein auf Teilleistungen beschränken.
Örtlich zuständig bleibt allerdings die WfbM oder der aLa in deren bzw. dessen Einzugsbereich der LB wohnt. Das Wahlrecht betrifft damit nicht den geografischen Ort der Leistungserbringung.

§ 62 Abs. 1 SGB IX

(1) Das Wahlrecht des LB eröffnet für die Leistungserbringung folgende Varianten:

· von einer WfbM
· von einer WfbM zusammen mit einem oder mehreren aLa
· von einem aLa
· von mehreren aLa

(2) Dabei kann vom LB gewählt werden, bei wem die Leistungen nach den §§ 57 und 58 SGB IX in Anspruch genommen werden. Z.B. Eingangsverfahren und Berufsbildungsbereich werden in einer WfbM absolviert und der Arbeitsbereich bei einem aLa oder umgekehrt. Ebenso ist es möglich, nur für bestimmte Teile der Leistungen wie z.B. Maßnahmen zur Förderung des Übergangs auf den allgemeinen Arbeitsmarkt oder Maßnahmen zur Weiterentwicklung der Persönlichkeit in einer WfbM oder bei einem anderen Leistungsanbieter in Anspruch zu nehmen.

(3) Aus diesen Wahlmöglichkeiten der LB ergibt sich, dass WfbM und aLa partnerschaftlich zusammenarbeiten müssen, aber auch die aLa untereinander. Ebenso stellt sich damit die Anforderung, dass die Teilleistungen verschiedener Leistungserbringer aufeinander abgestimmt werden müssen, so dass sie sich ergänzen und ineinandergreifen (siehe: Werkstattempfehlungen der BAGüS 2021 - Ziffer 16).

(4) Grundlage für die Ausgestaltung des eingeräumten Wahlrechts ist die Teilhabeplanung bzw. Gesamtplanung gemeinsam mit dem zuständigen Reha-Träger.

§ 62 Abs. 2 SGB IX

(1) Wer unmittelbar für den LB als verantwortlicher Leistungserbringer bestimmt wurde, hat die Koordinierungsverantwortung und ist für die Entrichtung der Sozialversicherungsbeiträge (im Arbeitsbereich) zuständig. Wie dieser verantwortliche Leistungserbringer bestimmt wird, ist gesetzlich nicht geregelt oder definiert worden. Entweder ist der Einfachheit halber der Leistungserbringer zuständig, bei dem der LB die überwiegende Zeit die Teilhabeleistungen erhält oder im Fall der gleichen Zeitverteilung muss ein Leistungserbringer die Verantwortung einvernehmlich übernehmen.

(2) Abweichungen kann es lediglich bei der Entrichtung der SV-Beiträge geben, wenn der LB die Leistungen zu gleichen Teilen von verschiedenen Leistungserbringern erhält bzw. in die wirtschaftliche Betätigung des Leistungserbringers eingebunden ist. Dann ist jeder Leistungserbringer verpflichtet, entsprechend der in Teilzeit verbrachten wirtschaftlichen Betätigung des LB Arbeitsentgelt sowie Arbeitsförderungsgeld zu bezahlen und die SV-Beiträge abzuführen. Anders verhält es sich nur, wenn lediglich begleitende Maßnahmen bei einem der Leistungserbringer in Anspruch genommen werden. Dann entfällt die Verpflichtung zur Zahlung eines Entgelts.

Sonstiges:

(1) Das Wahlrecht bezieht sich lediglich auf die Inanspruchnahme der Leistungen nach §§ 57 und 58 in einer WfbM oder bei einem aLa.

(2) Leistungen für ein Budget für Arbeit oder ein Budget für Ausbildung können dazu nicht parallel in Anspruch genommen werden. 
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[bookmark: _Toc184045744]Zu § 77 Leistungen für Wohnraum 

Gemäß § 113 Abs. 2 Nr. 1 SGB IX sind Leistungen für Wohnraum Teil der Sozialen Teilhabe.

§ 77 Abs. 1 SGB IX

(1) Nach § 77 Abs. 1 SGB IX kommen Leistungen für Wohnraum in Betracht, „um Leistungsberechtigten zu Wohnraum zu verhelfen, der zur Führung eines möglichst selbstbestimmten, eigenverantwortlichen Lebens geeignet ist.“ Unter welchen Voraussetzungen eine Wohnung den Bedürfnissen der leistungsberechtigten Person entspricht, ist nicht gesetzlich geregelt. Gleichwohl sind die Wünsche und Vorstellungen des Menschen mit Behinderungen bei der Bedarfsfeststellung zu berücksichtigen. Die Leistung muss geeignet und erforderlich sein und zur Teilhabe der behinderten leistungsberechtigen Person beitragen.

Nach der Begründung entspricht diese Regelung dem bisherigen § 55 Abs. 2 Nr. 5 SGB IX in der am 31.12.2017 maßgeblichen Fassung. Insoweit gibt es keine Änderungen zur Rechtslage vor 2020.

(2) Die Leistungen für Wohnraum umfassen Leistungen für 

- die Beschaffung,
- den Umbau,
- die Ausstattung und
- die Erhaltung

von Wohnraum, der den besonderen Bedürfnissen von Menschen mit Behinderung entspricht.

(3) Abzugrenzen von der Leistung „Beschaffung“ sind die Wohnungsbeschaffungskosten (z.B. Maklerkosten) gem. § 35 Abs. 2 Satz 5 SGB XII. Vorrangig sind dazu außerdem die Beratungspflicht nach § 106 des Eingliederungshilfeträgers und kostenlose Angebote von Beratungsstellen (z. B. EUTB, Beratungsstelle Barrierefreiheit Bayerische Architektenkammer) in Anspruch zu nehmen.

(4) Leistungen für den „Umbau“ von Wohnraum sind Kosten der baulichen Änderung des Wohnraums, vor allem der behindertengerechte Umbau der Wohnung, (BT-Drs. 14/5074, 111).

Verfahren bei behinderungsbedingtem Umbau: 

1. Vorrangige Kostenträger
Der Leistungsberechtigte muss vorab einen Antrag auf Zuschuss für wohnumfeld-verbessernde Maßnahmen bei der zuständigen Pflegekasse stellen (§ 40 SGB XI). 
Außerdem sind die Mittel des sozialen Wohnungsbaus zu beantragen. 


Für die Bewilligung ergeben sich in Bayern folgende Zuständigkeiten:

- Grundsätzlich Landkreis bzw. kreisfreie Stadt (Amt für Wohnungsbauförderung)
- Regierung (bei Mietwohnungen in Immobilien mit mehr als 2 Wohnungen)

Die beiden Entscheidungen sind abzuwarten, da Eingliederungshilfe nachrangig gewährt wird. Die Unterlagen der baulichen Prüfung sollten durch den Eingliederungshilfeträger von der Kommune oder der Regierung angefordert werden, um ggf. intern die bezirkseigene Bauabteilung o. ä. einbinden zu können.

2. Notwendigkeit
Der Umbau von Wohnraum oder die behindertengerechte Ausstattung (siehe (5)) müssen außerdem notwendig sein. Wenn also z.B. bereits ein behindertengerechtes Bad nutzbar ist, ist der Umbau eines zweiten Bades nicht notwendig. Dasselbe gilt, wenn anstelle des Umbaus einer Badewanne eine sog. Dusch-Bank verwendet werden kann. Es wird außerdem nur der behinderungsbedingte Mehrbedarf übernommen. Dies bedeutet, dass z.B. die Kosten einer normalen Eingangstür nicht übernommen werden, sondern lediglich die Mehrkosten der breiteren Tür. Abzugrenzen sind behinderungsbedingte Umbauten auch von Schönheitsreparaturen, z.B. neue Fliesen an Wänden, die nicht behinderungsbedingt verändert werden müssen.

(5) Leistungen für die „Ausstattung“ der Wohnung sind z. B. Maßnahmen, mit denen der Zugang zum Wohnraum ermöglicht wird (NPGWJ/Winkler, 14.Aufl. 2020, SGB IX § 77 Rn. 1-11). Zur behinderungsgerechten Ausstattung der Wohnung zählt bspw. auch die Schaffung geeigneter Zugangsmöglichkeiten zur Wohnung, z. B. eine fest verbaute Rampe, Hebebühne oder durch Treppenlift.

(6) Die „Erhaltung“ einer behinderungsgerechten Wohnung ist die sachlogische Folge vorheriger Umbau- und Ausstattungsmaßnahmen, auch dann, wenn der leistende Rehabilitationsträger an diesen Maßnahmen gar nicht beteiligt war. Die Hilfen umfassen vor allem die Instandhaltung, insbesondere auch Umbauten, aber auch die Sicherung der Wohnung und Festigung des Wohnens gegenüber dem Vermieter oder dem näheren sozialen Umfeld. Hiermit ist nicht die Übernahme von Mietschulden gemeint (vgl. Leistungen des SGB XII).

(7) Es ist immer eine Abgrenzung zu Hilfsmitteln vorzunehmen. Hilfsmittel dürfen nicht mit der Wohnung verbunden sein. Sie sind personen-, nicht objektbezogen. Kann ein Bedarf mit (mobilen) Hilfsmitteln abgedeckt werden, besteht kein Anspruch auf einen Umbau usw..

(8) Einen Überblick über die verschiedenen Zuständigkeiten geben die „Internen Bearbeitungshinweise für Hilfen zu Beschaffung, Umbau, Ausstattung und Erhaltung von behindertengerechtem Wohnraum“ des Bayerischen Bezirketags vom 28.11.2011. Dieses Papier wurde von der vom Unterausschuss für Soziales eingesetzten Arbeitsgruppe „Fortentwicklung der ambulanten Eingliederungshilfe“ erarbeitet. Es gibt einen Überblick über die besonderen Aspekte der Hilfegewährung in diesem Bereich und ist als Handreichung für die Sachbearbeitung in den Sozialverwaltungen der Bezirke gedacht. Die Bearbeitungshinweise befinden sich aktuell in der Überarbeitung durch eine bezirksübergreifende AG.






§ 77 Abs. 2 SGB IX

(1) Ob ein erhöhter Wohnraumbedarf besteht, entscheiden die Umstände des Einzelfalles. Nach der amtlichen Begründung soll hierdurch ein gesteigerter Wohnraumbedarf berücksichtigt werden, der beispielsweise durch die Anwesenheit von Assistenten notwendig ist. 

(2) Der Wortlaut Abs. 2 begrenzt die Übernahme der Kosten gesteigerten Wohnraumbedarfs auf die zusätzliche Unterbringung von Assistenzkräften in der Wohnung. Anderer zusätzlicher Raumbedarf zum Ausgleich der Behinderung, wie z.B. aufgrund der Nutzung eines Rollators oder Rollstuhls oder raumgreifender Pflegehilfsmittel (Pflegebetten, Hebelifter etc.), fiele demnach nicht unter den Anwendungsbereich. Die Gesetzesbegründung spricht hingegen dafür, dass jeglicher behinderungsbedingt gesteigerter Wohnraumbedarf als Fachleistung zu übernehmen ist. Denn der zusätzliche Bedarf für Assistenzpersonen, deren Anwesenheit rund um die Uhr notwendig ist, wird dort ausdrücklich nur als Beispiel angeführt. Die Nichtberücksichtigung der Kosten anderweitig veranlassten zusätzlichen Raumbedarfs ist dementsprechend als Lücke im Gesetz zu betrachten. Angesichts des gesetzgeberischen Ziels der Trennung von Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts von den zum Ausgleich einer Behinderung erforderlichen Fachleistungen sind diese Mehraufwendungen für die Kosten der Unterkunft und Heizung in entsprechender Anwendung des § 77 Abs. 2 SGB IX zu übernehmen, ohne dass der Träger der Eingliederungshilfe diesbezüglich einen Ermessensspielraum hat. (vgl. „Das neue Teilhaberecht“ von Prof. Dr. Arne von Boetticher, 2. Auflage, S. 184, RdNr. 269)

(3) Für die Übernahme der Kosten der Unterkunft, die „nur“ die Angemessenheitsgrenzen des § 42 a Abs. 5 und 6 SGB XII i.d.F. ab 2020 der Höhe nach übersteigen, d.h. die über der Kappungsgrenze von 25 % oberhalb der durchschnittlich angemessenen Kosten eines Einpersonenhaushaltes liegen, ist durch das SGB IX/SGB XII Änderungsgesetz in § 113 Abs. 5 SGB IX eine ausdrückliche Rechtsgrundlage geschaffen worden. Da diese auf die Kosten der Unterkunft in besonderen Wohnformen nach § 42 a Abs. 2 Satz 1. Nr. 2 und Satz 3 SGB XII beschränkt ist, verbleibt ein Anwendungsbereich für die o.g. entsprechende Anwendung von § 77 Abs. 2 SGB IX für Menschen mit Behinderungen, die in einer eigenen Wohnung i.S.d. § 42 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 SGB XII leben und existenzsichernde Leistungen beziehen sowie die, die aufgrund eigenen Einkommens/Vermögens keinen Anspruch auf existenzsichernde Leistungen haben. (vgl. „Das neue Teilhaberecht“ von Prof. Dr. Arne von Boetticher, 2. Auflage, S. 184, RdNr. 270)

(4) Da der Wortlaut von einer Erstattung der Aufwendungen für Wohnraum spricht, setzt dies sachlogisch eine vorherige Bezahlung von anderer Seite voraus. Angemessener wäre es gewesen, insoweit von der Übernahme der Aufwendungen zu sprechen. Ist die leistungsberechtigte Person Empfängerin von Grundsicherungsleistungen, ist die Regelung dadurch umsetzbar, dass der Träger der Grundsicherung zunächst die gesamten Aufwendungen für Wohnraum überweist und der leistende Reha-Träger seinen Anteil daran dem Träger der Grundsicherung erstattet. Trägt die leistungsberechtigte Person ihre Wohnraumaufwendungen hingegen selber, kommt nur eine Erstattung ihr gegenüber in Betracht. Damit die selbstbestimmte Lebensführung der leistungsberechtigten Person in diesen Fällen nicht davon abhängig ist, ob sie die Unterbringung von Assistenzkräften vorfinanzieren kann oder nicht, ist die Erstattung vom leistenden Reha-Trägers zu dem Zeitpunkt vorzunehmen, an dem die leistungsberechtigte Person selbst zur Zahlung der Wohnraumaufwendungen verpflichtet ist. (vgl. „Das neue Teilhaberecht“ von Prof. Dr. Arne von Boetticher, 2. Auflage, S. 185, RdNr. 271)
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Rechtsgrundlage
§§ 102 Abs. 1 Nr. 4 SGB IX i. V. m. 113 Abs. 2 Nr. 2 SGB IX i. V. m. 78 SGB IX

Grundsätzliches

(1) 	Assistenzleistungen als Leistungen der sozialen Teilhabe nach §§ 102, 113 Abs. 2 Nr. 2, Abs. 3 i. V. m. 78 SGB IX sind Leistungen zur selbstbestimmten und eigenständigen Bewältigung des Alltages einschließlich der Tagesstrukturierung.
Assistenz im Rahmen von medizinischer Rehabilitation, Teilhabe am Arbeitsleben und Leistungen zur Bildung ist vorrangig (§ 113 Abs. 2 Satz 1).

(2)	Mit dem Begriff „Assistenz“ will der Gesetzgeber die Abkehr von der „Betreuung“ der Menschen mit Behinderungen zum Ausdruck bringen. Künftig sollen sie ihren Alltag selbst bestimmen können, was zu einer veränderten Beziehung zwischen ihnen und den Leistungserbringern führen könne (vgl. NPGWJ/Winkler SGB IX § 78 RdNr. 1, 2).

Hierbei wird nicht unterschieden, ob die Leistungsberechtigen in einer eigenen Wohnung oder besonderen Wohnform leben. Die Unterschiede werden in der Praxis bei der Vergütung der Leistungen, der Betreuungsintensität und den gepoolten Leistungen (§ 116 Abs. 2 Nr. 1) erscheinen.
(3)	Es handelt sich um einen offenen Leistungskatalog („insbesondere“). Der Anspruch besteht weiterhin im Umfang der für die Deckung der individuellen Bedarfslagen erforderlichen Leistungen.

Folgende Formen der Gewährung von Assistenzleistungen werden regelhaft erbracht:
· Assistenz in der besonderen Wohnform nach LV/VV, ggf. außerhalb zur Tagesstrukturierung
· Assistenz innerhalb und außerhalb der eigenen Wohnung
· Assistenz innerhalb und außerhalb einer Wohngemeinschaft
· Elternassistenz (Abs. 3)

Die Assistenzleistungen können auch als persönliches Budget nach § 29 erbracht werden.

§ 78 Abs. 1 SGB IX

Die Assistenzleistungen umfassen insbesondere Leistungen für „Erledigungen des Alltags“ wie:
· Haushaltsführung, 
· die Gestaltung sozialer Beziehungen, 
· die persönliche Lebensplanung, 
· die Teilhabe am gemeinschaftlichen und kulturellen Leben, 
· die Freizeitgestaltung einschließlich sportlicher Aktivitäten,
· die Sicherstellung der Wirksamkeit der ärztlichen und ärztlich verordneten Leistungen und
· die Verständigung mit der Umwelt in diesen Bereichen



§ 78 Abs. 2 SGB IX

(1)	Satz 1 verweist auf das Recht der Leistungsberechtigten, im Rahmen des Gesamt-bzw. Teilhabeplanverfahrens über die konkrete Gestaltung der Leistungen hinsichtlich Ablauf, Ort und Zeitpunkt der Inanspruchnahme mitzuentscheiden. Hierbei ist u.a. das Wunsch- und Wahlrecht des Leistungsberechtigten nach § 104 Abs. 2 SGB IX zu berücksichtigen.

(2)	Die Assistenzleistungen können gem. Satz 2 sowohl Leistungen zur Befähigung der Leistungsberechtigten als auch Leistungen zur (vollen oder teilweisen) stellvertretenden Übernahme von Handlungen zur Alltagsbewältigung oder der Begleitung umfassen. 
Leistungen zur Befähigung von Leistungsberechtigten werden dabei gem. Satz 3 von Fachkräften als qualifizierte Assistenz erbracht.
Für die nicht qualifizierte Assistenz gibt es keine gesonderte Bezeichnung. Sie wird oft als einfache, unterstützende oder kompensatorische Assistenz bezeichnet.

(3)	Unterschieden werden die Leistungen also nach den Zielen und den damit verbundenen Anforderungen an die Qualifikation der Assistenzkräfte: Wer ausschließlich etwas ausgleicht, was der Leistungsberechtigte nicht kann, der muss dies sachgerecht tun, benötigt hierfür aber keine spezielle pädagogische Qualifikation. Unabhängig davon benötigen allerdings alle Assistenzkräfte die Fähigkeit zur Kommunikation mit dem Leistungsberechtigten sowie die persönliche Eignung (vgl. hierzu auch § 124 Abs. 2 S. 2 SGB IX).

(4)	Wer hingegen Leistungsberechtigte zu Erlangung bzw. Erhalt einer Fähigkeit berät, sie anleitet und mit ihnen übt oder reflektiert, sie also in ihrer Persönlichkeitsentwicklung und sozialen sowie alltagspraktischen Kompetenzen unterstützt, der erbringt eine pädagogische oder psychosoziale Fachleistung in Form einer qualifizierten Assistenz. Hierfür wird eine entsprechende berufliche Ausbildung benötigt.

(5)	Bei Assistenzleistungen außerhalb der besonderen Wohnform erhalten die Leistungsberechtigten die entsprechenden Hilfen vor Ort, also bei sich zuhause. Eine Assistenz außerhalb der besonderen Wohnform kann auch die Begleitung zu Freizeitaktivitäten umfassen. In der besonderen Wohnform sind aufgrund der LV/VV keine gesonderten Assistenzleistungen vorgesehen. Das Verhältnis zum Assistenzbedarf im Bereich der Pflege ist in § 103 Abs. 1 SGB IX geregelt.

§ 78 Abs. 3 SGB IX
(1) Leistungen zur Elternassistenz dienen der Unterstützung von Eltern mit Behinderung zu einer möglichst selbstbestimmten und eigenständigen Alltagsbewältigung bei der Versorgung und Betreuung ihrer Kinder. Sie wird als qualifizierte oder unterstützende Assistenzleistung erbracht.

(2) Für die Prüfung des Anspruchs ist zum einen relevant, dass es sich um Bedarfe handeln muss, die sich aus der Behinderung des LB ergeben. Die Leistung unterstützt den LB bei Ausübung der Elternrolle sowie bei der Erfüllung des Erziehungsauftrags.
Dies wird bezeichnet als „Elternassistenz“ oder „begleitete Elternschaft“.
Nicht davon umfasst sind Betreuungsleistungen für die Kinder, wenn die Eltern verhindert sind oder wenn es sich um Leistungen handelt, für welche auch Eltern ohne Behinderung Dritte in Anspruch nehmen würden (z.B. Nachhilfe).

(3) Bei der Elternassistenz handelt es sich um einfache, rein physische/unterstützende Assistenzleistungen für Eltern mit körperlichen oder Sinnesbehinderungen. Diese hat sich in Zusammenhang mit dem Konzept der Persönlichen Assistenz entwickelt. Leistungen der Elternassistenz sind Handreichungen und Tätigkeiten, die stellvertretend für die Eltern von Assistenten übernommen werden. Die Eltern leiten diese an. Die Elternassistenz umfasst keine pädagogische Unterstützung und wird von Nicht-Fachkräften durchgeführt.

(4) Elternassistenz in Form einer begleiteten Elternschaft ist in der Regel eine qualifizierte Assistenzleistung insbesondere von Eltern mit einer geistigen Behinderung. Hierbei ist eine pädagogische Anleitung, Beratung und Begleitung zur Wahrnehmung der Elternrolle erforderlich. Ziel hierbei ist, ein Zusammenleben von Eltern und Kindern und ein gutes Aufwachsen der Kinder zu ermöglichen und dabei die Erziehungskompetenzen der Eltern zu stärken. Weitere Zielgruppe können psychisch kranke und suchtkranke Eltern sein, sofern sie einen Bedarf an pädagogischer Unterstützung haben.

(5) Hierbei kann es zu Abgrenzungsproblemen der Eingliederungshilfe und der Jugendhilfe (z. B. § 27 SGB VIII) kommen. Die Abgrenzung ist auch nach § 10 Abs. 4 SGB VIII zu beachten. 
Gem. § 10 Abs. 4 S. 2 SGB VIII greift für geistig oder körperlich behinderte junge Menschen der Vorrang der Eingliederungshilfe, auch wenn gleichzeitig ein Erziehungsdefizit behoben wird. Bei seelisch behinderten Kindern und Jugendlichen ist vorrangig der Jugendhilfeträger zuständig (gem. § 10 Abs. 4 Satz 1 SGB VIII)

(6) Dabei liegt die Zuständigkeit des Jugendamtes bei der Unterstützung der Familien hinsichtlich der Erziehung und Betreuung der Kinder (z. B. durch sozialpädagogische Familienhilfe, weitere Hilfen zur Erziehung und insbesondere auch frühe Hilfen der Koordinierenden Kinderschutzstelle) während der Bezirk den Hilfebedarf des aufgrund einer Behinderung leistungsberechtigten Elternteils (z. B. i.S. von Assistenz) im Fokus behält. Die Leistungen müssen individuell am Bedarf der Familie ausgerichtet sein. Um diesen komplexen Bedarfslagen der Familien gerecht zu werden, müssen die installierten Hilfs- und Unterstützungsangebote gut ineinandergreifen.
Sofern Kooperationsvereinbarungen mit dem (örtlichen) Träger der Jugendhilfe abgeschlossen wurden, sind diese zu beachten.

Die Bedarfsermittlung im Hilfeplanverfahren der Jugendämter und die Bedarfsermittlung im Rahmen des Gesamtplanverfahrens sind in die Teilhabeplanung aufzunehmen.
Mit steigendem Lebensalter des Kindes sind die jeweiligen Bedarfe anzupassen.

§ 78 Abs. 4 SGB IX
(1) Ergänzende Leistungen werden für notwendige Fahrkosten und andere notwendige Aufwendungen der Person, die die Assistenzleistung in diesem Moment erbringt, geleistet. Andere notwendige Aufwendungen sind z.B. die Kosten eines für die Ausübung der Assistenz notwendigen Gegenstandes (vgl. LPK-SGB IX/Joussen RdNr. 8). Die Aufwendungen müssen nach den Besonderheiten des Einzelfalls notwendig sein. Dies sind sie, wenn ohne sie die Assistenztätigkeit nicht ausgeübt werden kann. (NPGWJ/Winkler, 14. Aufl. 2020, SGB IX § 78)
(2) Die Leistungen umfassen damit notwendige Kosten, die der LB, der Assistenzdienstleistungen in Anspruch nimmt, insbesondere als Arbeitgeber für seinen Assistenten im Rahmen der Leistungserbringung hat, z.B. Übernachtungskosten eines Schulbegleiters beim Schullandheimaufenthalt. Dabei ist zu beachten, dass insbesondere Fahrtkosten, Eintrittsgelder u. ä. für Begleitpersonen in der Regel ermäßigt sind oder sie den LB sogar kostenfrei begleiten können. Typische Kosten, die ein Arbeitnehmer während seiner Arbeitszeit selbst zu tragen hat, sind damit nicht gemeint, z.B. Anfahrt zum LB, Verpflegung während der Assistenzerbringung


§ 78 Abs. 5 SGB IX
(1) Mit der Leistung in Abs. 5 sollen Menschen mit Behinderungen, die ein Ehrenamt ausüben, gefördert werden (vgl. BT-Drs. 18/9522, 264). Abs. 5 S. 1 räumt für die hierbei entstehenden Aufwendungen für eine notwendige Unterstützung einen Anspruch auf Ersatz ein, allerdings nur, wenn eine unentgeltliche Unterstützung nicht zumutbar ist. Zumutbarkeitskriterien nennt Abs. 5 allerdings nicht. Die Unterstützung soll vorrangig durch Personen geleistet werden, die mit den Menschen mit Behinderungen in familiärer, nachbarschaftlicher oder ähnlicher persönlicher Beziehung stehen (Abs. 5 S. 2). Ist die Unterstützung durch Personen des personennahen Umfeldes nicht möglich, kommt die Unterstützung durch eine Assistenzkraft in Betracht (LPK-SGB IX/Joussen RdNr. 10). 
(2) Weitere Bedarfe im Rahmen der Ausübung des Ehrenamts (Mobilität, Kommunikation u. ä.) sind über die entsprechenden Rechtsgrundlagen der Sozialen Teilhabe zu prüfen.

§ 78 Abs. 6 SGB IX
(1)  Die Leistung wird erbracht, wenn dies im Rahmen der Bedarfsermittlung nach den Besonderheiten des Einzelfalles festgestellt wurde, z.B. wenn der LB über eine aus seiner Sicht krisenhafte Situation mit der Ansprechperson sprechen will bzw. dass jederzeit ein Ansprechpartner zur Verfügung stehen muss (LPK-SGB IX/Joussen RdNr. 11). (NPGWJ/Winkler, 14. Aufl. 2020, SGB IX § 78 RdNr. 15)
Inhalt der Leistung ist insbes. die Rufbereitschaft (vgl. BT-Drs. 18/9522, 263 f.). 

(2) Es handelt sich also um Leistungen zur Erreichbarkeit einer Ansprechperson unabhängig von einer konkreten Inanspruchnahme (Präsenzleistung z.B. in der Form von Rufbereitschaft oder Hintergrunddienst). 

(3) Hierbei wird nicht nach Wohnformen unterschieden. Menschen mit Behinderungen können nicht grundsätzlich auf eine bestimmte Wohnform oder einen bestimmten Leistungserbringer verwiesen werden, weil z. B. nur bei diesem ein Hintergrunddienst vorgehalten wird. Die erforderliche Leistung ist individuell zu bewilligen. Sie kann gegebenenfalls für mehrere Leistungsberechtigte gemeinsam vorgehalten werden. Es bietet sich an, die in einem Sozialraum verfügbaren Hintergrundleistungen (insbesondere in der Nacht) so zu nutzen oder so zu gestalten, dass Menschen mit Behinderungen und einem entsprechenden Bedarf selbständig leben können.

(4) Insgesamt wird also im Prozess der Bedarfsermittlung zu klären sein, wie die individuellen Bedarfslagen mit vorhandenen Leistungsangeboten unter Berücksichtigung der Zumutbarkeit einerseits und der Wirtschaftlichkeit andererseits in Einklang zu bringen sind. Dabei ist der Fokus auf den Sozialraum und seine Möglichkeiten, zur Teilhabe beizutragen, zu legen.




[bookmark: _Toc184045746]Zu § 79 Heilpädagogische Leistungen

Rechtsgrundlage
§§ 102 Abs. 1 Nr. 4 SGB IX i. V. m. 113 Abs. 2 Nr. 3 SGB IX i. V. m. 79 SGB IX

Grundsätzliches

(1) Heilpädagogische Leistungen umfassen alle Maßnahmen, die zur Entwicklung des Kindes und Entfaltung seiner Persönlichkeit beitragen, einschließlich der jeweils nichtärztlichen therapeutischen, psychologischen, sonderpädagogischen, psychosozialen Leistungen und der Beratung der Erziehungsberechtigten, soweit sie nicht unter ärztlicher Verantwortung erbracht werden.

(2) Heilpädagogische Leistungen können als Einzelleistungen (isolierte heilpädagogische Leistungen) erbracht werden, sie können aber auch Bestandteil der übergreifenden Komplexleistung nach § 46 SGB IX (Früherkennung und Frühförderung) sein.

Auf die internen Bearbeitungshinweise für isolierte heilpädagogische Maßnahmen für Kinder im Vorschulalter des Bayerischen Bezirketags (Stand 28.11.2011) wird verwiesen. 
Die Bearbeitungshinweise basieren auf § 56 SGB IX a.F. und sind analog anzuwenden.

(3) Heilpädagogische Leistungen nach § 79 SGB IX werden nur an noch nicht eingeschulte Leistungsberechtigte erbracht. Leistungen an bereits eingeschulte Kinder und Jugendliche oder Erwachsene können z.B. im Rahmen des offenen Leistungskataloges der sozialen Teilhabe nach § 113 Abs. 2 SGB IX bzw. der Teilhabe an Bildung nach § 112 Abs. 1 Satz 3 SGB IX erbracht werden.

(4) Nach §§ 138 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 7, 140 Abs. 3 SGB IX sind Einkommen und Vermögen der Leistungsberechtigten nicht einzusetzen. 

§ 79 Abs. 1 SGB IX

(1) Für behinderte Kinder im Vorschulalter, die nicht schwerstbehindert oder nicht schwerstmehrfachbehindert sind oder bei denen eine Behinderung erst droht, besteht nach Satz 1 nur dann ein Anspruch auf Leistungen, wenn zu erwarten ist, dass durch diese Leistungen eine drohende Behinderung abgewendet oder der fortschreitende Verlauf einer Behinderung verlangsamt oder die Folgen einer Behinderung beseitigt oder gemildert werden können. Die Voraussetzungen für die Gewährung heilpädagogischer Leistungen sind danach relativ niedrig festgesetzt, um gerade bei Säuglingen und Kindern im Vorschulalter notwendige Leistungen nicht auszuschließen. Es wird deshalb nicht einmal gefordert, dass durch die Leistungen eine drohende Behinderung verhütet oder beseitigt wird, es reicht vielmehr bereits eine Milderung. Außerdem muss das Eintreten einer Wirkung der Leistungen nicht überwiegend wahrscheinlich sein, es reicht aus, dass eine Wirkung nach fachlicher Erkenntnis zu erwarten ist. Voraussetzung für Leistungen nach Satz 1 ist deshalb die Vorlage einer gutachterlichen Stellungnahme, einer fachlich befähigten Stelle oder eines Arztes mit einer entsprechenden prognostischen Aussage zur Erreichbarkeit der in den Satz 1 Nr. 1 und 2 genannten Ziele.

(2) Nach Abs. 1 S. 2 besteht für noch nicht eingeschulte schwerstbehinderte und schwerstmehrfachbehinderte Kinder „immer“ ein Leistungsanspruch, ohne dass es der Erfüllung weiterer Voraussetzungen bedarf. Somit besteht der Anspruch auch dann, wenn keine Aussicht auf Abwendung, Verlangsamung oder Milderung der Behinderung besteht.


§ 79 Abs. 2 SGB IX

(1) Heilpädagogische Leistungen umfassen nach Abs. 2 alle Maßnahmen, die zur Entwicklung des Kindes und Entfaltung seiner Persönlichkeit beitragen, einschließlich der jeweils nichtärztlichen therapeutischen, psychologischen, sonderpädagogischen, psychosozialen Leistungen und der Beratung der Erziehungsberechtigten, soweit sie nicht unter ärztlicher Verantwortung erbracht werden.

Soweit diese Maßnahmen von § 46 Abs. 1 SGB IX (Leistungen der Früherkennung und Frühförderung) erfasst sind und damit unter ärztlicher Verantwortung erbracht werden, liegen keine heilpädagogischen Leistungen vor, weil sie dann der medizinischen Rehabilitation zuzurechnen sind. Dies ist z.B. bei Leistungen in sozialpädiatrischen Zentren (SPZ) gegeben.

(2) Mit Absatz 2 ist eine Abgrenzung von Leistungen der medizinischen Rehabilitation zu den heilpädagogischen Leistungen vorgenommen worden.

§ 79 Abs. 3 SGB IX

(1) Heilpädagogische Leistungen können auch Bestandteil der übergreifenden Komplexleistung nach § 46 Abs. 3 SGB IX (sog. interdisziplinäre Frühförderung) sein. Es wird verdeutlicht, dass Leistungen zur Früherkennung und Frühförderung nach § 42 Abs. 2 Nr. 2 nicht identisch mit heilpädagogischen Leistungen nach dieser Vorschrift sind. Beide Leistungen weisen jeweils besondere Voraussetzungen und Inhalte auf. Die unterschiedlichen Leistungen werden koordiniert und in diesem Zusammenhang zu Komplexleistungen zusammengefasst.

(2) Der Gesetzgeber verpflichtet die Leistungsträger mit dieser Vorschrift ausdrücklich dazu, die heilpädagogischen Leistungen beim Zusammentreffen verschiedener Leistungen immer als „Komplexleistung" zu erbringen. Damit sollen auch Schnittstellenprobleme beseitigt und die „Leistungen aus einer Hand“ erbracht werden. Satz 2 stellt klar, dass in diesen Fällen die zu § 46 erlassene Frühförderungsverordnung (FrühV) Anwendung findet. In Bayern ist aus diesen Vorschriften der Rahmenvertrag zur Früherkennung und Frühförderung behinderter und von Behinderung bedrohter Kinder in Interdisziplinären Frühförderstellen in Bayern inkl. der Vollzugshinweise für Leistungen der interdisziplinären Frühförderung entstanden und regelt die Umsetzung der Komplexleistung an den bayerischen interdisziplinären Frühförderstellen. (RV IFS – siehe Link zu den Fachinformationen auf der Homepage des Bayerischen Bezirketags: https://www.bay-bezirke.de/fachinformationen.html)

(3) Nach Satz 3 sind heilpädagogische Leistungen ebenfalls als Komplexleistungen zu erbringen, wenn sie in Verbindung mit schulvorbereitenden Maßnahmen der Schulträger ausgeführt werden.
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Hinweis: Die Bestimmung greift die Regelung des § 55 Abs. 2 Nr. 3 SGB IX a.F. auf.

Grundsätzliches

(1) Die Leistungen zum Erwerb und Erhalt praktischer Kenntnisse und Fähigkeiten nach § 81 SGB IX gehören zu den Leistungen der Sozialen Teilhabe nach § 113 Abs. 2 Nr. 5, Abs. 3 i. V. m. § 76 SGB Abs. 2 Nr. 5 IX und sind hier inhaltlich nicht abschließend, sondern nur exemplarisch genannt. Sie sollen eine gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft ermöglichen oder erleichtern. Allerdings sind diese Leistungen immer nachrangig zu den Leistungen der medizinischen Rehabilitation, der Teilhabe am Arbeitsleben, unterhaltssichernder und anderer ergänzender Leistungen sowie der Teilhabe an Bildung zu sehen. Maßgeblich ist hier die inhaltliche Ausrichtung, ob es sich um Soziale Teilhabe handelt oder nicht (vorwiegend steht hier die medizinische Reha im Raum).

(2) Die Hilfen müssen geeignet und erforderlich sein, behinderten Menschen den Erwerb und Erhalt praktischer Kenntnisse und Fähigkeiten zu ermöglichen. 

Satz 1

Bei der Gewährung dieser Leistungen geht es um den Erwerb und den Erhalt von Kompetenzen zur Bewältigung des Alltags (Basisfähigkeiten und Basisfertigkeiten), die im besten Fall ein Leben ohne fremde Hilfe ermöglichen. Dies gilt sowohl innerhalb des eigenen Wohnraums (z.B. Haushaltsführung für einen Menschen mit Sehbehinderung) als auch außerhalb des eigenen Wohnraumes (z.B. Vorbereitung auf die Teilhabe am Arbeitsleben, Befähigung zur sicheren und selbständigen Bewegung im Verkehr). Die Leistungsgewährung umfasst dabei Maßnahmen zur Verbesserung von behinderungsbedingten Einschränkungen in Sprache und Kommunikation und auch die blindentechnische Grundausbildung in allen beiden Bereichen. 

Satz 2

Die Leistungen sollen insbesondere in Fördergruppen und Schulungen oder ähnlichen Maßnahmen erbracht werden, um den Leistungsberechtigten zu der für sie erreichbaren Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft zu befähigen. Dabei geht es ausdrücklich nicht nur um den einmaligen Erwerb dieser Kompetenzen, sondern auch um den Erhalt, also durch Maßnahmen zur Sicherung des Grades der erreichten Selbstständigkeit. Es geht hierbei vorwiegend um die Vermittlung von Basiskompetenzen, die z.B. für eine berufliche Beschäftigung notwendig sind (z.B. Konzentration auf eine Aufgabe, Arbeits- und Sozialverhalten in Gruppen u. ä.) Dies umfasst insbesondere Leistungen in Förderstätten für nicht werkstattfähige Leistungsberechtigte, denen die für sie erreichbare Teilhabe am Arbeitsleben ermöglicht werden soll. (siehe auch § 219 Abs. 3 SGB IX)

Satz 3

Die blindentechnische Grundausbildung ist eine berufsvorbereitende Maßnahme, für die der Träger der Eingliederungshilfe nur nachrangig zuständig ist. Vorrangig sind die Leistungen nach dem SGB III oder SGB V in Anspruch zu nehmen. Menschen, die von einer Erblindung oder gravierenden Verschlechterung ihres Sehvermögens betroffen sind, sollen blindenspezifische Techniken vermittelt werden, damit sie sich in der Schule, in der Ausbildung oder auch im Alltag zurechtfinden. Ebenso gehört die Auseinandersetzung mit der Sehbehinderung und die Wirkungen auf den Alltag zur blindentechnischen Grundausbildung. Eine Auflistung von Anbietern ist unter https://www.rehadat-adressen.de/adressen/behinderung-erkrankung/sehbehinderung-und-blindheit/ zu finden. Ob mit diesen auch eine Leistungs- und Entgeltvereinbarung mit dem zuständigen Träger der Eingliederungshilfe besteht, ist zu erfragen. Die Leistungen der blindentechnischen Grundausbildung können sowohl in Gruppen als auch an Einzelpersonen erbracht werden. 
(siehe auch Schell, SGB IX § 81 Leistungen zum Erwerb und Erhalt praktischer Kenntnisse und Fähigkeiten, Dr. Dr. Michael Kossens, Stand 04. Januar 2018)
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Grundsätzliches

(1) Die Vorschrift gewährt Verständigungshilfen für hörbehinderte und stark sprachbeeinträchtigte Personen. Der Leistungsanspruch im Rahmen der Eingliederungshilfe ergibt sich aus § 113 Abs. 2 Nr. 6, Abs. 3 SGB IX i. V. m. § 82 SGB IX. 

(2) Voraussetzung für die Gewährung der Leistung ist ein bestehender Bedarf für einen besonderen Anlass. Daher sind sie von den Leistungen zur Assistenz nach § 78 abzugrenzen, welcher Leistungen für die Bewältigung des Alltags gewährt. Es muss hier zwischen einem einmaligen bzw. zeitlich befristeten Bedarf bezüglich eines bestimmten Ereignisses (§ 82) und dem alltäglich wiederkehrenden Bedarf (§ 78) unterschieden werden.

Beispiele für einen besonderen Anlass sind: besondere Familienfeiern, wichtige Vertragsverhandlungen, Teilnahme an Workshops zur Persönlichkeitsentwicklung, Sitzungen des Heimbeirats, kulturellen Veranstaltungen wie Lesungen u. ä. 

(3) Bei regelmäßigen Gebärdensprachdolmetschereinsätzen für Schüler mit Hörbehinderung im Rahmen des Schulbesuchs handelt es sich nicht um Leistungen zur Förderung der Verständigung nach § 82 SGB IX, sondern um Leistungen der Teilhabe an Bildung nach § 112 SGB IX.

(5) Es handelt sich insbesondere um Leistungen für Gebärdensprachdolmetscher und andere geeignete Kommunikationshilfen. Diese sind in § 3 Kommunikationshilfenverordnung - KHV benannt. https://www.gesetze-im-internet.de/khv/BJNR265000002.html

(6) In Bayern gibt es eine eigene Verordnung in Bezug auf die Kommunikation in Verwaltungsverfahren und mit Kindertageseinrichtungen, Tagespflegestellen und Schulen. (Bayerische Kommunikationshilfeverordnung – BayKHV; https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayKHV)
Diese ist hier vorrangig und gesondert für den Personenkreis hör- und sprachbehinderter Eltern von nicht hör- oder sprachbehinderten Kindern anzuwenden.

(7) Die Notwendigkeit und Angemessenheit der Kommunikationshilfe ist je nach Anlass und Ausstattung vor Ort (z.B. Induktionsschleife) zu prüfen.


Verfahren

(1) § 82 S. 2 SGB IX verweist auf den Vorrang von § 17 Abs. 2 SGB I (Sicherstellung und Kostenübernahme der Kommunikationshilfe bei der Ausführung von Sozialleistungen durch den Sozialleistungsträger).

(2) In der folgenden Übersicht sind mögliche Kostenträger je nach Anlass aufgeführt:


	Wofür?
	möglicher Kostenträger bzw. Ansprechstelle

	Bereich Gesundheit:
Ärztliche Untersuchungen und Behandlungen, die Kassenleistungen sind
	
Gesetzliche bzw. Private Krankenversicherung

	Gespräch mit dem Med. Dienst der Krankenkassen (MDK)

	Gesetzliche bzw. Private Kranken-/ Pflegeversicherung

	Bereich Justiz:
Polizeiliche Vernehmung, Anzeigeerstattung
	
Polizei

	Gerichtsverfahren bei Ladung vom Gericht
	Gericht bzw. Staatsanwaltschaft

	Beratung beim Rechtsanwalt
	zuständiges Gericht (für gerichtliche Verfahren, wenn Anspruch auf Prozesskostenhilfe besteht) oder Amtsgericht (für außergerichtliche Angelegenheiten, wenn Anspruch auf Beratungshilfe besteht)

	Bereich Behörden:
Verwaltungsverfahren (z.B. Eheschließung, Hilfeplangespräche)
	
Behörden des Freistaates Bayern, Kommunen; juristische Personen des öffentlichen Rechts unter der Aufsicht des Freistaates Bayern

	Bereich Kirche:
z.B. Kirchliche Trauung, Gottesdienste, Taufe, Kommunion, Konfirmation, Beerdigung
	
Kirche (als veranlassende Körperschaft des öffentlichen Rechts)

	Bereich Kindergarten/Schule:
Kommunikation hörbehinderter Eltern mit Kindertagesstätte, Tagespflegestelle oder Schule.
Beachte: Die Kommunikation zwischen Schule und Eltern muss notwendig sein (z.B. Elternabend, Elternbeiratswahl).
	


Überörtlicher Träger der Eingliederungshilfe (zuständiger Bezirk)

	Bereich Arbeitsplatzsuche:
Gespräche bei der Agentur für Arbeit
	

Agentur für Arbeit, Jobcenter

	Vorstellungsgespräch, das von der Agentur für Arbeit veranlasst wurde
	

	
Bereich Arbeit:
Einweisung in den Arbeitsplatz
	
Arbeitgeber, Inklusionsamt, Jobcenter

	Betriebliche Angelegenheiten
wie Betriebsversammlungen, betriebsinterne Fortbildungen, Gespräche am Arbeitsplatz, Unterweisungen (z.B. Sicherheit, Arbeitsschutz)
 	
Fortbildung, Supervision, berufsbezogene Schulungen (z.B. Hygieneschulung)
	


Arbeitgeber, Inklusionsamt

	Schwerbehindertenversammlung
	

	Dienstjubiläum
	Arbeitgeber

	Umschulung wegen Krankheit
	Krankenkasse, Rentenversicherungsträger

	Bereich Rente:
Beratung wegen Reha-Maßnahme
	

Rentenversicherungsträger

	Rentenberatung
	

	Rentenantrag
	



(3) Die Dolmetschervermittlungsstelle unterstützt den Leistungsberechtigten bei der Ermittlung des zuständigen Kostenträgers und der Vermittlung eines Gebärdensprachdolmetschers.




Sonstiges

(1) Die Leistungen können gem. § 116 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 SGB IX mit Zustimmung des LB auch über eine pauschale Geldleistung nach § 105 Abs. 3 SGB IX abgedeckt werden, wenn der Träger der EGH hierzu Regelungen erlassen hat.

(2) Daneben können die Leistungen nach § 116 Abs. 2 Nr. 4 SGB IX auch gepoolt werden, d.h. für mehrere LB gleichzeitig erbracht werden. Diese Form der Leistungserbringung muss dem LB zumutbar sein und es müssen mit den Leistungserbringern entsprechende Vereinbarungen bestehen.
Analog kann Poolen auch bei Leistungen wie z.B. bei Vorträgen, an denen mehrere LB gleichzeitig teilnehmen, regelmäßig der Fall sein. Hier ist die Zumutbarkeit ebenfalls zu prüfen. Für die Vergütung werden § 5 KHV i. V .m. §§ 8 ff. JVEG (https://www.gesetze-im-internet.de/jveg/) analog angewandt.
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(1) Menschen mit Behinderungen erhalten Leistungen zur Beförderung, insbesondere durch einen Beförderungsdienst. Hierzu sind die Regelungen (Behindertenfahrdienst) der örtlich zuständigen Bezirke entsprechend anzuwenden.

(2) Menschen mit Behinderungen erhalten Leistungen der Eingliederungshilfe für ein Kfz als besondere Form der Leistungen zur Mobilität im Rahmen der Leistungen zur Sozialen Teilhabe (§§ 113 Abs. 2 Nr. 7 und Abs. 3 i. V. m. § 114 SGB IX). Diese sind insbesondere

· für die Beschaffung eine Kfz,
· für die erforderliche Zusatzausstattung
· zur Erlangung der Fahrerlaubnis
· zur Instandhaltung und
· für die mit dem Betrieb des Kfz verbundenen Kosten

Die Zuständigkeit vorrangiger Leistungsträger oder die Leistungspflicht Dritter ist zu prüfen (§ 91 SGB IX).

(3) Die Empfehlungen der BAGüS zu Leistungen der Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderungen für ein Kraftfahrzeug im Rahmen der Sozialen Teilhabe nach dem SGB IX (Kfz-Empfehlungen) sind anzuwenden. Zu finden sind die Kfz-Empfehlungen über diesen Link: https://www.lwl.org/spur-download/bag/Kfz_Empfehlungen_2020.pdf

Für die Bemessung der Leistung ist die Kraftfahrzeughilfe-Verordnung (KfzHV), ohne Anwendung der §§ 6 und 8 KfzHV, maßgebend. 
Die KfzHV ist im Internet zu finden: https://www.gesetze-im-internet.de/kfzhv/BJNR022510987.html

(4) Andere Fortbewegungsmöglichkeiten (z.B. zu Fuß, Rollstuhl, ÖPNV, Beförderungsdienst) sind vorrangig in Anspruch zu nehmen. Infrastrukturelle Nachteile sind nicht zu berücksichtigen, da diese nicht behinderungsbedingt sind.

(5) Die Nutzung eines Kraftfahrzeuges muss ständig erforderlich sein, d.h. es muss eine gewisse Regelmäßigkeit vorliegen, die erst nach Abwägung der Nutzung anderer Fortbewegungsmöglichkeiten, zu ermitteln ist.

Damit dieses Kriterium erfüllt ist, müssen mindestens 2 bis 3 Fahrten pro Woche notwendig sein. 

(6) Notwendige berücksichtigungsfähige Fahrten sind u.a. Fahrten zum/zur

· Teilnahme an kulturellen und öffentlichen Leben
· Herstellung eines Kontaktes zur Umwelt
· Ehrenamt
· Besuch von Vereinen bei aktiven Mitgliedschaften
· Gottesdienst



Keine notwendigen Fahrten sind dem Grunde nach u.a. Fahrten zum/zur

· Wahrnehmung medizinischer Behandlungen (Arztbesuche, Physiotherapie, etc.)
· Einkaufsfahrten

Insbesondere wird hier auf die Anlage 2 der Kfz-Empfehlungen der BAGüS verwiesen.
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Grundsätzliches:

(1) Als Leistungen der Sozialen Teilhabe werden in § 113 Abs. 2 Nr. 8, Abs. 3 i. V. m. § 84 SGB IX Hilfsmittel genannt.

(2) Hilfsmittel zur Sozialen Teilhabe sollen dem LB den Kontakt mit seiner Umwelt, nicht nur mit Familie und Nachbarschaft, sowie die Teilnahme am öffentlichen und kulturellen Leben ermöglichen und hierdurch insgesamt die Begegnung und den Umgang mit nichtbehinderten Menschen fördern (BSG, Urt. v. 19.05.2009, Az.: B 8 SO 32/07)BSG, Urteil v. 19.05.2009 - B 8 SO 32/07 R - NWB Urteile Barrierefreie Computer sind ausdrücklich genannt.

(3) Hilfsmittel zur medizinischen Rehabilitation und zur Teilhabe am Arbeitsleben werden von § 84 nicht erfasst. Diesbezüglich ist die Zuständigkeit vorrangiger Kostenträger nach Zwecksetzung zu prüfen (DRV, BA, UV u. a.; zur Leistungspflicht der GKV siehe Ausführungen zu § 47 SGB IX).
Dasselbe gilt für Pflegehilfsmittel. Besonderheit: Die Bezirke sind als Sozialhilfeträger für die Gewährung von Pflegehilfsmitteln nach § 64d SGB XII bei Nichtversicherten (Fälle nach § 264 SGB V und Personen, die die 2jährige Wartezeit in der Pflegeversicherung noch nicht erfüllt haben) zuständig. Hier sind nach den Kriterien des SGB XI Anspruch und Bedarf zu prüfen.

(4) Das Hilfsmittel muss gem. § 84 Abs. 1 SGB IX erforderlich sein. Erforderlichkeit bedeutet, dass keine gleich geeigneten Versorgungsmöglichkeiten zur Verfügung stehen. Hierbei ist auch zu prüfen, mit welchen Hilfsmitteln der LB bereits ausgestattet ist. Die Versorgung umfasst auch die Kosten einer notwendigen Unterweisung im Gebrauch sowie die Instandhaltung und die Änderung.

(5) Bezüglich eines behindertengerechten Dreirads für ein Kind kann eine Leistungspflicht der Krankenkasse gem. § 33 SGB V bestehen.
Grund: In der Entwicklungsphase eines Kindes (zumindest bis zur Vollendung des 15. Lebensjahres) lassen sich die Lebensbereiche nicht so trennen wie bei einem Erwachsenen (Beruf, Gesellschaft, Freizeit). Der durch die Hilfsmittel-Versorgung angestrebte Behindertenausgleich ist auf eine möglichst weitgehende Eingliederung des behinderten Kindes in den Kreis Gleichaltriger ausgerichtet (BSG, Urt. v. 23.07.2002 Az: B 3 KR 3/02 R, BSG, Urteil v. 23.07.2002 - B 3 KR 3/02 R - NWB Urteile,).


Verfahren:

(1) Es ist die Zwecksetzung des Hilfsmittels zu erfragen, so dass eine genaue Vorstellung entsteht, wofür das Hilfsmittel eingesetzt werden soll.

(2) Es empfehlen sich folgende Prüfschritte:
a) Personenkreis
b) Leistungszweck (siehe (1))
c) vorrangige Leistungsträger
d) Geeignetheit
e) Erforderlichkeit
f) Möglichkeit der Bedienung durch den LB
g) Einkommens- und Vermögenseinsatz
h) Leistungsumfang

(3) Bei Hilfsmitteln im Rahmen der sozialen Rehabilitation sind die Vorschriften des neunten Kapitels Teil 2 SGB IX zu beachten


50
	


Eingliederungshilferichtlinien - EHR - Stand: Juli 2020

[bookmark: _Toc184045751]Zu § 90 Aufgabe der Eingliederungshilfe


Die Aufgabenbeschreibung der Eingliederungshilfe in § 90 SGB IX enthält eine Weiterentwicklung des vormalig im SGB XII enthaltenen Rechts in § 1 zur Aufgabe der Sozialhilfe allgemein und in § 53 zur Aufgabe der Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderungen, welcher zum 01.01.2020 entfallen ist. Es wird nun besonders der Aspekt der Teilhabe und Selbstbestimmung des behinderten Menschen in den Vordergrund gestellt. Die ebenfalls genannte Achtung der Menschenwürde ist zugleich auch ein verfassungsrechtliches Gebot des Artikel 1 Absatz 1 GG, Die Leistungen der Eingliederungshilfe differenzieren sich in Leistungen zur medizinischen Rehabilitation, Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben, Leistungen zur Teilhabe an Bildung und Leistungen zur sozialen Teilhabe. Die Absätze 2 bis 5 definieren jeweils die besonderen Aufgaben dieser Leistungen. 

Der Nachrang der Eingliederungshilfe nach § 91 SGB IX ist zu beachten.


§ 90 Abs. 1 SGB IX: Aufgabe der Eingliederungshilfe

Der Absatz orientiert sich an den in Art. 3 Buchst. a und c formulierten allgemeinen Grundsätzen der UN-Behindertenrechtskonvention. Hier wurden insbesondere die „individuelle Autonomie einschließlich der Freiheit, eigene Entscheidungen zu treffen sowie die Unabhängigkeit“ und „die volle und wirksame Teilhabe an der Gesellschaft und die Einbeziehung in die Gesellschaftaufgenommen.


§ 90 Abs. 2 SGB IX: Besondere Aufgabe der medizinischen Rehabilitation 
(§§ 102 Abs. 1 Nr. 1, 109 i. V. m. §§ 42 ff. SGB IX)

Beschreibt aufbauend auf der allgemeinen Definition der Aufgabe der Eingliederungshilfe die spezielle Aufgabe der medizinischen Rehabilitation. Es soll einer Beeinträchtigung nach § 99 Abs. 1 entgegengewirkt werden und die betroffenen Personen von Pflege möglichst unabhängig gemacht werden. 


§ 90 Abs. 3 SGB IX: Besondere Aufgabe der Teilhabe am Arbeitsleben 
(§§ 102 Abs. 1 Nr. 2, 111 i. V. m. §§ 58 ff. SGB IX)

Die Teilhabe am Arbeitsleben umfassen Leistungen zur Beschäftigung für erwerbsunfähige behinderte Menschen in einer anerkannten Werkstatt für behinderte Menschen (§ 58), zur Beschäftigung bei einem anderen Leistungsanbieter (§ 60), Leistungen für ein Budget für Arbeit (§ 61) sowie Leistungen für ein Budget für Ausbildung (§ 61a). Nach Eignung und Neigung soll dem behinderten Menschen eine Beschäftigung angeboten werden, die die Weiterentwicklung von Leistungsfähigkeit und Persönlichkeit fördert. Sämtliche Leistungen sind in § 111 SGB IX abschließend aufgeführt. 


§ 90 Abs. 4 SGB IX: Besondere Aufgabe der Teilhabe an Bildung 
(§§ 102 Abs. 1 Nr. 3, 112 i. V. m. § 75 SGB IX)

Die Leistungen sind im Einzelnen in § 112 aufgeführt. Den Leistungsberechtigten soll damit die Teilnahme an den dort genannten (hoch-)schulischen Bildungsmaßnahmen ermöglicht werden. Dies gilt auch für schulische Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen für einen angemessenen Beruf.

§ 90 Abs. 5 SGB IX:  Besondere Aufgabe der Sozialen Teilhabe 
(§§ 102 Abs. 1 Nr. 4, 113 ff. i. V. m. §§ 76 ff. SGB IX)

Der neue, nicht abschließende Leistungskatalog der "Sozialen Teilhabe" in § 113 Abs. 2 beinhaltet u. a. Leistungen wie Assistenzleistungen und Leistungen zur Mobilität. Aufgabe der Leistungen zur Sozialen Teilhabe ist es, eine gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft zu ermöglichen oder zu erleichtern. Die Soziale Teilhabe soll zu einer selbstbestimmten und eigenverantwortlichen Lebensplanung und Lebensführung verhelfen.

57
	


Eingliederungshilferichtlinien - EHR - Stand: März 2023

[bookmark: _Toc184045752]Zu § 98 Örtliche Zuständigkeit


Mit der Einführung des 2. Teils des SGB IX zum 01.01.2020 trat mit § 98 SGB IX für Leistungen der Eingliederungshilfe nach dem 3. bis 6. Kapitel dieses Buches auch eine eigene Zuständigkeitsvorschrift in Kraft. Diese schreibt für die Dauer der ununterbrochenen Gewährung von Leistungen der Eingliederungshilfe die örtliche Zuständigkeit fest.


§ 98 Abs. 1 SGB IX

(1) Grundsätzlich richtet sich die örtliche Zuständigkeit nach dem g. A. im Zeitpunkt der erstmaligen Antragsstellung (§ 108 Abs. 1 SGB IX) und entspricht damit dem sog. Herkunftsprinzip.
Dabei ist es unerheblich, welche Form die Leistungen der Eingliederungshilfe haben sollen. Der gewöhnliche Aufenthalt ist für jede Form der Eingliederungshilfe maßgeblich. 
Bei Betreuungen über Tag und Nacht wird auf (3) verwiesen.

[bookmark: _Hlk157498719]Die Beteiligung eines Bezirkes im Teilhabeplanverfahren vor und während Eingangsverfahren und Berufsbildungsbereich in einer Werkstatt für Menschen mit Behinderung ist keine Antragstellung i. S. d. § 108 SGB IX und löst damit nicht die o.g. Zuständigkeitsprüfung aus (BAGüS-Fachausschuss II, 24.10.2023-26.10.2023, TOP 11).
Maßgeblich ist der gewöhnliche Aufenthalt bei der tatsächlichen Beantragung von Eingliederungshilfeleistungen (z.B. für die Beschäftigung im Arbeitsbereich einer WfbM) auch dann, wenn nach Antragstellung ein Umzug in den Bereich eines anderen Eingliederungshilfeträgers erfolgt. Wird die Eingliederungshilfe (z.B. für die Beschäftigung im Arbeitsbereich einer WfbM) erst nach Umzug beantragt, wird der Eingliederungshilfeträger des durch den Umzug neu begründeten gewöhnlichen Aufenthalts zuständig, auch wenn vor und während Eingangsverfahren und Berufsbildungsbereich ein anderer Eingliederungshilfeträger im Teilhabeplanverfahren beteiligt war.

(2) Die Definition des g. A. erfolgt nach § 30 Abs. 3 Satz 2 SGB I.

Den gewöhnlichen Aufenthalt hat jemand nach § 30 Abs. 3 Satz 2 SGB I dort, wo er sich unter solchen Umständen aufhält, die erkennen lassen, dass er an diesem Ort oder in diesem Gebiet nicht nur vorübergehend verweilt. Notwendige, aber nicht hinreichende Voraussetzung ist zunächst der tatsächliche Aufenthalt an dem betreffenden Ort. Unter „Ort" ist die jeweilige politische Gemeinde zu verstehen und nicht ein bestimmtes Haus oder eine bestimmte Wohnung. Dies lässt sich nach der Rechtsprechung nur im Wege einer vorausschauenden Betrachtungsweise (Prognose) entscheiden, wobei alle für die Beurteilung der künftigen Entwicklung bei Beginn eines streitigen Zeitraums erkennbaren Umstände zu berücksichtigen sind. Abzustellen ist auf den Willen, den Lebensmittelpunkt an diesem Ort bis auf weiteres - also nicht nur vorübergehend oder besuchsweise - zu begründen und zu behalten (subjektives Element) und als objektives Element auf einen Aufenthalt von einer gewissen Dauer. Dabei kommt es darauf an, dass gewisse objektive Momente (tatsächliche Gegebenheiten/Gesamtumstände) vorliegen, die auf einen Zustand längeren Verweilens schließen lassen.

Die melderechtliche Zuordnung oder die bereits entstandene Dauer des Aufenthalts haben dabei nur eine Indizwirkung. Auch ein unfreiwilliger Aufenthalt kann ein gewöhnlicher Aufenthalt i. S. d. Gesetzes sein, etwa der Aufenthalt in einem Frauenhaus. 

(3) Bei Leistungen der Betreuung über Tag und Nacht (in besonderen Wohnformen – ehemals vollstationäre Einrichtungen) ist der EGH-Träger örtlich zuständig, in dessen Bereich der Leistungsberechtigte zum Schutz der „Einrichtungsorte“ seinen g. A. innerhalb der letzten zwei Monate vor Beginn der Betreuung über Tag und Nacht zuletzt hatte.

Erhält der LB jedoch zum Zeitpunkt der Antragstellung bereits eine Betreuung über Tag und Nacht und sind Leistungen der Eingliederungshilfe nicht ab Beginn der Betreuung über Tag und Nacht zu erbringen (z.B. weil der LB zunächst Selbstzahler ist), so ist der Träger der EGH örtlich zuständig, in dessen Bereich der LB seinen g. A. innerhalb der letzten 2 Monate vor den Leistungen (also dem Beginn der Kostenübernahme bzw. der Zahlungen des Eingliederungshilfeträgers) einer Betreuung über Tag und Nacht zuletzt gehabt hat.

Ist auch in diesem Zeitraum kein gewöhnlicher Aufenthalt festzustellen oder wird keine Leistung zur Betreuung über Tag und Nacht erbracht, kommt es auf den tatsächlichen Aufenthalt an. Weiteres dazu siehe bei § 98 Abs. 2.

(4) Sofern es nach § 108 Abs. 2 SGB IX keines Antrags bedarf, ist der Beginn des Gesamtplanverfahrens nach Kapitel 7 des Teil II SGB IX maßgebend.

(5) Die Zuständigkeit nach § 98 Abs. 1 Satz 1 SGB IX (bei Vorliegen eines g. A.) bleibt bis zur Beendigung des Leistungsbezuges, also auch beim Wechsel der Leistungsform der Eingliederungshilfe oder beim Umzug in den Bereich eines anderen Trägers, bestehen (§ 98 Abs. 1 S. 3 SGB IX).

(6) Wurden für einen zusammenhängenden Zeitraum von mindestens 6 Monaten keine Leistungen bezogen, ist die Zuständigkeit neu festzustellen (§ 98 Abs. 1 S. 4 SGB IX). Zusammenhängend ist der Zeitraum nur dann, wenn es sich um unmittelbar aufeinanderfolgende Zeiträume handelt. Nicht ausreichend ist daher, wenn sich nur rechnerisch eine Lücke von sechs Monaten oder mehr ergibt, ohne dass diese Zeiten aber zusammenhängen. Unter Bezug kann sprachlich wohl nur die tatsächliche Leistungsgewährung gemeint sein, nicht also die bloße Bewilligung (= Zeitraum der Kostenübernahmeerklärung bzw. Bescheid). Dabei kommt es nicht auf den Tag der Antragstellung von „erneuten“ Leistungen an, sondern auf den tatsächlichen Leistungsbeginn. Die 6-Monats-Frist beginnt einen Tag nach Beendigung des Leistungsbezugs und berechnet sich gem. §§ 187 Abs. 1 und 188 Abs. 2 BGB.

Das offene Beratungsangebot im Bereich der Frühförderung begründet eine Ausnahme. Durch die Übernahme der Kosten für das offene Beratungsangebot im Bereich der Frühförderung wird keine Zuständigkeitskette nach § 98 SGB IX ausgelöst. Die Zuständigkeitskette beginnt erst, wenn tatsächlich Frühförderleistungen gewährt werden. (Beschluss des Unterausschusses des Fachausschusses für Soziales vom 02./03.03.2020 – TOP 17 – siehe Anlage)

Mit Beschluss vom 11./12.10.2023 - TOP 18 - (UA in Regensburg) wird diese Auffassung aufgeben, mit der Folge, dass die gesetzliche Regelung des § 98 SGB IX zur Anwendung kommt.

(7) Werden Leistungen innerhalb von sechs Monaten nach Beendigung vorheriger Leistungen bezogen, ist nach § 98 Abs. 1 S. 3 SGB IX der vorher nach § 98 Abs. 1 S. 1 SGB IX zuständige Träger weiterhin zuständig. Ob der für die ursprüngliche Zuständigkeit maßgebliche gewöhnliche Aufenthalt mittlerweile aufgegeben wurde, ist dabei unbeachtlich. Dies ist der Fall, wenn der LB innerhalb der sechs Monate in den Zuständigkeitsbereich eines anderen Eingliederungshilfeträgers umzieht.

(8) Eine stationäre Krankenhausbehandlung oder medizinische Rehabilitation, (die i.d.R. in die Zuständigkeit eines anderen Reha-Trägers, z.B. DRV, Krankenversicherung, fällt) stellen keine Unterbrechung dar (§ 98 Abs. 1 S. 5 SGB IX).

(9) Kinder begründen in einer Pflegefamilie bzw. bei Großeltern einen g. A. nach § 98 Abs. 1 S. 1 SGB. Die ehemals analoge Anwendung § 98 Abs. 2 i. V. m. § 107 SGB XII ist nicht mehr einschlägig (Beschluss des Unterausschusses des Fachausschusses für Soziales vom 18.03.2021 – TOP 4 – siehe Anlage).


§ 98 Abs. 2 SGB IX

(1) Bei dieser Norm handelt es sich um eine Sonderzuständigkeit in Eilfällen sowie bei fehlendem oder nicht zu ermittelndem g. A.. Maßgeblich ist hier zunächst vorläufig ausschließlich der tatsächliche Aufenthalt zum Zeitpunkt der erstmaligen Antragsstellung.

(2) Bei Personen, bei denen vor erstmaliger Leistung bzw. über einen Zeitraum von sechs Monaten nach der letzten Leistungsgewährung, kein g. A. zu ermitteln ist, ergibt sich die örtliche Zuständigkeit aus dem tatsächlichen Aufenthalt. Zuständig ist gem. § 98 Abs. 2 Satz 3 SGB IX der Bezirk, in dessen Bereich sich der LB aufhält.

(3) Steht der gewöhnliche Aufenthalt nicht innerhalb von vier Wochen nach Antragseingang fest, ist der tatsächliche Aufenthalt bestimmend.

Der für den tatsächlichen Aufenthalt zuständige Träger hat über die Leistungen unverzüglich zu entscheiden und sie vorläufig gem. § 98 Abs. 2 Satz 1 SGB IX zu erbringen.

Wird der g. A. im Verlauf des vorläufigen Leistungsbezuges festgestellt, ist der endgültig örtlich zuständige Träger zur Leistungsübernahme verpflichtet. Er hat dem "Eilzuständigen" die Kosten zu erstatten.

§ 98 Abs. 2 S. 2 SGB IX ist ein eigenständiger Erstattungsanspruch. Die Regelungen des Dritten Kapitels SGB X sind nach § 37 SGB I anzuwenden.

(4) § 98 Abs. 2 Satz 3 SGB IX regelt einen Sonderfall:
Bei gewöhnlichem Aufenthalt außerhalb Deutschlands oder nicht zu ermittelndem gewöhnlichem Aufenthalt, ist ebenfalls auf den tatsächlichen Aufenthalt abzustellen.


§ 98 Abs. 3 SGB IX

§ 98 Abs. 3 SGB IX regelt die örtliche Zuständigkeit für ab Geburt beantragte Eingliederungshilfeleistungen. Die Regelung zielt ausschließlich auf eine Leistungserbringung über Tag und Nacht ab. Maßgeblich für das Kind (=LB) ist der g. A. der Mutter.


§ 98 Abs. 4 SGB IX

(1) Gemäß § 98 Abs. 4 kann weder in einer stationären Einrichtung, z.B. Krankenhaus, Pflegeheim, Reha-Einrichtungen, noch während einer richterlich angeordneten Freiheitsentziehung ein g. A. begründet werden.

Insofern kommt es in diesen Fällen auf den g. A. an, den der LB in den letzten zwei Monaten vor der Aufnahme zuletzt hatte.
Ist kein gewöhnlicher Aufenthalt festzustellen, ist der t. A. gem. § 98 Abs. 2 S. 1 SGB IX maßgeblich.
Bsp.: Ein LB befindet sich im Zeitpunkt der Antragsstellung in einer JVA im Bereich des Bezirks A und hat keinen g. A. vor der Aufnahme. Er wechselt nahtlos von der JVA in die besondere Wohnform im Bereich des Bezirks B. Da der LB keinen g. A. hat, richtet sich die örtliche Zuständigkeit nach dem t. A. im Zeitpunkt der Antragsstellung, so dass der Bezirk A zuständig ist.

(2) In einer besonderen Wohnform (§ 42a Abs. 2 S. 1 Nr. 2 SGB XII) wird ein g. A. (entsprechend des Wortlauts des § 98 Abs. 4 SGB IX) begründet (vgl. Ergebnisprotokoll UA des FA für Soziales vom 18.03.2021)

Es ist zu beachten, dass bei einem Wechsel des Leistungsbezuges nach dem SGB IX (Eingliederungshilfe) hin zum ausschließlichen Bezug von Leistungen nach dem SGB XII die örtliche Zuständigkeit nach § 98 Abs. 2 S. 1 SGB XII neu zu bestimmen ist. Die „Einrichtungskette“ in der bisherigen Form ist nicht mehr anwendbar.
Bsp.: Ein LB befindet sich in einer besonderen Wohnform im Bereich des Bezirks B. Kostenträger ist der Bezirk A. Der LB scheidet aus der besonderen Wohnform aus und wechselt nahtlos in ein Pflegeheim im Bereich des Bezirks B. Kostenträger für die Unterbringung im Pflegeheim nach dem SGB XII ist der Bezirk B.

(3) In einer vollstationären Einrichtung der Jugendhilfe wird kein g.A. begründet. Bei Leistungswechsel (Jugendhilfe -> Bezirk) ist gem. § 98 Abs. 4 S. 2 SGB IX der Träger der Eingliederungshilfe zuständig, in dessen Zuständigkeitsbereich die nachfragende Person (zwei Monate) vor Aufnahme in das Heim (der Jugendhilfe) ihren gewöhnlichen Aufenthalt hatte. (Beschluss des Unterausschusses des Fachausschusses für Soziales vom 18.03.2021 – TOP 4 – siehe Anlage)

Ob es sich um eine vollstationäre Einrichtung der Jugendhilfe handelt, ist vom Eingliederungshilfeträger anhand der vom Jugendhilfeträger mit dem Anbieter geschlossenen Vereinbarungen zu prüfen. Der Eingliederungshilfeträger hat somit eine objektive Feststellung zu treffen, ob § 98 Abs. 4 SGB IX im konkreten Fall anwendbar ist.


§ 98 Abs. 5 SGB IX

(1) Mit dieser Norm wurde eine Überführungsregelung für alle Bestandsfälle eingefügt, nach der die bis zum 31.12.2019 bereits bestandene Zuständigkeit zur Vermeidung von sonst ggf. eintretenden Zuständigkeitskonflikten, fortbesteht.

(2) Voraussetzung für die Anwendung dieser Regelung ist daher, dass der Leistungsfall bereits vor dem 01.01.2020 begonnen haben muss. Nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichtes ist für die Definition des eingliederungshilferechtlichen Leistungsbegriffs notwendig aber auch ausreichend, dass der Sache nach eine Rehabilitationsleistung erbracht wurde und die leistungsberechtigte Person einen eingliederungshilferechtlichen Anspruch hatte. Als einheitlichen Leistungsfall versteht das Bundessozialgericht daher jedwede Hilfegewährung, die kontinuierlich und ohne qualitative Veränderung einem einheitlichen Reha-Bedarf dient. (vgl. Urteil des BSG vom 04.04.2019 – AZ. B 8 SO 11/17 R, Rn. 22 in juris,  Bundessozialgericht - Entscheidungen (ab 2018)).

Für diese Fälle gilt die entsprechende Anwendung von § 98 SGB XII – mit Ausnahme von Abs. 2 Satz 3 und 4 – in der Fassung vom 01.01.2020.

(3) Zusammenfassend ist festzuhalten, dass als Bestandsfall im Sinne des § 98 Abs. 5 SGB IX alle Fälle gelten, die nicht nur tatsächlich Leistungen nach dem bis 31.12.2019 bestandenen 6. Kapitel des SGB XII erhalten haben. Es genügt nach Sinn und Zweck der Vorschrift vielmehr, dass ein Anspruch auf derartige Leistungen der Eingliederungshilfe nach dem 6. Kapitel des SGB XII in der bis 31.12.2019 geltenden Fassung bestanden haben muss. Dies ist u.a. gegeben, sofern: 

- für die leistungsberechtigte Person bereits bis zum 31.12.2019 eine Feststellung der Zugehörigkeit zum Personenkreis des § 53 SGB XII vorlag, die einen Anspruch auf Eingliederungshilfe nach dem 6. Kapitel des SGB XII nach sich gezogen hätte 

- über einen in 2019 gestellten Antrag wird erst im Jahr 2020 entschieden 

- ein Rechtskreiswechsel noch nicht vollzogen wurde (Jugendhilfe vs. Eingliederungshilfe) 

- eine tatsächliche Inanspruchnahme der Leistung erfolgt trotz Bewilligung in 2019 mangels geeignetem Leistungsbringer erst nach dem 01.01.2020

(4) Für die Feststellung der Zuständigkeit in den Fällen des § 98 Abs. 2 Satz 3 und 4 SGB XII a. F. kommt es auf die Zuständigkeitsregelungen des § 98 Abs. 1 – 4 SGB IX an. Insofern ist für diese Fallkonstellationen auch keine abweichende Überführungsregelung erforderlich. 
Hintergrund ist, dass die bisherige Zuständigkeit nach § 98 Abs. 2 Satz 3 SGB XII a. F. in § 98 Abs. 2 SGB IX mit der Konsequenz mündet, dass bei Maßgeblichkeit des tatsächlichen Aufenthaltes zuständigkeitsrechtlich keine Änderung eintritt.

(5) Auch für Kinder, die in einer Einrichtung geboren wurden (§ 98 Abs. 2 Satz 4 SGB XII a.F.), ergibt sich für die Bestandsfälle beim Übergang vom SGB XII in das SGB IX keine zuständigkeitsrechtliche Änderung, da für die Bestimmung der örtlichen Zuständigkeit auch weiterhin einzig auf den letzten g. A. der Mutter während der letzten zwei Monate vor Geburt des Kindes abzustellen ist.






   



  


Eingliederungshilferichtlinien - EHR - Stand: Mai 2024
[bookmark: _Toc184045753]Zu § 99 Leistungsberechtigung, Verordnungsermächtigung


Grundsätzliches

(1) § 99 SGB IX wurde durch das Teilhabestärkungsgesetz neu gefasst und ist zum 01.07.2021 in Kraft getreten.

(2) Die Neufassung definiert 3 Personenkreise und unterscheidet nach Rechtsanspruch und Ermessensleistung. 

(3) Der Begriff der „wesentlichen Behinderung“ ist in § 99 nun legal definiert. Dies ist für einen Rechtsanspruch auf Leistungen der Eingliederungshilfe neben dem Vorliegen einer Behinderung im Sinne des § 2 Abs. 1 SGB IX entscheidende Zugangsvoraussetzung. Die Begriffsbestimmung von § 2 Abs. 1 SGB IX orientiert sich am Verständnis der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) sowie der Internationalen Klassifikation der Funktionsfähigkeit, Behinderung und Gesundheit (ICF) und löst sich von der bisherigen defizitorientierten Betrachtung einer Behinderung.

Entscheidend für das neue Begriffsverständnis ist, dass Behinderung erst in Wechselwirkung zwischen dem gesundheitlichen Problem einer Person und einstellungs- und umweltbedingten Barrieren entsteht und zu einer wesentlichen Einschränkung der Teilhabe an der Gesellschaft führt. (vgl. Aufsatz von Jutta Siefert: „Anspruchsberechtigter Personenkreis in der Eingliederungshilfe“, in der Zeitschrift für die sozialrechtliche Praxis, Heft 10/2021, S. 535 ff.)

(4) Fehlt die Wesentlichkeit einer Behinderung und liegen „nur“ andere körperliche, geistige oder seelische Beeinträchtigungen vor, ist durch den Träger der Eingliederungshilfe eine Ermessensentscheidung bezüglich der beantragten Leistung zu treffen. In diesen Fällen kann der Träger der Eingliederungshilfe die Leistungen auch befristet gewähren.

(5) Die in Abs. 4 genannte konkretisierende Rechtsverordnung zur Leistungsberechtigung in der Eingliederungshilfe ist noch in Arbeit. 


§ 99 Abs. 1 bis 3 SGB IX

Die leistungsberechtigten Personenkreise können wie folgt unterschieden werden:

Alternative 1		= Rechtsanspruch 
(Abs. 1)

Es liegt eine wesentliche Behinderung vor.
· Beeinträchtigung der Körperfunktionen und Körperstrukturen einschließlich der Sinnesfunktionen
· Beeinträchtigung der intellektuellen Funktionen
· Beeinträchtigung der psychischen Funktionen

Der Mensch ist wesentlich eingeschränkt in der gleichberechtigten Teilhabe.
· Die Beeinträchtigungen führen in Wechselwirkung mit einstellungs- und umweltbedingten Barrieren zu einer wesentlichen Einschränkung der gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft.

Es besteht die Aussicht, dass die Teilhabeziele entsprechend § 104 Abs. 1 Satz 2 SGB IX erreicht werden können. 


Alternative 2		= Rechtsanspruch
(Abs. 1+2)

Der Eintritt einer wesentlichen Behinderung droht. (Beeinträchtigungen siehe Personenkreis 1) Das heißt, der Eintritt einer wesentlichen Behinderung ist nach fachlicher Erkenntnis mit hoher Wahrscheinlichkeit zu erwarten.

Der Mensch ist wesentlich eingeschränkt in der gleichberechtigten Teilhabe.
· Die Beeinträchtigungen führen in Wechselwirkung mit einstellungs- und umweltbedingten Barrieren zu einer wesentlichen Einschränkung der gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft.

Es besteht die Aussicht, dass die Teilhabeziele entsprechend § 104 Abs. 1 Satz 2 SGB IX erreicht werden können. 


Alternative 3		= Ermessen
(Abs. 3)

Es liegen körperliche, geistige, seelische Beeinträchtigungen oder Sinnesbeeinträchtigungen vor, die allerdings nicht wesentlich sind.

Es besteht durch die Wechselwirkung mit einstellungs- und umweltbedingten Barrieren eine Einschränkung an der gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft.


§ 99 Abs. 4 SGB IX

Der Entwurf der in Absatz 4 genannten Rechtsverordnung zur Konkretisierung der Leistungsberechtigung in der Eingliederungshilfe liegt bereits vor, ist aber noch nicht erlassen worden/in Kraft getreten. Solange gelten die §§ 1 – 3 der Eingliederungshilfeverordnung in der bis zum 31.12.2019 gültigen Fassung weiter: https://www.buzer.de/gesetz/2005/index.htm
67
	


Eingliederungshilferichtlinien - EHR - Stand: Juli 2022
[bookmark: _Toc184045754]Zu § 100 Eingliederungshilfe für Ausländer


Grundsätzliches

(1) Die Vorschrift übernimmt für den Bereich der Leistungen der Eingliederungshilfe, die zum 1.1.2020 aus dem Recht der Sozialhilfe im SGB XII herausgelöst und in den neuen Teil 2 des SGB IX eingestellt wurden, Regelungen des § 23 SGB XII zur Sozialhilfe für Ausländerinnen und Ausländer.

(2) Den Begriff des Ausländers definiert die Vorschrift nicht. Insofern ist mangels eigener sozialhilferechtlicher Definition auf die Begriffsbestimmung des Ausländerrechts zurückzugreifen. Nach § 2 Abs. 1 Aufenthaltsgesetz (AufenthG) ist Ausländer jeder, der nicht Deutscher i. S. d. Art. 116 Abs. 1 Grundgesetz (GG) ist, also nicht die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt oder als deutscher Volkszugehöriger oder dessen Ehegatte oder Abkömmling in dem Gebiet des Deutschen Reiches nach dem Stande v. 31.12.1937 Aufnahme gefunden hat. Auch Spätaussiedler i. S. d. § 4 Abs. 2, Abs. 3 Bundesvertriebenengesetz (BVFG) sind demnach Deutsche und fallen nicht unter § 23 SGB XII. Bei einer doppelten Staatsbürgerschaft mit deutschem Anteil gilt der Inhaber rechtlich als Deutscher. Bei einer doppelten Staatsbürgerschaft ohne deutschen Anteil wird die Staatsbürgerschaft berücksichtigt, die den Ausländer besserstellt. 
[bookmark: Y-400-W-BECKOKSOZR-G-SGB_XII-P-23-Gl-A-I][bookmark: Y-400-W-BECKOKSOZR-G-SGB_XII-P-23-RN-2]

§ 100 Abs. 1 S. 1 SGB IX

(1) Der § 100 Abs. 1 SGB IX entspricht inhaltlich dem § 23 Abs. 1 S. 3–5 SGB XII. 

Die Gewährung von Leistungen der Eingliederungshilfe nach dem Zweiten Teil des SGB IX an Ausländer, die sich im Inland tatsächlich aufhalten, liegt im Ermessen der Leistungsträger („können erhalten“). Der Eingliederungshilfebedarf alleine führt nicht zur Leistungsbewilligung, sondern sie muss im Einzelfall gerechtfertigt sein.

(2) Notwendig ist die Ausübung des Entschließungs- und des Auswahlermessens. Nach § 35 Abs. 1 Satz 2 SGB X ist die Ermessensentscheidung durch den Eingliederungshilfeträger zu begründen. Dabei ist eine Gewichtung zwischen der Notlage des Ausländers und den schwerwiegenden Folgen der Versagung der Leistung vorzunehmen. Je stärker die Bindungen des Ausländers an die Bundesrepublik Deutschland sind, umso eher ist er bei der Entscheidung einem Deutschen gleichzustellen. Wichtige, zu beachtende Gesichtspunkte sind ein mindestens fünfjähriger, durch eigene Arbeit finanzierter Aufenthalt, die eigene Geburt in Deutschland oder eine Ehe mit einem/r deutschen Staatsangehörigen. Auch andere Anhaltspunkte können bei einer Gleichstellung mit einem/r Deutschen herangezogen werden.

(3) Außerdem ist die Aufenthaltsberechtigung für EU-Ausländer sowie Staatsangehörige aus der Schweiz, aus Island, aus Norwegen und aus Liechtenstein nach dem Freizügigkeitsgesetz (FreizügG/EU) und für sog. Drittstaatler nach dem Aufenthaltsgesetz zu prüfen. Ein fehlender Aufenthaltstitel führt gem. § 50 AufenthG zur Ausreisepflicht des Ausländers. Auch EU-Ausländer ohne Freizügigkeitsberechtigung bzw. Freizügigkeitsgrund gem. § 2 FreizügG/EU, die keinen gesonderten Aufenthaltstitel nach dem Aufenthaltsgesetz besitzen, fallen unter die Ausreisepflicht. 

(4) Die Auskunft, ob für den Drittstaatler eine sog. Verpflichtungserklärung nach § 68 AufenthG abgegeben wurde, ist von der Ausländerbehörde anzufordern.



§ 100 Abs. 1 S. 2 SGB IX

(1) Die Einschränkung auf Ermessensleistungen nach Satz 1 gilt nicht für Ausländerinnen und Ausländer, die im Besitz einer Niederlassungserlaubnis oder eines befristeten Aufenthaltstitels sind und sich voraussichtlich dauerhaft im Bundesgebiet aufhalten. In diesen Fällen besteht also grundsätzlich ein Anspruch auf Eingliederungshilfeleistungen. 

(2) Befristete Aufenthaltstitel sind nach § 6 AufenthG das Visum und nach § 7 AufenthG die Aufenthaltserlaubnis, wobei in der Praxis nur bei der Aufenthaltserlaubnis ein voraussichtlich dauerhafter Aufenthalt im Bundesgebiet gegeben sein dürfte. Zu berücksichtigen ist in diesem Zusammenhang aber immer der Aufenthaltszweck. Der Aufenthalt zum Zwecke des Familiennachzugs ist regelmäßig als langfristig anzusehen, der Aufenthalt zur Ausbildung eher nicht. Für Leistungen an Ausländer, die sich aufgrund eines Visums im Inland aufhalten, liegt die Gewährung i. d. R. im Ermessen des Leistungsträgers. Eine Fortgewährungsfiktion gem. § 81 Abs. 4 AufenthG nach Ende eines befristeten Aufenthaltstitels verlängert fiktiv den ausgelaufenen Aufenthaltstitel.  


§ 100 Abs. 1 S. 3 SGB IX

(1) Satz 3 bestimmt, dass andere Rechtsvorschriften, nach denen Leistungen der Eingliederungshilfe zu erbringen seien, unberührt bleiben.
Die Rechtsstellung der in Deutschland lebenden Ausländer wird durch verschiedene Bundesgesetze geregelt. Hervorzuheben sind das Aufenthaltsgesetz, das Freizügigkeitsgesetz/EU und das Asylgesetz. 

(2) Auf europäischer Ebene sind insbesondere die VO 883/2004 (https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2004:166:0001:0123:de:PDF), die Freizügigkeitsrichtlinie 2004/38/EG (insb. Art. 24 zur Gleichbehandlung) (https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32004L0038R(01)&from=DE) und das Europäische Fürsorgeabkommen (EFA; setzt einen legalen Aufenthaltsstatus aus andere Rechtsquelle voraus) von Bedeutung (https://rm.coe.int/168006379f).
Weiterhin gibt es das Deutsch-Österreichische Fürsorgeabkommen (bzgl. Eingliederungshilfeleistungen nur relevant für Leistungen an Minderjährige) (https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008233).


§ 100 Abs. 2 SGB IX

(1) § 100 Abs. 2 bestimmt, dass Leistungsberechtigte nach § 1 des Asylbewerberleistungsgesetzes (AsylbLG) keine Leistungen der Eingliederungshilfe über den Eingliederungshilfeträger erhalten. Die mit der Erfüllung des AsylblG beauftragten Behörden erhalten über § 2 bzw. § 6 AsylblG die Möglichkeit, diese Leistungen als Leistungen nach dem AsylblG zu erbringen (Öffnungsklauseln für das AsylblG). 

(2) Der Anspruch ergibt sich aus § 1 des AsylbLG und nicht aus dem SGB II, SGB XII oder SGB IX (gemäß §§ 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 SGB II, 23 Abs. 2 SGB XII, 100 Abs. 2 SGB IX).


§ 100 Abs. 3 SGB IX

(1) Aufgrund der Regelung in Abs. 3 haben Ausländer, die eingereist sind, um Leistungen der Eingliederungshilfe zu erhalten, keinen Anspruch auf Leistungen. 

(2) Es muss also einen finalen Zusammenhang (Kausalität) zwischen dem Entschluss zur Einreise und der Inanspruchnahme von Leistungen der Eingliederungshilfe geben. Dafür ist aus den objektiven Umständen nach Möglichkeit zu ermitteln, ob ein Wissen und Wollen im Sinne eines Vorsatzes vorhanden war, der Hauptgrund für den Einreiseentschluss war. Für den Vorsatz ist nicht erforderlich, dass detaillierte Kenntnisse über das deutsche Recht vorhanden sind.

(3) Die Inanspruchnahme von Eingliederungshilfeleistungen muss das prägende Motiv der Einreise sein. Daneben können auch andere Einreisegründe gegeben sein. Umstände und Anhaltspunkte, die den Schluss erlauben, dass maßgeblich eine Einreise zum Zwecke der Inanspruchnahme von Leistungen erfolgt ist, können beispielsweise sein: umgehende Beantragung von Eingliederungshilfeleistungen nach der Einreise oder eine Einreise von Personen mit behandlungsbedürftigen Erkrankungen nur zur medizinischen Behandlung ohne ausreichende Eigenmittel. 

(4) Bei Familien muss die Motivation eines jeden Familienmitglieds geprüft werden. Bei Minderjährigen muss auf die Motivation der Personensorgeberechtigten abgestellt werden. 

(5) Die Beweislast für das Vorliegen dieses Ausschlussmerkmals liegt beim Träger der Eingliederungshilfe.





[bookmark: _Toc184045755]Zu § 103 Regelung für Menschen mit Behinderungen und Pflegebedarf


Grundsätzliches

(1) § 103 nimmt das in § 13 Abs. 4 SGB XI normierte Kooperationsgebot zwischen den Trägern der Eingliederungshilfe und den Trägern der Pflegeversicherung auf. 

Der Anwendungsbereich des § 103 ist auf die Anspruchsberechtigten nach § 99 und die Leistungen nach § 102 begrenzt.

(2) § 103 Abs. 1 SGB IX entspricht dem bisherigen § 55 SGB XII i. d. F. bis 31.12.2019. Nachdem der Begriff der “Pflegeleistungen“ in § 55 SGB XII i. d. F. bis 31.12.2019 die Pflegeleistungen nach dem SGB XI betraf und in § 103 Abs. 1 S.2 SGB IX nur die Pflegekasse genannt ist, erfasst auch der neue § 103 Abs. 1 SGB IX nur Pflegeleistungen nach dem SGB XI (nicht nach dem SGB XII). 

§ 103 Abs. 2 SGB IX hat hingegen das Verhältnis von Leistungen der Eingliederungshilfe nach dem SGB IX zu Leistungen der Hilfe zur Pflege nach dem SGB XII zum Gegenstand. 

(3) In § 103 Abs. 1 wird die Kooperation beschrieben, wenn Eingliederungshilfeleistungen und Pflegeleistungen nach dem SGB XI in Einrichtungen oder Räumlichkeiten im Sinne von § 71 Abs. 4 SGB XI erbracht werden und in Absatz 2 wenn Leistungen der Eingliederungshilfe nach dem SGB IX und Hilfe zur Pflege nach dem SGB XII außerhalb von Einrichtungen oder Räumlichkeiten im Sinne von § 71 Abs. 4 SGB XI in Anspruch genommen werden. (in der Regel sind hier die besonderen Wohnformen gemeint.)

(4) Bei der Leistungserbringung in anerkannten Einrichtungen oder Räumlichkeiten nach 
§ 71 Abs. 4 SGB XI ist die Pflegeleistung auf die pauschale Leistung des § 43a SGB XI beschränkt. Die Anerkennung der Einrichtungen oder Räumlichkeiten für die Abrechnung dieser Leistung nach dem SGB XI erfolgt durch die Pflegekassen.

Liegt eine solche Anerkennung der Einrichtung oder Räumlichkeit nicht vor, ist ein Bedarf der Hilfe zur Pflege durch die Leistungen der Pflegekasse oder die Leistungen nach dem 7. Kapitel des SGB XII zu decken.

(5) § 103 Abs. 2 regelt, dass Leistungen der Hilfe zur Pflege nach dem SGB XII von den Leistungen der Eingliederungshilfe umfasst werden, solange die Teilhabeziele erreicht werden können.

Hält sich der Mensch mit Behinderung nicht in einer Einrichtung oder in Räumlichkeiten nach Absatz 1 auf, so sieht Absatz 2 Satz 1 Halbsatz 1 der Regelung grundsätzlich vor, dass die Leistungen der Eingliederungshilfe solange auch die Leistungen der häuslichen Pflege nach SGB XII umfassen, wie die Teilhabeziele nach Maßgabe des Gesamtplans erreicht werden können (sog. Lebenslagenmodell). 

Dies gilt nach Satz 2 auch, wenn die Leistung vorübergehend durch die Inanspruchnahme von teilstationärer Pflege oder Kurzzeitpflege unterbrochen wird.

Auf diese Weise soll erreicht werden, dass die Leistungserbringung außerhalb besonderer Wohnformen wie aus einer Hand erfolgt.

Die Vorschrift sieht keine Beschränkung oder „Deckelung“ der Leistungen der häuslichen Pflege vor. Wenn die im Rahmen der Bedarfsermittlung besprochenen Teilhabeziele auch mittels sporadischer und in ihrem Umfang geringerer Leistungen erreicht werden können, während die Leistungen der häuslichen Pflege deutlich im Vordergrund stehen, ändert das nichts daran, dass die Leistungen der Hilfe zur Pflege nach dem SGB XII von den Eingliederungshilfe-Leistungen umfasst werden.

Nach der Orientierungshilfe der BAGÜS zu den Leistungen der Sozialen Teilhabe (Punkt 4.6.1.1.) bedeutet umfassen jedenfalls, dass der Träger der Eingliederungshilfe über die Leistung (Eingliederungshilfe nach dem SGB IX und ambulante Hilfe zur Pflege nach dem SGB XII) entscheidet und für die leistungsberechtigte Person insbesondere die günstigeren Heranziehungsregelungen für Einkommen und Vermögen nach dem SGB IX gelten. 
Einkommen und Vermögen des Leistungsberechtigten werden für alle gewährten Leistungen nach den Regeln der Eingliederungshilfe und nicht nach denen der Sozialhilfe berücksichtigt.
(Trotzdem sind die Leistungen der Eingliederungshilfe und die Leistungen der ambulanten Pflege jeweils gesondert nach dem SGB IX und dem SGB XII zu gewähren. Näheres dazu siehe bei „Verfahren“)

Etwas anderes gilt nur, wenn der LB nach Erreichen des Renteneintrittsalters erstmals Leistungen der Eingliederungshilfe beantragt.
Nach Erreichen der individuell zu bestimmenden Regelaltersgrenze (§ 235 SGB VI umfasst die Eingliederungshilfe nach Satz 1 Halbsatz 2 die Leistungen der häuslichen Pflege nur dann, wenn bereits vorher Leistungen der Eingliederungshilfe erbracht worden sind.
Satz 3 ist aufgrund Art. 66d und 80, 82 Abs. 1 Nr. 1 AGSG für die bayerischen Bezirke nicht einschlägig.


§ 103 Abs. 1 SGB IX

Eingliederungshilfe in Einrichtungen/Räumlichkeiten nach § 43a SGB XI i. V. m. § 71 Abs. 4 SGB XI

(1) § 43a SGB XI verweist zum Begriff der Einrichtungen und Räumlichkeiten auf § 71 Abs. 4 SGB XI. Einrichtungen gemäß Absatz 4 Nr. 1 sind stationäre Einrichtungen, in denen die Leistungen zur medizinischen Vorsorge, zur medizinischen Rehabilitation, zur Teilhabe am Arbeitsleben, zur Teilhabe an Bildung oder zur sozialen Teilhabe, die schulische Ausbildung oder die Erziehung kranker Menschen oder von Menschen mit Behinderungen im Vordergrund des Zwecks der Einrichtung stehen.

In Räumlichkeiten gemäß Absatz 4 Nr. 3 steht der Zweck des Wohnens von Menschen mit Behinderungen und die Erbringung von Leistungen der Eingliederungshilfe im Vordergrund. Auf die Überlassung dieser Räumlichkeiten findet das Wohn- und Betreuungsvertragsgesetz (WBVG) Anwendung. Der Umfang der Gesamtversorgung der dort wohnenden Menschen mit Behinderungen durch den Leistungserbringer entspricht weitgehend dem der Versorgung in einer vollstationären Einrichtung.

(2) Die dort gewährten Pflegeleistungen nach § 43a SGB XI werden entweder nach §§ 102 ff. SGB X im Rahmen der Kostenerstattung von der Pflegekasse angefordert oder von der privaten Pflegeversicherung und/oder von der zuständigen Beihilfestelle gem. § 141 SGB IX übergeleitet.

(3) Sofern die Pflege dort nicht sichergestellt ist, sehen die Sätze 2 und 3 einen Wechsel des Leistungserbringers bzw. der Wohnform vor. Nicht sichergestellt ist die Pflege, wenn die Einrichtung oder Betreuung in einer sonstigen Räumlichkeit nicht geeignet ist, den ermittelten Pflegebedarf vollständig zu decken. Die Regelung dient damit dem Schutz des Betroffenen vor mangelhafter oder unzureichender Pflege. Wenn die Feststellung der fehlenden Deckung des Pflegebedarfs erfolgt ist, wird ein Leistungserbringerwechsel angestrebt. Dabei sollen der Träger der Eingliederungshilfe, die zuständige Pflegekasse und der Leistungserbringer zusammenarbeiten. 
Den angemessenen Wünschen des Betroffenen ist dabei Rechnung zu tragen.

Die Erforderlichkeit eines Leistungserbringerwechsels ist Bestandteil des laufenden Gesamtplanverfahrens nach den §§ 117 ff SGB IX.


§ 103 Abs. 2 SGB IX

Zu Satz 1

Eingliederungshilfe außerhalb von Einrichtungen/Räumlichkeiten nach § 43a SGB XI i. V. m. § 71 Abs. 4 SGB XI

(1) Für die Abgrenzung nach Abs. 2 ist auf die (individuelle) Regelaltersgrenze abzustellen. Die Regelaltersrente bestimmt sich nach § 35 Satz 2 SGB VI (67 Jahre) und der gestaffelten Übergangsregelung gem. § 235 SGB VI. 

(2) In Fällen, in denen vor Erreichen der individuell zu bestimmenden Altersgrenze zum Bezug der Regelaltersrente keine Eingliederungshilfe bezogen wurde, werden Leistungen der häuslichen Pflege nach den §§ 64a bis 64f, 64i und 66 sowie vorübergehende Leistungen nach den §§ 64g und 64h des SGB XII im Rahmen der ambulanten Hilfe zur Pflege nach den Regelungen des SGB XII, auch was den Einsatz von Einkommen und Vermögen angeht, erbracht. Es kommt nach dem eindeutigen Gesetzeswortlaut auf den tatsächlichen Erhalt von Leistungen der Eingliederungshilfe vor Erreichen der Altersgrenze zum Bezug der Regelaltersrente an, nicht nur auf einen bestehenden Anspruch auf solche, um die begünstigende Regelung hinsichtlich Einsatz von Einkommen und Vermögen anwenden zu können.

Zu Satz 2

Ausnahmsweise mit umfasste Pflegeleistungen 

(1) Die Leistungen nach den §§ 64g und 64h SGB XII werden mit umfasst, sofern sie nur
vorübergehend in Anspruch genommen werden:
Es handelt sich dabei um einen Zeitraum von bis zu acht Wochen (BT-Drucks. 18/10523, S. 62, https://dserver.bundestag.de/btd/18/105/1810523.pdf). Die Dauer orientiere sich an der zeitlich befristeten Kurzzeitpflege (§ 42 Abs. 2 Satz 1 SGB XI). Da auch die Kurzzeitpflege nach § 64h SGB XII durch die Bezugnahme in Abs. 2 Satz 2 mit umfasst ist, ist eine solche Orientierung angemessen. Dies ist im Wege einer Prognoseentscheidung festzustellen. Auch eine mehrfache vorübergehende Inanspruchnahme unterbricht die Anwendbarkeit des Satzes 1 nicht, wenn zwischenzeitlich Phasen ohne eine Inanspruchnahme eintreten.

(2) Durch die vorübergehende Inanspruchnahme von Leistungen der teilstationären Pflege nach § 64g SGB XII wird die Zuständigkeit des Eingliederungshilfeträgers nicht beendet. Pflegebedürftige der Pflegegrade 2, 3, 4 oder 5 haben danach Anspruch auf teilstationäre Pflege in Einrichtungen der Tages- oder Nachtpflege, soweit die häusliche Pflege nicht in ausreichendem Umfang sichergestellt werden kann oder die teilstationäre Pflege zur Ergänzung oder Stärkung der häuslichen Pflege erforderlich ist. Der Anspruch umfasst auch die notwendige Beförderung des Pflegebedürftigen von der Wohnung zur Einrichtung der Tages- oder Nachtpflege und zurück.

(3) Vorübergehend unterbrechen auch Leistungen der Kurzzeitpflege nach § 64h SGB XII die Zuständigkeit des Eingliederungshilfeträgers nicht. Pflegebedürftige der Pflegegrade 2, 3, 4 oder 5 haben danach Anspruch auf Kurzeitpflege in einer stationären Pflegeeinrichtung, soweit die häusliche Pflege zeitweise nicht, noch nicht oder nicht im erforderlichen Umfang erbracht werden kann und die teilstationäre Pflege nach § 64g nicht ausreicht.


Verfahren 

1. Bedarfsfeststellung

(1) Der jeweilige Bedarf ist im Gesamtplanverfahren nach §§ 117 ff. zu klären. Die Bedarfsermittlung und -feststellung übernimmt der Fachdienst (Sozialpädagogisch/Medizinisch). 
Die Anteile der Eingliederungshilfe (§ 78 Abs. 2 SGB IX) und die Anteile der Hilfe zur Pflege (§§ 64a bis 64f, 64i, 66 SGB XII) sind im Rahmen der Gesamtplanung getrennt festzustellen. 

Da sich die Leistungen aus dem SGB XI und der Eingliederungshilfe im SGB IX (insb. Assistenzleistungen) teilweise überschneiden und klare Abgrenzungskriterien im Sozialgesetzbuch fehlen bzw. nicht eindeutig sind (Eingliederungshilfe = Leistungen zur Selbstbestimmung und im Sozialraum, Pflege = Leistungen zur Selbstständigkeit und häusliches Umfeld), wird jeweils im Gesamtplanverfahren unter Auswertung des MD-Gutachtens festgestellt, welche Bedarfe durch die Eingliederungshilfe und welche durch die Pflege (erforderlichenfalls ergänzt um Leistungen der Sozialhilfe aus dem Siebten Kapitel des SGB XII) zu decken sind. Eine Orientierung hierzu bieten die neuen Landesrahmenverträge für das Eingliederungshilferecht, die sich aber in den einigen Bundesländern (u.a. auch in Bayern) noch in der Abstimmung befinden.

(2) Die Abgrenzung von Leistungen der Eingliederungshilfe zu den Leistungen der Hilfe zur Pflege erfolgt anhand des Ziels der Maßnahme (Meßling in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB XII, 2. Aufl. 2014, 1. Überarbeitung, § 61 Rn. 38).

Mit der Hilfe zur Pflege wird nicht vornehmlich auf die Besserung des gesundheitlichen Zustands, sondern vielmehr auf die Erleichterung der Beschwerden zur Ermöglichung der erforderlichen Verrichtungen des Alltags abgestellt 
(LSG Bayern, Urteil vom 20.12.2016, Az.: L 8 SO 128/14, https://www.sozialgerichtsbarkeit.de/legacy/190418?modul=esgb&id=190418). 

Demgegenüber hat die Eingliederungshilfe zum Ziel, auf eine Integration des behinderten Menschen in die Gesellschaft und auf eine entsprechende berufliche Rehabilitation hinzuwirken (ebd.). 

Ein Indiz kann auch sein, ob für die Leistungserbringung vor allem pflegefachliche Kenntnisse des Personals (dann Hilfe zur Pflege) oder teilhabeorientiere Kenntnisse wie pädagogische oder psychosoziale Kenntnisse (dann Eingliederungshilfe) erforderlich sind (vgl. Gesetzesbegründung zu § 63b SGB XII, BT-Drs. 18/9518, S. 91, https://dserver.bundestag.de/btd/18/095/1809518.pdf).

Beispiel: 
Die Wohnung der LB wird geputzt, da sie hierzu körperlich nicht mehr in der Lage ist.
=> Hilfe zur Pflege 
Der LB wird gezeigt wie sie ihre Wohnung putzt, damit sie dies zukünftig selbst vornehmen kann. 
=> Eingliederungshilfe



2. Kostenübernahme

(1) Eingliederungshilfe und Pflegeleistungen innerhalb von Einrichtungen

Der Bescheid umfasst unabhängig von der Altersgrenze die Leistungen der Eingliederungshilfe und Hinweise auf die Geltendmachung der Pflegeleistungen nach 
§ 43a SGB XI.

(2) Eingliederungshilfe und erstmalige häusliche Pflege vor Erreichen der Altersgrenze der außerhalb von Einrichtungen

LB wird Eingliederungshilfe nach den Bestimmungen des SGB IX und häusliche Hilfe zur Pflege nach dem SGB XII gemeinsam in einem Bescheid gewährt.

Bedarfe aus dem Bereich der häuslichen Hilfe zur Pflege sind von den Eingliederungshilfeleistungen mit umfasst, solange Teilhabeziele nach Maßgabe des Gesamtplans erreicht werden können. Dies ist auch zutreffend, wenn die Leistungen der Hilfe zur Pflege gegenüber den Leistungen der Eingliederungshilfe deutlich im Vordergrund stehen. Diese Regelung ist über die Altersgrenze hinaus geltend.

Im Bescheid sind die Leistungen der Eingliederungshilfe und der Hilfe zur Pflege gesondert im Tenor zu nennen und in den Gründen ist auf die jeweiligen Rechtsgrundlagen im SGB IX und SGB XII zu verweisen. 

(3) Erstmalige Eingliederungshilfe und häusliche Pflege nach Erreichen der Altersgrenze außerhalb von Einrichtungen

Den LB wird entsprechend der individuellen Bedarfsfeststellung Eingliederungshilfe nach dem SGB IX und Hilfe zur Pflege nach dem SGB XII in getrennten Bescheiden gewährt. Die Leistungen werden nebeneinander erbracht und die Anspruchsvoraussetzungen sind nach den jeweiligen SGBs, insbesondere die unterschiedlichen Einkommens- und Vermögensgrenzen, zu prüfen. 

Die Leistungen der häuslichen Pflege sind in den §§ 64a ff SGB XII und den Kommentierungen in den SHR zu finden. 

(4) Vorrangige Leistungen anderer Leistungs- oder Kostenträger z.B. nach dem SGB XI oder SGB V (wie Leistungen bei Behandlungspflege) sind ergänzend zu berücksichtigen und in Abzug zu bringen.
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Grundsätzliches:


(1) Die Vorschrift enthält die drei wesentlichen Prinzipien der Leistungserbringung:

- Grundsatz der Einzelfallorientierung
- Wunsch- und Wahlrecht
- Zumutbarkeit

Absatz 1 beinhaltet den Grundsatz der einzelfallorientierten Leistungsgewährung, Absatz 2 beschreibt den Umfang des Wunsch- und Wahlrechts und Absatz 3 greift korrigierend das Kriterium der Zumutbarkeit auf. Ob ein Anspruch auf Eingliederungshilfe entsprechend den Wünschen des Leistungsberechtigten besteht, unterliegt einer mehrstufigen Prüfung - siehe SG Freiburg, Beschuss vom 13.07.2023, S 9 SO 1663/23 ER (https://www.sozialgerichtsbarkeit.de/node/174154).
(Quelle: BeckOK SozR/Kellner SGB IX § 104 Rn. 3, 4)

(2) § 104 präzisiert das in § 8 für alle Reha-Träger geregelte Wunsch- und Wahlrecht für die EGH und ist lex specialis gegenüber § 33 SGB I.


§ 104 Abs. 1 SGB IX

(1) Die Vorschrift ist erst anzuwenden, wenn die Leistungsberechtigung feststeht. Sie betrifft das „Wie“ der Leistungserbringung - also die Auswahlentscheidung zwischen mindestens zwei vergleichbaren Leistungen der EGH.

(2) Eingliederungshilfe wird personenzentriert geleistet. Damit entfällt die Unterscheidung zwischen ambulanter, teilstationärer und stationärer Leistungserbringung. Zu würdigen sind insbesondere die Art des Bedarfs des behinderten Menschen, seine Ressourcen, der Sozialraum und die Wohnform (wo und wie lebt der behinderte Mensch). 

Wünsche und Ziele des LB können bereits durch die Einbeziehung im Rahmen der Gesamtplanung nach § 121 frühzeitig berücksichtigt werden. 

Die notwendige Leistung der EGH, die zur Erfüllung der Aufgabe nach § 90 benötigt wird, wird im Rahmen des Gesamtplanverfahrens (§§ 117 ff) aufgrund des individuellen Bedarfs ermittelt. Vergleiche: BSG-Urteil v. 23.02.2023, B 8 SO 4/22 R, Juris Rnr. 28 - https://www.sozialgerichtsbarkeit.de/node/174247

(3) Absatz 1 Satz 2 stellt klar, dass die Leistungen der EGH unabhängig vom Erreichen einer Altersgrenze solange zu gewähren sind, wie die Teilhabeziele erreichbar sind. Maßgebend ist der Gesamtplan nach § 121 SGB IX. Ein Ziel muss aber nicht in kurzer Zeit erreicht werden können. Es reicht aus, dass ein Ziel nach der Gesamtplanung grundsätzlich erreicht werden kann („smarte“ Ziele).

Leistungen der EGH kommen allerdings nicht mehr in Betracht, wenn keine Aussicht besteht, dass mit der gewährten Leistung die Aufgabe der EGH nach § 90 erfüllt werden kann.

Soweit Pflege im Vordergrund steht, ist zu prüfen, inwieweit neben der Pflege Ziele der EGH noch erreicht werden können (Bsp: Wachkomapatient).


§ 104 Abs. 2 SGB IX

(1) Das Wunsch- und Wahlrecht nach § 104 Abs. 2 SGB IX bezieht sich auf 

- Auswahl des Leistungserbringers, einschließlich der möglichen Berücksichtigung des religiösen Bekenntnisses gem. § 104 Abs. 4

- den Ort der Leistungserbringung, einschließlich der Wohnform unter den Einschränkungen von § 104 Abs. 3 

- die Gestaltung der Unterstützungsleistung 

(2) Den Wünschen des LB ist zu entsprechen, soweit sie angemessen sind. 

Die Angemessenheit beschränkt sich nicht allein auf die Prüfung der Wirtschaftlichkeit. 
Zu berücksichtigen ist auch die Qualität der Leistung und deren Erfolgswahrscheinlichkeit im Hinblick auf die im Gesamtplan festgehaltenen Teilhabeziele. 

Die Rechtsprechung zu Vorgängervorschriften hat Mehrkosten von bis zu 20 Prozent als angemessen erachtet.

Werden Mehrkosten festgestellt, sind diese nicht automatisch unverhältnismäßig/unangemessen. Nicht angemessen sind Wünsche, wenn sie im Kostenvergleich unverhältnismäßig sind und der Bedarf im Einzelfall durch eine vergleichbare kostengünstigere Leistung gedeckt werden kann. Auch hohe Mehrkosten, die auf einem sachlichen Grund beruhen, sind nicht unverhältnismäßig.

Nicht angemessen sind Wünsche, wenn folgende Voraussetzungen vorliegen:

-   Der EHTr bietet eine Leistung an, die mit der gewünschten Leistung vergleichbar ist.

- Die vergleichbare Leistung ist geeignet den individuellen Bedarf (Bedarf nach der Besonderheit des Einzelfalls) zu decken.

- Der Leistungserbringer, der die vergleichbare Leistung anbietet, hat mit dem EHTr eine Leistungs- und Vergütungsvereinbarung geschlossen.

- Die Kosten der gewünschten Leistung übersteigen die Kosten der vergleichbaren Leistung in einem Maß, das unverhältnismäßig ist.

(3) Der Kostenvergleich hat notwendigerweise eine Alternative, eine abweichende Leistungserbringung zum Gegenstand. Es ist daher zunächst zu prüfen, durch welche von den Wünschen abweichende Leistungsgestaltung der Bedarf nach der Besonderheit des Einzelfalles gedeckt werden kann. Ein Kostenvergleich hat mit (gleich) geeigneten und bedarfsdeckenden Leistungsalternativen zu erfolgen. Dabei müssen Teilhabeziele übereinstimmen, bedarfsdeckend und verfügbar sein.


§ 104 Abs. 3 SGB IX

(1) Vor der Prüfung der Angemessenheit ist zunächst die Zumutbarkeit der vom Leistungsträger erwogenen Alternative zu prüfen.

Ist eine abweichende Leistungsgestaltung unzumutbar, entfällt der Kostenvergleich. 

(2) Bei der Prüfung der Zumutbarkeit ist eine individuelle Betrachtung der Lebenssituation der LB vorzunehmen. Hierbei sind die persönlichen, familiären und örtlichen Umstände, einschließlich der gewünschten Wohnform, zu berücksichtigen (z. B. Alter, berufliche Tätigkeit, Familie, Partnerschaft).

(3) Durch Absatz 3 Satz 3 und 4 wird die Wahlfreiheit in Bezug auf die Wohnform sichergestellt. Dem Wunsch der LP außerhalb von besonderen Wohnformen zu wohnen, ist zu entsprechen, wenn hierdurch der individuelle Bedarf gedeckt ist bzw. werden kann. 


§ 104 Abs. 4 SGB IX

Abs. 4 ist Ausfluss der grundgesetzlich garantierten Religionsfreiheit in der EGH. Auch hier ist der Mehrkostenvorbehalt nach Abs. 2 zu berücksichtigen.


§ 104 Abs. 5 SGB IX

(1) Die Leistungserbringung im Ausland wird gesondert geregelt:

Es handelt sich hierbei um eine Ermessensentscheidung. Der LB muss seinen g. A. in Deutschland haben. Die Vorschrift gilt für Deutsche und leistungsberechtigte Ausländer. 

Bei deutschen LB, die ihren g. A. im Ausland haben, ist zu prüfen, ob die Leistung nach § 101 entfällt.

(2) Die Erbringung der Leistung im Ausland muss im Interesse der Aufgabe der EHG geboten sein (z. B. wenn Auslandsreise durch Assistenzleistungen sichergestellt werden muss).

Auch bei den Leistungen im Ausland dürfen keine unvertretbaren Mehrkosten entstehen.
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Prüfung von Wunsch- und Wahlrecht bei der Wohnform nach § 104 SGB IX

Leistungsberechtigter entscheidet
Bedarf kann nicht gedeckt werden
Besondere Wohnform zumutbar
Kostenvergleich
Wohnen außerhalb besonderer Wohnform
Wohnen in besonderer Wohnform 
Bedarf kann gedeckt werden
Besondere Wohnform nicht zumutbar
Angemessenheits- und Zumutbarkeitsprüfung bei der Wahl der Wohnform









Bei Gleichbewertung der Angemessenheit in und außerhalb besonderer Wohnform 
























Prüfung der Zumutbarkeit nach § 104 SGB IX

BEACHTE: Angemessene Wünsche der leistungsberechtigten Person sind zu berücksichtigen und Alternativen müssen der leistungsberechtigten Person zumutbar sein. Bei der Zumutbarkeit der Alternative sind insbesondere zu beachten: die Art des Bedarfes, die persönlichen Verhältnisse, der Sozialraum, die eigenen Kräfte und Mittel der leistungsberechtigten Person, die gewünschte Wohnform
Unzumutbare Alternative
Zumutbare Alternative

Die Leistung ist nach den Wünschen der leistungsberechtigten Person auszugestalten
Alternative
Kostenvergleich bzgl. unverhältnismäßiger Mehrkosten
Kein Kostenvergleich
NEIN
JA
NEIN
JA
kann der individuelle Bedarf gedeckt werden?
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Grundsätzliches:

Die Regelungen über die Formen der zu erbringenden Leistungen sind überwiegend inhaltsgleich aus dem Sozialhilferecht (§ 10 SGB XII) übernommen. Neu aufgenommen wurde in Absatz 3 eine eigenständige Regelung für pauschalierte Leistungen, welche im Rahmen der Sozialen Teilhabe erbracht werden können. 

zu Abs. 1

Die Leistungen der Eingliederungshilfe werden als Sach-, Geld- oder Dienstleistung erbracht. Eine Wertung aus der Reihenfolge der Aufzählung lässt sich nicht ableiten. Welche Leistungsform zu wählen ist, muss der Träger der Eingliederungshilfe nach der Bedarfsermittlung entscheiden. Die LB können aber in jedem Fall beantragen, dass eine Sachleistung auch in der Leistungsform des Persönlichen Budgets gewährt wird (siehe auch Abs. 4).

zu Abs. 2

Zur Dienstleistung gehört die Beratung und Unterstützung im Sinne des § 106 SGB IX in Angelegenheiten der Eingliederungshilfe sowie in sonstigen sozialen Angelegenheiten, z. B. existenzsichernde Leistungen oder Blindenhilfe nach dem SGB XII oder Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz (WoGG). Wenn andere Leistungen in Betracht kommen, für die ein anderer Rehabilitationsträger oder Kostenträger zuständig ist, weist der EHTr. den Antragsteller darauf hin und entscheidet über die Weiterleitung oder Beteiligung im Sinne der §§ 14, 15 SGB IX. 

zu Abs. 3

Leistungen der Sozialen Teilhabe können in Form von pauschalen Geldleistungen erbracht werden. Leistungen, die pauschaliert gewährt werden können, sind abschließend in § 116 Abs. 1 SGB IX geregelt. Es handelt sich dabei um Leistungen zur Deckung regelmäßig wiederkehrender typischer Bedarfe. 
Voraussetzung für eine pauschale Leistungsgewährung ist die Zustimmung des Leistungsberechtigten. Den Leistungsträgern bleibt die Höhe und Ausgestaltung der Pauschalen mittels Erlass einer Verwaltungsvorschrift vorbehalten, um örtliche Verhältnisse besser berücksichtigen zu können. Außerdem kann der EHTr. selbstständig regeln, in welcher Form Nachweise bezüglich der zweckentsprechenden Verwendung gefordert werden.

zu Abs. 4

Die Leistungen der Eingliederungshilfe können auf Antrag auch in Form bzw. als Teil eines Persönlichen Budgets nach § 29 SGB IX gewährt werden. 
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Grundsätzliches:

Die personenzentrierte Neuausrichtung der Eingliederungshilfe stellt erhöhte Anforderungen an eine kompetente umfassende Beratung, Begleitung und Unterstützung von Menschen mit Behinderungen und ist die Grundlage für eine selbstbestimmte Teilhabe. Diesem Anspruch wird mit der Regelung zur Beratung und Unterstützung durch den Eingliederungshilfeträger Rechnung getragen und entspricht den Bedürfnissen von Menschen mit Behinderungen. 
Dieses Gebot hat zusätzlich an Bedeutung gewonnen durch das zum 01.01.2023 in Kraft getretene Gesetz zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts.

zu Abs. 1 

Absatz 1 normiert den Rechtsanspruch der behinderten Menschen auf Beratung und Unterstützung soweit dies erforderlich ist. Auf Wunsch kann eine Vertrauensperson an der Beratung teilnehmen. Damit soll insbesondere erreicht werden, dass den behinderten Menschen durch die Begleitung durch eine Vertrauensperson ein Sicherheitsgefühl vermittelt wird oder/und sie ggf. Hilfestellungen zur besseren Verständigung und Kommunikation mit dem Träger der Eingliederungshilfe erhalten. Zudem hat die Beratung in einer für den Leistungsberechtigten wahrnehmbaren Form zu erfolgen. Damit wird der Regelung in Artikel 21 der UN-BRK Rechnung getragen. Dies umfasst insbesondere die Kommunikation in der sog. Leichten Sprache als auch andere für den jeweiligen behinderten Menschen passende Kommunikationsformen, z. B. Gebärdendolmetscher, Vorleseprogramme. Für die Bereitstellung hat der Träger der Eingliederungshilfe Sorge zu tragen. 

zu Abs. 2 

In Absatz 2 werden in einem nicht abschließenden Aufgabenkatalog die Inhalte einer möglichen Beratung durch den Träger der Eingliederungshilfe unter Berücksichtigung der jeweiligen persönlichen Situation der leistungsberechtigten Person konkretisiert. Dies beinhaltet neben der Beratung über die Leistungen der Eingliederungshilfe und des Zugangs zum Leistungssystem auch die Beratung über mögliche (vorrangige) Ansprüche nach anderen Sozialleistungsgesetzen und deren Inanspruchnahme.

zu Abs. 3 

In Absatz 3 werden in einem nicht abschließenden Aufgabenkatalog die Formen der Unterstützung konkretisiert. Die Leistungsberechtigten sollen nicht nur informiert werden, sondern zügig und erfolgreich die notwendigen Leistungen zur Förderung erhalten. Die Unterstützung hat während des gesamten Verwaltungsverfahrens zu erfolgen. Es ist die Aufgabe des EHTr. oder der vom EHTr. finanzierten Beratungsstellen beispielsweise bei der Vorbereitung zur Auswahl sowie zur Kontaktaufnahme und Begleitung zu Leistungsanbietern zu unterstützen. 
Eine Ausnahme dieser Unterstützungsverpflichtung gilt allerdings dort, wo die gesetzliche Regelung gewisse Handlungen vom EHTr.  nicht verlangt, z.B. bei anderen Leistungsanbietern (§ 60 Abs. 3 SGB IX) oder dem Budget für Arbeit (§ 61 Abs. 5 SGB IX).

zu Abs. 4

In Absatz 4 wird bestimmt, dass der EHTr. auch auf die Beratungsangebote anderer Stellen hinzuweisen hat. Dies sind z. B. die ergänzende unabhängige Teilhabeberatung nach § 32 SGB IX (EUTB), Sozialpsychiatrische Zentren, Beratungsstellen der Wohlfahrtsverbände oder Angehörige rechtsberatender Berufe. 
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Grundsätzliches

(1) Für Leistungen der Eingliederungshilfe nach §§ 99 ff SGB IX wird nach § 108 Abs. 1 Satz 1 SGB IX in Abweichung zu den bisherigen Regelungen im Recht der Sozialhilfe ein grundsätzliches Antragserfordernis geregelt.

(2) Bei der Eingliederungshilfe tritt keine „gegenwärtige Notlage" ein, die mit Notsituationen im Rahmen der Hilfe zum Lebensunterhalt nach den Vorschriften des Zwölften Buches vergleichbar ist, die existenzbedrohend wäre. Der Bedarf an Eingliederungshilfe muss dem Leistungsträger so bekannt sein, dass tatsächlich Hilfe erwartet werden kann. Für die In-Gang-Setzung des Gesamt- oder Teilhabeplanverfahrens ist daher ein konkreter Antrag notwendig.

(3) Ein Antragserfordernis besteht nach § 108 Abs. 2 SGB IX nicht, wenn der Bedarf im Rahmen eines Gesamtplanverfahrens bereits ermittelt worden ist. Dies gilt nicht nur für das anfängliche Gesamtplanverfahren, sondern auch für das Verfahren zur Überprüfung und Fortschreibung des Gesamtplanes. Wobei davon auszugehen ist, dass beim anfänglichen Gesamtplanverfahren ein Antrag zu Grunde liegt, um dieses überhaupt in Gang zu setzen. Aber es ist ausdrücklicher Wille des Gesetzgebers, dass ein einmal gestellter Antrag auf entsprechende Leistungen fortwirkt, also ein rechtzeitiger Folgeantrag nicht erforderlich ist, wenn es einen im wesentlichen gleichbleibenden Bedarf gibt. Hier sind die Regelungen des Gesamtplanverfahrens gem. §§ 117 ff SGB IX zu beachten.
Anders verhält es sich nur, wenn der LB zusätzliche bzw. neue Bedarfe geltend macht (z.B. Leistungen zur Mobilität, Hilfsmittel) oder eine Änderung des Bedarfs eingetreten ist, die sich nicht bereits aus dem Gesamtplanverfahren ergibt. Dann ist ein gesonderter Antrag zu stellen.

(4) Wird eine Leistung unterbrochen, ist nach Grund und Dauer der Unterbrechung zu differenzieren. Bspw. bei einem Krankenhausaufenthalt oder bei einer medizinischen Rehabilitationsmaßnahme ist davon auszugehen, dass die Rückkehr in das häusliche Umfeld kurz- bis mittelfristig geschehen wird und die Ziele des Gesamtplans weiterhin verfolgt werden. Hier ist kein Antrag zur Fortsetzung der Eingliederungshilfeleistung notwendig. Auch verbleibt die Zuständigkeit beim leistenden Bezirk (siehe auch § 98 Abs. 1 Satz 5 SGB IX). Dies gilt auch für die Gewährung existenzsichernder Leistungen (§ 98 Abs. 6 SGB XII).

Nur wenn die Leistung(en) tatsächlich aufgrund einer Willenserklärung des Leistungsberechtigten beendet wurde(n) und zu einem späteren Zeitpunkt wieder Leistungen benötigt werden, ist ein neuer Antrag zu stellen und sind die Vorschriften des § 98 SGB IX hinsichtlich Zuständigkeit zu prüfen.


Verfahren

(1) Für das Vorliegen eines Antrags i. S. v. §§ 14, 15 SGB IX müssen insbesondere die Identität und das Leistungsbegehren des Leistungsberechtigten erkennbar sein, damit möglichst schnell die Zuständigkeiten geklärt werden können. 

„Die Einführung eines Antragserfordernisses ist vom gesetzgeberischen Gestaltungsspielraum umfasst. Jedoch wird entgegen dem neuen gesellschaftlichen Verständnis einer inklusiven Gesellschaft der Handlungsauftrag für Veränderungen den Menschen mit Behinderung zugewiesen“ (Prof. Dr. Arne von Boetticher, Das neue Teilhaberecht, 2. Auflage, § 4 Rn. 97).
Es ist eine Willenserklärung des Leistungsberechtigten bzw. des gesetzlichen Vertreters erforderlich.

(2) Welche Leistungen der Eingliederungshilfe genau begehrt werden, ist dem Antrag nicht immer eindeutig zu entnehmen, da den Leistungsberechtigten die vielfältigen Möglichkeiten auch gar nicht immer genau bekannt sein dürften. Nach dem Meistbegünstigungsgrundsatz ist im Zweifel davon auszugehen, dass ohne Rücksicht auf den Wortlaut eines Antrags all die Leistungen begehrt werden, die dem Antragsteller den größten Nutzen bringen können (vgl. etwa BSG v. 26.8.2008 - B 8/9b SO 18/07 R, SozR 4-3500 § 18 Nr. 1; zum Meistbegünstigungsgrundsatz siehe auch Gutzier, ASR 2012, 144, BSG, Urteil vom 26. 8. 2008 – B 8/9b SO 18/07 R (lexetius.com),).

(3) Der Antrag ist an keine Form gebunden. Ein Antrag kann also auch mündlich oder per Fax bzw. E-Mail gestellt werden. Da keine Schriftform eingehalten werden muss, muss der Antrag auch nicht zwingend eigenhändig unterschrieben werden. 
(4) Es handelt sich um eine einseitige, empfangsbedürftige Willenserklärung. Der Antrag bedarf damit eines „Empfangs" bei der Behörde. Das bedeutet nach den allgemeinen Grundsätzen für Willenserklärungen, dass er so in den Bereich des Empfängers gelangen muss, dass dieser unter normalen Umständen die Möglichkeit hat, vom Inhalt der Erklärung Kenntnis zu nehmen (vgl. BGH v. 11.4.2002 -1 ZR 306/99, NJW 2002, 2391, http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=ca0f23978ecfd02ac0372fb5dcf51cd2&Fehler=Der+angegebene+Wert+bzgl.+des+Parameters+nr+ist+nicht+korrekt.&Sort=2057&Seite=179&nr=25307&pos=5379&anz=68562). Dies ist abhängig von der Form der Übermittlung. Erforderlich ist jeweils ein Zugang in einer Einrichtung, die zur Entgegennahme geeignet und bestimmt ist (Briefkasten, Faxgerät, Behördenmitarbeiter bei persönlicher Vorsprache, E-Mail- Postfach, soweit dieses nicht ausdrücklich für die Übermittlung von Anträgen nicht zugelassen ist).

Die Beweislast für die ordnungsgemäße Übermittlung und den Eingang des Antrags trägt nach den allgemeinen Grundsätzen der Antragsteller, der sich auf diesen für ihn positiven Umstand beruft. Der bloße Nachweis der Aufgabe zur Post reicht z. B. nicht aus (LSG NRW v. 17.4.2008 - L 9 AS 69/07, https://www.sozialgerichtsbarkeit.de/legacy/79175?modul=esgb&id=79175). Ist die Sendung aber nachweislich bei der Behörde eingegangen, wurde dort allerdings verloren, ist von einem ordnungsgemäßen Eingang auszugehen.

(5) Der Leistungsbeginn kann auf den Monatsersten des Monats der Antragstellung zurückwirken. Durch die Regelung des § 108 Abs. 1 Satz 2 SGB IX wird sichergestellt, dass für weiter zurückliegende Zeiten keine Leistungen erbracht werden dürfen. Die begrenzte Rückwirkung auf den Ersten des Monats räumt jedoch einen Spielraum bis zur Antragstellung ein. Da das Gesetz ausdrücklich von „frühestens" spricht, kommt damit ein Leistungsbeginn zwischen dem Monatsersten und dem Tag der Antragstellung in Betracht, zu dem die Leistungsvoraussetzungen erstmals vorlagen. Dies ist für die Eingliederungshilfeleistungen durchaus von Bedeutung, da sie nicht notwendigerweise monatsweise gewährt werden müssen.
Außerdem dient die Regelung der Verwaltungsvereinfachung.
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Erbringt der Träger der Eingliederungshilfe Leistungen zur medizinischen Rehabilitation, findet sich die Rechtsgrundlage in den §§ 102 Abs. 1 Nr.1, 109 i. V. m. §§ 42 ff. SGB IX. 


§ 109 Abs. 1 SGB IX

(1) Leistungen zur medizinischen Rehabilitation sind gem. § 109 Abs. 1 SGB IX insbesondere die in § 42 Abs. 2 und 3 SGB IX und § 64 Abs. 1 Nr. 3 bis 6 SGB IX genannten Leistungen. Hierunter fallen u.a. Hilfsmittel zur medizinischen Rehabilitation gem. § 42 Abs. 2 Nr. 6 i.V.m. § 47 SGB IX (Näheres zu den Hilfsmittel sh. Ausführungen zu § 47 SGB IX) oder ärztlich verordneter Rehabilitationssport i.S.v. § 64 Abs. 1 Nr.3 SGB IX.
Zu beachten ist, dass die Träger der Eingliederungshilfe für unterhaltssichernde und andere ergänzende Leistungen nach § 64 Abs. 1 Nr. 3 bis 6 SGB IX auf Grund der Regelung in § 6 Abs. 1 Nr.7 SGB IX grundsätzlich kein Rehabilitationsträger sind, sodass der o.g. Verweis einen Systembruch darstellt. 

(2) Der Nachrang der Eingliederungshilfe nach § 91 Abs. 1 SGB IX ist zu beachten. Ein Leistungsanspruch im Rahmen der Eingliederungshilfe als medizinische Rehabilitation kommt nur für Personen in Betracht, die nicht krankenversichert sind oder bei denen die private Krankenversicherung die Leistung nicht abdeckt.

(3) Ebenso ist die Abgrenzung zu den Leistungen der Hilfen zur Gesundheit nach dem SGB XII zu beachten. Die Übernahme von Kosten für Krankenhausbehandlungen für nicht krankenversicherte oder nicht nach § 264 SGB V angemeldete Personen werden nicht als Leistungen der Eingliederungshilfe im Rahmen der medizinischen Rehabilitation, sondern als Leistung der Sozialhilfe nach § 48 SGB XII geprüft.


§ 109 Abs. 2 SGB IX

(1) Die Leistungen zur medizinischen Rehabilitation entsprechen gem. § 109 Abs. 2 SGB IX den Rehabilitationsleistungen der gesetzlichen Krankenversicherung. Besteht somit im Einzelfall kein Anspruch gegenüber der gesetzlichen Krankenversicherung nach dem SGB V, können die Leistungen auch nicht durch den Träger der Eingliederungshilfe im Rahmen der medizinischen Rehabilitation erbracht werden.

(2) Liegt der Zweck einer Leistung unmittelbar im medizinischen Bereich und dient nur mittelbar der Sozialen Teilhabe (z.B. Insulingabe durch eine Individualbegleitung in einer Kindertagesstätte), besteht bei Ablehnung der Kostenübernahme durch die Krankenversicherung i.d.R. keine Auffangzuständigkeit im Rahmen der Sozialen Teilhabe. Die Leistungen könnten stattdessen § 37 SGB V unterfallen und es wäre zu prüfen, ob die Ablehnung durch die Krankenkasse rechtmäßig war.
81
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Grundsätzliches:

(1) Hilfsmittel als Leistungen der Eingliederungshilfe im Rahmen der Teilhabe am Arbeitsleben werden gem. §§ 102 Abs. 1 Nr.2, 111 Abs. 2 SGB IX gewährt.

(2) Die Zuständigkeit der Eingliederungshilfe beschränkt sich auf Hilfsmittel, die im Rahmen der § 58 (Arbeitsbereich WfbM), § 60 (aLa) und § 61 (BfA) SGB IX benötigt werden.
Es ist zu prüfen, inwieweit die WfbM, der aLa oder der Arbeitgeber verpflichtet ist, das Hilfsmittel im Rahmen der Beschäftigung zur Verfügung zu stellen, z.B. einen normalen PC. Die (technische) Ausstattung einer WfbM und eines aLa wird i.d.R. bei der erstmaligen Errichtung gefördert und ist im Entgelt über die Investitionskosten refinanziert. Grundlage kann auch die jeweilige Leistungsvereinbarung nach Kapitel 8 SGB IX sein. Des Weiteren kommen vorrangige Ansprüche auf Grund von Verpflichtungen des Arbeitgebers oder der Krankenkasse in Betracht.
Eine Verpflichtung des Arbeitgebers kann sich aus arbeitsrechtlichen Grundsätzen oder Unfallverhütungsvorschriften ergeben (z.B. normale Arbeitssicherheitsschuhe). 
Der Anspruch auf Gewährung eines Hilfsmittels nach § 111 Abs. 2 SGB IX endet i.d.R. mit Erreichen der Regelaltersgrenze. Danach ist der Bedarf im Rahmen der sozialen Teilhabe zu prüfen.


Voraussetzungen:

(1) Gem. § 111 Abs. 2 S.1 SGB IX muss das Hilfsmittel wegen der gesundheitlichen Beeinträchtigung zur Aufnahme oder Fortsetzung der Beschäftigung erforderlich sein. Erforderlichkeit bedeutet, dass keine gleich geeigneten Versorgungsmöglichkeiten zur Verfügung stehen. Hierbei ist auch zu prüfen, mit welchen Hilfsmitteln der LB bereits ausgestattet ist.

(2) Gem. § 111 Abs. 2 S.2 SGB IX muss der LB das Hilfsmittel bedienen können. 

(3) Ist die Leistung sowohl der Teilhabe am Arbeitsleben als auch der Sozialen Teilhabe zuzuordnen, entscheidet der schwerpunktmäßig betroffene Lebensbereich. Liegt der Schwerpunkt in der sozialen Betreuung, Persönlichkeitsentwicklung oder Allgemeinbildung, handelt es sich um ein Hilfsmittel zur Sozialen Teilhabe nach §§ 113 Abs. 2 Nr. 8, Abs. 3 i. V. m. § 84 SGB IX, steht hingegen das Erlernen beruflicher Kenntnisse und Fähigkeiten im Vordergrund, liegt ein Hilfsmittel zur Teilhabe am Arbeitsleben vor (Luik in jurisPK, SGB IX, 2.Aufl. 2015, § 33 i. d. F. bis 31.12.2017, Rn. 139).

(4) Wird das Hilfsmittel für eine Berufsausübung benötigt bzw. befähigt es den behinderten Menschen überhaupt erst zur Berufsausübung, kommt ein Anspruch gegenüber der Krankenkasse in Betracht (z.B. orthopädischer Sitzschalenstuhl, s. BSG, Urt. v. 12.10.1988, Az. 3 RK 29/87, https://www.prinz.law/urteile/bundessozialgericht/BSG_Az_3-RK-29-87-1987-12-18). Ist das Hilfsmittel hingegen für einen bestimmten Arbeitsplatz oder nur für eine spezielle Form der Berufsausbildung oder Berufsausübung erforderlich, handelt es sich um eine Leistung im Rahmen der Teilhabe am Arbeitsleben (z.B. Orthopädische Arbeitssicherheitsschuhe, ggf. unter Abzug des Arbeitgeberanteils für normale Arbeitssicherheitsschuhe, s. Luik in jurisPK, SGB IX, 2.Aufl. 2015, § 33 i. d. F. bis 31.12.2017, Rn. 230 ff.). 



(5) Orthopädische Einlagen für Sicherheitsschuhe werden übernommen, wenn ein ärztliches Attest vorliegt. Für die Höhe der angemessenen Kosten orientiert sich der EHTr an den Vorgaben der DRV.

(6) In einer WfbM befinden sich in einem arbeitnehmerähnlichen Rechtsverhältnis. Die Schutzvorschriften für Arbeitnehmer sind entsprechend auf sie anzuwenden, sodass auch die Werkstatt zur Bereitstellung entsprechender Maßnahmen verpflichtet sein kann. Sofern erforderlich, muss damit der Werkstattträger z.B. reguläre Arbeitssicherheitsschuhe für die Werkstattbeschäftigten stellen. Für betroffene LB mit speziellem orthopädischen Schuhbedarf übernimmt der Träger der Eingliederungshilfe die Mehrkosten der orthopädischen Ausstattung des Sicherheitsschuhs. Eine Übernahme ist nur nach Vorlage einer fachärztlichen Verordnung und einer Bestätigung des Arbeitgebers, dass das Tragen von Sicherheitsschuhen am Arbeitsplatz erforderlich ist, möglich.

(7) Die Versorgung mit Hilfsmitteln schließt gem. § 111 Abs. 2 S.3 SGB IX eine notwendige Unterweisung im Gebrauch und eine notwendige Instandhaltung oder Änderung ein. Die Ersatzbeschaffung des Hilfsmittels erfolgt gem. § 111 Abs. 2 S.4 SGB IX, wenn sie infolge der körperlichen Entwicklung des LB notwendig ist oder wenn das Hilfsmittel aus anderen Gründen ungeeignet oder unbrauchbar geworden ist.

(8) Bei Hilfsmitteln im Rahmen der Teilhabe am Arbeitsleben handelt es sich um privilegierte Leistungen nach §§ 138 Abs. 1 Nr. 3, 140 Abs. 3 SGB IX. Sie sind daher ohne Prüfung von Einkommen und Vermögen zu gewähren.
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Grundsätzliches:

(1) Hilfsmittel zur Teilhabe an Bildung werden gem. §§ 102 Abs. 1 Nr. 3, 112 Abs. 1 S. 5 bis 8 SGB IX gewährt.

(2) Die Gewährung erfolgt ohne Anrechnung von Einkommen und Vermögen (§§ 138 Abs. 1 Nr. 4 und 5, 140 Abs. 3 SGB IX).


Voraussetzungen:

(1) Die Hilfe muss erforderlich und geeignet sein, um dem LB den Besuch einer Bildungseinrichtung i. S. d. § 112 Abs. 1 Satz 1 SGB IX zu ermöglichen oder zu erleichtern. Erforderlichkeit bedeutet, dass keine gleich geeigneten Versorgungsmöglichkeiten zur Verfügung stehen. Hierbei ist auch zu prüfen, mit welchen Hilfsmitteln der LB bereits ausgestattet ist.
Voraussetzung für die Versorgung mit einem Hilfsmittel ist, dass der LB gem. § 112 Abs. 1 Satz 6 SGB IX das Hilfsmittel bedienen kann.

(2) Werden die Hilfsmittel für schulische Zwecke benötigt und hierfür verwendet, sind sie den Hilfen zur Teilhabe an Bildung zuzuordnen (LSG Baden-Württemberg, Urt. v. 19.04.2018, Az.: L 7 SO 39/16, https://datenbank.nwb.de/Dokument/739623/).
Eine Zuordnung zur Sozialen Teilhabe erfolgt nicht, auch wenn das Hilfsmittel ebenso in der Freizeit verwendet werden könnte. Das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts (Urt. v. 05.06.1975, Az.: V C 5.74) ist nicht mehr anzuwenden.

(3) Hilfsmittel für die soziale Teilhabe werden gem. §§ 102 Abs. 1 Nr. 4, 113 Abs. 2 Nr. 8, Abs. 3 i. V. m. 84 SGB IX gewährt (siehe Ausführungen zum § 84 SGB IX).


Zuständigkeit:

(1) Es ist die vorrangige Zuständigkeit der GKV gem. § 91 SGB IX zu beachten.

(2) Eine Krankenkasse hat einen behinderten Schüler einer Förderschule oder Regelschule nur dann mit einem der Herstellung oder Sicherung seiner Schulfähigkeit dienenden Hilfsmittel auszustatten, wenn er noch der Schulpflicht unterliegt. 
Das Grundbedürfnis umfasst die allgemeine Schulpflicht oder Sonderschulpflicht (BSG, Urt. v. 22.07.2004 Az: B 3 KR 13/03 R, https://datenbank.nwb.de/Dokument/227735/).

(3) Die Vollzeitschulpflicht endet gem. Art. 35 Abs. 1 S. 1 i. V. m. Abs. 3, 37 Abs. 3 S. 1 BayEUG nach neun Jahren. Für Schülerinnen und Schüler mit Förderschwerpunkt geistige Entwicklung, die ein entsprechendes Förderzentrum besuchen, endet gem. Art. 41 Abs. 8 S. 2 BayEUG die Vollzeitschulpflicht nach zwölf Schuljahren, sofern sie nicht auf einem anderen Weg erfüllt wurde. Im Ausnahmefall ist eine weitere Verlängerung der Schulpflicht gem. Art. 41 Abs. 9 BayEUG möglich.

(4) Beispiele für die Zuständigkeit der GKV im Rahmen der Schulpflicht:

· Kraftknoten für Schüler: BSG, Urt. v. 20.11.2008 Az. B 3 KN 4 / 07 KR R, Urt. v. 20.11.2008 Az. B 3 KR 6/08 R und Urt. v. 20.11.2008 Az. B 3 KR 16/08 R. 
In einem Ausnahmefall wurde die Zuständigkeit der GKV verneint (LSG Bayern, Urt. v. 09.01.2007, Az. L 5 KR 41/06. https://openjur.de/u/170384.html, https://datenbank.nwb.de/Dokument/342655/, BSG, Urteil v. 20.11.2008 - B 3 KR 16/08 R - NWB Urteile ).

· FM-Anlage: Beschluss des Gemeinsamen Bundesausschusses über eine Änderung der Hilfsmittel-Richtlinie vom 19.07.2018 (Richtlinie in der Anlage)

· Mobiles Kameralesesystem: SG Aachen, Urteil vom 14.12.2010 Az: S 13 KR 101/10 https://openjur.de/u/148554.html .


(5) Die Hinführung zur die Schulfähigkeit durch die Vermittlung von elementaren Kenntnissen und Fähigkeiten im Rahmen der Bildungs- und Erziehungsarbeit (also die Vorphase der Schulfähigkeit), wie sie nach § 22 SGB VIII in den Kindergärten zu leisten ist, ist ein allgemeines Grundbedürfnis (BSG, Urt. v. 03.11.2011 – B 3 KR 8/11 R – RdNr. 23, https://www.anwalt24.de/urteile/bsg/2011-11-03/b-3-kr-8_11-r ). Der Besuch einer KiTa dient zumindest bei noch nicht der Schulpflicht unterliegenden Kindern im Alter zwischen drei und sechs Jahren der Förderung ihrer Schulfähigkeit und der Integration in den Kreis Gleichaltriger. Aus diesem Grund hat die GKV auch schon im vorschulischen Bereich ab Vollendung des 3. Lebensjahres eines behinderten Kindes dafür Sorge zu tragen, dass eine ausreichende Versorgung mit Hilfsmitteln erfolgt (BSG-Urt. v. 03.11.2011 Az: B 3 KR 13/10 R; B 3 KR 7/11 R; B 3 KR 8/11 R, https://openjur.de/u/556762.html, https://openjur.de/u/601153.html, https://www.anhaltspunkte.de/rspr/urteile/B_3_KR_8.11_R.htm ).

(6) Zweitversorgung in KiTa oder Schule:
Die GKV hat eine Zweitversorgung vorzunehmen, wenn dieses Hilfsmittel (z.B. Therapiestuhl) nicht oder nur mit unzumutbarem Aufwand zur KiTa oder Schule transportiert werden kann (BSG-Urt. v. 03.11.2011 Az: B 3 KR 13/10 R; https://www.sozialgerichtsbarkeit.de/legacy/150469?modul=esgb&id=150469).

(7) Ist der LB privat krankenversichert, ist die Leistungspflicht der Krankenversicherung anhand des Versicherungsvertrages zu überprüfen. 
Vorrangige Ansprüche gegenüber der Beihilfestelle sind ebenfalls zu prüfen.

(8) Beispiele für Eingliederungshilfeleistungen:
Ein Notebook für ein Tafelkamerasystem kann im Rahmen der Eingliederungshilfe gem. LSG Saarland, Urt. v. 24.10.2013 Az. L 11 SO 14/12, https://recht.saarland.de/bssl/document/JURE130018687). gewährt werden, da das Tafelkamerasystem ohne Notebook nicht eingesetzt werden kann. Die Tatsache, dass es sich bei dem Notebook um einen Gebrauchsgegenstand des täglichen Lebens handelt, schließt einen Anspruch im Rahmen der Teilhabe an Bildung nicht aus.

Zusatz:
Die Hilfsmittel-Richtlinie ist über folgenden Link jeweils aktuell abrufbar:
https://www.g-ba.de/richtlinien/13/
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Grundsätzliches:

§§ 113 ff sind die speziellen Regelungen der Eingliederungshilfe zur Sozialen Teilhabe. Die Regelungen der allgemeinen Vorschriften zur sozialen Teilhabe nach §§ 77 bis 84 finden Anwendung, soweit sich aus den §§ 113 ff. nichts Abweichendes ergibt (§ 113 Abs. 3).


§ 113 Abs. 1 SGB IX

(1) Die Aufgabe der Sozialen Teilhabe ist es, den LB bei einer möglichst selbstbestimmten und eigenverantwortlichen Lebensführung im eigenen Wohnraum und im Sozialraum zu befähigen und zu unterstützen. Damit soll die gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft ermöglicht oder erleichtert werden.

Auf die Leistungen zur sozialen Teilhabe besteht ein Rechtsanspruch. Die Leistungen zur medizinischen Rehabilitation, zur Teilhabe am Arbeitsleben und zur Teilhabe an Bildung gehen den Leistungen zur sozialen Teilhabe vor (§ 102 Abs. 2).

Die Feststellung der Leistung erfolgt im Rahmen des Gesamtplanverfahrens.


§ 113 Abs. 2 SGB IX

Die Aufzählung der Leistungen ist nicht abschließend. 

Zu den Leistungen zählen insbesondere:

· Leistungen für Wohnraum (siehe EHR zu § 77)
· Assistenzleistungen (siehe EHR zu § 78)
· heilpädagogische Leistungen (siehe EHR zu § 79)
· Leistungen zur Betreuung in einer Pflegefamilie (siehe EHR zu § 80)
· Leistungen zum Erwerb und Erhalt praktischer Kenntnisse und Fähigkeiten (siehe EHR zu § 81)
· Leistungen zur Förderung der Verständigung (siehe EHR zu § 82)
· Leistungen zur Mobilität (siehe EHR zu § 83)
· Hilfsmittel (siehe EHR zu § 84)
· Besuchsbeihilfen (siehe EHR zu § 115)


§ 113 Abs. 4 SGB IX

Das Mittagessen in der WfbM, bei einem aLa oder bei anderen tagesstrukturierenden Maßnahmen (z. B. Tagesstätten für seelisch behinderte Menschen, Tagesförderstätten), ist von dem LB grundsätzlich selbst zu zahlen. 

Soweit der LB Anspruch auf Leistungen nach dem 3. oder 4. Kapitel des SGB XII hat, wird im Rahmen dieser Leistungen ein Mehrbedarf nach § 42 b Abs. 2 SGB XII gewährt. 

Übersteigen die Kosten für die gemeinschaftliche Mittagsverpflegung den sich ergebenden Mehrbedarfsbetrag nach § 42 b Abs. 2 SGB XII, werden diese Kosten im Rahmen der Eingliederungshilfe übernommen. 


§ 113 Abs. 5 SGB IX

Aufwendungen für den Wohnraum sind auch bei besonderen Wohnformen grundsätzlich den existenzsichernden Leistungen nach dem SGB XII zuzuordnen. 

Soweit die tatsächlichen Kosten die 125-Prozent-Angemessenheitsgrenze nach § 42a Abs. 5 SGB XII übersteigen, es hierüber eine schriftliche Vereinbarung gibt und die Mehrkosten wegen der besonderen Bedürfnisse des Menschen mit Behinderung erforderlich sind, werden diese im Rahmen der Eingliederungshilfe übernommen (sog. Fachleistung 2).


§ 113 Abs. 6 SGB IX

Mit Wirkung ab 01.11.2022 wurde § 113 durch die Abs. 6 und 7 ergänzt. 

Die Orientierungshilfe der BAGüS zu den Assistenzleistungen im Krankenhaus im Rahmen der Eingliederungshilfe nach § 113 Abs. 6 SGB IX dient den SB bei der Anwendung in der Praxis.
https://www.lwl.org/spur-download/bag/Orientierungshilfe_Assistenz_im_Krankenhaus.pdf 

Assistenzleistungen im Krankenhaus werden gewährt, wenn die Begleitung und Befähigung durch vertraute Bezugspersonen zur Sicherstellung der Durchführung der stationären Krankenhausbehandlung (bei Diagnostik, Patientenaufklärung, Behandlung) aufgrund der behinderungsbedingten besonderen Bedürfnisse erforderlich ist.

Hierfür kommen folgende Fallkonstellationen in Betracht:

· zum Zweck der Verständigung bei:

Menschen mit Behinderungen, die nicht in der Lage sind, ausreichend sprachlich zu kommunizieren sowie zum Teil Menschen mit geistigen und komplexen Behinderungen, etwa, weil sie die eigenen Krankheitssymptome nicht deuten oder für Außenstehende verstehbar mitteilen können, oder Menschen mit Autismus;

· zum Zweck der Unterstützung im Umgang mit Belastungssituationen bei:

Menschen mit geistigen Behinderungen, die behinderungsbedingt nicht die für die Behandlung erforderliche Mitwirkung erbringen können bzw. ihre stark ausgeprägten Ängste und Zwänge oder ihr Verhalten behinderungsbedingt nicht kontrollieren können oder Menschen mit seelischen Behinderungen, die vor allem durch schwere Angst- oder Zwangsstörungen beeinträchtigt sind 

(BT-Drs.19/31069) 

Für die Gewährung von Assistenzleistungen im Krankenhaus müssen folgende Voraussetzungen erfüllt sein:

· Zugehörigkeit zum Personenkreis des § 99 SGB IX 
· Vorliegen einer stationären Krankhausbehandlung (§ 39 SGB V)
· behinderungsbedingte Notwendigkeit der Begleitung
· Durchführung durch eine vertraute Bezugsperson, die bereits Leistungen der Eingliederungshilfe im Alltag erbringt (z. B. Mitarbeitende bei Leistungserbringern, selbst angestellte Assistenzpersonen im Arbeitgebermodell)

Nicht unter Assistenzleistungen im Krankenhaus fallen:

· Pflegerische Unterstützungsleistungen (z. B. körperbezogene Pflegemaßnahmen im Sinn von Waschen, Ankleiden, Anreichen von Nahrung und Flüssigkeit)
· Kommunikationshilfen für Menschen mit Hörbehinderungen und Menschen mit Sprachbehinderungen (§ 17 Abs. 2 SGB I)

Wenn die Begleitung durch eine Person aus dem engsten persönlichen Umfeld erfolgen kann, gilt § 44 b SGB V. Hier besteht ggf. ein Anspruch auf Krankengeld gegenüber der Krankenkasse.
Die familiären Beistands- und Rücksichtnahmepflichten nach dem BGB (z. B. 1618a BGB) gehen den Leistungen der Eingliederungshilfe vor. Soweit Familienangehörige den Bedarf sachgerecht decken können, die Hilfe tatsächlich zur Verfügung steht und die Unterstützung zumutbar ist, besteht aufgrund des Nachranggrundsatzes (§ 91) kein Anspruch auf Eingliederungshilfeleistungen.

Die Einschätzung bezüglich der Notwendigkeit der Mitnahme einer vertrauten Bezugsperson im Fall einer stationären Krankenhausbehandlung ist im Gesamtplan aufzunehmen (§ 121 Abs. 4. Nr. 7). 

Grundsätzlich besteht hier kein Nachrang gegenüber Kostenträgern von Leistungen zur Krankenbehandlung (z. B. GKV, private Krankenkassen, Beihilfestellen, SHTr). Der Nachrang besteht aber gegenüber den Trägern der UV.


Sonstiges:

Als weitere Informationen zur Sozialen Teilhabe und zu Assistenzleistungen stehen folgende Publikationen zur Verfügung:

- Orientierungshilfe der BAGüS zur Sozialen Teilhabe (Stand Juni 2024) 
https://www.lwl.org/spur-download/bag/Orientierungshilfe_Soziale_Teilhabe_Stand_Juni_2024_final.pdf

- Empfehlungen des Deutschen Vereins für öffentliche und private Fürsorge e.V. zu Assistenzleistungen nach dem SGB IX (Stand Juni 2024)
https://www.deutscher-verein.de/fileadmin/user_upload/dv/pdfs/Empfehlungen_Stellungnahmen/2024/dv-27-23_assistenzleistungen.pdf
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[bookmark: _Toc184045764]Zu § 115 Besuchsbeihilfen


(1) Unter Besuchsbeihilfen versteht man Leistungen zur sozialen Teilhabe, durch welche die LB in besonderen Wohnformen oder anderen stationären Einrichtungen der Eingliederungshilfe, in denen Leistungen über Tag und Nacht angeboten werden (z.B. Internate), den Kontakt zu Angehörigen pflegen und halten können.

Angehörige: Angehörige sind in diesem Zusammenhang Personen, die in einem engen familiären oder sozialen Verhältnis zu der behinderten Person stehen. Dabei kann es sich um Eltern, Ehepartner, Geschwister, andere nahestehende Personen bzw. um Personen in einem verwandtschaftsähnlichen Verhältnis handeln. In der Regel ist die Herkunftsfamilie gemeint.

Leistungen über Tag und Nacht: Leistungen über Tag und Nacht sind Leistungen zur Betreuung und Pflege der LB, die sowohl tagsüber als auch nachts bei einem oder mehreren Anbietern erbracht werden. D.h., im Fall einer eigenen Wohnung i. S. d. § 42a Abs. 2 Satz 2 SGB XII kommen Besuchsbeihilfen auf der Grundlage des § 115 SGB IX nicht in Betracht (vgl. Prof. Dr. Arne von Boetticher, Das neue Teilhaberecht, 2. Auflage, S. 353))

(2) Die Regelung ist eine Ermessensentscheidung – sowohl zum Ob als auch zum Umfang der Beihilfe.

Ziel der Besuchsbeihilfen ist es, dem Leistungsberechtigten die Verbindung zu seinen Angehörigen zu erhalten. Bei der Erforderlichkeitsprüfung kommt es auf die Verhältnisse des einzelnen Falles an. Insbesondere sind auch die Ergebnisse des Gesamtplanverfahrens entsprechend zu berücksichtigen.

(3) Besuchsreisen von und zu Kindern haben bei der Leistungsgewährung dem Grunde nach und beim Leistungsumfang grundsätzlich ein höheres Gewicht als Besuchsreisen von und zu Erwachsenen.

(4) Anspruchsinhaber sind diejenigen, bei denen für den Besuch Kosten anfallen – also entweder die behinderte Person oder deren Angehörige.

Die Leistungen werden zum gegenseitigen Besuch gewährt. Unerheblich ist somit, ob die leistungsberechtigte Person seine Angehörigen besucht oder umgekehrt.

Es findet keine Einkommens- und Vermögensprüfung bei den Angehörigen statt.

(5) Fahrtkosten können nur im unbedingt notwendigen Umfang geltend gemacht werden. Grundsätzlich werden nur die Kosten der wirtschaftlichsten Beförderungsart übernommen. Vergünstigungen, z.B. aufgrund des Schwerbehindertenausweises oder sonstige Preisangebote (z.B. Sparpreise, Bayernticket u. ä.), sind in Anspruch zu nehmen. 

Ist aufgrund Art und Schwere der Behinderung eine Nutzung der öffentlichen Verkehrsmittel nicht möglich, ist der Einsatz eines gesonderten Beförderungsunternehmens denkbar. 

Auch können die Kosten für die Nutzung eines privaten Pkw im Rahmen der gängigen Reisekostenregelungen geltend gemacht werden.
[bookmark: _Toc184045765]Zu § 116 Pauschale Geldleistung, gemeinsame Inanspruchnahme


Grundsätzliches

(1) Mit § 116 SGB IX werden zwei besondere Formen der Leistungserbringung in der EGH geregelt. Es handelt sich zum einen um die Pauschalierung von Geldleistungen und zum anderen um die gemeinsame Inanspruchnahme von Leistungen, das sog. Poolen. Beide Formen der Leistungserbringung sind jeweils nur für die abschließend in den Absätzen 1 und 2 des § 116 aufgezählten Leistungen der Sozialen Teilhabe vorgesehen.

(2) Während die Erbringung durch pauschale Geldleistungen nur mit Zustimmung der LP erfolgen kann, ist das Poolen von Leistungen ggf. auch gegen den Willen der Beteiligten möglich, sofern es ihnen zumutbar ist. (vgl. Prof. Dr. Arne von Boetticher, Das neue Teilhaberecht, 2. Auflage, S. 354)

(3) Grundsätzlich handelt es sich hierbei um Ermessensleistungen des Trägers der EGH. Ein Rechtsanspruch auf diese Form der Leistungserbringung besteht nicht.


§ 116 Abs. 1 SGB IX

(1) Nach § 105 Abs. 3 SGB IX können Leistungen der Sozialen Teilhabe mit Zustimmung der Leistungsberechtigten als pauschale Geldleistung erbracht werden. Konkret sind hier genannt:

- die Leistungen zur Assistenz zu Übernahme von Handlungen zur Alltagsbewältigung sowie Begleitung des Leistungsberechtigten und zur Unterstützung einer ehrenamtlichen Betätigung (§ 113 Abs. 2 Nr. 2 i. V. m. § 78 Abs. 2 Nr. 1 und Abs. 5)

- Leistungen zur Förderung der Verständigung (§ 113 Abs. 2 Nr. 6),

- Leistungen zur Beförderung im Rahmen der Leistungen zur Mobilität (§ 113 Abs. 2 Nr. 7 i. V. m. § 83 Abs. 1 Nr. 1)

(2) Der pauschale Geldbetrag wird im Gegensatz zum persönlichen Budget hierbei nicht individuell bestimmt. Von Vorteil ist diese Form der Leistungsgewährung, wenn der Bedarf trotz Pauschalierung verlässlich abgedeckt ist und ein geringerer bürokratischer Aufwand zu erwarten ist.

Die Träger der Eingliederungshilfe regeln die nähere Ausgestaltung und die Höhe einer pauschalen Leistungsgewährung in Gestalt von Verwaltungsvorschriften (§ 116 Abs. 1 Satz 2). 

Ein Abweichen von der Pauschale muss aber gewährleistet werden, wenn individuelle Besonderheiten dies erfordern.

(3) Etabliert hat sich bei den meisten Trägern die Eingliederungshilfe die pauschalierte Leistungsgewährung im Rahmen der Leistungen zur Mobilität (Fahrdienst für schwerbehinderte Menschen), um am Leben in der Gemeinschaft teilhaben zu können.



§ 116 Abs. 2 SGB IX

(1) Die gemeinsame Inanspruchnahme von Leistungen ist mit der Formulierung der „gemeinsamen Erbringung an mehrere Leistungsberechtigte“ gleichzusetzen. Sie kann in zumutbarer Weise auch gegen den Willen der beteiligten Leistungsberechtigten erfolgen (Abs. 2). Welche Leistungen der Sozialen Teilhabe hierfür in Frage kommen, ist abschließend in Abs. 2 des § 116 SGB IX aufgezählt.

Gut geeignet für das sog. Poolen sind z.B. Tätigkeiten wie Anleitungen beim Einkaufen gehen, Kochen lernen, Anleitung zur Wäschepflege, Gebärdendolmetschen für mehrere Besucher einer Veranstaltung, usw. Nach der Gesetzesbegründung bedeutet das, dass gleiche Leistungen zum gleichen Zeitpunkt am gleichen Ort erbracht werden. Hinsichtlich der Assistenz von (mehreren) Kindern in der Schule (Schulbegleitung) siehe § 112 Abs. 4 SGB IX.

(2) Voraussetzung ist, dass dies für die Leistungsberechtigten zumutbar ist. Die Zumutbarkeit ist als unbestimmter Rechtsbegriff gerichtlich voll überprüfbar. Näheres zur Zumutbarkeit ist in § 104 Abs. 3 SGB IX geregelt.

Zwischen dem Träger der Eingliederungshilfe und dem Leistungserbringer muss eine entsprechende Vereinbarung abgeschlossen sein. 

(3) Letztlich entscheidet der Träger der Eingliederungshilfe nach pflichtgemäßem Ermessen, ob die Leistung für mehrere Leistungsberechtigte gemeinsam und gleichzeitig erbracht wird.


§ 116 Abs. 3 SGB IX

(1) Wird von mehreren Leistungsberechtigten eine gemeinsame Leistungserbringung gewünscht, hat der Träger der Eingliederungshilfe diesem Wunsch nachzukommen (Rechtsanspruch). 

(2) Es muss geprüft werden, ob bei der gemeinsamen Leistungserbringung die zuvor individuell festgestellten Teilhabeziele für jede LP auch erreicht werden können.
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Grundsätzliches

(1) Das Gesamtplanverfahren dient der Ermittlung, Planung, Steuerung, Dokumentation und Wirkungskontrolle von Unterstützungsleistungen, die im Rahmen der Eingliederungshilfe (EGH) mit dem Ziel erbracht werden, Menschen mit Behinderungen die volle, wirksame und gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu ermöglichen. Weitere Informationen finden sich dazu in der Orientierungshilfe der BAGüS zum Gesamtplanverfahren (https://www.lwl.org/spur-download/bag/02_2018an.pdf) sowie in den Empfehlungen des Deutschen Vereins zur Gesamtplanung in der Eingliederungshilfe und ihr Verhältnis zur Teilhabeplanung (https://www.deutscher-verein.de/de/empfehlungenstellungnahmen-2019-empfehlungen-des-deutschen-vereins-zur-gesamtplanung-in-der-eingliederungshilfe-und-ihr-verhaeltnis-zur-teilhabeplanung-3564,1672,1000.html)
Eine Gesamtplanung hat immer zu erfolgen, wenn Leistungen der Eingliederungshilfe nach dem 2. Teil des SGB IX in Betracht kommen. Die Gesamtplanung beginnt somit grundsätzlich mit der Antragstellung nach § 108 SGB IX.

(2) Für das Gesamtplanverfahren ist der jeweils zuständige Eingliederungshilfeträger verantwortlich. Dies gilt auch, wenn neben der Eingliederungshilfe Leistungen anderer Sozialleistungsträger, die keine Rehabilitationsträger sind, in Betracht kommen (z. B. Pflegekasse, Integrationsamt/Inklusionsamt etc.).

(3) Der LB und dessen individuelle Bedarfe stehen im Mittelpunkt des Verwaltungshandelns. Der LB ist zu beraten, seine Wünsche sind zu dokumentieren und er ist an allen Verfahrensschritten im Rahmen seiner individuellen Möglichkeiten zu beteiligen. Es werden somit keine Maßnahmen und Ziele ohne seine Beteiligung formuliert.
Zum gesamten Verfahren kann der LB eine beliebige Person seines Vertrauens hinzuziehen.


Verfahren

(1) Das Gesamtplanverfahren läuft nach erfolgter Antragsstellung i. d. R. in folgender Reihenfolge ab:
1. Es erfolgt eine Bedarfsermittlung durch den Fachdienst/beauftragte Dritte mit anschließender Bedarfsfeststellung 
2. Bei Bedarf wird mit Zustimmung des LB eine Gesamtplankonferenz (§ 119) abgehalten, insbesondere, wenn sich im Rahmen der Bedarfsermittlung und Bedarfsfeststellung unterschiedliche Auffassungen ergeben.
3.  Die Leistungsfeststellung erfolgt mittels rechtsmittelfähigem Bescheid (§ 120). Der Gesamtplan wird dem Bescheid als Anlage beigefügt und dokumentiert die Verfahrensschritte sowie Maßnahmen und Ziele.
(2) Sollte eine Beteiligung der Pflegeversicherung zur Ermittlung des Leistungsbedarfes im Rahmen der Eingliederungshilfe nach dem SGB IX oder der Hilfe zur Pflege nach dem SGB XII erforderlich sein, muss der Träger der EGH die Pflegeversicherung mit Zustimmung des LB zum Gesamtplanverfahren hinzuziehen und diese muss beratend teilnehmen. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn Anhaltspunkte für eine Pflegebedürftigkeit oder einen höheren Pflegebedarf des LB vorliegen. (siehe dazu auch § 13 Abs. 4 und 4a SGB XI)

(3) Ergeben sich Anhaltspunkte für einen Bedarf an existenzsichernden Leistungen muss der zuständige Träger für diese Leistungen mit Zustimmung des LB eingebunden werden. Bei der Beratung bezüglich des Lebensunterhaltsbedarfs in der Besonderen Wohnform ist gemäß § 119 Abs. 2 Satz 2 SGB IX auch die Höhe der Barmittel festzulegen, die der leistungsberechtigen Person anteilig aus dem Regelbedarf nach § 27a Abs. 3 SGB XII zur freien Verwendung zu verbleiben haben. Als Orientierungswert für die Höhe der zu verbleibenden Barmittel wird in Anlehnung an die Regelung des § 27b Abs. 3 SGB XII ein Anteil von 27% der Regelbedarfsstufe 1 genannt, unabhängig davon, dass der Lebensunterhalt von Leistungsberechtigten in besonderen Wohnformen seit 2020 nach der Regelbedarfsstufe 2 bemessen wird. Diese Beratungspflicht gilt gleichermaßen für LB mit Ansprüchen nach dem SGB II oder mit auskömmlichen eigenen Einkommen. Der Leistungserbringer ist gemäß § 123 Abs. 4 SGB IX verpflichtet, die Leistungen unter Beachtung des Gesamtplans nach § 121 zu erbringen. So soll die Verfügbarkeit der entsprechenden Barmittel sichergestellt werden (vgl. NOMOS, Das neue Teilhaberecht von Prof. Dr. Arne von Boetticher, 2. Auflage, S. 360-361, Randnr. 149 und 149a)

(4) Bestehen im Einzelfall Anhaltspunkte für einen Betreuungsbedarf nach § 1896 Absatz 1 BGB, informiert der für die Durchführung des Gesamtplanverfahrens verantwortliche Träger mit Zustimmung der Leistungsberechtigten die zuständige Betreuungsbehörde über die Erstellung des Gesamtplans. Hintergrund dieser Informationspflicht ist, dass die zuständige Betreuungsbehörde in Fällen, in denen die Anordnung einer Betreuung grundsätzlich in Betracht kommt, in die Lage versetzt werden soll, von „anderen Hilfen“, die zur Vermeidung einer Betreuung geeignet sind, Kenntnis zu erlangen und darauf hinzuwirken, dass eine gesetzliche Betreuung vermieden wird. (NPGWJ/Jabben, 14. Aufl. 2020, SGB IX § 22 Rn. 5)

(5) Bei minderjährigen Leistungsberechtigten soll nach § 117 Abs. 6 SGB IX auch der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe mit Zustimmung der Personensorgeberechtigten beratend beteiligt werden, soweit dies zur Feststellung der Leistungen der Eingliederungshilfe erforderlich ist. Die fallbezogene Zusammenarbeit im Teilhabe- und Gesamtplanverfahren soll damit gefördert und geregelt werden. Die Beteiligung des örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe im Gesamtplanverfahren kann auch der Abstimmung und gemeinsamen Klärung bei einer im Einzelfall schwierigen Abgrenzung zwischen erzieherischen und behinderungsbedingten Bedarfen dienen.
Eine Ausnahme von der Einbeziehung ist in begründeten Ausnahmefällen dann vorgesehen, wenn dies zu nicht hinnehmbaren Verzögerungen des Verfahrens führt. 

Dieser Absatz greift die Regelungen des § 10a Abs. 3 SGB VIII auf.

Er ist am 10.06.2021 mit der ersten Stufe der SGB VIII-Reform in Kraft getreten und soll voraussichtlich am 31.12.2027 außer Kraft treten, sofern die Zusammenführung der Zuständigkeiten der Eingliederungshilfe und der Kinder- und Jugendhilfe zum 01.01.2028 erfolgt.


Sonstiges

(1) Führt der Träger der EGH das Teilhabeplanverfahren nach dem 1. Kapitel des SGB IX durch, ist das Gesamtplanverfahren Teil des Teilhabeplanverfahrens (siehe § 21 SGB IX).

(2) Zum generellen Ablauf des Gesamtplanverfahrens wurde folgendes Schema erstellt (siehe Anlage)
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(1) Die Ermittlung des individuellen Bedarfs an Leistungen der Eingliederungshilfe umfasst die folgenden Fragen/Themenkomplexe: 

· ob eine Behinderung vorliegt oder einzutreten droht,
· welche Auswirkung die Behinderung auf die Teilhabe hat,
· welche Ziele mit Leistungen zur Teilhabe erreicht werden sollen,
· welche Leistungen im Rahmen einer Prognose zur Erreichung der Ziele voraussichtlich erfolgreich sind und
· inwieweit Wünsche der Leistungsberechtigten berücksichtigt werden können.

(2) Die Ermittlung des individuellen Bedarfes der Leistungsberechtigten muss durch ein Instrument erfolgen, das sich an der Internationalen Klassifikation der Funktionsfähigkeit, Behinderung und Gesundheit (ICF) der Weltgesundheitsorganisation (WHO) orientiert.
Demzufolge sollen Wechselwirkungen zwischen Körperfunktionen und -strukturen, Aktivitäten und Teilhabe (Partizipation) sowie Kontextfaktoren eines Menschen betrachtet werden.

(3) Es werden mithilfe des Bedarfsermittlungsinstrumentes gem. § 118 Absatz 1 Satz 3 SGB IX Beeinträchtigungen der Aktivität und Teilhabe, welche nicht nur vorübergehend sind, in den folgenden neun Lebensbereichen beschrieben:

1. Lernen und Wissensanwendung,
2. Allgemeine Aufgaben und Anforderungen,
3. Kommunikation,
4. Mobilität,
5. Selbstversorgung,
6. häusliches Leben,
7. interpersonelle Interaktionen und Beziehungen,
8. bedeutende Lebensbereiche und
9. Gemeinschafts-, soziales und staatsbürgerliches Leben.

(4) Nach § 118 Absatz 2 SGB IX werden die Landesregierungen ermächtigt, durch Rechts-verordnung das Nähere über das Bedarfsermittlungsinstrument zu bestimmen. (vgl. BT-Drs. 18/9522, S. 287)

(5) Das von der paritätisch besetzten Arbeitsgruppe 99 (AG 99) erarbeitete Bayerische Bedarfsermittlungsinstrument heißt BIBay und wird nach einer Pilotphase gemeinsam mit den weiteren angepassten Manualen des Gesamtplanverfahrens bayernweit zum Einsatz kom-men. Informationen sind unter https://www.bay-bezirke.de/gesamtplanverfahren abrufbar.

(6) Bis zur Einführung des BIBay und der weiteren Manuale erfolgt die Bedarfsermittlung und Fortschreibung des Gesamtplans weiterhin mittels der bisherigen Instrumente:

· Arztbericht
· Sozialbericht
· HEB-A
· HEB-B
· HEB-C
· Berichtsbogen – Werkstätten für behinderte Menschen
· Berichtsbogen – Förderstätte/TENE
Die einzelnen Dokumente sind jeweils auf seelisch behinderte Menschen und geistig/körperlich behinderte Menschen angepasst und lassen sich von der Homepage des Bayerischen Bezirketags downloaden.

(7) Die mit den o. g. Unterlagen erhobenen Daten dienen der eingliederungshilferechtlichen und fachlichen Abklärung des individuellen Hilfebedarfes nach Maßgabe der §§ 99, 102 und 104 SGB IX i. V. m. §§ 117 ff. SGB IX.
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(1) Eine Gesamtplankonferenz wird i. d. R. durch den Träger der Eingliederungshilfe initiiert. Für die Durchführung einer Gesamtplankonferenz ist immer die Zustimmung der Leistungsberechtigten erforderlich.
Sie kann aber auch von den Leistungsberechtigten oder beteiligten Rehabilitationsträgern vorgeschlagen werden. 

(2) Eine Gesamtplankonferenz kann entfallen bzw. vom Träger der EGH abgelehnt werden, sofern der Hilfebedarf schriftlich ermittelt werden kann oder der Aufwand zur Durchführung nicht in einem angemessenen Verhältnis zum Umfang der beantragten Leistung steht. Sie bietet sich allerdings an, wenn trotz Bedarfsermittlung anhand ICF-Kriterien, unterschiedliche Auffassungen zum Bedarf bestehen.

(3) Die Gesamtplankonferenz erfolgt in einem Gespräch zwischen dem Leistungsberechtigten, dem Eingliederungshilfeträger und ggf. weiterer hinzugezogener Stellen. Dabei werden die Leistungen nach Inhalt, Umfang und Dauer abgestimmt. Die Wünsche der LB sind zu berücksichtigen, soweit sie angemessen sind. (vgl. §104 Abs. 2 SGB IX)

(4) Wenn eine leistungsberechtigte Mutter oder ein leistungsberechtigter Vater von einem oder mehreren minderjährigen Kindern einen Antrag auf Deckung von Bedarfen zur Versorgung und Betreuung der Kinder stellen, ist eine Gesamtplankonferenz durchzuführen. Auch hier ist die Zustimmung des leistungsberechtigten Elternteils notwendig. Es ist vorgesehen, dass der EHTr weitere zuständige Stellen, z.B. das Jugendamt oder auch ehrenamtliche Stellen, informiert und an der Gesamtplankonferenz beteiligt, wenn die Leistungsberechtigten zustimmen.

(5) Sind mehrere Rehabilitationsträger beteiligt, geht die Gesamtplankonferenz in der Teilhabeplankonferenz (§ 20 SGB IX) auf, d.h. es findet nur eine Konferenz statt.

(6) Die Ergebnisse einer Gesamtplankonferenz sind bei der Leistungsfeststellung zu berücksichtigen und im Gesamtplan zu dokumentieren.
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Grundsätzliches

§ 120 regelt den Ablauf des Verfahrens nach der ggf. einberufenen Gesamtplankonferenz. Diese ist allerdings keine zwingende Voraussetzung (bis auf den in § 119 Abs. 4 genannten Tatbestand). Wenn keine Gesamtplankonferenz durchgeführt wurde, ist auf das Ergebnis der Bedarfsermittlung und einer ggf. dazu ergangenen Stellungnahme des EHTr. abzustellen.


§ 120 Abs. 1 SGB IX

(1) Der Träger der Eingliederungshilfe sowie die ggf. beteiligten Leistungsträger haben die notwendigen Leistungen aufgrund der erfolgten Bedarfsermittlung innerhalb der Fristen nach Teil 1 Kapitel 4 (§§ 14 und 15), d.h. in der Regel innerhalb von 6 Wochen nach Antragseingang (vgl. § 15 Abs. 4 S. 1), nach ihren jeweiligen Leistungsgesetzen festzustellen. 
Die hierbei ermittelten individuellen Bedarfe, Teilhabeziele und Maßnahmen zur Zielerreichung fließen in den Gesamtplan nach § 121 SGB IX ein, auf dessen Grundlage der Verwaltungsakt zu erlassen ist. Dieser enthält Aussagen zu Art und Umfang der bewilligten Leistungen und zu den jeweiligen Leistungsvoraussetzungen der ggf. beteiligten Leistungsträger.


§ 120 Abs. 2 SGB IX

(1) Auf der Grundlage des Gesamtplans erlässt der EHTr einen Verwaltungsakt (Bescheid) über die festgestellten Leistungen. Nur dieser Verwaltungsakt ist juristisch überprüfbar, d.h. rechtsmittelfähig. Der Gesamtplan selbst ist kein Verwaltungsakt und kein öffentlich-rechtlicher Vertrag, sondern lediglich eine Anlage zum Bescheid. 
Die Bescheide sind in der Regel ohne zeitliche Befristung zu erlassen. (siehe BSG-Urteil vom 28.01.2021, AZ: B 8 SO 9/19 R) Dies gilt sowohl für die Leistungsgewährung als Sachleistung als auch als Geldleistung (Persönliches Budget, pauschalierte Leistungen). Die Überprüfung und Fortschreibung des Gesamtplans nach § 121 Abs. 2 Satz 2 SGB IX nach spätestens 2 Jahren stellt keinen Grund für eine befristete Leistungsgewährung dar. Eine Befristung ist allerdings aus rechtlichen oder sachlichen Gründen in Einzelfällen möglich (Bsp: Erreichen der Regelaltersgrenze bei den Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben, Unterbringungsbeschluss, befristeter Aufenthaltstitel, Gewährung einmaliger Leistungen wie Hilfsmittel und Dolmetscherkosten nach § 82 SGB IX aus besonderem Anlass u. ä.)

(2) Bei Erlass des Bescheides ist der EHTr. an die Feststellungen über die Leistungen gebunden. Der Eingliederungshilfeträger darf hierbei nicht von den Feststellungen im Gesamtplan abweichen. In dem Verwaltungsakt müssen mindestens die bewilligten Leistungen und deren Voraussetzungen angegeben werden.


§ 120 Abs. 3 SGB IX

(1) Ist nicht der Träger der Eingliederungshilfe, sondern ein anderer Rehabilitationsträger Leistungsverantwortlicher, sind die im Gesamtplan festgestellten Leistungen die Grundlage für die erforderlichen Feststellungen nach § 15 Abs. 2 im Teilhabeplan (siehe dazu Ausführungen bei § 15).


§ 120 Abs. 4 SGB IX

(1) Für Eilfälle ermöglicht Abs. 4 die Erbringung einer vorläufigen Leistung vor Beginn der Gesamtplankonferenz (Bsp.: Bei Tod eines nahen Angehörigen, der bisher die Versorgung des LB im häuslichen Umfeld übernommen hat).

(2) Den Umfang der vorläufigen Leistung bestimmt der EHTr nach pflichtgemäßem Ermessen. Das Gesamtplanverfahren ist nachzuholen. 
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Grundsätzliches

(1) Der Gesamtplan ist ein schriftliches Dokument, welches die Entscheidungen des Trägers der Eingliederungshilfe unter Einbindung des Leistungsberechtigten, einer Vertrauensperson und weiterer beteiligter Stellen transparent machen soll. Er dient der Steuerung, Wirkungskontrolle und Dokumentation des Teilhabeprozesses sowie der Feststellung der Bedarfe, Wünsche und Teilhabeziele inkl. Zielformulierung und Festhalten der Maßnahmen zur Zielerreichung.

(2) Der Gesamtplan bzw. seine Fortschreibung dient als Grundlage für die Gewährung sowie die Weitergewährung von Leistungen der Eingliederungshilfe und wird unverzüglich nach der Feststellung der einzelnen Leistungen erstellt. Der Gesamtplan dient damit als Grundlage für den Verwaltungsakt/Leistungsbescheid.


Verfahren

(1) Bei der Aufstellung des Gesamtplans hat der Träger der Eingliederungshilfe mit folgenden weiteren Beteiligten zusammenzuarbeiten: dem LB, der Vertrauensperson des LB, weiteren Beteiligten wie insbesondere behandelnder Arzt, Gesundheitsamt, Landesarzt, Jugendamt und der zuständigen Bundesagentur für Arbeit.

(2) Bei der Erstellung des Gesamtplans ist außerdem Folgendes zu beachten: Der Gesamtplan muss die gleichen Inhalte wie ein Teilhabeplan haben (§ 121 Abs. 4 SGB IX i. V. m. § 19). Darüber hinaus müssen mindestens folgende Punkte dokumentiert werden: 

1. die im Rahmen der Gesamtplanung eingesetzten Verfahren und Instrumente sowie die Maßstäbe und Kriterien der Wirkungskontrolle einschließlich des Überprüfungszeitpunkts,

2. die Aktivitäten der Leistungsberechtigten,

3. die Feststellungen über die verfügbaren und aktivierbaren Selbsthilferessourcen des Leistungsberechtigten sowie über Art, Inhalt, Umfang und Dauer der zu erbringenden Leistungen,

4. die Berücksichtigung des Wunsch- und Wahlrechts nach § 8 im Hinblick auf eine pauschale Geldleistung,

5. die Erkenntnisse aus vorliegenden sozialmedizinischen Gutachten,

6. das Ergebnis über die Beratung des Anteils des Regelsatzes nach § 27a Absatz 3 des Zwölften Buches, der den Leistungsberechtigten und

7. die Einschätzung, ob für den Fall einer stationären Krankenhausbehandlung die Begleitung und Befähigung des Leistungsberechtigten durch vertraute Bezugspersonen zur Sicherstellung der Durchführung der Behandlung erforderlich ist. (Näheres dazu ergibt sich aus § 113 Abs. 6 und 7 und der dazu ergangenen Orientierungshilfe der BAGüS: https://www.lwl.org/spur-download/bag/Orientierungshilfe_Assistenz_im_Krankenhaus.pdf)
(3) Der Gesamtplan soll i. d. R. für einen Zeitraum von 2 Jahren erstellt werden (§ 121 Abs. 2 Satz 2 SGB IX). D.h., der Träger der Eingliederungshilfe soll spätestens nach 2 Jahren den Gesamtplan überprüfen und fortschreiben. Die Dauer kann z. B. aufgrund kurzfristiger Teilhabeziele abweichen. 

Der Gesamtplan kann jederzeit angepasst werden, sofern sich ein geänderter Bedarf ergibt. Dies kann durch alle Verfahrensbeteiligte angeregt werden. Der Anpassung geht grundsätzlich eine erneute Bedarfsermittlung und Bedarfsfeststellung voraus.

Im Falle einer festgestellten Bedarfsänderung sollte auch eine Aufhebung des laufenden Gewährungsbescheides nach § 48 SGB X und der Erlass eines neuen Bescheides geprüft werden.

(4) Der Gesamtplan wird den Leistungsberechtigten sowohl nach erstmaliger Erstellung als auch nach der Fortschreibung übersandt. Dies geschieht entweder mit einem an den Bedarf angepassten Bescheid als Anlage oder bei einem unveränderten Bedarf ohne erneute Bescheid Erteilung mit einfachem Schreiben.

Der Leistungserbringer ist gesetzlich gesehen kein direkter Beteiligter des Verfahrens. Er sollte allerdings mit eingebunden werden, damit die festgestellten Ziele und Maßnahmen zur Erreichung der Ziele auch entsprechend umgesetzt werden können (siehe § 123 Abs. 4 Satz 1). Über das Berichtswesen soll entsprechend über die Entwicklung des Leistungsberechtigten berichtet werden. 


Sonstiges

(1) Ein zwischen den Bezirken abgestimmter Vordruck für das Gesamtplanformular ist erstellt worden und dürfte in jedem Bezirk gleichermaßen zur Verfügung stehen bzw. mit Einführung des BIBay zur Verfügung gestellt werden. 
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(1) Zur Umsetzung aller oder einiger Mindestinhalte des Gesamtplans kann der Eingliederungshilfeträger mit dem Leistungsberechtigten eine Teilhabezielvereinbarung abschließen. Die Teilhabezielvereinbarung soll damit eine Überprüfung bewilligter Leistungen nach bestimmten Zeitabläufen ermöglichen.
Im Hinblick auf das Urteil des Bundessozialgerichts vom 28.01.2021 kann die Teilhabezielvereinbarung lediglich bis zur Fortschreibung des Gesamtplanes abgeschlossen werden, da die Bescheide in der Regel keine Bewilligungszeiträume mehr enthalten.

(2) Ob der Träger der Eingliederungshilfe eine Teilhabezielvereinbarung abschließt, steht aber in seinem pflichtgemäßen Ermessen („kann“-Regelung). Es ist dafür kein gesondertes Dokument erforderlich. Ausreichend ist die Unterzeichnung der Ziele, die bei der Bedarfsermittlung und -festsetzung formuliert wurden. 

(3) Die Teilhabezielvereinbarung muss angepasst werden, wenn die Vereinbarungsziele nicht oder nicht mehr erreicht werden (S. 3). Außerdem muss die Teilhabezielvereinbarung angepasst werden, wenn sich die Bedarfe oder die Wünsche der leistungsberechtigten Person verändert haben. Die für das Gesamtplanverfahren in § 117 Abs. 1 Nr. 3 genannten Verfahrenskriterien sind zu beachten.
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Hinweis: Die Ermittlung eines Kostenbeitrags aus Einkommen und/oder Vermögen nach dem SGB IX erübrigt sich, sofern der LB ergänzend zu den Leistungen nach dem SGB IX existenzsichernde Leistungen nach dem SGB XII (oder SGB II) benötigt. Dann sind die dortigen Regelungen zum Einsatz von Einkommen und Vermögen vorrangig zu prüfen. Kann der LB hingegen seinen Lebensunterhalt aus Einkommen und Vermögen bestreiten, ist die Erhebung eines Kostenbeitrags nach dem SGB IX für die Leistungen nach diesem Buch zu prüfen.

Die Berechnung des Beitrags/der Beiträge kann mit Hilfe der entsprechenden Maske in Sozius bzw. einem Excel-Berechnungsblatt vorgenommen werden.


§ 135 Abs. 1 SGB IX

(1) Die Festlegung des Einkommensbegriffs im SGB IX unterscheidet sich wesentlich vom Einkommensbegriff nach dem SGB II und SGB XII. Im SGB IX wird nahezu ausschließlich auf das Einkommenssteuerrecht zurückgegriffen.

(2) Nach § 2 Abs. 1 und 2 Einkommensteuergesetz (EStG) handelt es sich dabei entweder 


1. um die Gewinneinkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb und selbständiger Arbeit

2. um die Bruttoeinkünfte abzüglich Werbungskosten aus nichtselbständiger Arbeit, Kapitalvermögen, Vermietung und Verpachtung 

3. um die Bruttoeinkünfte (ggf. abzüglich Werbungskosten) von Renten und Pensionen. 

Hierzu gehören neben den Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung auch Leistungen der berufsständischen Versorgungseinrichtungen, Leistungen der kapitalgedeckten Rentenversicherungen, Rentenversicherungen zur Abdeckung des Risikos der Erwerbsminderung, Leistungen aus Altersvorsorgeverträgen, Leistungen aus Pensionsfonds, Leistungen aus Pensionskassen sowie Leistungen von Direktversicherungen.

(3) Für die jährliche Neuberechnung des monatlichen Beitrags aus dem Einkommen sind im Regelfall die Einkünfte des jeweiligen Vorvorjahres heranzuziehen. (Bsp.: Maßgeblich für den Kostenbeitrag 2020 sind die Einkünfte des Jahres 2018). Vom Regelfall abweichende Einkommensverhältnisse werden in § 135 Abs. 2 SGB IX geregelt.

Sofern eine Einkommensteuererklärung gemacht wurde und ein Steuerbescheid vorliegt, können die Daten daraus entnommen werden.

Liegt kein Einkommensteuerbescheid vor, sind die Jahres-Bruttoeinkünfte beim LB entsprechend zu erfragen. (Bsp.: Nachweis durch Lohn-/ Gehaltsnachweise, Lohnsteuerbescheinigungen etc.)

Bei Renteneinkünften kann die Bruttorente aus den Rentenbescheiden/ Rentenmitteilungen entnommen werden.

(4) Als Werbungskostenpauschalen können ohne Nachweis folgende Beträge vom Jahreseinkommen abgezogen werden:

1. bei Einkünften aus einer nichtselbständigen Tätigkeit: 1.000 € bzw. 102 € bei Versorgungsbezügen (z.B. Beamtenpension)
2. bei Renteneinkünften: 102 €; bei mehreren Renten ist der Werbungskostenpauschalbetrag nur einmal abzusetzen
3. bei Einkünften aus Kapitalvermögen: 801 €

Liegt ein Steuerbescheid vor, sind grundsätzlich die dort abgesetzten Werbungskosten zu berücksichtigen.
Bei Renteneinkünften ist darauf zu achten, dass im Steuerbescheid nur der Ertragsanteil der Rente versteuert wird, hier also auf den Bruttojahresbetrag der Renteneinkünfte abzustellen ist und hiervon der Werbungskostenpauschalbetrag in Abzug zu bringen ist.

Eine weitere Bereinigung der Einkünfte erfolgt (im Unterschied zum SGB II oder SGB XII) nicht. Sonderausgaben und außergewöhnliche Belastungen bleiben unberücksichtigt.

(5) Keine Einkünfte im Sinne des Steuerrechts sind u. a. Darlehen und Kindergeld.

Nicht zu den berechnungsrelevanten Einkünften gehören darüber hinaus insbesondere Elterngeld, Krankengeld, Arbeitslosengeld, Übergangsgeld, Ehegattenunterhalt (soweit nicht von beiden steuerlich geltend gemacht), gesetzliche Unfallrente, Wohngeld, Einkünfte mit Entschädigungshintergrund (z.B. nach OEG, BVG etc.). Diese Einkünfte bleiben bei der Kostenbeitragsberechnung unberücksichtigt. 


§ 135 Abs. 2 SGB IX

(1) Bestehen erhebliche Abweichungen zwischen den Einkünften des Vorvorjahres und des Jahres des jeweiligen Leistungsbezugs (z.B. aufgrund Arbeitslosigkeit, bei Rentenbeginn oder bei Wechsel von Voll- in Teilzeit), dann sind die voraussichtlichen Einkünfte des laufenden Jahres nach Absatz 1 zu ermitteln und zu Grunde zu legen. Dies ist allerdings nicht anzuwenden, wenn sich lediglich Einkommensschwankungen in einer unveränderten Beschäftigungssituation ergeben.

(2) Was als erhebliche Abweichung gewertet werden soll, wurde vom Gesetzgeber nicht definiert. 
Laut Gesetzesbegründung ist eine erhebliche Einkommensveränderung jedenfalls bei Arbeitslosigkeit, bei Rentenbeginn oder bei einem Wechsel des Arbeitsverhältnisses von Vollzeit- in Teilzeitbeschäftigung, aber auch bei der erstmaligen Aufnahme einer Beschäftigung denkbar. Nicht erfasst werden reine Einkommensänderungen oder -schwankungen bei unveränderter Beschäftigungssituation.
Treten Einkünfte hinzu oder fallen Einkünfte weg, liegt eine erhebliche Abweichung vor.

Weitere Hinweise dazu finden sich auch: Zeitschrift für das Fürsorgewesen, „Die Festsetzung von Beiträgen als neue Form des Einsatzes von Einkommen und der Einsatz von Vermögen im Eingliederungshilferecht nach Teil 2 SGB IX ab dem 1.1.2020 - Ein „Beitrag zu den Beiträgen" nach dem Bundesteilhabe-gesetz - Teil 2“ – von Stefan Gerlach (Amt Probstei in Schönberg/Holstein), Ausgabe 7/2019, S. 147/148)
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§ 136 Abs. 1 SGB IX

(1) Ein Beitrag ist lediglich aus dem Einkommen des LB aufzubringen. Das Einkommen von Ehegatten oder eingetragenen Lebenspartnern sowie eheähnlichen oder lebenspartnerschaftsähnlichen Partnern (im Folgenden: Ehegatten/Partner) bleibt unberücksichtigt. Es besteht hierüber auch kein durchsetzbarer Auskunftsanspruch. Der LB ist im Rahmen der Beratungs- und Unterstützungspflicht (§ 106 SGB IX) darüber aufzuklären, dass Angaben und Unterlagen zum Einkommen des Ehegatten/Partners freiwillig eingereicht werden können, um eine mögliche Erhöhung der Einkommensgrenze und Reduzierung des Beitrags aus Einkommen prüfen zu lassen. 

(2) Ist der LB minderjährig, ist zunächst auszuschließen, dass die beantragte Leistung nach § 138 Abs. 1 SGB IX ohne Beitrag aus Einkommen zu erbringen ist. Handelt es sich um eine einkommens- und vermögensabhängige Leistung, ist auch das Einkommen der im Haushalt lebenden Eltern oder des Elternteils für die Berechnung des Beitrags aus Einkommen maßgeblich. Es sind dann besonders erhöhte Einkommensgrenzen zu beachten (vgl. zu Absatz 5).  

§ 136 Abs. 2 SGB IX
(1) Verfügt der LB über verschiedene Einkommensarten, richtet sich die maßgebliche Einkommensgrenze nach der Einkommensart, die überwiegend erzielt wird. Diese beträgt bei überwiegenden Einkünften 
- aus Rente 60%, 
- aus nichtsozialversicherungspflichtiger Beschäftigung 75% und 
- aus sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung oder selbstständiger Tätigkeit 85% 
der jährlichen Bezugsgröße nach § 18 Abs. 1 SGB IV. 
Überwiegt ein Einkommen, dass zwar der Summe der Einkünfte nach § 2 Abs. 2 EStG zuzuordnen und damit für die Berechnung des Beitrags aus Einkommen maßgeblich ist, aber zu keiner der drei vorgenannten Einkommensarten gehört (Bsp.: Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung, Beamtenpension), ist die Auffangregelung in Absatz 2 Satz 2 zu beachten. Es gilt ebenfalls eine Einkommensgrenze von 75% der jährlichen Bezugsgröße. 
(2) Die anhand der überwiegenden Einkommensart ermittelte Einkommensgrenze ist der Summe aller Einkünfte gegenüber zu stellen, auch wenn andere Einkommensarten enthalten sind, die einer anderen Einkommensgrenze zuzuordnen wären. Ausschlaggebend ist allein das Einkommen, welches überwiegt. 
(Bsp.: Der LB verfügt überwiegend über Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung und erhält eine geringere Rente. Die Höhe der Einkommensgrenze richtet sich hier nach den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung. Dabei handelt es sich um keine der 3 in Absatz 2 Satz 1 aufgezählten Einkommensarten, so dass als Auffangregelung eine Einkommensgrenze von 75% der Bezugsgröße gilt. Diese Einkommensgrenze ist der Summe der Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung sowie der Rente gegenüber zu stellen. Überwiegt hingegen das Renteneinkommen, wäre eine Einkommensgrenze von lediglich 60% den Einkünften gegenüber zu stellen)
Das überwiegende Einkommen entscheidet, welche Einkommensgrenze insgesamt Anwendung findet:
[image: ]
(3) Als „überwiegend“ in diesem Sinne wird ein Einkommen angesehen, welches betragsmäßig die Haupteinkommensquelle darstellt. Sollten mehrere Einkommen, die nicht der gleichen Einkommensgrenze zugeordnet werden, in gleicher Höhe vorhanden sein, wird die für den LB günstigste Einkommensgrenze berücksichtigt.

§ 136 Abs. 3 SGB IX
(1) Die anhand der überwiegenden Art des Einkommens des LB ermittelte Einkommensgrenze von 85%, 75% oder 60% der jährlichen Bezugsgröße nach § 18 Abs. 1 SGB IV, ist um Zuschläge für unterhaltsberechtigte Kinder im Haushalt sowie ggf. um einen Zuschlag für den nicht getrenntlebenden Ehegatten/Partner zu erhöhen.
(2) Zur Definition von „unterhaltsberechtigten Kindern“ im Haushalt ist auf die Unterhaltsvorschriften des BGB (§ 1601 BGB) abzustellen. Soweit der LB lediglich räumlich getrennt lebt durch Unterbringung in einer therapeutischen Wohngemeinschaft, besonderen Wohnform o.ä. und das Kind im Haushalt des nicht getrenntlebenden Ehegatten/Partners lebt, ist der zusätzliche Freibetrag für das Kind ebenfalls zu berücksichtigen. Wenn sich das Kind vollständig in einem dritten Haushalt aufhält (z.B. beim getrenntlebenden leiblichen Elternteil), ist ein Zuschlag bei der Einkommensgrenze nicht anzurechnen.
(3) Hinsichtlich der Gesetzesformulierung „nicht getrennt lebend“ ist zu beachten, dass ein lediglich räumliches Getrenntleben (z.B. aufgrund einer Unterbringung in einer besonderen Wohnform oder therapeutischen Wohngemeinschaft o.ä.) nicht bereits ausreichend ist, um den LB als alleinstehend zu betrachten und von einem Getrenntleben auszugehen. Lediglich soweit ein echtes Getrenntleben im zivilrechtlichen Sinne (§ 1361 BGB) vorliegt, bleibt ein Ehegatte/Partner bei den Zuschlägen nach § 136 Abs. 3, 4 SGB IX von vornherein unberücksichtigt.


§ 136 Abs. 4 SGB IX
(1) Leben im Haushalt des LB lediglich unterhaltsberechtigte Kinder, erhöht sich die Einkommensgrenze um jeweils 10 Prozent der jährlichen Bezugsgröße nach § 18 Abs. 1 SGB IV. 
(2) Ist ein nicht getrenntlebender Ehegatte/Partner zu berücksichtigen, muss für die Bemessung der Zuschläge zunächst das Partnereinkommen ebenfalls i. S. d. § 135 SGB IX i. V. m. § 2 Abs. 2 EStG ermittelt sowie festgestellt werden, welches Einkommen i. S. d. § 136 Abs. 2 Nr. 1-3 SGB IX überwiegt und ob die hieraus resultierende Einkommensgrenze durch das Partnereinkommen überschritten wird. 
(3) Liegt das Partnereinkommen über der hierfür maßgeblichen Einkommensgrenze, ist der Einkommensgrenze des LB ein Zuschlag für den Ehegatten/Partner nicht hinzuzurechnen und es verringert sich der Zuschlag pro unterhaltsberechtigtem Kind im Haushalt von 10% auf 5% der jährlichen Bezugsgröße. 
(4) Liegt das Partnereinkommen unter oder maximal in Höhe der hierfür maßgeblichen Einkommensgrenze vor, ist der Einkommensgrenze des LB ein Zuschlag von 15% der jährlichen Bezugsgröße hinzuzurechnen. Für unterhaltsberechtigte Kinder im Haushalt verbleibt der Zuschlag dann bei 10% der jährlichen Bezugsgröße.
Übersicht Fallkonstellationen:
	Fallkonstellation:
	„Grundbetrag“ LB
	Zuschlag Kind(er)
	Zuschlag       Ehegatte/Partner

	LB
	 60%, 75% oder 85% der Bezugsgröße

	entfällt
	entfällt

	LB + Kind(er)
	
	+ 10% der Bezugsgröße pro Kind
	entfällt

	LB + Ehegatte/Partner        Partner-EK ≤ EK-Grenze
	
	entfällt
	+ 15% der Bezugsgröße

	LB + Ehegatte/Partner        Partner-EK > EK-Grenze
	
	entfällt
	+ 0% der Bezugsgröße

	LB + Kind(er) + Ehegatte/Partner Partner-EK ≤ EK-Grenze
	
	+ 10% der Bezugsgröße pro Kind
	+ 15% der Bezugsgröße

	LB + Kind(er) + Ehegatte/Partner Partner-EK > EK-Grenze
	
	+ 5% der Bezugsgröße pro Kind
	+ 0% der Bezugsgröße





(5) Möchte der LB auch nach Aufklärung über die rechtlichen Hintergründe keine Auskünfte zum Partnereinkommen erteilen und kann deshalb die vorgenannte Prüfung nicht stattfinden, so gilt die Vermutung, dass die Partnereinkünfte die maßgebliche Einkommensgrenze übersteigen und eine Erhöhung der Einkommensgrenze um einen Zuschlag für den Ehegatten/Partner ausscheiden muss. Auch der Zuschlag pro unterhaltsberechtigtem Kind im Haushalt bleibt dann bei 5% der jährlichen Bezugsgröße. 
§ 136 Abs. 5 SGB IX
(1) Ist ein Beitrag aus dem Einkommen des minderjährigen LB und der im Haushalt lebenden Eltern zu ermitteln, weil die beantragte Leistung nicht bereits nach § 138 Abs. 1 SGB IX ohne Beitrag aus Einkommen zu erbringen ist, berechnen sich die Zuschläge zur Einkommensgrenze abweichend von den Zuschlägen bei volljährigen LB und sind deutlich höher bemessen. 
(2) Die sich anhand der überwiegenden Einkommensart ergebende Einkommensgrenze von 60%, 75% oder 85 % der jährlichen Bezugsgröße ist um einen Zuschlag von 75% der jährlichen Bezugsgröße für jeden LB zu erhöhen. Beitragsrelevante Leistungen können sein: Hilfsmittel, Assistenz im Rahmen der Sozialen Teilhabe 
(Bsp.: Beantragt sind Hilfsmittel zur sozialen Teilhabe. Der minderjährige LB lebt zusammen mit den Eltern in einem Haushalt. Das Einkommen der Familie besteht überwiegend aus Arbeitseinkommen. Die Einkommensgrenze beträgt hier 85% der Bezugsgröße aufgrund des überwiegenden Einkommens aus nichtselbstständiger Tätigkeit. Hinzu kommt ein Zuschlag von 75% der Bezugsgröße für das leistungsberechtigte minderjährige Kind. Insgesamt beträgt die Einkommensgrenze somit 160% der Bezugsgröße nach § 18 Abs. 1 SGB IV und ist den Einkünften des LB und dessen Eltern gegenüber zu stellen.
Abwandlung: Auch die Mutter erhält Leistungen nach dem SGB IX. Die Einkommensgrenze ist deshalb um einen weiteren Zuschlag von 75% der Bezugsgröße für die ebenfalls leistungsberechtigte Mutter zu erhöhen. Insgesamt ist den Einkünften des LB und dessen Eltern somit hier eine Einkommensgrenze von insgesamt 235% der Bezugsgröße nach § 18 Abs. 1 SGB IV gegenüber zu stellen.) 
(3) Lebt ein Elternteil nicht im Haushalt des Kindes, bleibt dessen Einkommen unbeachtet. 










Anlage: Berechnungsschema
[image: ]
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§ 137 Abs. 1 und 2 SGB IX

(1) Absatz 1 regelt im Zusammenhang mit dem Nachranggrundsatz die Verpflichtung des Leistungsberechtigten, (bei entsprechender Leistungsfähigkeit) einen Beitrag aus Einkommen für die Leistungen der Eingliederungshilfe aufbringen zu müssen. 

(2) Der monatlich aufzubringende Beitrag aus Einkommen beträgt in jedem Fall pauschal 2 Prozent vom Einkommen über der Einkommensgrenze. Es besteht kein Spielraum, im Einzelfall (z.B. aufgrund besonderer finanzieller Belastungen o.ä.) abweichend zu entscheiden oder auf den Beitrag zu verzichten. Allerdings wurden die Einkommensgrenzen so bemessen, dass den Leistungsberechtigten regelmäßig ausreichendes Einkommen verbleibt. 

(3) Der sich errechnende Betrag ist auf volle 10 Euro abzurunden, es erfolgt kein Aufrunden der Beträge. (Bsp.: Ergeben 2 % des die Einkommensgrenze übersteigenden Einkommens beispielhaft einen Betrag von 29 €, hat der Leistungsberechtigte hier abgerundet auf volle 
10 € einen monatlichen Beitrag aus Einkommen für die Leistungen der Eingliederungshilfe in Höhe von 20 € aufzubringen. Ergeben 2% einen Beitrag von weniger als 10 Euro, ist auf 0 € abzurunden und ein Beitrag aus Einkommen nicht anzurechnen.) 


§ 137 Abs. 3 SGB IX

(1) Der monatliche Beitrag aus dem Einkommen des Leistungsberechtigten ist ohne Ausnahme von den Leistungen der Eingliederungshilfe in Abzug zu bringen (Nettohilfe). Die Entscheidung über den Einkommenseinsatz ist damit zwingend mit der Entscheidung über die Höhe der zu bewilligenden Eingliederungshilfe verbunden und kann nicht gesondert erfolgen. Vom Leistungsberechtigten ist der monatliche Beitrag aus Einkommen direkt an den Leistungserbringer zu zahlen. 

(2) Die Möglichkeit der sogenannten erweiterten Hilfe (Bruttohilfe), welche für bestimmte Fallgestaltungen zunächst eine Leistungsgewährung in vollem Umfang unter anschließendem Aufwendungsersatz aus Einkommen oder Vermögen erlaubt, wurde mit Überführung der Eingliederungshilfe aus dem SGB XII in das SGB IX nicht übernommen. 

Eine Ausnahmeregelung besteht lediglich, wenn andere Personen als der Leistungsberechtigte einen Beitrag aus Einkommen n. § 135f. SGB IX aufzubringen haben (in der Regel die Eltern, vgl. zu Absatz 4) sowie regulär für die Fälle des § 142 SGB IX (Beitrag aus Einkommen im Umfang häuslicher Ersparnis). 


§ 137 Abs. 4 SGB IX

(1) Absatz 4 regelt die Möglichkeit einer Ausnahme vom Grundsatz der Nettohilfe nach Absatz 3, insbesondere für minderjährige Leistungsberechtigte, deren Eltern einen monatlichen Beitrag aus ihrem Einkommen n. §§ 135f. SGB IX aufzubringen haben. In begründeten Einzelfällen können hiernach Leistungen für das Kind zunächst in vollem Umfang erbracht werden (erweiterte Hilfe / Bruttohilfe). Der monatliche Beitrag aus Einkommen ist anschließend von den Eltern im Rahmen eines Aufwendungsersatzes zu fordern. 

(2) Ein solches Vorgehen ist angezeigt, wenn die Durchführung der Maßnahme für das Kind ansonsten gefährdet wäre. Insbesondere wenn Eltern die Aufbringung eines Beitrags aus Einkommen bereits im Vorfeld verweigern oder ganz oder teilweise nicht an den Anbieter der Maßnahme entrichten. Es ist davon auszugehen, dass die so teilweise fehlende Finanzierung den Anbieter veranlassen kann, die Erbringung von Leistungen einzustellen bzw. die Durchführung der Maßnahme abzulehnen. 

(3) Hiervon unberührt bleiben Fälle nach § 142 SGB IX mit einem Beitrag aus Einkommen im Umfang häuslicher Ersparnis, für die regulär eine Bruttohilfe vorgesehen ist.
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§ 138 Abs. 1 SGB IX 

(1) Absatz 1 regelt eine Ausnahme von der regulären Anrechnung eines Beitrags aus Einkommen nach den §§ 135–137 SGB IX. Er enthält eine abschließende Aufzählung von privilegierten Leistungen, in welchen eine Einkommensanrechnung nicht erfolgt und ein Beitrag aus Einkommen nicht aufzubringen ist.    

(2) Bei den aufgezählten Leistungen sind speziell die heilpädagogischen Leistungen (Nr. 1) aufgeführt (siehe hierzu auch EHR zu § 79), zu denen z.B. die Frühförderung gehört und zusätzlich sind auch ganz allgemein Leistungen zur sozialen Teilhabe an Kinder, die noch nicht eingeschult sind, genannt (Nr. 7). 

(3) Des Weiteren werden aufgezählt: Leistungen zur medizinischen Rehabilitation wie z.B. entsprechende Hilfsmittel oder die Behandlung durch Ärzte (Nr. 2) und Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben (Nr. 3), wozu Leistungen im Arbeitsbereich anerkannter Werkstätten für behinderte Menschen, Leistungen bei anderen Leistungsanbietern und auch Leistungen bei privaten und öffentlichen Arbeitgebern im Rahmen eines Budgets für Arbeit oder eines Budgets für Ausbildung gehören. Auch Leistungen zum Erwerb und Erhalt praktischer Kenntnisse und Fähigkeiten, z.B. in einer Förderstätte, sind unabhängig von Einkommen zu erbringen, wenn diese zur Vorbereitung auf die Teilhabe am Arbeitsleben dienen (Nr. 6). 

Nach Erreichen des Regelrentenalters endet die Sonderregelung für den Besuch der Werk- oder Förderstätten. Bei anschließenden tagesstrukturierenden Maßnahmen (z.B. TENE) muss eine Prüfung von Einkommen und Vermögen für diese Leistungen erfolgen.

(4) Ein Beitrag aus Einkommen ist ebenfalls nicht aufzubringen für Leistungen zur Teilhabe an Bildung in Form von Hilfen zur Schulbildung einschließlich deren Vorbereitung (Nr. 4). 

(5) Gleiches gilt für Leistungen zur schulischen oder hochschulischen Ausbildung oder Weiterbildung für einen Beruf in besonderen Ausbildungsstätten über Tag und Nacht (Nr. 5), womit eine entsprechende Internatsunterbringung gemeint ist. Weitere beantragte Leistungen, die neben einer Internatsunterbringung gewährt würden (z.B. die Ausstattung mit einem Laptop oder Assistenzleistungen für den Besuch einer Hochschule), sind nicht automatisch von der Sonderregelung zum Einkommenseinsatz umfasst.   

(6) Der Gesetzgeber hat ferner durch Nr. 8 ausgeschlossen, dass ein Beitrag aus Einkommen für Leistungen der Eingliederungshilfe nach dem SGB IX aufzubringen ist, wenn gleichzeitig existenzsichernde Leistungen gewährt werden (Nr. 8). Hierdurch soll verhindert werden, dass ein Beitrag aus Einkommen nach den §§ 135f. SGB IX den notwendigen Lebensunterhalt gefährden könnte. Dies setzt demnach voraus, dass die existenzsichernden Leistungen rechtmäßig zugestanden haben. Im Regelfall werden sich Ansprüche auf existenzsichernde Leistungen und ein Überschreiten der Einkommensgrenze nach § 136 SGB IX ausschließen müssen. Allerdings kann diese Regelung z.B. bei größeren Einmalzahlungen zum Tragen kommen.

Bsp.: Es werden laufend Leistungen der Eingliederungshilfe und der Grundsicherung gewährt. Ab Mai erhält der LB eine zusätzliche monatliche Rente und eine große einmalige Rentennachzahlung auf sein Konto, die den Grundsicherungsbedarf vollständig decken. 

Bearbeitungsschritt 1) Anrechnung auf die Grundsicherung: 
Die monatliche Rente muss als Einkommen nach § 82 SGB XII vorrangig für den Grundsicherungsbedarf eingesetzt werden. Zudem wird der Vermögensfreibetrag nach § 90 SGB XII von 10.000 € durch die Rentennachzahlung überschritten. 

Leistungen der Grundsicherung werden nun ab Mai nicht mehr gewährt. 

Bearbeitungsschritt 2) Anrechnung auf die Eingliederungshilfe:
Für Leistungen der Eingliederungshilfe ist unter Berücksichtigung der ab Mai neu gewährten Rente und der Rentennachzahlung ein Beitrag aus Einkommen nach §§ 135f. SGB IX rückwirkend ab Januar für das gesamte Kalenderjahr zu berechnen. Aufgrund der Sonderregung in § 138 Abs. 1 Nr. 8 SGB IX darf hiervon abweichend ein Beitrag aus Einkommen aber erst mit Wegfall des Anspruchs auf die Leistungen der Grundsicherung angerechnet werden.

Leistungen der Eingliederungshilfe werden in diesem Beispiel daher für die Zeit von Mai bis Dezember unter Anrechnung des errechneten Beitrags aus Einkommen erbracht. Für das Folgejahr muss dann eine neue Prüfung der Einkommensanrechnung ohne Berücksichtigung der Rentennachzahlung erfolgen. 

Praxistipp: Erfolgt die Bearbeitung der existenzsichernden Leistungen getrennt von der Eingliederungshilfe, müssen in solchen Fällen zunächst Informationen eingeholt werden, ob und ab wann ggf. die Gewährung von Leistungen der Grundsicherung oder Hilfe zum Lebensunterhalt eingestellt wird. Es kann erst dann korrekt entschieden werden, ab wann ein Beitrag aus Einkommen auf die Eingliederungshilfe anzurechnen ist.


§ 138 Abs. 2 SGB IX 

(1) Durch die Regelung in Absatz 2 soll verhindert werden, dass ein Beitrag aus Einkommen nach §§ 135-137 SGB IX mehrmals im gleichen Zeitraum bzw. mehrfach für den gleichen Monat aufzubringen ist. 

(2) Ein Beitrag aus Einkommen ist im jeweiligen Monat jeweils nur einmal anzurechnen, auch wenn für eine erwachsene oder minderjährige Person gleichzeitig mehrere einkommensabhängige Leistungen der Eingliederungshilfe in einem Monat erbracht werden. Das gleiche gilt für Fallkonstellationen, in welchen zusätzlich auch Leistungen der Eingliederungshilfe an ein minderjähriges Kind im gleichen Haushalt erbracht werden. 

Bsp.: In einer Familie erhält der berufstätige Vater Leistungen der Eingliederungshilfe für Assistenz zur sozialen Teilhabe und auch für die im gleichen Haushalt lebende minderjährige Tochter werden (einkommensabhängige) Leistungen der Eingliederungshilfe benötigt. Für beide Leistungen würde sich ein Beitrag aus Einkommen errechnen. Hier ist vom Vater vorrangig ein Beitrag für den eigenen Eingliederungshilfebedarf aufzubringen. Für die Leistungen an die Tochter ist dann nicht zusätzlich ein Beitrag aus Einkommen anzurechnen.

(3) Diese Regelung gilt nicht für Fallkonstellationen, in welchen zusammenlebende Partner im gleichen Haushalt jeweils Leistungen der Eingliederungshilfe erhalten. Es ist dann für beide Partner getrennt zu prüfen, ob jeweils ein Beitrag aus Einkommen aufzubringen ist. Hintergrund ist, dass die Partner im SGB IX (anders als im Recht der Sozialhilfe z.B. nach SGB XII) keine Einsatzgemeinschaft bilden. Ein Beitrag aus Einkommen ist jeweils nur aus dem eigenen und nicht auch aus dem Partnereinkommen aufzubringen. In diesen Fallkonstellationen kann daher bereits keine Doppelanrechnung vorliegen.


§ 138 Abs. 3 SGB IX

(1) Absatz 3 enthält eine Sonderregelung zur Einkommensanrechnung speziell für einmalige Leistungen zur Beschaffung von Bedarfsgegenständen, deren Gebrauch für mindestens ein Jahr bestimmt ist. Gemeint sind hiermit Leistungen für eine einmalige Bedarfsdeckung, z.B. für die Beschaffung eines Hilfsmittels.  

(2) Nach Rechtsprechung des BSG zu den analogen einmaligen Leistungen im Bereich des SGB XII (§ 87 Abs. 3 SGB XII analog) handelt es sich hierbei um Gegenstände, die für den individuellen und unmittelbaren Gebrauch durch den Leistungsempfänger bestimmt sind und (in der Regel) einer Abnutzung unterliegen. Des Weiteren muss eine Prüfung der Gebrauchsbestimmung für mindestens 1 Jahr anhand der möglichen Nutzungsdauer des konkreten Gegenstandes sowie des konkreten Bedarfszeitraumes geprüft werden. (BSG, Urteil vom 23. 8. 2013, B 8 SO 24/11 R)

(3) Zunächst ist regulär der monatliche Beitrag aus Einkommen für das Kalenderjahr, in dem die einmalige Leistung erbracht wird, nach §§ 135 – 137 SGB IX zu ermitteln. Maßgeblich ist auch hierzu regulär das Einkommen des Vorvorjahres, soweit nicht eine erhebliche Abweichung vorliegt und das Einkommen des aktuellen Jahres heranzuziehen ist (§ 135 Abs 1, 2 SGB IX). 

Abweichend vom Monatsprinzip, nach welchem der berechnete Beitrag lediglich einmal im Monat der Leistungsgewährung angerechnet würde, ist hier von diesem Beitrag höchstens das Vierfache einmalig aufzubringen. Durch diese Sonderreglung wird verhindert, dass sich der Einkommenseinsatz auf einen einzelnen Monatsbeitrag beschränken muss. Es soll hierdurch berücksichtigt werden, dass vergleichbare Anschaffungen auch von Menschen außerhalb eines Leistungsanspruchs durch Ansparungen über mehrere Monate oder durch eine Ratenzahlung finanziert werden. 

Bsp.: Es errechnet sich ein monatlicher Beitrag aus Einkommen nach §§ 135f. SGB IX für das betroffene Kalenderjahr von 80 €. Für die einmalige Leistung sind hiervon höchsten das Vierfache, somit maximal 320 € einmalig aufzubringen und von der zu gewährenden einmaligen Leistung in Abzug zu bringen.  

(4) Bei der Entscheidung über die Höhe des Gesamtbeitrags aus Einkommen von mindestens dem Einfachen bis maximal dem Vierfachen des monatlichen Beitrags handelt es sich um eine Ermessensentscheidung. Hierbei sind insbesondere Art und Höhe des Bedarfs und der Nutzen der Leistung sowie das Verhältnis zum Umfang des Einkommens zu berücksichtigen. Ebenso sind der Gleichbehandlungsgrundsatz und die sparsame Verwendung öffentlicher Mittel zu beachten. Dies ist im Bescheid entsprechend zu begründen. 
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§ 139 Satz 1 SGB IX

(1) Eine Abgrenzung von Einkommen und Vermögen erfolgt im Recht der Eingliederungshilfe ausschließlich nach den Regelungen zum Einkommenssteuerrecht und steht damit in deutlichem Kontrast zum Recht der Sozialhilfe. Handelt es sich nicht um ein Einkommen i. S. d. § 135 Abs. 1 SGB IX, § 2 Abs. 2 EStG, erfolgt eine Zuordnung zum Vermögen. Das sogenannte Zuflussprinzip und die besondere Rechtsprechung zur Abgrenzung in der Sozialhilfe finden keine Anwendung. 

(2) Dies kann bei gleichzeitigen Leistungen der Eingliederungshilfe nach SGB IX und Leistungen der Sozialhilfe nach SGB XII teilweise zu erheblich unterschiedlichen Ergebnissen in der Zuordnung und damit in der Entscheidung über die Anrechnung auf die jeweilige Leistung führen. 

Bsp.: Es werden Leistungen der Eingliederungshilfe nach SGB IX und gleichzeitig Grundsicherung nach dem SGB XII erbracht. Dem LB fließt eine Pflichtteilszahlung zu. Bei den Leistungen der Grundsicherung handelt es sich hierbei um Einkommen in Form einer einmaligen Einnahme i. S. d. § 82 Abs. 7 SGB XII. Bei den Leistungen der Eingliederungshilfe handelt es sich hingegen nicht um ein Einkommen i. S. d. § 135 SGB IX, § 2 Abs. 2 EStG und ist mit Zufluss daher direkt dem Vermögen zuzuordnen.

Abwandlung: Der LB erhält eine Krankengeldnachzahlung. Auch hierbei handelt es sich bei den Sozialhilfeleistungen nach SGB XII um einzusetzendes Einkommen i. S. d. § 82 SGB XII. Krankengeld fällt hingegen nicht unter den Einkommensbegriff nach § 135 SGB IX, § 2 Abs. 2 EStG, so dass eine Anrechnung auf die Leistungen der Eingliederungshilfe nur möglich ist, soweit der Vermögensfreibetrag überschritten wird.


§ 139 Satz 2 SGB IX

(1) Durch Satz 2 findet die Aufzählung der im Recht der Sozialhilfe nach § 90 Abs. 2 Nr. 1-8 und 10 SGB XII geschützten Vermögenswerte ebenfalls Anwendung bei den Leistungen der Eingliederungshilfe nach SGB IX. Hiervon ausgenommen sind der allgemeine Vermögensfreibetrag, der sich bei der Eingliederungshilfe abweichend bemisst. 

(2) Bei gleichzeitigen Leistungen der Eingliederungshilfe und der Sozialhilfe ist bei Prüfung des Vermögensschutzes nach § 90 Abs. 2 Nr. 1-8 und 10 SGB XII lediglich zu beachten, dass im SGB IX anders als im SGB XII, das Vermögen des nicht getrenntlebenden Partners unberücksichtigt bleibt. 

Bsp.: Es werden Leistungen der Eingliederungshilfe nach dem SGB IX und gleichzeitig Grundsicherung nach dem SGB XII von der LB beantragt. Die LB ist verheiratet und das Ehepaar wohnt in einer Eigentumswohnung, die im Alleineigentum des Ehemannes steht. Für die Leistungen der Grundsicherung nach SGB XII ist zu prüfen, ob die Immobilie nach § 90 Abs. 2 Nr. 8 SGB XII angemessen ist oder Leistungen eventuell nur als Darlehen gewährt werden können. Für die gleichzeitigen Leistungen der Eingliederungshilfe ist diese Prüfung nicht vorzunehmen, da alleiniges Vermögen des Ehegatten (hier des Ehemanns) bereits vollständig unberücksichtigt bleiben muss.

(3) Erhalten beide Ehegatten oder Partner Leistungen der Eingliederungshilfe, ist getrennt zu prüfen, ob das jeweilige Vermögen den jeweiligen Vermögensfreibetrag übersteigt. Anders als im Recht der Sozialhilfe werden Freibeträge und Vermögenswerte von Paaren nicht gemeinschaftlich betrachtet, was insbesondere bei getrennten Konten Auswirkungen auf die Entscheidung über die jeweilige Leistungsgewährung haben kann.

Bsp.: Ein nicht getrenntlebendes Ehepaar beantragt für beide Eingliederungshilfe nach dem SGB IX sowie Grundsicherung nach dem SGB XII. Das Paar führt getrennte Konten mit sehr unterschiedlicher Vermögensverteilung: Ehegatte A verfügt über 8.000 €, Ehegatte B verfügt über 70.000 €.

Prüfung nach SGB XII: Der Antrag auf Grundsicherung muss für beide abgelehnt werden. Zwar übersteigt das Vermögen von A nicht seinen Freibetrag von 10.000 €, da die Eheleute rechtlich aber eine sog. Einsatzgemeinschaft bilden, sind die Vermögensfreibeträge (10.000 € pro Person) und die Vermögenswerte gemeinschaftlich zu betrachten. Das Gesamtvermögen der Eheleute von insgesamt 78.000 € übersteigt hier den Vermögensfreibetrag von insgesamt 20.000 €, so dass der Grundsicherungsbedarf beider Eheleute vorrangig aus dem Vermögen zu decken ist.

Prüfung nach SGB IX: Der Antrag auf Eingliederungshilfe muss lediglich für B zunächst noch abgelehnt werden, da dessen Vermögen von 70.000 € seinen Freibetrag von 150 % der Bezugsgröße übersteigt. Für A wären Leistungen der Eingliederungshilfe bereits zu gewähren, da das Vermögen von A mit 8.000 € seinen Freibetrag nicht überschreitet.


§ 139 Satz 3 SGB IX

(1) Satz 3 enthält eine Härteregelung als Auffangnorm für atypische Fälle. Es wird hierdurch die Möglichkeit eines Vermögensschutzes über den allgemeinen Vermögensfreibetrag hinaus eröffnet. 

(2) Es ist zu beachten, dass die Regelung nicht vollständig gleichzusetzen ist mit der Härtevorschrift der Sozialhilfe nach § 90 Abs. 3 SGB XII und der hierzu ergangenen Rechtsprechung. Viele dort regelmäßig verschonte Vermögenswerte (z.B. eine angemessene Bestattungsvorsorge) sind bei der Eingliederungshilfe nicht ebenfalls zusätzlich zu verschonen. (In der Kommentarliteratur wird teilweise bereits eine andere Meinung vertreten. Rechtsprechung zum SGB IX steht diesbezüglich noch aus.)

(3) Die Härteregelung im SGB IX soll jedoch u.a. verhindern, dass ein Vermögen im Recht der Sozialhilfe verschont bleibt, für die Eingliederungshilfe aber eingesetzt werden müsste, weil es den Vermögensfreibetrag von 150% der Bezugsgröße übersteigt. Daher bedeutet insbesondere der Einsatz von Schmerzensgeld für den Leistungsberechtigten regelmäßig eine Härte i. S. d. § 139 Satz 3 SGB IX. 
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§ 140 Abs. 1 SGB IX

(1) Ein vorrangiger Vermögenseinsatz ist für Leistungen der Eingliederungshilfe nach SGB IX lediglich für das Vermögen der LB vorgesehen, nicht aber für das Vermögen von Ehegatten oder Partnern. 

(2) Verfügt der LB über Vermögen zusammen mit einem Ehegatten/Partner, ist nach zivilrechtlichen Grundsätzen zu ermitteln, in welchem Umfang das Vermögen dem LB zuzurechnen ist. Handelt es sich um gemeinschaftliche Konten, auf welche bankenrechtlich jeder Kontoinhaber ohne Zustimmung des anderen zugreifen kann (sog. „Oder-Konten“, wie sie im Regelfall üblich sind), ist das jeweilige Guthaben zu 50% dem Vermögen des LB zuzurechnen. Die Herkunft des Guthabens, eine ungleiche Einkommensverteilung der Kontoinhaber oder vergleichbare Erwägungen sind für die Aufteilung im Regelfall nicht relevant. 

(3) Die Beschränkung auf das Vermögen der LB gilt nicht für gleichzeitig benötigte Leistungen des SGB XII wie beispielsweise der Grundsicherung (§§ 41ff. SGB XII) oder der Hilfe zur Weiterführung des Haushalts (§ 70 SGB XII) etc. Eine Ausnahme kann sich lediglich für gleichzeitig benötigte Leistungen der ambulanten Hilfe zur Pflege ergeben (vgl. EHR zu § 103 Abs. 2 SGB IX – sog. Lebenslagenmodell). 

(4) Bei minderjährigen LB ist auch das Vermögen der im Haushalt lebenden Elternteile relevant. Dies gilt neben den leiblichen Eltern auch für Adoptiveltern, nicht jedoch für andere Personen, die zivilrechtlich nicht als Eltern zu sehen wären (z.B. Pflegeeltern oder Stiefeltern). Sind die Eltern getrennt lebend, ist nur das Vermögen des im Haushalt lebenden Elternteils zu beachten, bei einer Betreuung im Wechselmodell hingegen das Vermögen beider Elternteile. Lebt der minderjährige LB vollständig außerhalb des elterlichen Haushalts, ist derzeit noch nicht gerichtlich geklärt, ob das Vermögen der Elternteile für die Leistungsgewährung relevant ist oder nicht. 

(5) Diese Regelungen zur Vermögensanrechnung kommen jedoch nur zum Tragen, wenn die beantragten Leistungen nicht unter § 140 Abs. 3 i. V. m. § 138 Abs. 1 SGB IX fallen und daher nicht bereits ohne Berücksichtigung von Vermögen zu erbringen sind.

(6) Ist bei einer Leistung an Minderjährige das Vermögen des LB und der im Haushalt lebenden Elternteile relevant, ist das Vermögen dieser Personen zu summieren und findet der Vermögensfreibetrag von 150% der Bezugsgröße (einmal) auf das Gesamtvermögen Anwendung (nicht getrennt für jede vermögensrelevante Person). Ein anderes Vorgehen wird durch den Gesetzeswortlaut derzeit nicht eröffnet.  


§ 140 Abs. 2 SGB IX

(1) Absatz 2 eröffnet die Möglichkeit, Leistungen der Eingliederungshilfe aufgrund von vorhandenem Vermögen als Darlehen zu gewähren und ist vergleichbar mit der Darlehensvorschrift nach § 91 SGB XII. Voraussetzung für die Prüfung eines Darlehens ist, dass es sich um grundsätzlich verwertbares Vermögen i. S. d. § 139 Satz 1 SGB IX handelt und das Vermögen auch nicht nach § 139 Satz 2, 3 SGB IX geschützt ist. 


Bsp.: Es werden Leistungen der Eingliederungshilfe beantragt. Der LB verfügt über eine angemessene und selbst bewohnte Eigentumswohnung. Hierbei handelt es sich um grundsätzlich verwertbares Vermögen i. S. d. § 139 Satz 1 SGB IX. Nach § 139 Satz 2 SGB IX i. V. m. § 90 Abs. 2 Nr. 8 SGB XII ist die Immobilie aber als geschützt zu betrachten. Eine Darlehensgewährung muss daher bereits ausscheiden.

(2) Erfolgt eine Gewährung von Eingliederungshilfe als Darlehen, liegt kein regulärer Fall vor, bei welchem nach Rechtsprechung des BSG (Urteil vom 28.01.2021, Az.: B 8 SO 9/19) eine zeitlich unbefristete Gewährung erfolgen muss. Darlehensbescheide sind immer zeitlich zu befristen. Ist nach Ablauf des Gewährungszeitraumes weiterhin ein Darlehen notwendig, können sich weitere Darlehensbescheide anschließen.

(3) Es sind bei Darlehensgewährungen 2 Fallgruppen zu unterscheiden: 

Fallgruppe 1) Die sofortige Verwertung eines Vermögens ist unmöglich, in der Regel, da die Verwertung einige Zeit in Anspruch nimmt (z.B. bei einem Immobilienverkauf, der naturgemäß einige Zeit erfordert, etwa für die Beauftragung eines Maklers, Käufersuche, Einholung der Genehmigung durch das Betreuungsgericht, Notartermin, Eingang der Kaufpreiszahlung etc.). 
Ziel einer Darlehensgewährung in dieser Fallgruppe ist daher lediglich die zeitliche Überbrückung bis zur Verwertung. Der Darlehenszeitraum ist hierbei an der Anzahl der Monate zu bemessen, die eine Verwertung im Einzelfall voraussichtlich erfordern wird. Bei der hierzu notwendigen Prognoseentscheidung sind regionale Unterschiede zu beachten, die erheblich ausfallen können. Es ist daher eine individuelle Darlehensentscheidung im Einzelfall zu treffen unter Berücksichtigung der jeweiligen Lage und Art der Immobilie sowie der individuellen Marktlage der jeweiligen Region.

Fallgruppe 2) Die sofortige Verwertung eines Vermögens bedeutet eine Härte, für die Person, die es einzusetzen hat. Dieser Fall liegt in der Regel vor, wenn eine Immobilie selbst bewohnt wird aber diese nicht angemessen ist i.S.d. § 139 Satz 2 SGB IX i.V.m. § 90 Abs. 2 Nr. 8 SGB XII und lediglich deshalb nicht geschützt werden kann. (Zur Prüfung der Angemessenheit wird auf die Empfehlungen des Deutschen Vereins hingewiesen.) Ein mit der Verwertung verbundener Auszug und damit Verlust der Wohnstatt, wird regelmäßig eine entsprechende Härte darstellen, die eine Darlehensgewährung erfordert. 
Ziel einer Darlehensgewährung in dieser Fallgruppe ist daher das zeitliche Aufschieben einer Verwertung, insbesondere um das weitere Bewohnen einer unangemessenen Immobilie zu ermöglichen.

(3) Es steht im Ermessen der Behörde, das Darlehen zu sichern (z.B. durch eine Grundschuld, Erbanteilsverpfändung, Abtretung o.ä.). Eine Sicherung ist insbesondere für die Fallgruppe 2 empfohlen, da hier ggf. über mehrere Jahre eine Darlehensgewährung notwendig werden kann.


§ 140 Abs. 3 SGB IX

Absatz 3 regelt eine Ausnahme von der regulären Anrechnung von Vermögen nach § 140 Abs. 1 SGB IX für die in § 138 Abs. 1 SGB IX abschließend aufgezählten Leistungen, für welche auch kein Beitrag aus Einkommen aufzubringen ist. 
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	Ausführungsgesetz zum BGB

	AGSG 
	Gesetz zur Ausführung der Sozialgesetze

	aLa
	Andere Leistungsanbieter

	AllMBl. 
	Allgemeines Ministerialblatt

	AMBek
	Bekanntmachung des StMAS

	AMBl. (siehe jetzt AllMBl.)
	Amtsblatt des Bayerischen Staatsministeriums für Arbeit und Sozialordnung

	AMS 
	Schreiben des StMAS

	Anm.    
	Anmerkung

	AVSG 
	Verordnung zur Ausführung der Sozialgesetze

	AZ/Az.
	Aktenzeichen

	BA
	Bundesagentur für Arbeit

	BAföG 
	Bundesausbildungsförderungsgesetz

	BAGüS
	Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der Sozialhilfe und der Eingliederungshilfe

	BAR
	Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation

	BayBhV 
	Bayerische Beihilfeverordnung

	BayBlindG
	Bayerisches Blindengeldgesetz

	BayEUG 
	Bayerisches Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen

	BayKJHG 
	Bayerisches Kinder- und Jugendhilfegesetz (siehe jetzt AGSG)

	BayRS 
	Bayerische Bereinigte Rechtssammlung (1983 ff.)

	BaySchFG 
	Bayerisches Schulfinanzierungsgesetz

	BayVBl. 
	Bayerische Verwaltungsblätter (Zeitschrift)

	BayVGH 
	Bayerischer Verwaltungsgerichtshof

	BayVwVfG 
BBiG
	Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz
Berufsbildungsgesetz

	BBB
	Berufsbildungsbereich

	BEEG 
	Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz

	BEG 
	Bundesentschädigungsgesetz

	Bek. 
	Bekanntmachung

	Bek. AGBSHG
	Bekanntmachung betreffend Vollzug des AGBSHG

	BErzGG 
	Bundeserziehungsgeldgesetz (siehe jetzt BEEG)

	Beschl.
	Beschluss

	BestG 
	Bestattungsgesetz

	BestV
	Bestattungsverordnung

	BeurkG
	Beurkundungsgesetz

	BfA
	Budget für Arbeit

	BGB 
	Bürgerliches Gesetzbuch

	BGBl. I 
	Bundesgesetzblatt (Teil I)

	BGH 
	Bundesgerichtshof

	BhV 
	Beihilfevorschriften

	BKV
	Bundeskrankheitenverordnung

	Breith.
	Breithaupt, Sammlung von Entscheidungen aus dem Sozialrecht (Zeitschrift)

	BSG 
	Bundessozialgericht

	BSHG
	Bundessozialhilfegesetz (siehe jetzt SGB XII)

	BV 
	Verfassung des Freistaates Bayern

	BVerwG 
	Bundesverwaltungsgericht

	BVFG
	Bundesvertriebenengesetz

	BVG
	Bundesversorgungsgesetz

	BW 
	Baden-Württemberg

	DÖV 
	Die Öffentliche Verwaltung (Zeitschrift)

	DaVorm 
	Der Amtsvormund (Zeitschrift)

	DG-KOF 
	Gesetz zur Durchführung der Kriegsopferfürsorge

	DRV
	Deutsche Rentenversicherung

	DT LL 
	Düsseldorfer Tabelle, Unterhaltsrechtliche Leitlinien

	DV 
	Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge

	DVBl. 
	Deutsches Verwaltungsblatt (Zeitschrift)

	EGBGB 
	Einführungsgesetz zum BGB

	EGH
	Eingliederungshilfe

	EHB 
	Erwerbsfähige/r, Hilfebedürftige/r

	EheG 
	Ehegesetz

	EHR
	Eingliederungshilferichtlinien

	EHTr 
	Eingliederungshilfeträger

	EStG 
	Einkommensteuergesetz

	EuG 
	Entscheidungen und Gutachten der Spruchstellen für Fürsorge (Sozialhilfe) Streitsachen

	EV
	Eingangsverfahren

	FamFG 
	Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit

	FamRZ 
	Zeitschrift für das gesamte Familienrecht

	FEVS 
	Fürsorgerechtliche Entscheidungen der Verwaltungs- und Sozialgerichte (Zeitschrift)

	FKPG
	Gesetz zur Umsetzung des Föderalen Konsolidierungsprogramms

	FM-Anlage
	Signalübertragungsanlagen, die Signale mit frequenzmodulierten Funksignalen (FM) übertragen

	FRG
	Fremdrentengesetz

	FrühV
	Frühförderungsverordnung

	FRV 
	Fürsorgerechtsvereinbarung

	FSt. 
	Die Fundstelle (Zeitschrift)

	FuR 
	Familie und Recht (Zeitschrift)

	FZ 
	Familienzuschlag

	g. A.
	gewöhnlicher Aufenthalt

	GG 
	Grundgesetz für Bundesrepublik Deutschland

	GKV
	gesetzliche Krankenversicherung

	GruSi
	Grundsicherung nach dem 4. Kapitel SGB XII

	GVBl. 
	Gesetz- und Verordnungsblatt

	GVG 
	Gerichtsverfassungsgesetz

	HIVHG 
	Gesetz über die humanitäre Hilfe für durch Blutprodukte HIV-infizierte Personen (HIV-Hilfegesetz)

	HLU 
	Hilfe zum Lebensunterhalt

	HV 
	Haushaltsvorstand

	IfD
	Integrationsfachdienst

	IMBek 
	Bekanntmachung des StMI

	InA
	Inklusionsamt

	KFrsV 
	Verordnung zur Kriegsopferfürsorge

	Kfz
	Kraftfahrzeug

	KfzHV
	Kraftfahrzeughilfeverordnung

	KiTa
	Kindertageseinrichtung

	LAG 
	Lastenausgleichsgesetz

	LB
	Leistungsberechtigter

	LfSt
	Bayerisches Landesamt für Steuern

	LPartG
	Lebenspartnerschaftsgesetz

	LSG 
	Landessozialgericht

	MABl.
	Ministerialblatt der bayerischen Inneren Verwaltung (siehe AllMBl.)

	MuSchG
	Mutterschutzgesetz

	NdsVBl. 
	Niedersächsische Verwaltungsblätter (Zeitschrift)

	NDV 
	Nachrichtendienst des Deutschen Vereins für öffentliche und private Fürsorge

	NJW 
	Neue Juristische Wochenschrift (Zeitschrift)

	NRW
	Nordrhein-Westfalen

	NWVBl.
	Nordrhein-Westfälische Verwaltungsblätter (Zeitschrift)

	OEG 
	Opferentschädigungsgesetz

	ÖPNV
	öffentlicher Personennahverkehr

	OLG 
	Oberlandesgericht

	OLGE 
	Rechtsprechung der Oberlandesgerichte

	OVG 
	Oberverwaltungsgericht

	PB
	Persönliches Budget

	PflegeVG
	Pflege-Versicherungsgesetz (siehe jetzt SGB XI)

	RBS 
	Regelbedarfsstufe/n

	RBSFV 
	Regelbedarfsstufen-Fortschreibungsverordnung

	RdNr.
	Randnummer

	RdS 
	Rundschreiben

	RegelsatzV
	Regelsatzverordnung

	Reha-Träger
	Rehabilitationsträger

	RGSW 
	Gesetz über Regelungen im Sozialwesen

	RPflG 
	Rechtspflegegesetz

	RS 
	Regelsatz/Regelsätze

	RVO
	Reichsversicherungsordnung

	SächsVBl. 
	Sächsische Verwaltungsblätter (Zeitschrift)

	SchKG 
	Schwangerschaftskonfliktgesetz

	SchwbAV
	Schwerbehindertenausgleichsabgabeverordnung

	SchwBerG 
	Schwangerenberatungsgesetz

	SG 
	Sozialgericht

	SGB 
(I, II, III, IV, V, VI, VII, VIII, IX, X, XI, XII)
	Sozialgesetzbuch
(Allgemeiner Teil = Erstes Buch; Grundsicherung für Arbeitsuchende = Zweites Buch; Arbeitsförderung = Drittes Buch; Gemeinsame Vorschriften für die Sozialversicherung = Viertes Buch; Gesetzliche Krankenversicherung = Fünftes Buch; Gesetzliche Rentenversicherung = Sechstes Buch; Gesetzliche Unfallversicherung = Siebtes Buch; Kinder- und Jugendhilfe = Achtes Buch; Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen = Neuntes Buch; Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz = Zehntes Buch; Soziale Pflegeversicherung = Elftes Buch; Sozialhilfe = Zwölftes Buch)

	SGG 
	Sozialgerichtsgesetz

	SH 
	Sozialhilfe

	SHR 
	Sozialhilferichtlinien

	SHTr 
	Sozialhilfeträger

	StAnz 
	Staatsanzeiger

	StGB 
	Strafgesetzbuch

	StMAS
	Bayerisches Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales

	StMBW 
	Bayerisches Staatsministerium für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

	StMI 
	Bayerisches Staatsministerium des Innern, für Bau und Verkehr

	StMUK 
	Bayerisches Staatsministerium für Unterricht und Kultus (siehe jetzt: StMBW)

	StVollzG 
	Strafvollzugsgesetz

	SüdL
	Unterhaltsrechtliche Leitlinien der Familiensenate in Süddeutschland

	t. A.
	tatsächlicher Aufenthalt

	ThürVBl. 
	Thüringer Verwaltungsblätter (Zeitschrift)

	tw.
	Teilweise

	TZ 
	Teilziffer (s. SHR-Anlagen)

	TzBfG
	Gesetz über Teilzeit und befristete Arbeitsverträge (Teilzeit- und Befristungsgesetz)

	Urt. 
	Urteil

	USG 
	Unterhaltssicherungsgesetz

	UA
	Unterausschuss des Fachausschusses für Soziales der bay. Bezirke

	UB
	Unterstütze Beschäftigung

	UV
	Unfallversicherung

	UVG 
	Unterhaltsvorschussgesetz

	V bzw. VO 
	Verordnung

	VA
	Verwaltungsakt

	VBIBW
	Verwaltungsblätter Baden-Württemberg (Zeitschrift)

	VG 
	Verwaltungsgericht

	VGH 
	Verwaltungsgerichtshof

	VwGO 
	Verwaltungsgerichtsordnung

	VwV 
	Verwaltungsvorschrift

	VwZVG 
	Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetz

	WE – 2021 BAGüS
	BAGüS-Werkstattempfehlungen 2021

	WfbM
	Werkstatt für behinderte Menschen

	WoGÜG 
	Wohngeldüberleitungsgesetz

	WoGG 
	Wohngeldgesetz

	WoGSoG 
	Wohngeldsondergesetz

	WVO
	Werkstättenverordnung

	ZBFS
	Zentrum Bayern Familie und Soziales

	ZfF 
	Zeitschrift für das Fürsorgewesen (Zeitschrift)

	ZFSH/SGB
	Sozialrecht in Deutschland und Europa

	ZPO 
	Zivilprozessordnung

	ZSpr 
	Zentrale Spruchstelle
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Ablaufschema § 14 SGB IX


30.04.2018, SHVOrg 2217 


Ablaufschema zu § 14 SGB IX - Leistender Rehabilitationsträger 
 


 
Antrag auf Teilhabeleistungen und/oder  andere Sozialleistungen 
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Keine Anwendung SGB IX Zuständigkeitsprüfung innerhalb von 2 Wochen 
nach Antragseingang 


insgesamt unzuständig teilweise unzuständig insgesamt zuständig 


unverzügliche Weiterleitung  


weiter mit Ablaufschema § 15 


keine Weiterleitung nach § 14 SGB IX 


Zuständigkeitsprüfung des 
zweitangegangenen Trägers 


Zw
ei


ta
ng


eg
an


ge
ne


r R
eh


a-
Tr


äg
er


 


insgesamt unzuständig teilweise unzuständig 


Einvernehmen des zuständigen 
Trägers 
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liegt vor liegt nicht vor 


Weiterleitung 


weitere Prüfung als leistender Reha-Träger 


Antrag erhält auch Leistungen anderer Reha-Träger? 


Ja Nein 


Gutachten nach § 17 SGB IX zur 
Bedarfsfeststellung nötig? 


Ja Nein 


Entscheidung in 
3 Wochen ab 


Antragsstellung 


1.) unverzügliche Beauftragung eines Sachverständigen (§ 17 Abs. 1 SGB IX) 
2.) Gutachten innerhalb 2 Wochen nach Anforderung (§ 17 Abs. 2 SGB IX) 
3.) Entscheidung in 2 Wochen nach Gutachteneingang (§ 15 Abs. 2 SGB IX) 


Abs. 1 Satz 2 


Abs. 3 Satz 1 
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Vollzugsvereinbarung


   


 
 
 
 
Vereinbarung zwischen dem Bayerischen Bezirketag, dem Bayerischen Land-
kreistag und dem Bayerischen Städtetag 
 
 


Der Bayerische Bezirketag, der Bayerische Landkreistag und der Bayerische Städ-
tetag haben zu folgenden Vollzugsfragen einheitliche Verfahrensweisen vereinbart: 
 


1. Leistungen an Personen mit mindestens Pflegegrad 1 außerhalb von statio-
nären Einrichtungen, die Hilfe zur Pflege, aber keine Eingliederungshilfe er-
halten: 


 
Bei Personen mit mindestens Pflegegrad 1 außerhalb von Einrichtungen sind die Be-
zirke für die Gewährung von Hilfe zur Pflege und für alle gleichzeitig zu erbringenden 
ambulanten Sozialhilfeleistungen nach dem Dritten, Vierten, Fünften, Achten und 
Neunten Kapitel zuständig, wenn die Hilfe zur Pflege als laufende Leistung zu gewäh-
ren ist, vgl. Art. 82 Nr. 4b und Nr. 5 AGSG (laufende Leistungen sind neben dem Ent-
lastungsbetrag auch Leistungen, die mindestens monatlich wiederkehrend erbracht 
werden, z.B. Inkontinenzartikel). Werden nur einmalige Leistungen der Hilfe zur Pflege 
benötigt, verbleibt die Zuständigkeit für die oben genannten gleichzeitig zu gewähren-
den anderen Leistungen beim örtlichen Sozialhilfeträger.  
 
Wechselt der Bedarf einer leistungsberechtigten Person zwischen laufenden und ein-
maligen Leistungen der Hilfe zur Pflege, würde bei jedem Wechsel auch die Zustän-
digkeit für die gleichzeitig zu erbringenden anderen ambulanten Sozialhilfeleistungen 
(insbesondere nach Kapitel 3 und 4 SGB XII) wechseln. Dies würde einen erheblichen 
bürokratischen Aufwand bei den beteiligten Sozialhilfeträgern und den Leistungsbe-
rechtigen zur Folge haben. 
 
Verfahren: 
 
Bei Personen mit mindestens Pflegegrad 1 außerhalb von Einrichtungen, die Hilfe zur 
Pflege, aber keine Eingliederungshilfe erhalten, werden auch alle anderen gleichzeitig 
erforderlichen Hilfen ab erstmaliger Gewährung von laufender Hilfe zur Pflege vom 
Bezirk erbracht. Diese Zuständigkeit für die Leistungserbringung bleibt bestehen, so-
lange die Anspruchsvoraussetzungen für Leistungen der Hilfe zur Pflege vorliegen. 
 
Soweit für einzelne Leistungen nach dem AGSG die Zuständigkeit des örtlichen Trä-
gers gegeben ist, erstattet dieser dem Bezirk die aufgewendeten Kosten. Ausgenom-
men sind die Aufwendungen für die Leistungen der Grundsicherung, die vom Bund 
erstattet werden. 
 
Art. 86 Abs. 2 Satz 1, 1. Halbsatz und Satz 2 AGSG gilt entsprechend.  
 
2. Leistungen bei gemischten Bedarfsgemeinschaften 
 
Erhält ein Mitglied einer Bedarfsgemeinschaft laufende Leistungen der Eingliede-
rungshilfe und/oder der Hilfe zur Pflege, so ist der Bezirk für alle anderen gleichzeitig 







2 
 


zu gewährenden Leistungen an diese Person zuständig. Soweit weitere Personen der 
Bedarfsgemeinschaft Leistungen nach dem 3. und/oder 4. Kapitel SGB XII vom örtli-
chen Träger der Sozialhilfe erhalten, ist eine Verständigung der beteiligten Sozialhilfe-
träger über den Umfang der Bedarfe erforderlich, die auf die Personen der Bedarfsge-
meinschaft aufzuteilen sind. Dies gilt z.B. für die Höhe der Miete, die Kosten von 
Schönheitsreparaturen und die Heizkosten usw.  
 
Verfahren: 
 
Der örtliche Träger der Sozialhilfe ermittelt die Höhe der Bedarfe nach dem 3. und/oder 
4. Kapitel SGB XII, die auf die Personen der Bedarfsgemeinschaft aufzuteilen sind, 
stellt diese fest und teilt sie dem Bezirk mit. Der Bezirk legt diese Feststellungen un-
verändert seiner Entscheidung über die Leistungsgewährung zugrunde. 
 
Der örtliche Träger der Sozialhilfe und der Bezirk erlassen die Bescheide für die Per-
son(en) der Bedarfsgemeinschaft, für die sie zuständig sind. Änderungen während des 
Bewilligungszeitraums sind gegenseitig mitzuteilen. 
 
Gehören der Bedarfsgemeinschaft eine oder mehrere Personen nach Nummer 1 an, 
gelten die Regelungen der Nummer 1 für diese Personen entsprechend. 
  
3. Örtlicher Träger der Sozialhilfe als zweitangegangener Träger, wenn Einglie-


derungshilfe nach SGB XII zu gewähren ist 
 
Erhält ein örtlicher Träger der Sozialhilfe einen fristgerecht an ihn weitergeleiteten An-
trag auf Eingliederungshilfe nach SGB XII als zweitangegangener Träger i. S. d. § 14 
SGB IX, so ist er berechtigt, diesen per Fax bis spätestens am übernächsten Arbeits-
tag nach Antragseingang unter Beachtung der Voraussetzungen des § 14 Abs. 3 SGB 
IX an den sachlich und örtlich zuständigen Bezirk weiterzuleiten. Die Bezirke erklären 
hierzu ihr Einvernehmen gemäß § 14 Abs. 3 SGB IX. 
 
4. Leistungserbringung des örtlichen Trägers der Sozialhilfe bis zur Entschei-


dung und Einweisung von Leistungen des überörtlichen Trägers der Sozial-
hilfe 


 
Die Bezirke sind nach Art. 82 Nr. 4b AGSG für Leistungen nach dem Fünften, Achten 
und Neunten Kapitel SGB XII sachlich zuständig, sofern zugleich laufende Leistungen 
auch der Hilfe zur Pflege bezogen werden. Zudem sind die Bezirke gem. Art. 82 Nr. 
5a AGSG für die Leistungen des Dritten und Vierten Kapitels SGB XII sachlich zustän-
dig, sofern zugleich laufende Leistungen auch der Hilfe zur Pflege bezogen werden. 
Hier stellt sich die Problematik, wie zwischen örtlichem und überörtlichem Träger ver-
fahren werden soll, wenn ein Leistungsberechtigter bereits vom örtlichen Träger Leis-
tungen – sei es z. B. Haushaltshilfe nach § 70 SGB XII oder Grundsicherung im Alter 
und bei Erwerbsminderung oder etwa als Alleinstehender mit nur befristeter Voller-
werbsminderung Hilfe zum Lebensunterhalt bezieht – und dann Hilfe zur Pflege bean-
tragt. Zum Zeitpunkt dieser Antragstellung wird die Zuständigkeit des Bezirks für die 
(bisher) vom örtlichen Träger gezahlten Leistungen noch nicht begründet, da es (noch) 
an einem laufenden „Bezug“ von Leistungen der Eingliederungshilfe, Blindenhilfe oder 
Hilfe zur Pflege mangelt. Vielmehr lässt sich die Zuständigkeit des überörtlichen Trä-
gers erst im Nachhinein und rückwirkend auf die Antragstellung bejahen, wenn die 
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vom Bezirk eingeholten Stellungnahmen Dritter (z. B. MDK, Gutachten etc.) die Leis-
tungspflicht des Bezirks auslösen. Hier bedarf es einer Verständigung zwischen 
überörtlichem und örtlichem Träger zur Vermeidung von Doppelzahlungen an den 
Leistungsberechtigten oder zur Erstattung von Leistungen, die der örtliche Träger er-
bracht hat oder hat erbringen müssen, weil er – gerade bei existenzsichernden Leis-
tungen – bis zur (positiven) Entscheidung des überörtlichen Trägers nicht zuwarten 
konnte, zumal der örtliche Träger ja auch zuständig bleiben kann, wenn es eben nicht 
zum „Leistungsbezug“ durch den Bezirk kommt. 
  
Verfahren: 
 
a) Wird beim örtlichen Träger ein Antrag auf solche Leistungsarten gestellt, die die 
originäre Zuständigkeit des Bezirks begründen (z. B. laufende Leistungen der Hilfe zur 
Pflege), gleichzeitig aber auch die originäre Zuständigkeit des örtlichen Trägers aus-
lösen (z. B. Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung/Hilfe zum Lebensun-
terhalt), informiert der örtliche Träger den überörtlichen Träger darüber, ob und ggf. in 
welchem Umfang er Leistungen im Rahmen seiner Zuständigkeit erbringt. Der überört-
liche Träger informiert über das Ergebnis seiner Prüfung und der zu treffenden Ent-
scheidung den örtlichen Träger. Führt die positive Bewilligung durch den Bezirk und 
der dann auf den Zeitpunkt der Antragstellung rückwirkende „Bezug“ laufender Leis-
tungen auch zur Zuständigkeitsverlagerung der Leistungen des örtlichen Trägers auf 
den überörtlichen, findet eine Abstimmung zwischen den beteiligten Sozialhilfeträgern 
dahingehend statt, ab wann der örtliche Träger seine Zahlungen einstellt und der Be-
zirk seine Leistungen unmittelbar an den Leistungsberechtigten erbringt. Für die Zeit, 
in welcher der örtliche Träger bis zur positiven Entscheidung des Bezirks bereits Leis-
tungen zeitlich kongruent erbracht hat, erstattet der Bezirk dem örtlichen Träger seine 
Aufwendungen. Ausgenommen davon sind die Aufwendungen für Leistungen der 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung, die vom Bund erstattet werden 
(Leistungsbeginn Bezirk dann ab dem Monat, zu dem der örtliche Träger die Grundsi-
cherung im Alter und bei Erwerbsminderung eingestellt hat). Ändert sich die Zustän-
digkeit nicht zum Ersten eines Monats, erstattet der überörtliche Träger Leistungen der 
HLU erst ab dem Folgemonat dem örtlichen Sozialhilfeträger. 
 
b) Wird beim überörtlichen Träger ein Antrag auf solche Leistungsarten gestellt, die 
die originäre Zuständigkeit des Bezirks begründen (z. B. laufende Leistungen der Hilfe 
zur Pflege) und ist dabei ersichtlich, dass der örtliche Träger bereits Leistungen (z. B. 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung/Hilfe zum Lebensunterhalt) er-
bringt, zeigt der Bezirk die Antragstellung dem örtlichen Träger zunächst an und infor-
miert den örtlichen Träger über das Ergebnis der Prüfung. Führt die positive Bewilli-
gung durch den Bezirk und der dann auf den Zeitpunkt der Antragstellung zurückwir-
kende „Bezug“ laufender Leistungen zur Zuständigkeitsverlagerung von Leistungen 
des örtlichen Trägers auf den überörtlichen, findet eine Abstimmung zwischen den be-
teiligten Sozialhilfeträgern dahingehend statt, ab wann der örtliche Träger seine Zah-
lungen einstellt und der Bezirk seine Leistungen unmittelbar an den Leistungsberech-
tigten erbringt. Für die Zeit, in welcher der örtliche Träger bis zur positiven Entschei-
dung des Bezirks bereits Leistungen zeitlich kongruent erbracht hat, erstattet der Be-
zirk dem örtlichen Träger seine Aufwendungen. Ausgenommen davon sind die Auf-
wendungen für Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung, 
die vom Bund erstattet werden (Leistungsbeginn Bezirk dann ab dem Monat, zu dem 
der örtliche Träger die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung eingestellt 
hat). Ändert sich die Zuständigkeit nicht zum Ersten eines Monats, erstattet der 
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überörtliche Träger Leistungen der HLU erst ab dem Folgemonat dem örtlichen Sozi-
alhilfeträger. 
 
5. Beitritt zur Vereinbarung 
 
Die Bezirke, Landkreise und kreisfreien Städte erklären gegenüber ihrem jeweiligen 
Spitzenverband ihren Beitritt zu dieser Vereinbarung. Die Spitzenverbände geben ih-
ren Mitgliedern die Beitritte bekannt. Die Beigetretenen haben ein Kündigungsrecht mit 
drei Monaten Frist zum Ende eines Kalenderjahrs durch Erklärung gegenüber ihrem 
Spitzenverband. Über die Änderungen durch Kündigungen und Beitritte informieren 
die Spitzenverbände. 
 
6. Evaluation 
 
Die Spitzenverbände evaluieren diese Vereinbarung nach zwölf Monaten Laufzeit. 
 
7. Inkrafttreten 
 
Die Vereinbarung tritt am 1. Januar 2019 in Kraft. 
 
 
 
 
München, den 8. November 2018 
 
 
 
 
 
 
 
Dr. Johann Keller 
 
Geschäftsführendes  
Präsidialmitglied 
Bayerischer Landkreistag 


 
 
 
 
 
 
Bernd Buckenhofer 
 
Geschäftsführendes  
Vorstandsmitglied 
Bayerischer Städtetag 


 
 
 
 
 
 
Stefanie Krüger 
 
Geschäftsführendes  
Präsidialmitglied 
Bayerischer Bezirketag 
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Die Festsetzung von Beiträgen als neue Form des Einsatzes von 
Einkommen und der Einsatz von Vermögen im Eingliederungs­
hilferecht nach Teil 2 SGB IX ab dem 1.1.2020 - Ein „Beitrag 
zu den Beiträgen" nach dem Bundesteilhabege~etz ..;.. Teil 1 -


Von Stefan Gerlach (Amt Probstei in Schönberg/Holstein) 


1 Einleitung 
Zum 1. 1. 2020 werden die Beschäftigten in den Trans­


ferleistungsbehörden erneut eine Zeitenwende erleben . 
Denn mit Ablauf des 31 . 12. 2019 wird das SGB XII seines 
Sechsten Kap itels verlustig werden. Die bis dato dort ge­
regelte Eingliederungshilfe für behinderte Menschen 
wird dann in den Teil 2 des SGB IX überführt werden. Die­
se Nemegel11cig wird z11 filodameotaleo Veräodewogeo 
im Recht der Rehabilitation führen . 


Durch die Herausnahme der Eingliederungshilfe aus 
dem Regime des SGB XII werden sich unter anderem die 
Regelungen zum Einsatz des verfügbaren Einkommens 
und Vermögens wesentlich verändern. Die neuen Be­
rechnungsmodalitäten werden dann nur noch wenige 
Gemeinsamkeiten mit dem tradierten Sozialhilferecht 
aufweisen . -


Dieser Artikel will .den Versuch unternehmen, die ab 
dem 1. 1. 2020 geltenden Regelungen zum 


- Einsatz des Einkommens in Form der Festsetzung von 
Beiträgen (vgl. Nr. VI bis IX) 


- Einsatz des Vermögens (vgl. Nr. X bis XI) sowie 


- Übergang von Ansprüchen (vgl . Nr. XII) 


im Kapitel 9 Teil 2 SGB IX(§§ 135 bis 142 SGB IX) mög­
lichst praxisnah zu erläutern. Da insbesondere die Be­
rechnung und Festsetzung von Beiträgen aus dem Ein­
kommen kaum noch Ähnlichkeiten mit dem Einsatz des 
Einkommens nach dem Ersten und zweiten Abschnitt des 
Elften Kapitels SGB XII aufweist, muss auch dieses Seg­
ment der neuen beruflichen Praxis als Herausforderung 
begriffen werden, das die Bereitstellung von Ressourcen 
(mindestens) in Form von Personal, Schulungen und 
funkt ionierenden Softwarelösungen durch die Träger der 
Eingliederungshilfe unumgänglich macht. Da die Uhr ge­
wissermaßen unerbittlich tickt, soll dieser „Beitrag zu 
den Beiträgen" auch einen Weckruf darstellen, um sich 
nunmehr intensiv mit der neuen Materie zu beschäfti­
gen, die - und das ist neu - zumindest brauchbare 
Kenntnisse auch im Steuerrecht erfordert. 


Hierzu soll die neue Rechtslage dargestellt werden, in­
dem insbesondere den Motiven des Gesetzgebers nach­
gegangen w ird, mit denen er die Neuregelungen begrün­
det. So soll der Versuch unternommen werden, die Fest­
setzung von Be iträgen und den Ei nsatz des Vermögens im 
Ra hmen des neuen Eingliederungsh ilferecht s rechtskon­
fo rm und möglichst praxisnah darzustellen. Dabei erfolgt 
auch ein Vergleich mi t dem bisher igen Recht . 


II Gründe für die Neuregelung 
Am 26. 3. 2009 ist das Übereinkommen der Vereinten 


Nationen über die Rec hte von Menschen mit Behinde­
rungen (UN-Behinderte nrechtskonvention - UN-BRK1


) in 
De utsch land in Kraft get ret en 2


• Die UN-BRK ist se ither 
geltendes Recht und eine wichtige Leitlinie für die Be-


hindertenpolitik in Deutschland. Bund, Länder und Ge­
meinden sowie die Sozialversicherung und andere Insti­
tutionen arbeiten ständig an der Weiterentwicklung der 
gleichberechtigten Teilhabe von Menschen mit Behinde­
rungen. Mit der Ratifikation der UN-BRK hat sich die 
Bundesrepublik Deutschland dazu bekannt, das deutsche 
Recht grundsätzlich in · Übereinstimmung mit diesem 
Menschen rechtsü bereinkom men weiterzuentwickeln. 
Der Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behin­
derungen bei den Vereinten Nationen hat der Bundesre­
publik Deutschland in seinen „Abschließenden Bemer­
kungen über den ersten Staatenbericht Deutschlands" 
vom 13 . 5. 2015 eine Vielzahl von Handlungsempfehlun­
gen zur weiteren Umsetzung der UN-BRK gegeben. 


So soll die Bundesrepublik Deutschland unter ande-
r~m __ _ 
- die gesetzliche Definition von Behinderung mit den 


allgemeinen Grundsätzen und Bestimmungen der UN­
. BRK in Einklang bringen, 


- ausreichende Finanzmittel verfügbar machen, um die 
Deinstitutionalisierung und selbstbestimmtes Leben 
von Menschen mit Behinderungen zu fördern, 


- die Voraussetzungen für einen inklusiven Arbeits­
markt schaffen, 


- eine Prüfung des Umfangs vornehmen, in dem 
Menschen mit Behinderungen ihr persönliches Ein­
kommen verwenden, um ihre · Bedarfe zu decken 
und selbstbest immt zu leben und 


- Menschen mit Behinderungen soziale Dienstleistun­
gen zur Verfügung stellen, die ihnen Inklusion, Selbst­
bestimmung und die Entscheidung, in der Gemein­
schaft zu leben, ermöglichen . 


Hinsichtlich der Weiterentwicklung der Eingliede­
rungshilfe haben Bund und Länder bereits im Vermitt­
lungsverfahren zum SGB XII im Jahr 2003 die Verein­
barung getroffen, die Empfängerzahlen und Kosten in 
der Eingliederungshilfe, die seit Jahren signifikant stei­
gen, gemeinsam aufzuarbeiten und Lösungen zu entwi­
ckeln. Die 84 . Arbeits- und Sozialministerkonferenz 
(ASMK) hat am 15./16. 11. 2007 die Bundesregierung auf­
gefordert, ,,einen Gesetzentwurf zur Weiterentwicklung 
der Eingliederungshi lfe zu erarbeiten und eine Beteili­
gung des Bundes an den Kosten der Eingliederungshilfe 
zu prüfen". Bis zur 91 . ASMK wurde die Bundesregierung 
jährlich einstimmig aufgefordert , die „Eingliederungshil­
fe f ür Menschen mit Behinderungen zu einem modernen 
Teilhaberecht weite rzuen t wickeln". Zu letzt hat die 
92. ASMK am 18./19. 11. 2015 das Vorhaben der Bundes­
regierung begrüßt, die Grundlagen der Eingliederungs­
hilfe für Menschen mit Beh inderungen durch ein neues 
Bundesteilhabegesetz zu reformieren . 


Rat ifizierung durch Gese tz vom 21.1 2.2008 (BGB!. II S. 141 9). 
2 Bekanntmachung über das Inkraft treten vom 5. 6. 2009 (BGBI. II S. 812) . 
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Die Koalitionsparteien CDU, CSU und SPD haben sich und -gestaltung sollen unter Berücksichtigung des So-
im Koalit ionsvertrag für die 18. Legislaturper iode darauf zialraumes bei den Leistungen zur sozialen Tei lhabe 
verständigt, die Integration von Menschen mit Behinde- gestärkt werden. 
rungen in den allgemeinen Arbeitsmarkt zu begleiten und - Die Le istungen zur Teilhabe an Bildung sollen insbe-
so die Beschäftigungssituation nachhaltig zu verbessern. sondere im Hinblick auf studierende Menschen mit Be-
Der Übergang zwischen Werkstätten für Menschen mit hinderungen verbessert werden . 


Behinderungen und dem er5ten Arbeitsmarkt soll erleich- - Die Zusammenarbeit der unter dem Dach der Bundes-
tert , Rückkehrrechte sollen garantiert und die Erfahrun- b 't . h ft f " R h b ' I' • b f' dl' h . .. . " . b d ar e, sgeme,nsc a ur e a 1 1tat1on e in 1c en 
gen m,t dem „Budget fur Arbeit ein ezogen wer en. R h b'l ' t t· t •· d d ' T d R h b' e a ·' , a ,ons rager un ,e ransparenz es e a ,-


Die Leistungen für Menschen, ,,die aufgrund einer we- ---- ------ litationsgeschehens sollen verbessert werden :-- 0
------


sentlichen Beh inderung nur eingeschränkte Möglichkei- GI . h •r 11 d ' St f'h' k ·t d E' I' d 
ten der Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft haben, - e,c z_e, ,g so ,e euerungs a ,g ~1 er ing ,e e-


11 d b
. h . F" t , h rungsh!lfe verbessert werden, um keine neue Ausga-


so en aus em ,s engen , ursorgesys em erausge- b d 'k h I d d · · b d r· h d d' E' 
1
• d h'lf • d en ynam, entste en zu assen un en ins eson e-


u_ rt un ,e ,~g ,e er~ngs I e zu eine_m m_o ernen re demographisch bed ingten Ausgabenanstieg in der 
Te,lhaberecht we1terentw1ckelt werden. Die Leistungen E' 


1
• d h'lf b · .. 1· h d f · · d ing ,e erungs , e zu remsen. 


sollen sich am person ,c en Be ar orientieren un ent- . .. . 
sprechend eines bundeseinheitlichen Verfahrens pepo- - Im S~B II und im SGB VI sollen pravent,ve Maßna~men 
nenbezogen ermittelt werden. Leistungen sollen nicht ergnff~_n _und_ neue Wege erprob_t werden, um die ~r-


------ +,släH°, ~,ga~ei"-1 +iin~sCTtt'Fit++uT+ti(}ft5-zcntriert, sondern personenzentriert werbsfah1gke1t von Mensche~. m,t (?roh~nd~n) ~eh,_n-
bereitgestellt werden." Dabei soll die Einführung eines derungen_zu erhalten _und so Ubergange in die E1ngl1e-
Bundesteilhabegeldes geprüft werden. Die Neuorganisa- derungshilfe zu reduzie ren. 
tion der Ausgestaltung der Teilhabe von Menschen mit - Im Schwerbehindertenrecht soll das ehrenamtliche 
Behinderungen soll so geregelt werden, dass keine neue Engagement der Schwerbehindertenvertretungen ge-
Ausgabendynamik entsteht. Bezüglich der im Koalitions- stärkt, .sollen Mitwirkungsmöglichkeiten von Men-
vertrag zudem zugesagten Entlastung der Kommunen um sehen mit Behinderungen in Werkstätten für behin-
5 Milliarden€ jährlich ab 2018 haben sich Bund und Län- · derte Menschen verbessert und sollen die besonders 
der am 16. 6. 2016 darauf verständigt, dass zur Umset- schweren Beeinträchtigungen von taubblinden Men- ___ _ 
zung der Entlastung der Umsatzsteueranteil der Gemein- sehen berücksichtigt werden·3 • 


den, die Bundesbeteiligung an den Kosten der Unter­
kunft sowie der Umsatzsteueranteil der Länder erhöht 
werden sollen. 


Mögliche Inhalte eines Bundesteilhabegesetzes wur­
den in einem breit angelegten Beteiligungsprozess vorab 
mit den Verbänden und Institutionen erörtert . Zu diesem 
Zweck hat die Bundesministerin für Arbeit und Soziales 
die hochrangige „Arbeitsgruppe Bundesteilhabegesetz" 
eingesetzt. Nach dem Grundsatz der Selbstvertretung 
der Menschen mit Behinderungen „N ichts über uns ohne 
uns", der auch Eingang in den Koalitionsvertrag für die 
18 . Legislaturper iode gefunden hat, stellten die Men­
schen mit Behinderungen und ihre Verbände die größte 
Anzahl an Mitgliedern in der Arbe itsgruppe. Die Arbeits­
gruppe hat von Juli 2014 bis April 2015 in insgesamt neun 
Sitzungen die möglichen Reformthemen und -ziele eines 
Bundesteilhabegesetzes besprochen und die Kernpunkte 
der Reform erörtert und abgewogen. 


Folgende Zie le sollen im lichte der UN-BRK mit dem 
Gesetz verwirklicht werden: 


- Dem neuen gesellschaftlichen Verständnis einer inklu­
siven Gesellschaft soll durch einen neu gefassten Be­
hinderungsbegriff Rechnung getragen werden. 


- Leistungen sollen wie aus einer Hand erbracht und 
zeitintensive Zuständigke itskonflikte der Träger un­
tereinander sowie Doppelbegutachtungen zulasten 
der Menschen mit Behinderungen vermieden we rden. 


- Die Position der Menschen mit Behinderungen im Ver­
hältnis zu den Rehabi l itationsträgern und den Le is­
tu ngserbringern soll durch eine ergänzende unabhän­
gige Teilhabeberatung gestärkt werden. 


- Die Anreize zur Aufnahme einer Tätigkei t auf dem all­
gemeinen Arbeitsmarkt sollen auf persö nlicher und in­
stitut ionelle r Ebene verbessert werden. 


- Die Mögl ichke iten einer individuellen und den per­
sönlichen Wünschen entsprechenden Lebenspl anung 
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III Die neue Recht slage 
Zur Lösung der unter der Nr. II dargestellten Probleme 


und Ziele wurde der Entwurf eines Gesetzes zur Stä rkung 
der Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen mit 
Behinderungen (Bundesteilhabegesetz - BTHG) vorge­
legt4. 


111.1 W esentlicher Regelungsgehalt des BTHG 


Mit diesem Gesetzentwurf wurden Empfehlungen aus · 
den „Abschließenden Bemerkungen über den ersten 
Staatenbericht Deutschlands" aufgegriffen und die Be­
hindertenpolitik in Deutschland im Einklang mit der UN­
BRK weiterentwickelt . Gleichzeitig werden Vorgaben des 
Koalitionsvertrages für die 18 . Legislaturperiode auch im 
lichte der Diskussionen in der Arbeitsgruppe Bundesteil­
habegesetz umgesetzt, die u . a. vorsehen, die Lebenssi­
tuation von Menschen mit Behinderungen im Sinne von 
mehr Teilhabe und mehr Selbstbestimmung zu verbessern 
und die Eingliederungshilfe zu einem modernen Teilhabe­
recht weiterzuentwickeln. Darüber hinaus wird mit die­
sem Gesetz das Schwerbehindertenrecht weiterentwi­
ckelt . 


Schwe rpunkt des Gesetzes ist die Neufassung des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch (SGB IX) - Rehabilita­
tiön und Teilhabe behinderter Menschen -. Das SGB IX 
hat künftig die folgende Struktur: 


- In Teil 1 ist das für alle Rehabilitationsträger geltende 
Reha bilitations- und Teilhaberecht zusammengefasst . 
Dieses allgemeine Recht wird durch zum Teil abwei­
chungsfest ausgestaltete Regelungen im Sinne von Ar­
tikel 84 Abs . 1 Satz 5 des Grundgesetzes innerhalb des 
SGB IX gestärkt. 


BTD rs . 18/9522 , S. 1 ff. 
4 BTDrs . 18/9522. 
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_ In Teil 2 wird die aus dem SGB XII herausgelöste und die weit überwiegende Zahl der Betroffenen künftig 
reformierte Eingliederungshilfe als „Besondere Leis- deutlich mehr von ihren Einkünften behalten als nach 
tungen zur selbstbestimmten Lebensführung für Men- dem derzeit geltenden Recht. Ziel des Beitragsmodells 
sehen mit Behinderungen" geregelt. Das SGB IX wird ist es auch, größere Anreize zur Aufnahme einer Er-
insoweit zu einem Leistungsgesetz aufgewertet. werbstätigkeit zu schaffen. Die Verbesserungen bei 


h de.r Einkommensanrechnung werden flankiert durch - In Teil 3 steht künftig das weiterentwickelte Sc wer-
behindertenrecht, das derzeit im SGB IX Teil 2 geregelt eine gegenüber der ersten Stufe weitere Anhebung des 


Vermögensfreibetrages. Personen, die erwerbstätig 
iS


t
. sind und Leistungen der Hilfe zur Pflege oder die aus-


Das künftig im SGB IX Teil 2 geregelte Recht der Ein- __ schl.Le.ßU.ch .Leistungen .. der Hilfe zur Pflege erhalten, - - --- -
- -- ---gliecJerungshilfe wird kc5risequent personenzentriert aus- profitieren dauerhaft von den in der ersten Stufe um-


gerichtet. Die notwendige Unterstützung erwachs~ner gesetzten Verbesserungen bei der Anrechnung von 
Menschen mit Behinderungen wird nicht mehr an einer Einkommen und Heranziehung von Vermögen. Das 


· bestimmten Wohnform, sondern unter ganzheitlicher Einkommen und Vermögen des Partners -des Leistungs-
Perspektive am notwendigen individuellen Bedarf ~usg~- berechtigten bleibt - auch im Sinne von Artikel 23 
richtet sein. Die mit dem SGB XII begonnenen Schritteei- UN-BRK- anrechnungsfrei. Das Beitragsverfahren gilt 
ner Trennung von Fachleistung und von Leistungen zum ebenso für die Leistungen der Eingliederungshilfe nach 
Lebensunterhalt werden zum Abschluss gebracht. Die dem BVG. Um der besonderen Lage der Beschädigten, 


- ----~E;;i~n~g~I i e;;d~e~r;u;n;,g;s h')(i~I f;e
1
k
1


o~npz~ePinc-t rFTi eirr
10
trpsni c]hmknü Tin fPlt~i g~a:uunf tid§'ri eTriaeini-t __ ~i~b~re~r~E;a~m~i~I i~ en


7
a~n:'.ge~b I i ebenen im 


nen Fachleistungen. Die Leistungen zum Lebensunterhalt Recht der sozialen Entschädigung angemessen Rech-
einschließlich Wohnen sollen wie bei Menschen ohne Be- nung zu tragen, werden zudem die Absetzbeträge an-
hinderungen nach dem Dritten oder Vierten Kapitel des gehoben. Die Beschäftigten in Werkstätten für behin-
SGB XII bzw. nach dem SGB II erbracht werden. Die Glie- derte Menschen sollen dadurch bessergestellt werden, 
derung nach ambulanten, teilstationären und vollstatio- dass ein geringerer Teil ihres Arbeitsentgelts auf die 
nären Leistungen wird deshalb für erwachsene Men- Grundsicherungsleistungen nach dem Vierten Kapitel 
sehen mit Behinderungen aufgegeben. Bestehende Be- SGB XII angerechnet wird 5 • 


treuungsmöglichkeiten in Wohnformen, wo Menschen 
mit Behinderungen zusammenleben, werden erhalten. ·111.i -Abfauf der parlamentarischen Beratung6 
Unter Berücksichtigung des Wunsch- und Wahlrechts Zum Gesetzentwurf der Bundesregierung7 nahm der 
wird auch künftig jeder erwachsene Mensch mit Behin- Bundesrat Stellung, was zur Gegenäußerung der Bundes-
derungen entsprechend seinen individuellen Bedarfen regierung führte8. Der Gesetzentwurf der Bundesregie-
wohnen und sein Leben gestalten können . Für mi nder- rung9 wurde letztlich in der Fassung der Beschlussemp-
jährige Menschen mit Behinderung wir? durch S?n?erre- fehlung des Ausschusses für Arbeit und Soziales 10 am 
gelungen das geltende Recht weitergefuhrt,_da die im Zu- 1. 12. 2016 vom Deutschen Bundestag beschlossen 11 • Der 
sammenhang mit der Trennung von Fachlei st u~gen und Bundesrat stimmte dem Gesetz am 16 . 12.2016 zu 12 , was 
Leistungen zum Lebensunterhalt verbundenen Anderun- unter dem 23. 12. 2016 zu seiner Ausfertigung und am 
gen im Vierten Kapitel des SGB XII verortet wer_den und 29 . 12. 2016 zu seiner Verkündung im Bundesgesetzblatt 
diese Regelungen nicht für Kinder und jugendliche gel- führte. 
ten. Die Diskussion zur Reform des SGB VIII bleibt davon 


unberührt. 111.3 BTHG als Grundlage des Eingliederungshilfe= 
Die Regelungen über die Anrechnung von Einkommen rechts und Änderungen 


und die Heranziehung von Vermögen bei der Erbringung Die für das Eingliederungshilferecht maßgeblichen Än-
von Leistungen der Eingliederungshilfe werden stufen- derungen finden sich nach der parlamentarischen Bera-
weise im Sinne der Betroffenen verbessert : tung in folgenden Gesetzesvorhaben: 


In einer ersten Stufe, die als Übergangsregelung be- a) Gesetz zur Stärkung der Teilhabe und Selbstbestim-
reits zum 1. 1. 2017 in Kraft getreten ist, profitieren mung von Menschen mit Behinderungen vom 
Bezieher von Leistungen der Eingliederungshilfe von 23 . 12. 201613 (Bundesteilhabegesetz - BTHG), mit dem 
Verbesserungen bei der Anrechnung von eigenem Er- das gesamte Recht der Rehabilitation völlig neu ge-
werbseinkommen und von einem gegenüber dem gel- ordnet wurde. Durch den Teil 2 des Artikels 1 wurden 
tenden Recht deutlich erhöhten Vermögensfreibetrag, die bisherigen Leistungen der Eingliederungshilfe für 
mit dem sie eine angemessene Lebensführung und eine behinderte Menschen nach dem Sechsten Kapitel 
angemessene Alterssicherung sicherstellen können. SGB XII in ein neues Eingliederungshilferecht nach 
Personen, die erwerbstätig sind und Le istungen der Maßgabe der §§ 90 bis 150 SGB IX überführt, das 
Hilfe zur Pflege erhalten, profitieren ebenfalls von nach Artikel 26 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 BTHG mit Wirkung 
Verbesserungen bei der Anrechnung vo~. Einkommen zum 1. 1. 2020 in Kraft treten wird (ausgenommen da-
und Heranziehung von Vermögen. Diese Ubergangsre- von sind das Kapitel 8 mit seinem Vertragsrecht, um 
gelungen gelten ebenso für die Leistungen der Hilfe d ie notwendigen Verträge zwischen Leistungserbrin-
zur Pflege und der Eingl iederungshilfe nach dem Bun-
desversorgungsgesetz (BVG) . 


In einer zweiten Stufe, die zum 1. 1. 2020 in Kraft 
tritt wird das derzeitige, dem Fürsorgegedanken 
verpflichtete Anrechmmgsverfahren durch ein 
Beitragsverfahren ersetzt. Oberhalb eines Freib_etra­
ges sollen die leistungsberechtigten Menschen mit Be­
hinderungen mit ihrem Einkommen zu den Aufwen­
dungen der Eingliederungshilfe beitragen. Dabei kann 


5 BTDrs. 18/9522, S. 3 ff. 
6 'vgl. auch Eintrag bei DIP unter http://dipbt.bundestag.de/dip21 . .web/bt 


(5 . 2. 2019) . 
7 BTDrs . 18/9522. 


BTDrs. 18/9954. 
BTDrs . 18/9522 . 


10 BTDrs. 18/10523. 
11 BT-Plenarprotokoll 18/206, S. 20509. 
12 BR-Plenarprotokoll 952, S. 513. 
13 BGBI. 1 S. 3234. 
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gern un_~ zuständigen Trägern der Eingliederungshilfe 
in der Ubergangszeit abschließen zu können, sowie 
§ 94 Abs. 1 SGB IX, der die Länder ermächtigt, vor 
dem Inkrafttreten der übrigen Regelungen die zustän­
digen Träger der Eingliederungshilfe zu bestimmen). 
Mit Artikel 13 Nr. 18 und 19 wurde das Sechste Kapi­
tel SGB XII gestrichen . Auch diese Änderung tritt ge­
mäß Artikel 26 Abs. 4 Satz 1 Nr. 4 BTHG zum 1. 1. 2020 
in Kraft. 


b) .Gesetz zur Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 
und anderer Vorschriften vom 17. 7. 2017 14


, das durch 
seinen Artikel 23 Nr. 4 lediglich redaktionelle Verse­
hen im § 138 Abs. 1 Nr. 5 SGB IX sowie in weiteren Ar­
tikeln des unter a) genannten Gesetzes, und zwar in 
dessen Artikeln 19, 25 und 26, beseitigte und im hier 
beleuchteten Zusammenhang keine nennenswerten 
Auswirkungen hat 15


• , 


Die Bundesregierung hat am 5.3.2019 den Referen­
e11twu1 f ei11es Gesetzes zur Ärrderar1g des Neunten 


und des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch und anderer 
Rechtsvorschriften 16 vorgelegt, das quasi als „Reparatur­
gesetz" anzusehen ist und mit dem die offensichtlichsten 
Fehler und Unklarheiten beseitigt werden sollen. Die mög­
l_!cherweise durch dieses Gesetzesvorhaben erfolgenden 
Anderungen werden im Verlauf des Artikels thematisiert. 


IV Gru.ndsatz der Erhebung von Beiträgen aus 
dem Einkommen(§ 92 SGB ~X und§ 136 SGB IX) 


Nach § 92 SGB IX ist zu den Leistungen der Eingliede­
rungshilfe nach Maßgabe des Kapitels 9 ein Beitrag auf­
zubringen. 


Die Leistungen der Eingliederungshilfe sehen neben 
der Nachrangregelung in § 91 SGB IX vor, dass im Rah­
men der finanziellen Leistungsfähigkeit auch der Leis­
tungsberechtigte einen eigenen Beitrag zu den steuerfi­
nanzierten Leistungen beizutragen hat. Die bisherigen 
sozialhilferechtlichen Regelungen zum Einkommens- und 


. Vermögenseinsatz werden jedoch durch ein neues Sys­
tem ersetzt. Nun wird die finanzielle Inanspruchnahme 
losgelöst von dem bisherigen fürsorgerechtlichen System 
geregelt. Anstelle des bisherigen Einsatzes des Einkom­
mens über der Einkommensgrenze ist nun ein Beitrag auf­
zubringen . Dieser Beitrag richtet sich nur nach der fi­
nanziellen Situation des Leistungsberechtigten . Das Nä-


. here dazu wird in Kapitel 9 des Teils 2 SGB IX(§§ 135 ff. 
SGB IX) geregelt 11


• Es befremdet ein wenig, dass der Ge-
. setzgeber einerseits argumentiert, die Eingliederungshil­
fe werde aus dem Fürsorgesystem der Sozialhilfe heraus­
geführt, andererseits seine Kompetenz zur Gesetzgebung 
aber aus Artikel 74 Abs. 1 Nr. 7 GG - also just jene~ öf­
fentlichen Fürsorge, welche die Eingliederungshilfe nicht 
mehr sein soll - ableitet18


• 


Kapitel 9 des Teils 2 SGB IX regelt ab dem l. 1. 2020 
den Einsatz von Einkommen und Vermögen im Rahmen 
des neuen Eingliederungshilferechts . 


Die Regelungen zum Einsatz von Einkommen und Ver­
mögen wurden dafür neu konzipiert . Es erfolgt ein 
grundlegender Systemwechsel mit einer ausgewogenen 
Berücksichtigung der Leistungsfähigkeit gerade von er­
werbstätigen Menschen mit Behinderungen . Die Neure­
gelung führt dazu, dass im Rahmen der finanziellen Mög­
lichkeiten insbesondere diejenigen Menschen mit Behin­
derungen, die bisher trotz nied ri ger Einkommen einen . 
Eigenanteil tragen mussten, stärker entlastetwerden. 
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Es wird nicht mehr ein Einsatz des Einkommens ver­
langt, das über einer individuell festzusetzenden Ein­
kommensgrenze liegt, sondern es wird ab einem be­
stimmten Einkommen, das oberhalb der bisherigen Ein­
kommensgrenze nach dem SGB XII liegt, ein Beitrag 
gefordert. Die Festsetzung dieser Beträge erfolgte unter 
Beachtung der bisherigen durchschnittlichen Einkom­
menssituation der Leistungsbezieher von Eingliederungs­
hilfe, ihres bisherigen Einkommenseinsatzes und einer 
au sghw.oge_ne n__ Erhöhung .der Hn ko m mensgre nze n u hter 
Berücksichtigung der Höhe der Mittel, die für eine Ver­
besserung der Situation von Menschen mit Behinderun­
gen zur Verfügung stehen . Die Situation der steuerlichen 
und abgaberechtlicheri Position des Leistungsbeziehers 
wurde ebenso berücksichtigt . Die für diese Einkommens­
situation maßgeblichen Bruttoeinkünfte wurden auf­
grund von Daten des Bundesministeri~ms für Finanzen 
erm ittelt. Die Einkommensgrenze, ab der eine Heranzie­
hung mit Beiträgen erfolgt, w1Jrde a11Ldie<;e Weise be­
stimmt. Die Anknüpfung an den Begriff der „Summe der 
Einkünfte" berücksichtigt die individuellen Werbungs­
kosten und Betriebsausgaben. Somitwird auch ein mit 
der Einkommenserzielung verbundener höherer Auf­
wand berücksichtigt. Zudem werden so die steuerlichen 
Vorteile für Menschen mit Behinderungen nicht wie bis­
her von der Einkommensregelung der Eingliederungshi!-


- fe_ aufge~ehrt . Mit der Regelung, dass der Beitrag sich 
nach dem Einkommen im Sinne des Einkomrnensteuerge­
setzes (EStG) richtet, wird die Inanspruchnahme von Ein­
kommen pauschaliert. Der geforderte Beitrag ist linear so 
gestaffelt, dass in durchschnittlichen Fällen im Vergleich 
zum bisherigen Recht eine deutliche Besserstellung er­
folgt . 


Durch die Ableitung der für die Bemessung des Bei­
trags ausschlaggebenden Beträge von der Sozialversiche­
rungsbezugsgröße unterliegen diese automatisch einer 
Dynamisierung(§ 136 Abs. 2 bis 4 SGB IX) 19


• 


Selbst ·der Gesetzgeber gesteht zu,dass von Verbesse­
rungen bei der Heranziehung von Einkommen aus Er­
werbstätigkeit relativ zur Gesamtzahl der Eingliede­
rungshilfebezieher nur ein kleiner Anteil profitieren 
w_ird. D~r mit ~bstand größte Anteil an Eingliederungs­
h1lfebez1ehern 1st entweder gar nicht erwerbstätig oder 
arbeitet in einer WfbM. Damit auch diese Menschen . 
künftig ein höheres Netto-Arbeitsentgelt erhalten, wird 
der Freibetrag in § 82 Abs. 3 Satz 2 SGB XII von 25 % des 
übersteigenden Betrages des Arbeitsentgeltes auf 50 % 
erhöht. Somit werden rund 26 € des Arbeitsentgeltes mo­
natlich weniger auf die Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung angerechnet und sich die Leistungen 
der Grundsicherung entsprechend erhöhen 20


• 


Für den überwiegenden Teil der Menschen, die bis zum 
31 . 12 . 2019 Eingl iederungshilfe nach dem Sechsten Ka­
pitel SGB XII bezogen haben werden, werden sich damit 
d_ie Verbesserungen beim Einkommens- und Vermögens­
einsatz darauf beschränken, dass sie vom Träger der 


14 BGBI.IS.2541. 
15 Bemerke nswert ist jedoch, dass die Änderung des§ 138 Abs. 1 Nr. 5 SGB IX nach 


Artikel 31 Abs. 3 am 1. 1. 2018 in Kraft treten soll, obwohl der betroffene Teil 2 
5GB IX selbst erst am 1.1.2020 in Kraft treten wi rd . 


16 https :/ /www. b m as .de/DE/Service/Gesetze/ sgb-ix-sgb-xi i-aend eru ngsgesetz . html 
(30.3.2019). 


17 BTDrs. 18/9522, S. 272. 
18 BTDrs. 18/9522, S. 203 . 
19 BTDrs . 18/9522, S. 301 f. 
20 BTDrs. 18/9522, S. 198. 
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Grundsicherung monatlich um 26 € erhöhte Leistungen 5. Leistungen zur schulischen oder hochschulischen Aus-
erhalten werden. Für Personen, denen bislang parallel bildung oder Weiterbildung für einen Beruf nach 
Grundsicherungs- und Eingliederungshilfeleistungen er- § 112 Abs. 1 Nr. 2 SGB IX, soweit diese Leistungen in 
bracht wurden, wird sich - monetär betrachtet - daher besonderen Ausbildungsstätten über Tag und Nacht 
nicht viel verändern. Viel interessanter wird die neue für Menschen mit Behinderungen erbracht werden, 


Rechtslage dagegen für Personen, die Eingliederungsleis- 6. Leistungen zum Erwerb und Erhalt praktischer Kennt-
tungen benötigen, sich im Vergleich jedoch in wesentlich nisse und Fähigkeiten nach§ 113 Abs. 2 Nr. 5 SGB IX, 
komfortableren wirtschaftlichen Verhältnissen befinden. soweit diese der Vorbereitung auf die Teilhabe am Ar-
Durch die Einführung des Systems der Beiträge im Zu- beitsleben nach § 111 Abs. 1 SGB IX dienen, 
sammenwirken mit wesentlich höheren Vermögensfrei-
grenzen dürfte -e-in-e--mäßge-blid1e ·Ausweitung des an- 7· LeiS t ungen nach §-11'3-Abs: -,SGB- IX; --die noc-h nicht 


eingeschulten leistungsberechtigten Personen die für 
spruchsberechtigten Personenkreises erfolgt sein. sie erreichbare Teilnahme am Leben 1n der Gemein-


Gleichwohl bleibt die bestehende Systematik, dass schaft ermöglichen sollen und 


Eingliederungshilfe nicht als Nachteilsausgleich unab- 8. gleichzeitiger Gewährung von Leistungen zum Lebens-
hängig von der finanziellen Situation der antragstellen- unterhalt nach dem SGB II oder SGB XII oder nach 
den Person erbracht wird, erhalten. Es ist weiterhin eige- § 


27 
a BVG. 


nes Einkommen und Vermögen einzusetzen. Vor diesem 
Hintergrund bleibt die Eingliederungshilfe auch inner- Die Vorschrift des § 135 Abs. 1 SGB IX überträgt im 


- -----+-h ..... a .... l b,,_d.es Regimes des SG B IX Te i I des Fürsorgerechts . +m--~W~e~s~e~n=tl~i c~b~e~•~i~•~b~a~lt.....,sgo-'l~e~i c=h~d-i~e~h~i=s h_e~r-'-l'ig~e~•~H~ilf~e~•._,__, ~d~i e~i •~----
Vergleich zum SGB XII beinhaltet das System der Beiträge § 92 Abs. 2 SGB XII genannt waren. Es erfolgt jedoch dne 
jedoch folgende wesentliche Elemente: . Anpassung an die neuen Leistungstatbestände der Ein­


g! iederu ngshi lfe. - Bemessung des Einkommens auf der Grundlage . der 
steuerrechtlich relevanten Einkünfte des Vorvorjah- Nr. 1 entspricht dem bisherigen § 92 · Abs. 2 Nr. 1 
res, SGB XII, Nr. 2 dem bisherigen § 92 Abs. 2 Nr. 5 SGB XII, 


- Festlegung von Einkommensgrenzen, die nach der Art ~~: ! ~:: ~\ss~~r)i~~~ §§ 
9
9~ ~;/2 ~~\ \ni/x~~BN;,"5 


der Einkünfte gestaffelt si nd und Partner- und Ki nder- greift die bisherige Regelung-des§ 92 Abs. 2 Nr. 4 SGB XII 
zuschläge beinhalten ~- - auf, wobei jedoch auf Grund der Personenzentrierung 


- fortwährende Dynamisierung der Einkommensgren- eine Anbindung an eine besondere Ausbildungsstätte mit 
zen durch prozentualen Anteil an der jährlich neu Internatsunterbringung für Menschen mit Behinderun-
festzusetzenden Bezugsgröße der Sozialversicherung, gen erfolgt. Nr. 6 entspricht dem bisherigen § 92 Abs. 2 


- Festlegung eines pauschalen Beitrags in Höhe von 2 % Nr. 8 SGB XII mit der Klarstellung, dass zu den Leistun-
des Einkommens oberhalb der Einkommensgrenze pro gen, die von Kostenbeiträgen freigestellt werden, auch 
Monat und jene Leistungen zum ·Erwerb und Erhalt praktischer 


- Entrichtung des Beitrags direkt an den Leistungser- Kenntnisse und Fähigkeiten zählen, die der Vorbereitung 
bringer (Nettoprinzip)21. auf die Teilhabe am Arbeitsleben in Form des Budgets für 


V Beitragsfreiheit und Beitragsreduzierungen 
(§ 138- SGB IX) 


Wie bisher auch bleiben bestimmte Maßnahmen im 
Rahmen des neuen Eingliederungshilferechts beitragsfrei 
bzw. es werden geringere Beiträge erhoben als es nach 
den allgemeinen Bestimmungen erforderlich wäre. In den 
in § 138 SGB IX gen~nnten Fällen wird eine Beitragsfrei­
heit bzw. eine Beitragsreduzierung festgeschrieben. Be­
vor also in die Berechnung und Festsetzung eines Bei­
trags nach den allgemeinen · Regeln eingestiegen wird, 
sollte zunächst geklärt werden, ob die jeweilige Leistung 
zu einer Beitragsfreiheit oder Reduzierung führt. Weite­
re Sonderregelungen zum Einsatz des Einkommens für 
Minderjährige befinden sich · in § 142 SGB IX (vgl. 
Nr. XIV). 


-V.1 Beitragsfreie Maßnahmen(§ 138 Abs. 1 SGB IX) 


Nach § 138 Abs. 1 SGB IX ist ein Beitrag nicht aufzu­
bringen be1 


1. heilpädagogischen Leistungen nach§ 113 Abs. 2 Nr. 3 
SGB IX, 


2. Leistungen zur medizinischen Rehabilitation nach 
§ 109 SGB IX, 


3. Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nach § 111 
Abs. 1 SGB IX, 


4. Leistungen zur Teilhabe an Bildung nach§ 112 Abs. 1 
Nr. 1 SGB IX, 


Arbeit dienen 22
, Nr. 7 dem bisherigen § 92 Abs. 2 Nr. 3 


SGB XII, wobei konkretisiert wird, dass es sich hierbei 
wie auch im geltenden Recht um Leistungen zur Sozialen 
Teilhabe handelt. Durch die Regelung in Abs. 1 Nr. 8 wird 
sichergestellt, dass die Aufbringung eines Beitrages nicht 
verlangt wird, wenn dadurch der notwendige Lebensun­
terhalt nach dem SGB II, SGB XII oder BVG gefährdet 
wäre 23


• 


§ 92 SGB XII wurde im Zuge der Herauslösung des 
Sechsten Kapitels aus dem SGB XII durch Artikel 13 
Nr. 29 BTHG voilständig neu gefasst. § 92 a SGB XII wur­
de durch Artikel 13 Nr. 30 BTHG aufgehoben. 


Mit der Neufassung des § 92 SGB XII werden die be­
stehenden Regelungen in §§ 92 und 92 a SGB XII zusam­
mengefasst und die redaktionellen Anpassungen vorge­
nommen, die infolge der Neuregelung der Eingliede­
rüngshilfe im SGB IX und der damit einhergehenden 
Trennung der Lebensunterhalts- und Fachleistungen er­
forderlich sind 24. 


§ 92 Abs. 2 SGB XII in der bis zum 31. 12 . 2019 gelten­
den Fassung hebt bislang aus sozialpolitischen Erwägun­
gen den Nach rang der Sozialhilfe für die darin genann­
ten Leistungen im Verhältnis zu den Personen der Ein­
satzgemeinschaft nach § 19 Abs. 3 SGB XII in weitem 


21 von Boettiche r in „Das neue Teilhaberecht", § 4 Rdnr. 154. 
22 BTDrs . 18/10523, S. 66 . 
23 BTDrs. 18/9522, S. 303; von Boetticher in „Das neue Teilhaberecht", § 4 Rdnr. 188. 
24 BTDrs. 18/9522, S. 345 . 
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Umfang auf, indem er die Heranziehung auf die Leistun- Beitrages nicht verlangt wird, wenn dadurch der not-
gen für den Lebensunterhalt und hier wiederum bei Be- wendige Lebensunterhalt nach dem 5GB II, 5GB XII oder 
treuung in Einrichtungen grundsätzlich auf die häusliche BVG gefährdet wäre. Demzufolge darf ein Beitrag nicht 
Ersparnis beschränkt; der Einsatz von Vermögen wird verlangt werden, wenn eine der folgenden Leistungen an 
ganz ausgeschlossen(§ 92 Abs . 2 Satz 2 SGB X!I). Schließt die antragstellende Person oder an eine Person, die zu ih-
die Erbringung von Leistungen der Eingliederungshilfe rer Einsatzgemeinschaft gehört, erbracht werden: 


nach § 92 Abs. 2 SGB XII die gleichzeitige Sicherstellung - Arbeitslosengeld II nach§ 19 Abs. 1 Satz 1 SGB II, 
des Lebensunterhalts nicht ein (z . B. bei Leistungen der _ 


5 
. 


1 
ld h § 


19 
Ab 


1 
s t 


2 
SGB -


11 d. · · h R h b'I' · ) · d · . II U r oz,a ge nac s. a z , me IzinIsc en e a 1 11atIon, sIn sie in vo em mrang . . . . 
von den Trägern der Sozialhilfe ohne Kostenbeteiligl!ng __ __::_ H1~fe ~um Leb_e0_~u~terh~lt nach dem Dritten Kapitel 


. . -der behinderten Menschen und ihrer Angehörigen zu SGB XII, 


übernehmen 25
• Da durch das BTHG eine strikte Trennung - Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 


der fachlichen Leistungen von den lebensunterhalts- nach dern Vierten Kapitel SGB XII oder 


sichernden Leistungen erfolgt, im Rahmen des Eingliede- - ergänzende Hilfe zum Lebensunterhalt nach § 27 a 
rungshilferechts also auch keine Teilleistungen für den BVG und der Gesetze, die das BVG für entsprechend 
Lebensunterhalt erbracht werden, besteht für die in anwendbar erklären (vgl. § 68 Nr. 7 SGB 1). 
§ 138 Abs. 1 SGB XII genannten Maßnahmen keine Not-
wendigkeit mehr, einen Beitrag zu erheben; Ausnahmen 
gelten indes für minderjährige Leistungsempfänger, so­
weit Leistungen über Tag und Nacht erbracht werden. 
Minderjährigen Leistungsberechtigten und ihren Eltern 
oder einem Elternteil ist dagegen nach § 142 Abs. 1 
SGB IX bei Leistungen im Sinne des§ 138 Abs. 1 Nr. 1, 2, 
4, 5 und 7 SGB IX die Aufbringung der Mittel für die Kos­
ten des Lebensunterhalts in Höhe der für den häuslichen 
Lebensunterhalt ersparten Aufwendungen zuzumuten, 
soweit Leistungen über Tag und Nacht erbracht werden 
(vgl. Nr. XIV.1 ). 


Aus der folgenden Übersicht kann die Transformation 
der bisherigen zu einem verminderten Einkommensein­
satz führenden Tatbestände des § 92 Abs. 2 SGB XII ent­
nommen werden, die nun zu einer Beitragsbefreiung 
nach § 138 Abs. 1 SGB IX - also zu einer vollständigen 
Freistellung vom Einkommenseinsatz - führen, wobei je­
doch zu beachten ist, dass nach§ 138 Abs. 1 Nr. 5 SGB IX 
im Gegensatz zu § 92 Abs. 2 Nr. 4 SGB XII auf Grund der 
Personenzentrierung eine Anbindung an eine besondere 
Ausbildungsstätte für Menschen mit Behinderungen er­
folgt: 


Neue Vorschrift Tatbestand! Alte Vorschrift 
im SGB IX im SGB:XIU 


(§ 138 Abs. 1 Nr.) (§ 92 Abs. 2 Nr.) 


1 heilpädagogische Leistungen 1 


2 Leistungen zur medizinischen 5 
Rehabilitation 


3 Leistungen zur Teilhabe 6 und 7 
am Arbeitsleben 


4 Leistungen zur Teilhabe 2 
an Bildung 


5 Leistungen zur schulischen 4 


oder hochschulischen 
Ausbildung oder Weiterbildung 


für einen Beruf 


6 Leistungen zum Erwerb 8 


und Erhalt praktischer 
Kenntnisse und Fähigkeiten 


7 Leistungen zur Te ilnahme 3 
am Leben in der Gemeinschaft 
für noch nicht eingeschulte 


Personen 


8 Erbringung von Transfer- entfällt 
leistungen zur Sicherung des 


Lebensunterhalts 


Neu ist der Tatbestand des § 138 Abs . 1 Nr. 8 SGB IX, 
durch den sichergestellt wird, dass die Aufbringung eines 
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Zwar werden in der Vorschrift nicht explizit die Ge­
setze, die das BVG für entsprechend anwendbar erklä­
ren, genannt. Sinn und Zwec~rgemeten es jedoch, auch 
die in § 68 Nr. 7 SGB I genannten Anspruchsnormen in 
den Regelungskreis einzubeziehen, da anderenfalls durch 
die Beiträge der notwendige Lebensunterhalt gefährdet 
wäre. 


Für die nach der bisherigen Rechtslage leistungsbe­
rechtigten Personen wird der Tatbestand der Beitrags­
freiheit nach des § 138 Abs. 1 Nr. 8 SGB IX wohl auch 


- · ·- künftifeinen der Hauptanwendungsfälle bilden, da auch 
der Gesetzgeber davon ausgeht, dass von Verbesserun­
gen bei der Heranziehung von Einkommen aus Erwerbs­
tätigkeit relativ zur Gesamtzahl der Eingliederungshilfe­
bezieher nur ein kleiner Anteil profitieren wird 26


, weil die 
meisten Personen Leistungen zur Sicherung des Lebens­
unterhalts nach dem SGB XII erhalten (vgl. Nr. IV). Die 
Anwendung des Befreiungstatbestandes setzt voraus, 
dass die genannten Leistungen tatsächlich bezogen wer­
den, da das Gesetz auf ihre „Gewährung" abstellt, was 
das Vorliegen eines bewilligenden Verwaltungsaktes er­
fordert ; Zudem muss Zeitraumidentität gegeben sein. 
Dies bedeutet, dass die Transferleistungen zur Sicherung 
des Lebensunterhalts für den Zeitraum erbracht werden 
müssen, für den auch der Beitrag gefordert wird. 


V.2 WegfaU des Beitrags für weitere Maßnahmen 
(§ 138 Abs. 2 SGB IX) 


Wenn ein Beitrag nach§ 137 SGB IX aufzubringen ist, 
ist gemäß § 138 Abs. 2 SGB IX für weitere Leistungen im 
gleichen Zeitraum oder weitere Leistungen an minder­
jährige Kinder im gleichen Haushalt nach Teil 2 SGB IX -
kein weiterer Beitrag aufzubringen. 


Aus dem Gesetzestext ist nicht ganz klar zu entneh­
men, wie zu verfahren ist, wenn verschiedene Personen 
eines Haushalts - nämlich ein Kind und ein Elternteil, die 
eine Einsatzgemeinschaft bilden (vgl. Nr. Vl.3), - bei­
tragspflichtige Leistungen nach dem Eingliederungshilfe­
recht beziehen. 


Nach der amtlichen Begründung stellt § 138 Abs. 2 
SGB IX sicher, dass nur ein Beitrag aufzubringen ist, auch 
wenn mehrere Lei~tungen der Eingliederungshilfe bezo­
gen werden. Dies gilt unabhängig davon, ob ein Mensch 
mit Behinderungen mehrere Eingliederungshilfeleistun­
gen bezieht oder im Haushalt ein minderjähriges Kind 
mit Behinderungen Leistungen bezieht21


• 


25 Schellhorn/Hohm/Scheider (19. Auflage 2015), Rdnr. 14 zu§ 92 5GB XII. 
26 BTDrs . 18/9522 , S. 198. 
27 BTDrs. 18/9522, S. 304. 
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Damit statuiert der Gesetzgeber m. E. das Prinzip „ein 
Beitrag für einen Leistungszeitraum". Die Festsetzung 
und Erhebung von Beiträgen gegenüber einer Person, die 
bereits Beiträge für einen Zeitraum zu entrichten hat, für 
den eine weitere Leistung nach Teil 2 SGB IX erbracht 
wird, ist damit unzulässig. Dies gilt auch dann, wenn kei­
ne Personenidentität herrscht; es genügt, wenn eine Per­
son der Einsatzgemeinschaft (vgl. Nr. Vl.3) für den glei­
chen Zeitraum einen Beitrag zu entrichten hat. Da Part­
ner keine _ _Uns_atig_en:ieinschaft__bilden, ist jedoch die 
Erhebung je eines Beitrages von Partnern zulässig. Dieser 
den Beitragsanspruch vernichtende Tatbestand ist von 
Amts wegen zu ermitteln und zu beachten (vgl. § 20 
SGB X). 


Beispiel 
Innerhalb eines Haushalts erhalten der Vater und ein 


minderjähriges Kind beitragspflichtige Leistungen. Die 
Leistungen für den Vater werden ab dem 1. 1. 2020 bis 
zum 30. 11. 2020 erbracht, während die Leistungen für 
das Kind ab dem 1. 7. 2020 bis zum Ende des Jahres er­
bracht werden. Die Ehefrau bzw. Mutter erhält keine 
Leistungen. Aufgrund der wirtschaftlichen und persönli­
chen Verhältnisse könnte ein Beitrag für beide Leistungen 
gefordert werden. 


Ein Beitrag ist zunächst nur für die an den Vater er­
brachten Lej_st_ungen im Zeitraum vom 1. 1. 2020 bis zum 
30. 11. 2020 zu entrichten. Für die an das Kind vom 
1. 7. 2020 bis zum 30. 11. 2020 erbrachten Leistungenge­
langt kein Beitrag zur Erhebung, da insoweit Zeitraum­
identität besteht und es sich um einen„ weiteren Beitragll 
handeln würde. Vom 1. 12. 2020 bis 31. 12. 2020 ist dage­
gen ein Beitrag für die Leistungen an das Kind zu erheben. 


Durch die Regelung soll sichergestellt werden, dass 
der nach§ 137 SGB IX zu leistende Beitrag der Höhe nach 
nicht mehr als einmal im Monat aufzubringen ist. Dies 
bringt jedoch keine Klärung für die Frage, wie bei der In­
anspruchnahme mehrerer Leistungserbringer der Beitrag 
zu verteilen ist..Werden die Leistungen gleichzeitig be­
willigt, kann der Träger der Eingliederungshilfe den An­
teil entweder vollständig im Rahmen der Kostenüber­
nahme für die Maßnahme eines Leistungserbringers be­
rücksichtigen, oder aber anteilig verteilt auf die 
verschiedenen Leistungserbringer. Es ist in jedem Fall er­
forderlich, eine eindeutige Zuordnung vorzunehmen, 
aus der hervorgeht, welchen Anteil der Vergütung der 
einzelne Leistungserbringer vom Träger der Eingliede­
rungshilfe erhält und welchen er von der leistungsbe­
rechtigten Person einfordern muss. Gleichzeitig muss die 
leistungsberechtigte Person wissen, an welchen Leis­
tungserbringer sie welchen Beitrag betragsmäßig zu ent­
richten hat. Werden dagegen mehrere Leistungen nach­
einander bewilligt, hat der Träger der Eingliederungshil­
fe den Beitrag im Rahmen der Bewilligung der ersten 
Maßnahme in Ansatz zu bringen 28


• Ausgenommen vom 
Prinzip „ein Beitrag für einen Leistungszeitraum" ist nach 
meiner Überzeugung der besondere Beitrag der Eltern 
volljähri_ger Kinder auf der Grundlage des § 138 Abs. 4 
SGB IX (vgl. Nr. XIII). 


V.3 Beiträge für einmalige Leistungen zur Beschafm 
fung von langlebigen Bedarfsgegenständen 
(§ 138 Abs. 3 SGB IX) 


Bei einmaligen Leistungen zur Beschaffung von Be­
darfsgegenständen, deren Gebrauch für mindestens ein 
Jahr bestimmt ist, ist nach § 138 Abs. 3 SGB IX höchstens 
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das Vierfache des monatlichen Beitrages einmalig aufzu­
bringen. 


Die Regelung entspricht inhaltsgleich dem§ 87 Abs. 3 
SGB XII, soweit es sich um Bedarfsgegenstände handelt, 
die der Eingliederungshilfe zuzuordnen sind 29


• Vor diesem 
Hintergrund kann ohne Bedenken auf die zu dieser The­
matik vorliegende Rechtsprechung und Literatur zurück­
gegriffen werden. 


Die Anwendung des § D8 Abs. 3 SGB IX erfordert das 
kumulative Vörl1egfövcrni0 -- - ----------- -


- einmaligen Leistungen, 


- Bedarfsgegenständen und 


- der Gebrauchsdauer von mindestens einem Jahr. 


Es muss sich um einmalige Leistungen des Eingliede­
rungshilferechts handeln . Einmalig sind die Leistungen 
dann, wenn durch eine Leistung der Bedarf abgedeckt 
wird und der L"eistungserfolg eintritt (z. B. Beschaffung 
von med1z1n1sch 1nd1z1erten Spezialschuhen). 


Zudem muss es sich um die Beschaffung von Bedarfs­
gegenständen handeln. Hierunter sind Gegenstände zu 
verstehen, die für den individuellen und unmittelbaren 
Gebrauch durch Leistungsberechtigte bestimmt sind und 
die einer Abnutzung unterliegen (z. B. orthopädische 
oder andere Hilfsmittel, Schuhe, Wäsche, Möbel, Fahr­
zeuge, nic~_t_cfageg_~n \fY.ohriungent _ 


liegen diese Voraussetzungen vor, kann wie nach der 
bis zum 31 . 12. 2019 geltenden Rechtsla-ge höchstens auf 
das Einkommen von vier Monaten zurückgegriffen wer­
den. 


Beispmel 


Unter Zugrundelegung der allgemeinen Regeln über 
die Berechnung des Beitrags (vgl. Nr. VII bis IX) ergibt sich 
ein jährlicher Beitrag von 600 € bzw. ein monatlicher Bei­
trag von 50 €. 


Die Behörde kann also bis zu 200 € (4 x 50 €) als ein­
maligen Beitrag verlangen. 


Durch die Verwendung der Begrifflichkeit „höchstens 
das Vierfache des monatlichen Beitrages" wird klarge­
stellt, dass d ie Höhe des Beitrags in das Ermessen der Be­
hörde gestellt ist. Vor diesem Hintergrund sollten die Trä­
ger der Eingliederungshilfe(§ 94 SGB IX) entsprechende 
Ermessensleitlinien in Form von Richtlinien oder Dienst­
anweisungen erarbeiten. Hierzu können die bewährten 
Regelungen der Sozialhilfe durchaus als Vorbild dienen. 


VI Einsatzgemeinschaften (§ 136 Abs. 1 SBG IX) 
Bei den Leistungen nach dem Teil 2 SGB IX ist gemäß 


§ 136 Abs. 1 SGB IX ein Beitrag zu den Aufwendungen 
aufzubringen, wenn das Einkommen im Sinne des § 135 
SGB IX der antragstellenden Person sowie bei minderjäh­
rigen Personen der im Haushalt lebenden Eltern oder des 
im Haushalt lebenden Elternteils die Beträge nach § 136 
Abs. 2 SGB IX übersteigt. 


An diese r Stelle sei der Hinweis· gestattet, dass in der 
im Bundesgesetzblatt 31 veröffentlichten amtlichen Fas­
sung des§ 136 Abs . 1 SGB IX ein Fehler im Wortlaut ent­
halten ist . Dort lautet die Vorschrift „Bei den Leistungen 


28 von Boetticher in „Das neue Tei lhaberecht ", § 4 Rdnr. 183. 
29 BTDrs . 18/9522, S. 304 . 


30 Lippert in Mergler/Zink (Stan d 8/2018), Rdnr. 46 ff. zu§ 87 SGB XII; Sehe ilhorn/ 
Hohm/Scheider (19 . Auflage 2015), Rdnr. 36 ff. zu§ 87 SGB XII. 


31 BGBI. 1 S. 3234 . 
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nach diesem Teil ist ein Beitrag zu den Aufwendungen 
aufzubringen, wenn das Einkommen im Sinne des§ 135 
der antragstellenden Person sowie bei minderjährigen 
Personen der Eltern oder des Elternteils im Haushalt le­
benden Eltern oder des Elternteils die Beträge nach Ab­
satz 2 übersteigt." Dies steht jedoch im Widerspruch zum 
Beschluss des Gesetzgebers und ergibt ohnehin keinen 
Sinn. In der Fassung des ursprünglichen Entwurfs lautete 
die Vorschrift wie folgt: ,,Bei den Leistungen nach diesem 
Teil ist ein Beitrag zu den Aufw_~n__d_@g?JJ_aufzµbr)ngen, __ 
wenn das Einkommen im Sinne des§ 135 der antragstel­
lenden Person sowie bei minderjährigen Personen der El­
tern oder des Eltemteils die Beträge nach Absatz 2 über­
steigt. '02


• Auf Vorschlag des Ausschusses für Arbeit und 
Soziales wurde der ursprüngliche Entwurf in der Weise 
geändert, dass in § 136 Abs. 1 SGB IX die Wörter „Eltern 
oder eines Elternteils" durch die Wörter „im Haushalt le­
benden Eltern oder des Elternteils" ersetzt wurden 33


• In 
dieser Fassung wurde das Gesetz auch beschlossen (vgl. 
den unter Nr. _ 111.2 dargestellten Beratungsablauf). Die 
Vorschrift lautet damit „Bei den Leistungen nach diesem 
Teil i.st ein Beitrag zu den Aufwendungen aufzubringen, 
wenn das Einkommen im Sinne des§ 135 der antragstel­
lenden Person sowie bei minderjährigen Personen der im 
Haushalt lebenden Eltern oder des Elternteils die Beträge 
nach Absatz 2 übersteigt." 


Die Regelung des § 136 Abs .1 SGB IX knüpft für die 
Einkommensheranziehung neben dem Leistungsbezieher 
auch an die Unterhaltspflicht nach§ 1601 BGB an, wenn 
Leistungen für minderjährige Kinder erbracht werden 34. 
Die Vorschrift regelt damit einerseits die Einkommenshe­
ranziehung der antragstellenden Person. Bei minderjäh­
rigen antragstellenden Personen ist wie schon im bisheri­
gen Recht der Sozialhilfe nach § 85 Abs. 2 Satz 2 SGB XII 
das Einkommen der im Haushalt lebenden Eltern oder des 
im Haushalt lebenden Elternteils zu berücksichtigen 35


• 


Hinweis auf mögliche Änderungen durch das 
„ Reparaturgesetzu 


Im Referentenentwurf für ein Gesetz zur Änderung des 
Neunten und des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch und 
anderer Rechtsvorschriften36 (vgl. Nr. 111.3) ist in dessen 
Artikel 1 Nr. 5 Buchstabe a eine entsprechende Klarstel­
lung enthalten, um die Wortdoppelung zu beseitigen. Der 
Text des§ 136 Abs. 1 SGB IX wird absehbar wie folgt lau­
ten: ,,Bei den Leistungen nach diesem Teil ist ein Beitrag 
zu den Aufwendungen aufzubringen, wenn das Einkom­
men im Sinne des§ 135 der antragstellerJden Person so­
wie bei minderjährigen Personen der im Haushalt leben­
den Eltern oder des im Haushalt lebenden Elternteils die 
Beträge nach Absatz 2 übersteigt." 


Ob im ko~kret zu beurteilenden Einzelfall ein Beitrag 
aus dem zu berücksichtigenden Einkommen aufzubrin­
gen ist, hängt davon ab, ob das nach § 135 SGB IX ermit­
telte Einkommen die nach Einkunftsarten und der Anzahl 
der zu berücksichtigenden Personen gestaffelt festgeleg­
ten Einkommensgrenzen übersteigt. Die Höhe des Bei­
trags wird dann erst in einem nächsten Schritt nach 
Maßgabe des§ 137 SGB IX bestimmt 37


• 


Eingliederungshilfe für behinderte Menschen wird ak­
tuell gemäß§ 19 Abs . 3 SGB XII nach dem Sechsten Kapi­
tel geleistet, soweit 


a) den Leistungsberechtigten, 


b) ihren nicht getrennt lebenden Ehegatten oder Lebens­
partnern sowie unter Berücksichtigung des§ 20 Satz 1 
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SGB XII dem Partner einer eheähnlichen oder lebens­
partnerschaftsähnlichen Gemeinschaft und, 


c) wenn sie minderjährig und unverheiratet sind auch 
ihren Eltern oder einem Elternteil ' 


die Aufbringung der Mittel aus dem Einkommen und 
Vermöge~ nach den Vorschriften des Elften Kapitels 
SGB XII nicht zuzumuten ist. · 


Vl.1 Grundsatz des Wegfalls der Einsatzgemeinschaft 
· · (§ 136 Abs. 1 SGB IX) . ·- - - ·-------·-· ·-·- ··- - ---- ----· 


~er Kreis _der Per~onen, die noch in die Einsatzge­
meinschaft e1nzubez1ehen sind, hat sich unter Geltung 
der neuen Rechtslage verändert. Im Gegensatz zur 
Rechtslage im SGB XII ist das Einkommen eines Partners 
grundsätzlich nicht mehr zu berücksichtigen, um den Be­
darf an Eingliederungsleistungen zu decken. Das Einkom­
men eines Partners hat nur noch insoweit Einfluss, als 
dass dadurch die Höhe der anzusetzenden Einkommens­
grenze fur die Be,tragsberechnung beeinflusst wird. Das 
Einkommen des Partners - egal, ob innerhalb einer Ehe, 


. einer Lebenspartnerschaft , einer eheähnlichen Gemein­
schaft oder einer lebenspartnerschaftsähnlichen Ge­
meinschaft - kann jedoch nicht herangezogen werden, 
um den Bedarf durch Beiträge teilweise zu refinanzieren. 
Lediglich in Fällen, in denen der Partner ein relativ hohes 
Einkommen realisiert, wird durch ein Absenken der Ein­
kommensgrenze für den leisturigsberechtigten- Partner 
ein höherer Beitrag verlangt, der sich jedoch ausschließ­
lich aus dem Einkommen des Leistungsberechtigten 
selbst speist (vgl. Nr. Vlll.8)38


• . · 


Vor diesem Hintergrund bilden ab 1. 1. 2020 nur noch 
folgende Personen eine Einsatzgemeinschaft 


a) die Leistungsberechtigten und, 


b) wenn sie minderjährig sind, auch ihre im Haushalt le­
benden Eltern oder Elternteile. 


Eink~mmen u~d Vermögen der Partner _von Leistungs­
berechtigten bleiben - auch im lichte von Artikel 23 
UNBRK - anrechnungsfrei 39


, 


Vl.2 Beitrag nur aus dem Einkommen 
der antragstellenden Person 
(§ 136 Abs. 1 Alternative 1 SGB IX) 


„ B_ei volljährigen Personen hat sich die Rechtslage also 
dahinge~end geändert, dass für die Aufbringung eines 
Beitrags nur das eigene Einkommen entscheidend ist. 
Dies gilt auch dann, wenn die volljährige leistungsbe­
rechtigte Person in einer Partnerschaft lebt und der Part­
ner über eigenes Einkommen verfügt; das Einkommen des 
Partners findet in bestimmten Fallgestaltungen nur bei 
der Höhe der maßgeblichen Einkommensgrenze mittel­
bar Berücksichtigung (vgl. Nr. Vlll.8), indem der „Part­
nerzuschlag" abgesenkt wird. In folgenden Konstellatio­
nen ist für die Aufbringung des Beitrags ausschließlich 
das Einkommen des Leistungsberechtigten relevant: 


a) Alleinstehende und 


b) Partnerhaushalte. 


32 BTDrs . 18/9522, S. 89. 
33 BTDrs. 18/10523, S. 14. 
34 BTDrs . 18/9522 , S. 301. 
35 BTDrs. 18/10523 , S. 66. 
36 https :/ /www.bmas.de/D E/Service/Gesetze/sgb-ix-sgb-xii-aenderu ngsgesetz . htm 1 


(30.3.2019). 
37 von Boetticher in „Das neue Teilhaberecht", § 4 Rdnr. 165. 
38 von Boetticher in „Das neue Te ilha be recht", § 4 Rdnr. 166. 
39 BTDrs. 18/9522, S. 198 . 
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Die Heranziehung der Eltern von volljährigen Leis­
tungsberechtigten erfolgt lediglich in dem Umfang und 
innerhalb der Regularien, wie sie durch § 138 Abs. 4 
SGB IX bestimmt werden (vgl. XIII) . 
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Abs. 2 EStG. Ausgenommen hiervon sind Renteneinkünf­
te (vgl. Vll.2). 


Vll.1. 1 Begriff der 1Einkü111fte (§ 2 Abs. 2 EStG) 


Nach§ 2 Abs. 2 Satz 1 EStG sind Einkünfte 
Vl.3 Beitrag aus dem Einkommen der antragstellenm 1. bei Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb und 


den Person sowie der Eltern bzw. des Eltemm selbstständiger Arbeit der Gewinn (§§ 4 bis 7 k und 
teiles (Beibehalten der Einsatzgemeinschaft bei 13 a EStG), 


Bedarfen von Kindern - § 136 Abs. 1 Alterg -2. bei den anderen Einkunftsarten der Überschuss der 
native 2 SGB IX) -- --- - ---- --Einnahhfen -über~ die Werbungskoskn (§§ 8 -ors_9_a ___ _ 


Sofern der Leistungsberechtigte ein minderjähriges EStG). 


Kind ist, ändert sich die Rechtslage im Ergebnis nicht, § 2 Abs. 2 Satz 2 EStG bestimmt ergänzend, dass·bei 
wenn man einmal davon absieht, dass das unter der Gel- Einkünften aus Kapitalvermögen§ 20 Abs. 9 EStG vorbe-
tung des§ 19 Abs. 3 SGB XII erforderliche Tatbestan_ds- haltlich der Regelung in§ 32 d Abs. 2 EStG an die Stelle 
merkmal „unverheiratet sein" ersatzlos weggefallen ist. der§§ 9 und 9 a EStG tritt (Pauschalierung wegen eines 
Bei minderjährigen Kindern bilden deren Eltern bzw. EI- Freibetrages). 
ternteile, die mit ihnen im selben Haushalt leben, zu-
sammen mit dem Kind bzw. den Kindern weiterhin eine Aus der vorstehenden Begriffsdefinition ergibt sich, 
Einsatzgemeinsch:1-ft.--Oies gilt auch in den wenigen Ein dass es sich bei den Einki'inften nicht t1m die Bn.lttoein-
zelfällen, in denen die minderjährigen Kinder ausnah~ns- nahmen handelt und dass nur Einkünfte im steuer-
weise einmal verheiratet sein sollten. rechtlichen Sinne in die Bemessung des Beitrags einflie-


VII Begriff des Einkommens, Zeitraum 
für die Berücksichtigung des Einkommens 


(§ 135 SGB IX) 
§ 135 Abs. 1 SGB IX regelt die Definition des Einkom­


mens, das für den aufzubringenden Beitrag zu Grunde zu 
legen ist. Durch den Bezug zum EStG und die Zugrunde­
legung des Einkommens des Vorvorjahres wird die Nach­
weispflicht im Wesentlichen auf den Einkommensteuer­
bescheid konzentriert und somit vereinfacht. Gleichzei­
tig werden z. B. hohe Werbungskosten, die erhebliche 
Auswirkungen auf das Nettoeinkommen haben, dadurch 
erfasst, dass diese bei der „Summe der Einkünfte" bereits 
berücksichtigt sind, während bestehende Steuervorteile 
den Betroffenen zu Gute kommen 40


• Diese aus Sicht des 
Gesetzgebers eintretende Verwaltungsvereinfachung 
kann indes nur zum Zuge kommen, wenn der entspre­
chende Einkommensteuerbescheid vorgelegt werden 
kann. Ob und ggf. bis wann eine Einkommensteuererklä­
rung abgegeben werden muss oder kann, was Voraus_set­
zung für den Erlass eines Einkommensteuerbescheide~ 
ist, regelt§ 25 EStG in Verbindung mit § 56 EStDV. ~e, 
Renteneinkünften kommt die schlichte Vorlage des Ein­
kommensteuerbescheides nicht zum Tragen, da diese 
nach dem nicht zwangsläufig im Einkommensteuerbe­
scheid aufgeführten Bruttobetrag zu berechnen sind 
(vgl. Vll.2), sodass zu ihrer Feststellung weiterhin die 
Rentenbescheide oder Leistungsmitteilungen benötigt_ 
werden, die den Bruttobetrag ausweisen müssen. 


Damit entsteht das praktische Problem, dass ein völlig 
neuer Einkommensbegriff zu Grunde zu legen ist, der na­
hezu ausschließlich auf das Einkommensteuerrecht auf­
baut. Diese Bezugnahme auf das Steuerrecht macht aber 
auch die Abgrenzung zwischen Einkommen und Vermö­
gen schwieriger, die nach meiner Auffassung deshalb zu­
mindest teilweise neu zu bewerten sein dürfte (vgl. 
Nr. X.1). 


Vll.1 Summe der Einkünfte des Vorvorjahres 
(§ 135 Abs. 1 Aiternative 1 SGB IX) 


Maßgeblich für die Ermittlung des Beitrages nach 
§ 136 SGB IX ist nach § 135 Abs. 1 Alternative 1 5GB IX 
die Summe der Einkünfte des Vorvorjahres nach § 2 


ßen dürfen. Das Einkommensteuerrecht unterteilt die 
Einkünfte einerseits in die Gewinneinkünfte (§ 2 Abs. 2 _ 
Satz 1 Nr. 1 EStG) sowie andererseits in die Überschuss­
einkünfte(§ 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 EStG). Bei den Gewinn­
einkünften sind regelmäßig die betriebsbezogenen 
Bruttoeinnahmen (Betriebseinnahmen) um die Betriebs-:-_____ _ 
ausgaben zu vermindern, während bei den Überschuss­
einkünften die Bruttoeinnahmen um die Werbungskos-
ten zu vermindern sind. 


Erst nach dem Abzug der Betriebsausgaben bzw. Wer­
bungskosten von den Bruttoeinnahmen ergeben sich die 
Einkünfte, sofern bei Gewinneinkünften nicht die Ver­
pflichtung zur Ermittlung des Gewinns aurch Vergleich 
des Betriebsvermögens besteht (Bilanzierungspflicht). 
Gewinn ist nach der allgemeinen Definition des § 4 
Abs. 1 Satz 1 EStG der Unterschiedsbetrag zwischen dem 
Betriebsvermögen am Schluss des Wirtschaftsjahres und 
dem Betriebsvermögen am Schluss des vorangegangenen 
Wirtschaftsjahres, vermehrt um den Wert der Entnah­
men und vermindert um den Wert der Einlagen. Für Per­
sonen, die kleinere Unternehmen betreiben, kommt viel­
fach § 4 Abs. 3 EStG in Betracht. Diese können als Ge­
winn den Überschuss der Betriebseinnahmen über die 
Betriebsausgaben ansetzen (sogenannte Einnahme-Über­
schussberechnung). Betriebsausgaben sind dabei die Auf­
wendungen, die durch den· Betrieb veranlasst sind (§ 4 
Abs . 4 EStG}. 


Werbungskosten sind nach Maßgabe des § 9 Abs. 1 
Satz 1 EStG Aufwendungen zur Erwerbung, Sicherung 
und Erhaltung der Einnahmen; sie sind vergleichbar mit 
den in§ 82 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 SGB XII sowie§ 3 Abs . 4 bis 
7 DVO zu§ 82 SGB XII genannten „mit der Erzielung des 
Einkommens verbundenen notwendigen Ausgaben". Die 
Entfernungspauschale von 0,30 € je Entfernungskilome­
ter zwischen Wohnort und Arbeitsstätte ist wohl die be­
kannteste Vertreterin unter den Werbungskosten (§ 9 
Abs. 1 Nr. 4 EStG). 


Als praktische Arbeitshilfe können d ie vom BMF he­
rausgegebenen amtlichen Handbücher zum Lohn- und · 
Einkommensteuerrecht sehr gute Dienste leisten, um sich 
der steuerrechtlichen Materie, die nachstehend nicht in 


40 BTOrs. 18/9522, S. 302. 
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Gänze erläutert werden kann, zu nähern. Diese amt­
lichen Handbücher sind mittlerweile online verfügbar41


, 


können aber auch preisgünstig als Druckausgabe im 
Buchhandel erworben werden. 


Vll.1.2 Arten der Einkünfte (§ 2 Abs. 1 EStG) 


Zei t sc hrift für das Fürsorgewesen 


sind im Regelfall nach der SvEV oder durch Erlasse der 
obersten Landesfinanzbehörden nach§ 8 Abs. 2 Satz 10 
EStG zu bewerten (vgl. Abschnitt R 8.1 Abs. 4 LStH 2018). 
Sachbezüge in Form von Verpflegung, Unterkunft und 
Wohnung werden gemäß§ 2 SvEV bewertet. 


Um die Summe der Einkünfte bestimmen zu können, Vll.1.4 Werbungskosten für Überschusseinkünfte 
sind zunächst einmal die einzelnen Einkünfte zu erfas- (§§ 9 und 9 a EStG) 
sen . Diese werden auf der Grundlage des§ 2 Abs. 1 Satz 1 Für Werbungskosten sind nach § 9 a EStG bei der Er-


---- --EstG wie folgt definiert: · ------ miHlung-der--Einkünfte die folgenden Pauschbeträge als 


Der Einkommensteuer unterliegen Jahresbeträge abzuziehen, wenn nicht höhere Wer-
bungskosten nachgewiesen werden: 


1. Einkünfte aus La nd- und Forstwirtschaft, _ 1 ooo € als Arbeitnehmer-Pauschbetrag von den Ein-


2. Einkünfte aus Gewerbebetrieb, nahmen aus nichtselbstständiger Arbeit, soweit es 
3. Einkünfte aus selbstständiger Arbeit, sich nicht um Versorgungsbezüge im Sinne des § 19 


4. Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit, Abs. 2 EStG handelt (§ 9 a Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a 
EStG), 5. Einkünfte aus Kapitalvermögen, _ 


- 102 € von den Einnahmen aus nichtselbstständiger Ar-
---- - ----,6(.-·----1a,Eimr1 künfte a tis Ve 1 11 ii etu ng~Ftt-t:tt-H:~HB---'--------;-b-e-:-it-, _s_o_w_e----,-it,-· -es- s 1.---. c--.-h- u- m----.V" e_r_s_o_rg_u_n_g_s.--e-z u_g_e_ 1 m-=.-i~n~n~e---


7. sonstige Einkünfte im Sinne des§ 22 EStG, des§ 19 Abs. 2 EStG handelt, 


die der Steuerpflichtige während seiner unbeschränk- 102 € von den Einnahmen im Sinne des§ 22 Nr. 1, 1 a 
ten Einkommensteuerpflicht oder als inländische Ein- und 5 EStG (im Wesentlichen sind hiervon die Renten-
künfte während seiner beschränkten Einkommensteuer- einkünfte betroffen, die jedoch mit dem Bruttobetrag 
pflicht erzielt. Zu welcher Einkunftsart die Einkünfte im anzusetzen sind - vgl. Nr. Vll.2) und 


einzelnen Fall gehören, best immt sich nach den _ 801 € für einzeln veranlagte Personen bzw. 1 602 € 
§§ 13 bis 24 EStG (vgl.§ 2 Abs. 1 Satz 2 ESt G). Die Num- -bei zusammen - veranlagten Ehegatten als Sparer-:-


-~~:m~~~\3 b~t1~~e d~~e~~::;s~\~~~~~::• b~~:~~
nd 


die -- Pauschbetrag für Einkünfte aus Kapitalvermögen 
ohne die Möglichkeit, höhere Werbungskosten anzu­
setzen (§ 20 Abs. 9 EStG) . Die mitunter extrem komplizierte Ermittlung der Ge-


. winneinkünfte folgt dabei den Regeln der §§ 4 bis 7 k 
und 13 a EStG. Bei den Überschusseinkünften werden 
von den Einnahmen aus Vereinfachungsgründen vielfach 
pauschale Werbungskosten abgezogen, die der Steuer­
schuldner nicht im Einzelnen nachweisen muss. 


Auch negative Einkünfte in Form von Verlusten sind 
Einkünfte; diese sind bei den Einkünften aus Vermietung 
und Verpachtung häufig anzutreffen. Bei der Bildung der 
Summe der Einkünfte können also positive Einkünfte der 
einen Einkunftsart mit negativen einer anderen gemin­
dert werden, sodass die Summe insgesamt kleiner aus­
fällt. Es herrscht ausdrücklich kein Verbot der Verrech­
nung, sofern dies nicht gesondert angeordnet wird (vgl. 
§ 10 d EStG und§ 23 Abs. 3 Satz 7 und 8 EStG für Verlus­
te aus privaten Veräußerungsgeschäften). 


Vll.1 .3 Einnahmen bei Überschusseinkünften 
(§ 8 EStG) 


In der überwiegenden Zahl der ab dem 1 :. 1. 2020 zu 
bearbeitenden Fälle wird die Erzielung von Uberschuss­
einkünften, insbesondere in Form von Einkünften aus 
nichtselbstständiger Arbeit im Sinne des § 19 EStG, im 
Vordergrund stehen. Nach der steuerlichen Logik werden 
zunächst einmal Einnahmen erzielt, von denen die Wer­
bungskosten abzuziehen sind. Nach Abzug der Wer­
bungskosten gehört der verbleibende Betrag zu den Ein­
künften. 


Einnahmen sind nach der Legaldefinition des § 8 
Abs. 1 EStG alle Güter, die in Geld oder Geldeswert be­
stehen und dem Steuerpflichtigen im Rahmen eine_: der 
Einkunftsarten des § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 bis 7 (Uber­
schusseinkünfte) zufließen. Einnahmen, die nicht in Geld 
bestehen (Wohnung, Kost, Waren, Dienstleistungen und 
sonstige Sachbezüge), sind mit den um übliche Preis­
nachlässe geminderten üblichen Endpreisen am Abgabe­
ort anzusetzen (§ 8 Abs. 2 Satz 1 EStG). Die Sachbezüge 
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Es bleibt der antragstellenden Person überlassen, un­
ter Berufung auf§ 9 EStG höhere Werbungskosten nach­
zuweisen als die Pauschalbeträge vorsehen. Bekanntestes 
Beispiel dürfte hierbei die Entfernung-spauschale sein, 
mit welcher die Fahrtkosten zur Arbeit abgegolten wer­
den. Für die Praxis wird es in Zukunft erforderlich wer­
den, sich mit den Einzelheiten der Berücksichtigung von 
steuerrechtlich relevanten Werbungskosten zu beschäf­
tigen, da zumindest in den Fällen, in denen d-as Ei~_kom­
men des Vorvorjahres als Folge von wesentlichen Ande­
rungen nicht (mehr) zu Grunde gelegt werden kann, 
durch die Behörden der Träger der Eingliederungshilfe 
eine Prognose über die voraussichtliche Summe der Ein­
künfte im Jahr der Entscheidung zu erstellen ist (vgl. 
Nr. Vll.3). 


Vll.1.5 Summe der Einkünfte (§ 2 Abs. 2 EStG) 


Der Gesetzgeber lässt sich hier von der Vorstellung lei­
ten, dass die Summe der Einkünfte aus dem jeweiligen 
Einkommensteuerbescheid entnommen werden kann. So­
fern ein solcher Einkommensteuerbescheid vorliegt, ist 
diese Vorstellung auch zutreffend. Zu diesem Zweck 
muss der Einkommensteuerbescheid des Vorvorjahres _ 
vorgelegt werden. Aus ihm können dann die einzelnen 
Einkünfte, die jeder Person einzeln zugerechnet werden, 
entnommen werden (ausgenommen sind jedoch die Ren­
teneinkünfte als Sonderform der sonstigen Einkünfte, die 
nicht summiert werden dürfen - vgl. Nr. Vll.2). Die auf 
die maßgebl iche Person entfallenden Einkünfte sind 
dann zur Summe der Einkünfte zu addieren. 


Erzielt eine alleinstehende Person beispielsweise Ein­
künfte aus nichtselbstständiger Arbeit in Höhe von 
30 000 € sowie Einkünfte aus Kapitalvermögen in Höhe 


41 https:/ /www. bu ndesfina nzmi nisteri,u m. de/Web/DE/Service/Publikationen/ AMTH B/ 
amthb.html (25 . 3.2019) . 
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von 2 000 €, beläuft sich die Summe der Einkünfte auf chenden oder zur Förderung der Aus- oder Weiterbil-
32 000 € . dung oder Existenzgründung der Empfänger gewährt 


Eine weitergehende Bereinigung der Einnahmen, wie werden (§ 3 Nr. 2 Buchstabe a EStG), 
sie in § 82 Abs. 2 bis 6 SGB XII vorgesehen ist, erfolgt - Leistungen, die auf Grund des BKGG gewährt werden 
nicht. Dies ist auch nicht erforderlich, da einerseits die (§ 3 Nr. 24 EStG), 
Betriebsausgaben bzw. Werbungskosten von den Ein- - Wohngeld nach dem WoGG und vergleichbare Ein-
nahmen abgezogen werden, andererseits durch die un- nahmen (§ 3 Nr. 58 EStG), 
terschiedliche Höhe des Prozentsatzes bei der neuen Ein- - das Elterngeld nach dem BEEG und vergleichbare Leis-
kommensgrenze die Tragung von Steuern sowie Sozial- tungen der Länder(§ 3 Nr. 67 Buchstabe b EStG) und 
versicheru ngsbe~-trägen -- und · äh n I ichen Belastungen Zuschläge "fU r Sonntags~,--Teiertags~ odeY Nächtarbeit 
pauschal abgegolten wird (vgl. Nr. Vlll.2) . innerhalb bestimmter Grenzen(§ 3 b EStG). 


Vll .1.6 Behandlung steuerfreier Einnahmen Die in der Literatur geübte Kritik, dass im Unterschied 
(§§ 3 ff. EStG) zu § 82 Abs. 1 SGB XII keine Einkunftsarten von vornhe-


Aus der strengen Bezugnahme auf das Einkommen- rein aus der Betrachtung ausgeklammert werden und 
steuerrecht folgt zugleich, dass eine Vielzahl von Ein- dass auch keine Beträge abgesetzt werden, um beispiels-
nahmen wegen der in den §§ 3 ff . EStG angeordneten we ise die Belastung mit Steuern und Sozialversiche-
vollständigen oder teilweisen Steuerfreiheit bei der Bei - rungsbeiträgen zu berücksichtigen, ist daher nicht wirk-
trags be mesrn og 11 • be ri'tcks i cbtigt bleiben, obwob. ....... l s,..,ie'-U-d ..... ie ___ l i_c_h~g~e_re_c_h_t_fe_r_ti_,_,g~t ._D_i_e_i_m~§~ 82_ A_b_s ._1~ SG~B ~X~l '-'I goJ--'e~n~a~n~n~te=n~----
w i rtsch a ftl i che Leistungsfähigkeit maßgeblich erhöhen Einnahmen (Grundrente nach dem BVG und nach den Ge-
und im Sozialhilferecht auch Berücksichtigung fanden. setzen, die eine entsprechende Anwendung des BVG vor-
Grundsätzlich steuerbare Einnahmen, die (ganz oder teil- sehen, und der Renten oder Beihilfen nach dem BEG für 
weise) der Steuerbefreiung unterliegen, rechnen nicht Schaden an Leben sowie an Körper oder Gesundheit bis 
bzw, nicht vollständig zu den Einkünften . Eine solche zur Höhe der vergleichbaren Grundrente nach dem BVG) 
Einnahme erhöht nicht die Summe der Einkünfte. Diese unterfallen auch im Teil 2 SGB IX nicht dem Begriff der 
eingliederungshilferechtliche Bewertung der steuerfreien Einkünfte (vgl. § 3 Nr. 6 und 8 a EStG). Der weitere Ein-
Einnahme_n ist _durch den Gesetzgeber wohl auch aus- wand, dass die Bemessungsgrundlage für die Beiträge im 
drücklich gewollt, da so die steuerlichen Vorteile für Hinblick auf-cffe-zu-·beruc°ksichtigenden Arten der Ein-
Menschen mit Behinderungen nicht wie bisher von der künfte als auch deren Umfang deutlich breiter sei 43


, 


Einkommensregelung der Eingliederungshilfe aufgezehrt greift in Ansehung der vorstehenden Liste nicht durch . 
werden 4 2


• Durch diese Regelung wird erreicht, dass bei- Zudem werden - was für die Praxis besonders relevant 
spielsweise fo lgende im Eingliederungshilferecht unter sein dürfte - die Werbungskosten von den Einnahmen 
Umständen anzutreffende Einnahmen bei der Bemessung abgezogen . Im Übrigen wird durch die unterschiedliche 
der Beiträge keine Berücksichtigung finden, weil sie steu- · Staffelung der Einkommensgrenzen der Tatsache der Ent-
erfre i sind: richtung von Steuern und Soz ialversicherungsbeiträgen 


- wenn auch pauschaliert - sehr wohl Rechnung getra-
- Leistungen aus einer Krankenversicherung, aus einer 


Pflegeversicherung und aus der gesetzlichen Unfall- gen. 
versicherung (§ 3 Nr. 1 Buchstabe a EStG), Vll .1.7 Voirvorjahr als maßgeblicher Zeitraum für die 


- Übergangsgeld nach dem SGB VI und Geldleistungen · .Einkünfteermitthmg (§ 135 Abs. 1 SGB IX) 
nach den§§ 10, 36 bis 39 des Gesetzes über die Alters- . Maßgeblich sind stets, vorbehaltlich des§ 13'5 Abs . 2 
sicherung der Landwirte(§ 3 Nr. 1 Buchstabe c EStG), SGB IX (vgl. Nr. Vll.3), die Einkünfte des Vorvorjahres . Für 


- das Mutterschaftsgeld nach dem Mutterschutzgesetz die Zeit ab dem 1. 1. 2020 werden also die Einkünfte des 
und vergleichbare Einnahmen (§ 3 Nr. 1 Buchstabe d Jahres 2018 relevant sein, während für Leistungszeiträu-
EStG), me ab dem 1. 1. 2021 die Einkünfte des Jahres 2019 zu 


- das Arbeitslosengeld, das Teilarbeitslosengeld , das Grunde legen sein werden . Es gilt daher die Regel „Jahr 
Kurzarbeitergeld, der Zuschuss zum Arbeitsentgelt, der Antragstellung minus 2". 


das Übergangsgeld, der Gründungszuschuss nach dem (Fortsetzung im nächsten Heft) 
SGB II I sowie die übrigen Leistungen nach dem SGB III 
und den entsprechenden Programmen des Bundes und 
der Länder, soweit sie Arbeitnehmern oder Arbeitsu-


42 BTDrs. 18/9522, S. 198. 
43 So aber von Boetticher in „ Das neue Teilhaberecht", § 4 Rdnr. 159 und 164. 


Übersicht über fürsorgerechtliche Entscheidungen 
der Verwaltungs- und Sozialgerichte 


Von Wolfgang Glatze! 


Unterkunftskosten eines unter 25-jährigen im SGB II 
= Abschluss eines Vertrages über eine Unterkunft 


Sofern Personen , d ie das 25. Lebensjahr noch ni cht 
vollendet haben, umziehen , ·w erden Bedarfe für Unter-


kunft und Heizu ng für die Ze it nach einem Umzug bis zur 
Vo llendung des 25. Lebensjahres nach§ 22 Abs. 5 SGB II 
nur anerkannt, wenn der kommu nale Träger d ies vor Ab­
sch luss des Vertrages übe r die Unterkunft zugesichert 
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Zeitschrift für das Fürsorgewesen 7/2019 ~ F 
Die Festsetzung von· Beiträgen als neue Form des Einsatzes von 
Einkommen und der Einsatz von Vermögen im Eingliederungs­
hilferecht nach Teil 2 SGB IX ab dem 1.1.2020 - Ein „Beitrag 
zu den Beiträgen" nach dem Bundesteilhabegesetz - Teil 2 -


Von Stefan Gerlach (Amt Probstei in Schönberg/Holstein) 


(Fortsetzung aus Heft 6/2019) 


Vll.2 Bruttorente des Vorvorjahres 
(§ 135 Abs. 1 Alternative 2 SGB IX) 


Maßgeblich für die Ermitt lung des Beitrages nach 
§ 136 SGB IX ist gemäß§ 135 Abs. 1 Alternative 2 SGB IX 
bei Renteneinkünften die Bruttorente des Vorvorjahres. 


, Auch hier gilt die Regel „Jahr der Antragstellung minus 2" 
(vgl. Nr. Vll.1.7). 


Die vorstehenden Regelungen zur Berechnung der Ein­
kün fte (vgl. Nr. Vll.1) gelten indes nicht bei Rentenein­
künften. Hier erfolgt ein systematischer Bruch, der mög­
l icherweise durch eine etwas unglückliche Formulierung 
zu Auslegungsschwierigkeiten führen kann. So ist schon 
der Begriff der Renteneinkünfte auslegungsbedürft ig, 
weil der Gesetzgeber nicht definiert, was er unter Ren­
teneinkünften verstanden wissen will. 


Vll.2.1 Begriff der Renteneinkünfte 
(§ 135 Abs. 1 Alternative 2 SGB IX) 


Renten sind wiederkehrende Leistungen , die regelmä­
ßig auf einem einheitlichen Stammrecht beruhen und de­
ren Dauer in der Regel vom Leben einer Person abhängt. 
Die Höhe der laufenden Leistungen ist gleichbleibend. Da 
der Gesetzgeber offenkundig an die Begrifflichkeiten des 
Steuerrechts anknüpft, kommt nach meinem Dafürhal­
ten nur eine steuerrechtlich determinierte Auslegung in 
Betracht, die dazu führt, dass als Renteneinkünfte (min­
destens) diejenigen Einnahmen und Bezüge anzusehen 
sind, die aus den in § 10 Abs. 1 Nr. 2 EStG genannten 
Quellen stammen. 


Vll.2.2 Steuerrechtliche Einordnung der Renten­
einkünfte (§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 ~StG) 


Normativ gehören Renteneinkünfte grundsätzlich zu 
den sonstigen Einkünften im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 7 EStG; ausgenommen sind jedoch bestimmte Be­
triebsrenten in der Form der Direktzusage des Arbeitge­
bers und die Pensionen, da es sich bei diesen um Ein­
künfte aus nichtselbs tständiger Erwerbstätigkeit im Sin­
ne des § 19 EStG handelt (vgl. Nr. Vll.2.7). Um eine 
sachgerechte Ermittlung des Beitrags zu gewährleisten, 
müssen alle Einkünfte getrennt voneinander betrachtet 
und ermittelt werden. Dies kann jedoch nur dann erfol­
gen, wenn die besondere steuerliche Stellung der Ren­
teneinkünfte bekannt ist, da die erforderliche Abgren­
zung der einzelnen Einkünfte ansonsten nicht gelingt. 


Renteneinkünfte werden im Steuerrecht überwiegend 
als Leibrenten und andere Leistungen sowie Leistungen 
aus Altersvorsorgeverträgen bezeichnet. Dabei wird in 
die Phasen des Erwerbs der Anwartschaft (Ansparphase) 
und der Auszahlung der erworbenen Ansprüche (Aus­
zahlungsphase) unterschieden. 


Für die Auszahlungsphase der Leistungen in Form von 
(Leib-)Renten und aus Altersvorsorgeverträgen ist 


(grundsätzlich) die nachgelagerte Besteuerung vorgese­
hen. Das heißt in der Phase der Entrichtung von Beiträ­
gen an die Sozialversicherungsträger und ihnen ver­
gleichbarer Einrichtungen bzw. in der Ansparphase der 
Altersvorsorgeverträge findet eine Freistellung der Bei­
träge, Zahlungen, Erträge und Wertsteigerungen statt. Es 
fallen keine mit Kapitalertragsteuer belasteten Erträge 
an, während in der Auszahlungsphase die Leistungen 
(schrittweise) einer vollständigen nachgelagerten Be­
steuerung im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung 
zugeführt werden. Die Besteuerung der Leistungen in der 
Auszahlungsphase richtet sich danach, inwieweit die Bei­
träge in der Ansparphase steuerfrei gestellt oder geför­
dert worden sind oder durch steuerfreie Zuwendungen 
erworben worden sind . Hierfür ist zu unterscheiden, ob 
Leistungen aussch ließlich auf geförderten Altersvorsor­
gebeiträgen, zum Teil auf geförderten, zum Teil auf nicht 
geförderten Altersvorsorgebeiträgen oder ausschließlich 
auf nicht geförderten Altersvorsorgebeiträgen beruhen. 
Diese Unterscheidung ist deshalb nicht nur von akade­
mischer Bedeutung, weil in Abhängigkeit von der ge­
wählten, unter Umständen auch geförderten Form der 
Altersvorsorge und deren Auszahlung die Besteuerung 
als Renteneinkünfte oder als Einkünfte aus Kapitalver­
mögen (vgl. § 22 Nr. 5 Satz 2 Buchstaben b und c in Ver­
bindung mit§ 20 Abs. 1 Nr. 6 EStG) infrage kommt. Diese 
beiden Arten der Einkünfte unterliegen jedoch unter­
schiedlichen Einkommensgrenzen. 


Für die Besteuerung der (Leib-)Renten gilt dabei § 22 
Nr. 1 Satz 3 EStG. Die Leistungen aus Altersvorsorgever­
trägen werden nach Maßgabe des § 22 Nr. 5 Satz 1 EStG 
der nachgelagerten Besteuerung unterworfen. 


Die Leistungen aus Altersvorsorgeverträgen, die zum 
Teil auf geförderten, zum Teil auf nicht geförderten Al­
tersvorsorgebeiträgen beruhen, sind in der Auszahlungs­
phase aufzuteilen. Der Teil der Leistungen, der auf geför­
derten Altersvorsorgebeiträgen beruht, unterliegt in vol­
ler Höhe der nachgelagerten Besteuerung. 


Bei der Besteuerung des Teils der Leistungen aus Al- I' 
tersvorsorgeverträgen, die auf nicht geförderten Alters­
vorsorgebeiträgen beruhen, ist eine weitere Unterschei­
dung vorzunehmen, die ent scheidend für die. weitere 
steuerliche Beurteilung ist. Hierbei geht es um die ·Unter­
scheidung in 


- Leistungen in Form einer lebenslangen Rente oder ei­
ner Berufsunfähigkeit s-, Erwerbsminderungs- und Hin­
terbliebenenrente, 


- andere Leistungen aus zertifizierten Altersvorsorge­
verträgen, Pensionsfonds, Pensionskassen und Di rekt­
versicherungen und 


- die übrigen Leistungen. 


Beruhen die Leistungen aus Altersvorsorgeverträgen 
ausschließlich auf nicht geförderten Altersvorsorgebei­
t rägen, so ist an dieser Stelle für die steuerliche Beurtei-
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lung zu unterscheiden, in welcher Form die Auszahlung 
erfolgt (Auszahlung des Kapita ls oder Auszahlung einer 
monatl ichen Rente). Während bei der Auszahlung des 
Kapitals eine Besteuerung als Einkünf te aus Kapita lver­
mögen erfolgt, w ird die Auszahlung einer monatlichen 
Rentenleistung den sonstigen Einkünften zugerechnet. 


Vll .2.3 Leibrenten und andere Leistungen 
(§ 22 Nr. 1 Satz 3 EStG) 


Leibrenten und andere Leistungen aus der gesetz­
lichen Rentenversicherung gehören grundsätzlich zu den 
Einkünften nach § 22 Nr. 1 Satz 3 Buchstabe a Doppel­
buchstabe aa EStG, die - in Abhängigkeit vom Beginn der 
Rente - aktuell nur mit einem Anteil zwischen 50 % und 
78 % der Besteuerung unterliegen. Nur dieser steuer­
pflichtige Antei l zählt zu den steuerbaren Einkünften, 
während die Differenz zu den nicht steuerbaren Bezügen 
rechnet. Für ab dem Jahr 2020 beginnende Renten wird 
der steuerpflichtige Tei l der Rente 80 % betragen. 


Gleiches gilt für Leibrenten und andere Leistungen der 
landwirtscbaftlichen Alterskasse, der berufsständ ischen 
Versorgungseinrichtungen (§ 1 0 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a 
EStG) und aus Rentenversicherungen im Sinne des § 10 
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b EStG. 


Der Begriff der Leibrente im Sinne des§ 22 Nr. 1 Satz 3 
Buchstabe a EStG ist ein vom bürgerlichen Recht 
(§§ 759 ff. BGB) abweichender steuerrecht licher Begriff. 
Er setzt gleich bleibende Bezüge voraus, die für die Dau­
er der Lebenszeit einer Bezugsperson gezahlt werden" . 


Zu den anderen Leistungen gehören insbesondere die 
abgekürzten Leibrenten. Abgekürzte Leibrenten sind 
Leibrenten, die auf eine bestimmte Zeit beschränkt sind. 
Sie erlöschen, wenn die Person, von deren Lebenszeit sie 
abhängen, vor Ablauf der zeitlichen Begrenzung stirbt. 
überlebt die Person die zeitliche Begrenzung, so endet 
die abgekü rzte Leibrente mit ihrem Zeitablauf. Typische 
Beispiele sind die Renten wegen Erwerbsminderung sowie 
die Waisenrenten. 


Darüber hinaus rechnet das Einkommensteuerrecht in 
seinem § 22 Nr . 1 Satz 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe 
bb EStG Leistungen zu den Renteneinkünften, bei denen 
in den einzelnen Bezügen Einkünfte aus Erträgen des 
Rentenrechts entha lten sind. Die von der VBL gezahlten 
Renten gehören beispi elsweise zu dieser besonderen Art 
der Renteneinkünfte. Im Unterschied zu den Renten im 
Sinne des§ 22 Nr. 1 Satz 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe 
aa EStG unterliegen derartige Renteneinkünfte nur mit 
ihrem sogenannten Ertragsantei l der Besteuerung, sodass 
der steuerpflichtige Anteil sich - in Abhängigkeit vom Le­
bensalter des Bezugsberechtigten bei Beginn der Rente -
zw ischen 59 % und 1 % bewegt. 


Allen vorstehend genannten Einnahmen aus Renten 
ist gemein, dass diese in einen steuerpflichtigen und ei­
nen steuerfreien Teil aufgeteilt werden. Nur der steuer­
pflichtige Teil der Einnahmen geht in d ie Bemessung der 
Einkünfte ein und von diesem werden die Werbungskos­
ten abgezogen. 


Die Regelung des § 135 Abs. 1 Alt ernat ive 2 SGB IX 
kann daher nur so verstanden werden, dass es der feste 
Wille des Gesetzgebers war, die Renten nicht nur mit ih­
rem teilweise weitaus geringeren steuerpflichtigen Anteil 
an den Einkünften in die Bemessung des Beitrags einzu­
beziehen. Vielmehr wird eindeutig bestimmt, die Renten 
in Höhe ihres im Rentenbescheid ausgewiesenen Brutto­
betrages vollständig der Beitragspflicht zu unterwerfen. 
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Zu den mit dem vollen Bruttobetrag zu berücksichti­
genden Renteneinkünften im Sinne des § 22 Nr. 1 Satz 3 
EStG zählen m. E. Leibrenten und andere Leistungen aus 


a) der gesetzlichen Rentenversicherung, 


b) der landwirtschaftlichen Alterskasse, 


c) den berufsständ ischen Versorgungseinrichtungen 
(Einrichtungen, d ie den gesetzlichen Rentenversiche­
rungen vergleichbare Leistungen im Sinne des § 10 
Abs. 1 Nr. 2 Satz 1 Buchstabe a EStG für Angehörige 
fre ier Berufe, wie Ärzte, Apotheker, Arch itekten, In­
gen ieure, M itglieder des Landtags, Notare, psycholo­
gische Psychotherapeuten, Rechtsanwälte, Steuerbe­
rater, Tierärzte, Wirtschaftsprüfer und Zahnärzte er­
bringen)'', 


d) Rentenversicherungen zum Aufbau einer eigenen ka­
pi ta lgedeckten Altersversorgu ng, wenn der Vertrag 
nur die Zahlung einer monatlichen, auf das Leben des 
Steuerpflichtigen bezogenen lebenslangen Leibrente 
nicht vor Vo llendung des 62. Lebensjahres oder zu­
sätzlich die ergänzende Absicherung des Eintritts der 
Berufsunfähigkeit (Berufsunfähigkeitsrente), der ver­
minderten Erwerbsfähigkeit (Erwerbsminderungsren­
te) oder von Hinterbliebenen (Hinterbliebenenrente) 
vorsieht (§ 1 o Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b Doppelbuch­
stabe c;ia EStG) und 


e) Rentenversicherungen für eine Absicherung gegen 
den Eintri tt der Berufsunfähigke it oder der vermin­
derten Erwerbsfähigkeit (Versicherungsfall), wenn der 
Vertrag nur die Zahlung einer monatlichen, auf das Le­
ben des Steuerpfl ichtigen bezogenen lebenslangen 
Leibrente für einen Versicherungsfall vorsieht, der bis 
zur Vollendung des 67. Lebensjahres eingetreten ist 
(§ 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb 
EStG). 


Vll .2.4 Leistungen aus Altersvorsorgeverträgen, 
Pensionsfonds, Pensionskassen und Direkt­
versicherungen (§ 22 Nr. 5 EStG) 


Darüber hinaus sind nach me inem Dafürhalten auch 
die Leistungen nach § 22 Nr. 5 EStG als Ren teneinkünfte 
zu qualifizieren. Hierbei handelt es sich um Leistungen 
aus 


a) Altersvorsorgeverträgen, 


b) Pensionsfonds, 


c) Pensionskassen und 


d) Direktversicherungen 


Diese Ansicht wird gestützt durch§ 22 a Abs. 1 Satz 1 t' 
Nr. 2 EStG, der. die Pensionskassen, die Pensionsfonds, 
die Versicherungsunternehmen, die Unternehmen, die 
Verträge im Sinne des§ 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b EStG 
anbieten , dazu verpflichtet, eine Rentenbezugsmittei­
lung an die zentrale Stelle zu übermitteln. Von der Mit­
te ilungspflicht sind die in § 22 Nr. 1 Satz 3 Buchstabe a 
Doppelbuchstabe aa und bb sowie Nr. 5 EStG erfasst. Die­
se Einkünfte wertet der Gesetzgeber als Renteneinkünfte 
- anderenfalls könnte er die Leistungserbringer nicht zur 
Übermittlung einer Rentenbezugsmitteilung verpflich­
ten. Auch die in § 22 Nr. 5 EStG genannten Rentenein-. 
kün f te werden im Einkommensteuerbescheid nicht 
zwangs läufig mit ihrem Bruttobetrag ausgewiesen. 


44 BFH 15.7 . 1991 - BSlßl 199211 S. 78; Abschni11 H 22.J ES1M 2017. 
45 Anwendungsschreiben des ßMf vom 8.7.2014 - 8S18I. 2011, 1 S. 1098. 
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Vll.2.5 Praktische Hilfsmittel 


Die Einordnung der Renteneinkünfte ist mittlerweile 
derart kompliziert, dass in Zweifelsfällen das örtlich zu­
ständige Finanzamt um Hilfe gebeten werden sollte, um 
eine sachgerechte Entscheidung t reffen zu können. Ei­
nen guten Überblick über die steuerrechtliche Behand­
lung von Renten bietet die Broschüre „Besteuerung von 
Alterseinkünften" des BMF (Stand Juli 2017)46 sowie das 
BMF-Schreiben vom 6.12.2017 zur steuerlichen Förde­
rung der betrieblichen Altersversorgung" . Darüber hi­
naus ist es hilfreich, sich regelmäßig auf der Website des 
BMF über neuere Entwicklungen im Einkommensteuer­
recht zu informieren. Die Praxis sollte darauf achten, das 
Vorhandensein von sonstigen Einkünften regelhaft zum 
Anlass zu nehmen, den Bezug von Renteneinkünften zu 
prüfen und entsprechende Belege in Form von Renten­
bescheiden und vergleichbaren Bezugsmitteilungen zu 
fordern. 


Vll.2.6 Weitere Einkünfte neben den Renten­
einkünften 


Sofern neben den Renteneinkünften noch weitere 
steuerpfl icht ige Einkünfte bezogen werden, sind diese 
weiteren Einkünfte aus dem Einkommensteuerbescheid 
zu entnehmen. Sofern im Einkommensteuerbescheid 
sonstige Einkünfte auftauchen, ist darauf zu achten, 
dass die sonstigen Einkünfte höchstwahrscheinlich aus 
Renten stammen; in einem solchen Fall wird die Summe 
der Einkünfte ohne die sonstigen Einkünfte in Form von 
Renteneinkünften gebildet. Dieser Summe sind dann die 
Renteneinkünfte in· Höhe der Bruttorenten hinzuzurech­
nen. Auch bei Renteneinkünften sind diejenigen des Vor­
vorjahres zu berücksichtigen. 


Vll.2.7 Behandlung von direkt zugesagten Betriebs­
renten und Pensionen 


Die m. E. steuerlich determinierte Auslegung führt bei 
bestimmten Betriebsrenten, die im Wege der Direktzu­
sage durch den ehemaligen Arbeitgeber gezahlt werden, 
und den Pensionen zu einer Ungleichbehandlung der 
Renteneinkünfte (vgl. Berechnungsbeispiel unter Nr. 
Vlll.5). Die Einnahmen der genannten Betriebsrentner 
und der Pensionäre werden nämlich steuerrechtl ich als 
Einkünfte aus nichtselbstständ iger Arbeit gemäß § 19 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Abs. 2 EStG behandelt (Versor­
gungsbezüge), sodass hierfür eine günst igere Einkom­
mensgrenze anzusetzen ist, da es sich steuerrechtlich 
nicht um Renteneinkünfte handelt (vgl. Nr. Vlll.4). 


Beamtenrechtliche Pensionen werden auf der Grund­
lage des§ 19 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 EStG als Einkünfte aus 
nichtselbstständiger Arbeit in der Sonderform der Ver­
sorgungsbezüge behandelt. Gleiches gilt nach§ 19 Abs. 2 
Satz 2 Nr. 2 EStG für Bezüge und Vorteile aus früheren 
Dienstleistungen wegen Erreichens einer Altersgrenze, 
verminderter Erwerbsfähigkeit oder Hinterbliebenenbe­
züge. Dies sind in erster Linie die im Wege der Direktzu- · 
sage gezahlten Betriebsrenten (§ 1 Betriebsrentengesetz), 
die vom ehemaligen Arbeitgeber ohne Einschaltung einer 
leistungserbringenden Institution (Pensionsfond, Pensi­
onskasse, Direktversicherung) unmittelbar an ehemalige 
Arbeitnehmer ausgezahlt werden. Von diesen sogenann­
ten Versorgungsbezügen bleiben überdies ein nach einem 
Prozentsatz ermittelter, auf einen Höchstbetrag be­
grenzter Betrag (Versorgungsfreibetrag) und ein Zuschlag 
zum Versorgungsfreibetrag steuerfrei(§ 19 Abs. 2 Satz 1 
EStG). Der steuerfreie Teil dieser Einnahmen gehört also 
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nicht zu den Einkünften, die in die Festsetzung des Bei­
trages einfließen. 


Vll.3 Abweichung zu den Einkünften des Vorvor­
jahres (§ 135 Abs. 2 SGB IX) 


Wenn zum Zeitpunkt der Leistungsgewährung eine er­
hebliche Abweichung zu den Einkünften des Vorvorjah­
res besteht, sind gemäß § 135 Abs. 2 SGB IX die voraus­
sichtlichen Jahreseinkünfte des laufenden Jahres im Sin­
ne des § 135 Abs. 1 SGB IX (vgl. Nr. Vll.2) zu ermitteln 
und zugrunde zu legen. 


Die Anknüpfung an das Vorvorjahr kann dazu führen, 
dass zwischenzeitlich durch eine erhebliche Einkom­
mensveränderung ein unzutreffender Beitrag gefordert 
würde. Dies ist z. B. bei Arbeitslosigkeit, bei Rentenbe­
ginn oder bei einem Wechsel des Arbeitsverhältnisses 
von Vollzeit- in Tei lzeitbeschäftigung, aber auch bei der 
erstmaligen Aufnahme einer Beschäftigung denkbar. In 
diesen Fällen ist eine Einkommensermittlung des aktuel­
len Jahres entsprechend der Regelung des § 135 Abs. 1 
SGB IX durchzuführen. Nicht erfasst werden sollen je­
doch reine Veränderungen bzw. Schwankungen des Ein­
kommens bei unveränderter Beschäftigungssituation" . 


Auch diese Vorschrift lässt den Rechtsanwender mit 
erheblichen Auslegungsschwierigkeiten zurück. Den Ge­
setzesmaterialien ist zu entnehmen, dass nicht jede Än­
derung in den wirt schaftlichen Verhältnissen, die zu ei­
ner Änderung des zu berücksichtigenden Einkommens 
führt, auch zu einer Änderung des Beitrags führen sol l. 
Der Gesetzgeber stellt vielmehr auf eine erhebliche Ab­
weichung zu den Einkünften des Vorvorjahres ab, sofern 
diese erhebliche Abweichung im Zeitpunkt der Leis­
t ungsgewährung vorliegt. 


Vll.3.1 Erheblichkeit der Änderung 
(§ 135 Abs. 2 SGB IX) 


Bedauerlicherweise bleibt der Gesetzgeber die Ant­
wort darauf schuldig, was als erhebliche Abweichung zu 
den Einkünften des Vorvorjahres zu verstehen sein soll. 
Der Hinweis darauf, dass reine Veränderungen bzw. 
Schwankungen des Einkommens bei einer unveränderten 
Beschäftigungssituation nicht zu einer Änderung des Bei­
trags führen sollen, hilft nicht wirklich weiter. 


Die Praxis wird deshalb Maßstäbe definieren müssen, 
ab wann eine Änderung in den \f\/ irtschaftlichen Verhält­
nissen die Schwelle der Erheblichkeit überschreitet. Die 
rechtsprechende Gewalt wird ohne Frage ebenfalls sol­
che Maßstäbe entwickeln müssen, die sich wahrschein-
lich von denen der Praxis unterscheiden werden. ,' 


Einen Anhaltspunkt für die Erhebl ichkeit einer Ände­
rung in den wirtschaftlichen Verhältnissen kann aus ei­
nem and_eren Teil des Sozialrechts gewonnen werden, der 
mit seiner Bestimmung des relevanten Einkommens eben­
falls an das Steuerrecht anknüpft. Die Rede ist vom 
Wohngeldrecht. Nach§ 27 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und Abs. 2 
Satz 1 Nr. 3 WoGG wird über die Bewilligung des Wohn­
geldes erneut entschieden, wenn sich das Gesamtein­
kommen um mehr als 15 % verringert oder um mehr als 
15 % erhöht und die Verringerung bzw. Erhöhung zu ei-


46 https://www.bundesfinanzministcrium.de/Content/OE/Oownloads/Broschueren_ 
Bestellscrvice/2017-08-24-Bestcuerung_von_Al terscinkucnften.html (25. J. 2019). 


4 7 ht t ps ://www. bundcsf inan zm in i s te ri um .d c/Cont cnt/D E/Down loads/BMF _Schrei ­
ben/Steuerarten/Einkommens teuer/2017-12-2 1-Steuerliche-Foerderung-pr ivaten­
Altersvorsorge.hlml (25. J. 2019). 


48 BTDrs. 18/9522, S. 302. 
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ner Veränderung des Wohngeldanspruches führt (Erhö­
hung, Minderung, Wegfall). 


Auch unter der Geltung des mit Ablauf des 
31. 12. 2004 auß~r Kraft getretenen Grundsicherungsge­
setzes (GSiG), welches der Vorläufer des Vierten Kapi te ls 
SGB XII war, hatte die Praxis viel fach unter Bezugnahme 
auf§ 3 Abs. 1 Nr. 1 GSiG in Verbindung mit§ 6 GSiG und 
§ 48 SGB X die Notwendigkeit zum Er lass eines Ände­
rungsbescheides nur dann gesehen, wenn sich der Bedarf 
oder das zu berücksichtigende Einkommen um mehr als 
15 % des angesetzten Regelbedarfs verändert hatten. 


Da die im Rahmen des neuen Rehabi litationsrechts zur 
Anwendung gelangenden Einkommensgrenzen so ausge­
staltet sind, dass sie die Existenz mehr als großzügig si­
chern , besteht auch aus verfassungsrechtlicher Sicht kei­
ne Notwendigkeit, schon geringfügige Änderungen zum 
Anlass zu nehmen, die Höhe des Beitrags neu zu berech­
nen. Die Deckung des notwendigen Lebensunterhalts 
einerseits sowie des fachlich bezogenen Bedarfs an Ein­
gliederungsleistungen andererseits bleibt auch dann ge­
währleistet, wenn durch die Veränderung des Einkom­
mens ein höherer Beitrag gefordert wird, als dies unter 
Berücksichtigung der Veränderung angezeigt wäre. Da 
Empfänger von Transferleistungen zur Sicherung des Le­
bensunterhalts ohneh in Beitragsfreiheit genießen (vgl. 
Nr. V.l) , ist eine Gefährdung des soziokulturellen Exis- · 
tenzrninirnurns ausgeschlossen. 


Vor diesem Hintergrund plädiere ich dafür, eine Ver­
änderung des maßgeblichen Einkommens innerhalb eines 
Kalenderjahres nur dann zu berücksichtigen, wenn diese 
Veränderung mehr als 15 %, bezogen auf die Summe der 
Einkünfte bzw. der Renteneinkünfte im Sinne des § 135 
Abs. 1 SGB IX, beträgt. 


Vll.3.2 Mitwirkung der antragstellenden Person 
(§§ 60 ff. SGB 1) 


Sofern sich im Vergleich zum Zeitpunkt der Antrag­
stellung die Summe der Einkünfte aufgrund von Än­
derungen der wirtschaftlichen oder persönlichen 
Verhältnisse erheblich verändert hat, ist vorn Träger der 
Eingliederungshilfe nach§ 135 Abs. 2 SGB IX das voraus­
sichtliche Jahreseinkommen zu ermitteln . Die antrag­
stellende Person hat im Rahmen ihrer Mitwirkungs­
pfl ichten nach § 60 SGB I alle für die Entscheidung über 
den Sachverhalt relevanten Tatsachen anzugeben und 
die entsprechenden Beweismittel vorzulegen. Sofern sich 
eine im oben dargelegten Sinne wesentliche Änderung 
ergeben haben sollte, ist die Summe der Einkünfte nach 
Maßgabe der steuerrechtlichen Vorschriften für das ak­
tuelle Jahr durch den Träger der Eingliederungshi l fe zu 
prognostizieren. 


Aufgrund der pauschalen Betrachtungsweise findet 
kein nachträglicher Ausgleich stat t, weder in Form von 
Erstattung zu viel entrichteter Beiträge bei gesunkenem 
Einkommen noch durch Nacherhebung bei gestiegenen 
Einkommen", sofern sich die Prognose als unrichtig er­
weisen sollte und auf wa hrheitsgemäßen Angaben be­
ruhte. 


Vll .3.3 Ermittlung des voraussichtlichen Einkom­
mens für die Prognoseentscheidung 
(§ 135 Abs. 2 SGB IX) 


Die Ermittlung des für den Beitrag relevanten Einkom­
mens (ausgenommen Renteneinkünfte) läuft schematisch 
in folgenden Stufen ab: 
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- Feststellung der voraussichtlichen Einnahmen (Brutto­
einnahmen) des betreffenden Kalenderjahres einer 
Person, 


- Feststellung der steuerfreien und der steuerpflichtigen 
Einnahmen (ggf. im Wege der Aufspaltung i'n einen 
steuerpflichtigen und einen steuerfreien Teil), 


- Zuordnung der steuerpflichtigen Einnahmen zu einer 
Einkunftsart im Sinne des § 2 Abs. 1 EStG, 


- Feststellung der Werbungskosten oder Betriebsausga­
ben für die jewei lige Einkunftsart, 


- Abzug der Werbungskosten oder Betriebsausgaben bei 
der jeweils relevanten Einkunftsart und 


- Summierung der einzelnen Einkünfte zur „Summe der 
Einkünfte" 


Vll.3.4 Berechnungsbeispiel für eine Prognose 
(§ 135 Abs. 2 SGB IX) 


Beispiel 


Für das minderjährige Kind KT ist der durch die ver­
heirateten Eltern M und V im Jahr 2020 zu entrichtende 
Beitrag zu berechnen und festzusetzen. Nach der Grund­
regel des§ 135 Abs. 1 SGB IX wäre daher auf die Summe 
der Einkünfte des Jahres 2018 abzustellen (vgl. Nr. V/1.1). 
Im Jahr 2018 erzielte M laut Einkommensteuerbescheid 
Einkünfte aus einer nichtselbstständigen Erwerbstätig­
keit im Sinne des § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG (sozial­
versicherungspflichtige Beschäftigung) in Höhe von 
44 000 €. V war im gesamten Jah r 2018 arbeitslos und er­
hielt Arbeitslosengeld nach dem SGB III in Höhe von 45 € 
je Kalendertag. Daneben bezog M durch die Familienkas­
se das Kindergeld für die zwei Kinder KT und KZ, die beide 
im Haushalt der Eltern leben. Im Rahmen der Antragstel­
lung wird bekannt, dass sich eine Veränderung des zu be­
rücksichtigenden Einkommens ergeben haben könnte, 
weil V im Jahr 2019 eine Beschäftigung aufgenommen 
hat. Die Behörde des Trägers der Eingliederungshilfe er­
mittelt daher in Übereinstimmung mit§ 135 Abs. z SGB IX 
das voraussichtliche Einkommen im Jahr der Antragstel­
lung, also des Jahres 2020, innerhalb dessen Verlauf Leis­
tungen zu erbringen sein werden. Die wirtschaftlichen 
Verhältnisse des Jahres 2020 stellen sich wie folgt dar: 


M erzielt Bruttoeinnahmen in Höhe von 3 600 € monat­
lich. Sie hat einen tarifrechtlichen Anspruch auf zwei Son­
derzahlungen in Form von Weihnachtsgeld, das mit 3 600 € 
anzusetzen ist, und von Urlaubsgeld in Höhe von 1 000 €. 
Da ihre Arbeitsstätte in unmittelbarer Nähe der Wohnung 
gelegen ist, macht sie keine Werbungskosten durch Ein­
zelnachweis geltend. Die Einnahmen belaufen sich auf!' 
47 800 €. Von diesen Einnahmen wird die Werbungskos­
tenpauschale für Einkünfte aus nichtselbstständiger Er­
werbstätigkeit in Höhe von 1 000 € abgezogen (§ 9 a 
Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a EStG - vgl. Nr. V/1.1 .4), sodass sich 
ihre Einkünfte aus dieser Quelle auf 46 800 € belaufen. 


V erzielt monatliche Bruttoeinnahmen in Höhe von 
2 900 € und unterliegt damit ebenfalls der Sozialver­
sicherungspflicht. Er hat einen arbeitsvertraglich verein­
barten Anspruch auf eine Sonderzahlung in Höhe von 
2 ooo € sowie 30 Tage Urlaub pro Jahr. Seine Arbeitsstät­
te sucht er an 5 Tagen in der Woche mit dem privaten 
Pkw auf Die einfache Strecke beträgt 45 km. Die Einnah­
men aus nichtselbstständiger Erwerbstätigkeit betragen 


49 von ßoetticher in "Das neue Teilhaberccht", § 4 Rdnr. 160. 
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somit 36 800 €. Von diesen Einnahmen sind Werbungs­
kosten in Form der Entfernungspauschale abzuziehen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 EStG - vgl. Nr. Vll.1.4). Bei einer 5-Tage­
Woche ergeben sich 260 Arbeitstage (52 Wochen x 5 Tage). 
Bei 30 Tagen Urlaub wird die Arbeitsstätte bei typisieren­
der Betrachtung also an 230 Arbeitstagen aufgesucht, so­
dass eine Entfernungspauschale von 3 105 € zu berück­
sichtigen ist (230 Arbeitstage x 45 km einfache Entfer­
nung Wohnung/Arbeitsstätte x 0,30 €). Die Einkünfte aus 
nichtselbstständiger Erwerbstätigkeit betragen bei ihm 
33 695 €. 


Im Jahr 2000, also weit vor der Finanzkrise, hatten M 
und V gemeinsam einen Geldbetrag von 50 000 € in eine 
langfristige Unternehmensanleihe investiert, die am Ende 
der Laufzeit im Jahr 2020 eine Verzinsung von 5 602 € ab­
wirft und zusammen mit dem Kapital zurückgezahlt 
wird. Bei diesen Zinsen handelt es sich um Einkünfte' aus 
Kapitalvermögen im Sinne des§ 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG. Von 
ihnen wird der Sparer-Freibetrag gemäß §·Zo Abs. 9 
Satz 2 EStG für zusammen veranlagte Ehegatten in Höhe 
von 1 602 € abgezogen (vgl. Nr. Vll.1), sodass sich Ein­
künfte aus Kapitalvermögen in Höhe von 4 000 € erge­
ben, die jeweils hälftig auf die beiden Anleger aufgeteilt 
werden. 


Die Summe der Einkünfte der M beträgt damit 
48 800 € (46 800 € aus nichtselbstständiger Erwerbstätig­
keit+ z ooo € aus Kapitalvermögen), während die des V 
35 695 € beträgt (33 695 € aus nichtselbstständiger 
Erwerbstätigkeit+ Z 000 € aus Kapitalvermögen). Das zu 
berücksichtigende Einkommen beider Eltern beläuft sich 
damit auf 84 495 €. Das Kindergeld rechnet als Steuer­
vergütung(§ 31 Satz 3 EStG) nicht zu den Einkünften und 
damit auch nicht zum Einkommen. 


Diese Veränderung des Einkommens von 2018 gegen­
über 2020 ist auch wesentlich. Dies folgt zunächst aus ei­
ner Änderung der Beschäftigungssituation des V. Sie ist 
aber auch im Hinblick auf die Grenze der Erheblichkeit in 
analoger Anwendung der wohngeldrechtlichen Vor­
schriften bedeutsam, weil sich das Einkommen um mehr 
als 15 % erhöht hat. Die Summe der Einkünfte von M be­
lief sich im Jahr 2018 auf 44 ooo €. V hatte dagegen Ein­
nahmen aus Arbeitslosengeld von 16 zoo€ (360 Kalen­
dertage x 45 € - vgl. § 154 Satz z SGB III). Dieses Arbeits­
losengeld ist nach§ 3 Nr. 2 Buchstabe a EStG jedoch eine 
steuerfreie Einnahme, die nicht in die Bemessung der Ein­
künfte einfließt und somit bei der Berechnung des nach 
eingliederungshilferechtlichen Vorschriften zu ermitteln­
den Einkommens vollkommen außen vor bleibt. Im Sinne 
des § 135 Abs. 1 SGB IX ist es nicht existent (vgl. Nr. 
Vll.1.6). 


An dieser Einordnung ändert auch die Tatsache, dass 
das Arbeitslosengeld nach Maßgabe des § 32 b Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a EStG dem Progressionsvorbehalt 
unterliegt, nichts. Hat ein zeitweise oder während des ge­
samten Veranlagungszeitraums unbeschränkt Steuer­
pflichtiger Arbeitslosengeld nach dem SGB III bezogen, so 
ist nach dieser Vorschrift auf das nach§ 32 a A]Js. 1 EStG 
zu versteuernde Einkommen (,, Tarifformel" für die Ein­
kommensteuer) lediglich ein besonderer Steuersatz anzu­
wenden, dessen Modalitäten sich aus§ 32 b Abs. 2 EStG 
ergeben. Die Steuerfreiheit derartiger Einnahmen wird 
dadurch nicht berührt. 


Das maßgebliche Einkommen für das Jahr 2018 be­
steht somit ausschließlich aus der Summe der Einkünfte 
von M und beträgt damit 44 000 €. 15 % von 44 000 € 
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sind 6 600 €, sodass die Schwelle der Erheblichkeit spä­
testens bei mehr als 50 600 € anzusetzen sein wird. Dem­
gegenüber wird sich das voraussichtliche Einkommen 
nach der vorstehenden Berechnung auf 84 495 € belau­
fen, sodass dieser Betrag der Berechnung und Festsetzung 
des Beitrags zu Grunde zu legen ist. · 


VIII Überschreiten von Einkommensgrenzen 
als Voraussetzung für eine Beitragspflicht 


(§ 136 Abs. 1 SGB IX) 
überschreitet das Einkommen der antragstel lenden 


Person oder das gemeinsame Einkommen der Einsatzge­
meinschaft (vgl. Nr. VI) die in § 136 Abs. 2 SGB IX ge­
nannten Einkommensgrenzen, ist ein Beitrag zu den Kos­
ten der fachlichen Maßnahme aufzubringen, dessen 
Höhe sich nach§ 137 SGB IX bestimmt. 


Vlll.1 Bezugsgröße nach§ 18 Abs. 1 SGB IV als 
wesentliches Rechenparameter 
(§ 136 Abs. 2 SGB IX) 


Die Pflicht, einen Beitrag aufzubringen, beginnt bei ei­
nem Betrag, der oberhalb der bisherigen Einkommens­
grenze nach dem SGB XII liegt. Je nach Situation der 
steuerlichen und abgaberechtlichen Position des Leis­
tungsbeziehers werden unterschiedliche Ausgangsbeträ­
ge berücksicht igt. Maßgebend ist das „überwiegend" , 
damit die Zuordnung des Betrages nach der Hauptein­
kommensquel le erfolgt und nicht z. B. geringfügige Ne­
beneinkünfte zu einer unzutreffenden Zuordnung füh­
ren. Dabei erfolgt durch einen vergleichsweise höheren 
Grundfreibetrag nach Nr. 1 und 2 im Vergle ich zu Nr. 3 
eine Privilegierung des Erwerbseinkommens im Vergleich 


· zu anderen Einkünften. So soll auch ein Anreiz geschaf­
fen werden, trotz der bestehenden Behinderung eine Er­
werbstätigkeit aufzunehmen. 


Durch die Bezugnahme auf die jährliche Bezugsgröße 
nach § 18 Abs. 1 SGB IV ist sichergestellt, dass ein bun­
deseinheitlich gleicher Betrag als Maßstab gilt. Eine Zu­
grundelegung der jährlichen Bezugsgröße nach Abs. 2 
des § 18 SGB IV (Sozialversicherungsbezugsgröße Ost) ist 
ausdrücklich nicht vorgesehen. 


Die in § 136 Abs. 2 SGB IX genannten Beträge stellen 
sicher, dass die Leistungsberec_htigten nicht nur ihren Le­
bensunterhalt bestreiten können, sondern ihnen die Auf­
rechterhaltung einer angemessenen Lebensführung er­
möglicht w ird'0 • 


Die Vorschrif t des§ 18 SGB IV regelt für alle Sozialver­
sicherungszweige und die Arbeitsförderung die Bezugs- (' 
größe, soweit nicht in Spezialnormen Abweichendes ge­
regelt ist (§ 1 Abs. 3 SGB IV). Die Norm findet Anwendung 
bei der Beitragsberechnung und Leistungsbemessung 
(Festsetzung). Der Gesetzgeber verfolgt mit§ 18 SGB IV 
eine einheitliche Bezugsgröße für d ie Sozialvers icherung; 
dies dient der Übersichtlichkeit und Verwaltungsverein­
fachung. Die Bezugsgröße wird nach § 17 Abs. 2 Satz 1 
SGB IV vom BMAS im Voraus für jedes Kalenderjahr 
durch Rechtsverordnung mit Zust immung des Bundesra-
tes bestimmt. Sie wird jährlich mit der Verordnung über 
maßgebende Rechengrößen in der Sozialversicherung 
(Sozialvers iche ru ngs-Rechengröße nverord n u ng) veröf­
fentlicht (vgl. § 17 Abs. 2 SGB IV) . Dabei w ird auf das 
Durchschnittsentgelr der Versicherten im Sinne der ge-


50 BTDrs. 18/9522. S. , 02. 
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set zlichen Rentenversicherung (§ 69 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 
SGB VI) zurückgegriffen" . Akt uell gilt die Sozialversiche­
rungs-Rechengrößenverordnung 2019 vom 27. 11 . 2018" . 
Diese legt mit ihrem § 2 Abs. 1 die für das Eingliede­
rungshil ferecht einschlägige Bezugsgröße nach § 18 
Abs. 1 SGB IV für das Jahr 2019 auf 37 380 € jährlich bzw. 
3 11 5 € monatlich fest. Bei Redaktionssch luss stand die 
Höhe der Bezugsgröße fü r das Jahr 2920 noch nicht fest, 
sodass in allen Beispielen und Tabellen diejenige des lah­
res 2019 verwendet wird. Mit einer Veröffentlichung des 
Wertes fü r 2020 ist erst im November 2019 zu rechnen. 


Vlll .2 Staffelung nach den überwiegenden Einkünften 
(§ 136 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 SGB IX) 


Welcher Prozentsatz auf der Basis des § 136 Abs. 2 
Nr. 1 bis 3 SGB IX konkret zur Anwendung gelangt, hängt 
von der Art der erzielten Einnahmen ab. Sofern die Ein­
nahmen zu Einkünften führen und aus verschiedenen 
Einkunftsarten erzielt werden, kommt es anges ichts des 
Wortes „überwiegend" im einleitenden Satztei l des§ 136 
Abs. 2 SGB IX darauf an, bei welchen Einkünften (Ein­
nahmen abzüglich Werbungskosten bzw. Betriebsausga­
ben) der höchste Betrag zu verzeichnen ist. Es kommt da­
gegen nicht darauf an, bei welcher Einnahme der höchs­
te Bruttobetrag anfä llt: nur bei den Renteneinkünften 
kommt es auf den Betrag der Einnahmen an, da d iese mit 
ihrem Bruttobetrag anzusetzen sind. Der höhere Pro­
zentsa tz von 85 % gegenüber demjenigen von 75 % ist so 
zu erklären , dass dadurch der Abzug der Sozialversiche­
rungsbeiträge bzw .. bei Selbstständigen der Abzug der 
Aufwendungen zur Risikovorsorge ausgegli chen w ird . 
Demgegenüber ist der Prozentsatz bei Renteneinkünften 
mit 60 % deutlich herabgesetzt. Dies soll dem Ziel ge­
schuldet sein , einen Anreiz dafür zu setzen, trotz einer 
Behinderung erwerbstätig zu sein" . 


Vlll.3 Einkommensgrenze für Einkommen aus einer 
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung 
oder selbstständigen Tätigkeit 
(§ 136 Abs. 2 Nr. 1 SGB IX) 


Ein Beitrag zu den Aufwendungen ist nach § 136 
Abs. 2 Nr. 1 SGB IX aufzubringen, wenn das Einkommen 
im Sinne des § 135 SGB IX überwiegend aus einer sozial­
versicherungspflicht igen Beschäftigung oder selbststän­
digen Tätigkeit erzielt w ird und 85 % der jährlichen Be­
zugsgröße nach § 18 Abs. 1 SGB IV übersteigt. 


Vlll.3.1 Sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 
(§ 7 SGB IV) 


Die Anwendung des § 136 Abs. 2 Nr. 1 Alternative 1 
SGB IX setzt eine sozialversicherungspflicht ige Beschäf­
t igung voraus. Beschäftigung ist nach der Legaldefinition 
des § 7 Abs. 1 Satz 1 SGB IV die nichtselbstständige Ar­
beit, insbesondere in einem Arbeitsverhältnis. Anha lts­
punkte für eine Beschäft igung sind eine Tätigkeit nach 
Weisungen und eine Eingliederung in die Arbeitsorgani­
sat ion des Weisungsgebers (§ 7 Abs. 1 Satz 2 SGB IV). 


Das Beschäftigungsverhäl tnis ist damit in erster Linie 
ein zweiseitiges Rechtsverhältnis im Sinne eines Arbeits­
verhältnisses. Zu den wesent lichen Merkmalen gehört 
die freiwi llige Arbeit aufgru nd ei nes privatrechtlichen 
Vertrages und d ie damit verbundene persönl iche Abhän­
gigkeit von einem Arbeitgeber in Bezug auf Zeit, Dauer 
und Ort der Arbeitsausführung, sowie die Weisungsge­
bundenheit (Direkt ion srecht) und die Eingliederung in 
die Arbeitsorganisation des Weisungsgebers. 
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Abhängigkeit als nichtselbstständige Beschäftigung im 
Sinne des§ 7 Abs. 1 SGB IV l iegt dann vor, wenn diese Be­
schäftigung in einem Arbeitsverhältnis ausgeübt w ird . 
Bei einem Arbeitsverhältnis handelt es sich unter Be­
rücksichtigung des Arbeitsrechts in der Bundesrepublik 
Deut schland um einen privatrechtlichen Vertrag. Durch 
ihn wird ein „Dauerschuldverhältnis" begründet, das ei­
nerseits die Verpflichtung zur Erbringung von abhängi­
ger und weisungsgebundener Arbeits leistung beinhaltet, 
andererseits aber auch die Zahlung eines Entgeltes für 
die erbrachte Arbeits leistung vorsieht. Arbeitsverhältnis 
mein t dabei nicht den sozialrechtlichen Begriff des Be­
schäftigungsverhältnisses. Ein solches Beschäftigungs­
verhältnis liegt aber auch dann vor, wenn es sich um eine 
versicherungsfreie Beschäftigung handelt, wie sie bei Be­
amten und Richtern vorhanden ist. Es kommt daher 
nicht auf die Zahlung von Versicherungsbeiträgen zur 
Sozialvers icherung sondern auf das Vorliegen eines pri­
vatrechtl ichen Vertrages an (Arbeitsvertrag, Dienstver­
trag)" . 


Als Beschäftigung gilt gemäß § 7 Abs. 2 SGB IV auch 
der Erwerb berufl icher Kenntnisse, Fertigkeiten oder Er­
fahr ungen im Rahmen betrieblicher Berufsbildung. Maß­
gebende Rechtsnorm für die Definition des Begriffs des 
Erwerbs berufli cher Kenntnisse, Fertigkeiten oder Erfah­
rungen im Rahmen betrieblicher Berufsausbildung ist das 
Berufsbil_dungsgesetz {BBiG). Unter Berufsbi ldung ver­
steht das BBiG die Berufsausbildung, die berufliche Fort­
bildung sowie die berufl iche Umschulung (§ 1 Abs. 1 
BBiG). Sie soll in Betrieben der Wirtschaft, in vergleich-


• baren Einrichtungen außerhalb der Wirtschaft, insbe­
sondere des öffentlichen Dienstes, der Angehörigen der 
freien Berufe und in Haushalten durchgeführt werden 
(§ 1 Abs. 5 BBiG). Sie grenzt sich insoweit von der schu li­
schen Berufsausbildung ab" . Als Beschäftigte sind daher 
auch die Auszubildenden anzusehen. 


Die Definition der Beschäftigung als - zumindest im 
Wesentlichen - ;,nichtselbstständige Arbeit" führt dazu, 
dass innerhalb eines Beschäftigungsverhältnisses Ein­
künfte aus nichtselbstst ändiger Arbei t gemäß § 2 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 4 EStG und§ 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG erzielt 
werden. 


Obwohl Pensionen und im Wege der Direktzusage 
vom ehemaligen Arbeitgeber gezahlte Betriebsrenten 
ebenfalls Einkünfte aus nichtselbstständ iger Arbeit dar­
stellen (vgl. Nr. Vll.2.7), unterfallen diese Einkünfte den­
noch nicht der Regelung des§ 136 Abs. 2 Nr. 1 SGB IX, da 
es bei ihnen auf jeden Fall an Tätigkeiten nach Weisun­
gen und eine Eingliederung in die Arbeitsorganisatiory 
des Weisungsgebers feh lt. 


Zu der Beschäft igung muss darüber hinaus noch die 
Sozialvers icherungspflicht hinzutreten. Die Säulen der 
Sozialversicherung sind die Renten-, Kranken-, Unfa ll- , 
Pflege- und Arbeitslosenversicherung. Diese werden in 
den besonderen Tei len des SGB, nämlich im 


SGB III {Arbeitsförderung), 


- SGB V (gesetzliche Krankenversicherung), 


SGB VI (gesetzliche Rentenversicherung), 


51 Bigge in Eichenhofer/Wenner (2. Auflage 20 17), Rdnr. 1 rr. zu§ 18 SGB IV. 
52 ßGßl. 1 S. 2024. 
5) von ßoet1icher in . Das neue Teilhaberechl" , § 4 Rdnr. 168, der jedoch zur Be­


st immung des „überwiegendN auf den höchsten Bruttobetrag der Einnahmen und 
nich1 den höchsten Bet rag der Einkünfte abstellt . 


54 Dankehnann in Eichenho fer/Wcnner (2. Auflage 2017), Rdnr. 20 f. zu§ 7 SGB IV. 
55 Dankclmann in Eiche11hofer/Wcn11er (2. Auflage 201 7), Rdnr. 81 zu§ 7 SGB IV. 







Zeitschrift für das Fürsorgewesen 


- SGB VII (gesetzliche Unfallversicherung) und 


- SGB XI (soziale Pflegeversicherung) 


einzeln normiert. Der die Sozialversicherung charak­
terisierende Zweck ist das soziale Risiko. Dabei weist das 
deutsche Recht die Besonderheit auf, die Pflegebedürf­
tigkeit neben der Krankheit als ein eigenes soziales Risi­
ko zu begreifen. Eine systematische Doppelrolle nimmt 
die Arbeitslosenversicherung ein. Sie ist einerseits Zweig 
der Sozialversicherung (§ 1 Abs. 2 SGB 111) und gehört 
aber in ihrer Zwecksetzung zu der in § 3 SGB I normier­
ten Arbeitsförderung" . 


Die Sozialversicherung umfasst gemäß § 2 Abs. 1 
SGB IV Personen, die kraft Gesetzes oder Satzung (Ver­
sicherungspfl icht) oder auf Grund freiw illigen Beitritts 
oder freiwilliger Fortsetzung der Versicherung (Versiche­
rungsberechtigung) versichert sind. Für die Anwendung 
der Einkommensgrenze des § 136 Abs. 2 Nr. 1 SGB IX 
kommt es auf die Zugehörigkeit zum erstgenannten Per­
sonenkreis an, nämlich dem der Versicherungspflichti­
gen. 


§ 2 Abs. 2 SGB IV regelt, dass in allen Zweigen der So­
zialversicherung nach Maßgabe der besonderen Vor­
schri ften für die einzelnen Versicherungszweige folgende 
Personenkreise vers ichert sind: 


- Personen, die gegen Arbeitsentgelt oder zu ihrer Be­
rufsausbildung beschäftigt sind , 


- behinderte Menschen, die in geschützten Einrichtun­
gen beschäftigt werden und 


- Landwirte. 


Ob und gegebenenfalls in welchem Umfang tatsächlich 
eine Versicherungspflicht gegeben ist, richtet sich nach 
den Regelungen in den jeweiligen Büchern des Sozialge­
setzbuches. Der Nachweis der Versicherungspflicht kann 
prakt isch insbesondere durch entsprechende Bestätigun­
gen der Träger der Sozialversicherung, Entgeltabrech­
nungen, den Einkommensteuerbescheid sowie den Aus­
druck der Daten aus der elektronischen Lohnsteuerbe­
scheinigung erbracht werden. 


Die Pflichtversicherung kommt hauptsäch lich im Rah­
men von Arbeitsverhältn issen zum Zuge. Sie ist jedoch 
nicht darauf beschrä nkt. Auch bestimmte Selbstständige 
können der Pflichtvers icherung unterliegen. 


Für die Anwendung der Vorschrift ist es erforderlich, 
aber auch ausreichend, wenn in einem der Zweige der 
Sozialversicherung Versicherungspflicht besteht, die 
auch mit einer entsprechenden Beitragszahlung einher­
-geht. Es müssen also im Rahmen der Pfl ichtvers icherung 
auch tatsächlich Beiträge entrichtet werden. Dies folgt 
aus der Erwägung, dass die Anwendung der höheren Ei n­
kommensgrenze dem Umstand geschuldet ist, dass die 
steuer- und abgabenrechtliche Position des Leistungsbe­
ziehers Berücksichtigung finden soll" (vgl. Nr. Vlll.1). 


Vlll.3.2 Selbstständige Tätigkeit(§ 15 SGB IV) 


Die Anwendung des § 136 Abs. 2 Nr. 1 Alternative 2 
SGB IX setzt led iglich eine selbstständige Tätigkeit vo­
raus, ohne dass es auf eine Sozialversicherungspfl icht für 
diese Tätigkeit ankommt. Das SGB IV enthält keine dem 
§ 7 Abs. 1 SGB IV vergleichbare Lega ldefinition für die 
selbstständige Tätigkeit. Jedoch lassen sich aus § 15 
SGB IV, der auf das Einkommensteuerreclit reflektiert, 
Anhaltspunkte für die Einordnung solcher Tätigkeiten ge­
winnen. 
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Ein Erwerbstätiger übt eine selbstständige Tät igkeit 


aus, wenn er mit Gewinnerzielungsabsicht rege lmäßig 
auf eigene Rechnung und Gefahr am allgemeinen wirt­
schaft lichen Verkehr te ilnimmt und im Wesent lichen frei 
über die Gestalt ung der Tätigkeit und der Arbeitszeit ver­
fügen kann. Der Begriff der „selbstständ igen Tätigkeit" 
ist nicht identisch mit demjenigen der „selbst ständigen 
Arbeit" im Sinne des§ 2 Abs. 1 Sat z 1 Nr. 3 EStG und § 18 
EStG; er· ist umfassender" . Im Rahmen einer solchen Tä­
tigkeit erzielt der selbst ständ ig Tätige im sozialversiche­
rungsrechtlichen Sinne Arbeitseinkommen. Das Gegen­
stück zum Arbeitsentgelt für abhängige Beschäf tigte(§ 7 
SGB IV) ist für selbstständig Tätige daher das Arbeits­
einkommen. Durch die Bezugnahme auf das Steuerrecht 
in § 15 Satz 1 SGB IV lehnt sich diese Vorschrift eng an 
das Einkommenssteuerrecht an. Für die Ermittlung des 
Arbeitseinkommens, das im Rahmen selbstständiger Tä­
tigkeiten auch für die Sozialvers icherung Bedeutung ge­
winnen kann, ist allein das Einkommensteuerrecht maß­
geblich ; damit wird eine volle Parallelität von Einkom­
mensteuerrecht und Sozialversicherungsrecht sowoh l 
bei der Zuordnung zum Arbeitseinkommen als auch bei 
der Höhe des Arbeitseinkommens erreicht" . 


Zu den selbstständ igen Tätigkeiten im oben genannten 
Sinne zählen Tätigkeiten , bei denen Einkünfte aus 


Land- und Forstwirtschaft (§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
ESfG), 


- Gewerbebetrieb (§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG) und 


- selbstständiger Arb~it (§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 EStG) 


erzielt werden. 


Ob derartige Einkünfte erzielt werden, muss dem Ein­
kommensteuerbescheid entnommen werden, sofern die­
ser vorliegt. Ob Versicherungspfl icht vor liegt, r ichtet 
sich nach den -jeweiligen Bestimmungen über die Pflicht­
versicherung in den einzelnen Büchern des SGB, ist aber 
für die Anwend ung der Einkommensgrenze nicht rele­
vant, da es nicht zum Tatbestand gehört, dass Sozialver­
sicherungspflicht besteht, zumal diese für selbstständige 
Tätigkeiten ohnehin eine Ausnahme bildet . 


Vlll.4 Einkommensgrenze für Einkommen aus einer 
nicht sozialversicherungspflichtigen Beschäfti­
gung(§ 136 Abs. 2 Nr.~ SGB IX) 


Ein Beitrag zu den Aufwendungen ist nach § 136 
Abs . 2 Nr. 2 SGB IX aufzubringen, wenn das Einkommen 
im Sinne des § 135 SGB IX überwiegend aus einer nicht 
sozialvers icherungspflicht igen Beschäftigung erzielt 
w ird und 75 ·% der jährlichen Bezugsgröße nach § 18 
Abs. 1 SGB IV übersteigt. 


Nach dem Wortlaut der Norm unterfallen § 136 Abs. 2 
Nr. 2 SGB IX Beschäftigungen, die nicht der Sozialversi­
cherungspflicht unterliegen. Damit sind dieser Einkom­
mensgrenze nach dem ersten Eindruck (nur) d iejenigen 
Beschäftigungen zuzuordnen, welche nicht den unter 
der Nr. Vlll.3.1 dargelegten Voraussetzungen für die So­
zialversicherungspflicht unterfa llen . In erster Lin ie sind 
hiervon die öffentlich-rechtlichen Dienstverhäl tnisse der 
Beamten, Richter und Soldaten, d ie ebenfalls eine Be­
schäftigung im Si nne des§ 7 Abs. 1 SGB IV ausüben (vgl. 
Nr. Vlll.3.1 ), ohne dabei der Versicherungspflicht in der 


56 Eichenhafer in Eichenhofer/Wenner (2. Auflage 2017). Rdnr. 6 zu§ 1 SGB IV. 
57 BTDrs. 18/9522, S. J02. 
58 Bigge in Eichenhofer/Wenner (2. Auflage 2017), Rdnr. 4 zu§ 15 SGB IV. 
59 Bigge in Eichenhofer/Wenner (2. Auflage 2017). Rdnr. J zu§ 15 SGB IV. 
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Sozialversicherung zu unterliegen, sowie geringfügige 
Beschäftigungen erfasst(§§ 8 und 8 a SGB V). 


Dari n kann sich der Regelungsgehalt der Norm aber 
nicht erschöpfen. Diese Auffassung ergibt sich aus der 
Tatsache, dass es anderenfalls keine Einkommensgrenze 
für Einkünfte geben würde, die aus anderen als den in 
§ 136 Abs. 2 Nr. 1 und 3 SGB IX genannten Quellen stam­
men. Dies gilt nament lich für im Wege der Direktzusage 
geleistete Betr iebsrenten und die Pensionen, d ie weder 
zu den Einkünften aus einer Beschäft igung im Sinne des 
§ 7 Abs. 1 SGB IV rechnen noch als Renteneinkünfte zu 
quali fizieren sind. Auch die Einkünfte aus Vermietung 
und Verpachtung, die Kapitalerträge sowie d ie sonst igen 
Einkünfte, die keine Renteneinkünfte sind, können den 
beiden anderen Einkommensgrenzen nicht zugeordnet 
werden. 


Man darf wohl getrost davon ausgehen, dass es sich 
hierbei um eines der redaktionellen Versehen handeln 
dürfte, von denen das BTHG begleitet wurde. Unter Um­
ständen gingen die an der Ausarbeitung des Gesetzent­
wurfes beteiligten Stellen auch davon aus, dass solche 
Einkünfte im Rahmen des Eingliederungshilferechts nicht 
anfallen würden. Vor dem Hintergrund der Tatsache, 
dass das Partnereinkommen nicht zu berücksicht igen ist , 
es aber gleichwohl Einfluss auf die Höhe der anzusetzen­
den Ei nkommensgrenze nimmt (vgl. Nr. Vl.1 und Vll l.8), 
muss im praktischen Vollzug mit dem Auftreten derarti­
ger Sachverha lt e gerechnet werden. Es l iegt daher nahe, 
den Begriff der „Beschäf tigung" im § 136 Abs. 2 Nr. 2 
SGB IX nicht streng nach§ 7 Abs. 1 SGB IV zu definieren, 
sondern ihn im Sinne einer „auf d ie Erzielung von Ein­
künften gerichteten Tät igkeit" auszulegen. Nur so kön­
nen derartige Einkünfte bei der Ermittlung des Einkom­
mens erfasst werden. 


Hinweis auf mögliche Änderungen durch das 
11 Reparaturgesetz" 


Im Referentenentwurf für ein Gesetz zur Änderung des 
Neunten und des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch und 
anderer Rech tsvorschriften'° (vgl. Nr. /11.3) ist in dessen 
Artikel 1 Nr. 5 Buchstabe b vorgesehen, einen neuen 
§ 136 Abs. Z Satz Z SGB IX einzufügen. Wird das Einkom­
men überwiegend aus anderen Einkunftsarten erzielt, ist 
danach§ 136 Abs. Z Satz 1 Nr: z SGB IX anzuwenden, so­
dass sich die oben dargelegte Auslegung bestätigt hat. 


Vlll.5 Einkommensgrenze für Einkommen aus 
Renteneinkünften (§ 136 Abs. 2 Nr. 3 SGB IX) 


Ein Beitrag zu den Aufwendungen ist nach § 136 
Abs. 2 Nr. 3 SGB IX aufzubringen, wenn ·das Einkommen 
im Sinne des § 135 SGB IX überwiegend aus Rentenein­
künrten erzielt w ird und 60 % der j ährlichen Bezugsgrö­
ße nach§ 18 Abs. 1 SGB IV überst eigt. 


Ausgehend von der unter der Nr. Vll.2 vorgenomme­
nen Einordnung der Renteneinkünfte ergibt sich eine Un­
gleichbehandlung zwischen den Renteneinkün ften und 
den ihrer Zweckbestimmung vergleichbaren Einkünfte 
gemäß § 19 Abs. 1 Sa tz 1 Nr. 2 und Abs. 2 EStG (im Wege 
der Direktzusage erbrachte Betriebsrenten und Pensio­
nen). Während für die letztgenannten Einkünfte die Ein­
kommensgrenze 75 % der jährlichen Bezugsgröße nach 
§ 18 Abs. 1 SG B IV beträgt, beläuft sich der Wert für die 
Renteneinkünfte auf led iglich 60 %. Hinzu kommt, dass 
für Renteneinkünfte keinerlei Freibeträge und Wer­
bungskosten vorgesehen sind , da sie aus dem Bruttobe­
trag der Einnahmen gebildet werden. 
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Beispiel 


Zwei leistungsberechtigte Personen, P und R, erzielen 
monatliche Einnahmen in Höhe von Z 000 € brutto. Wäh­
rend P diese in Form einer Pension aus seinem früheren 
Beamtenverhältnis erhält, bezieht R Rente von der 
gese'tzlichen Rentenversicherung. Beide erhalten diese 
Art der Einnahmen seit dem 1. 7. 2019. Folgende Einkom­
mensgrenzen und Beitragsbelastungen (vgl. Nr. IX.Z) wür­
den sich jeweils ergeben: 


Berechnung der Einkünfie bzw. 
Renteneinkünfie für Pension Rente 


Monatsbetrag der Einnahmen 2 000,00 € 2 000,00 € 


Jahresbetrag der Einnahmen 24 000,00 € 24 000,00 € 


Versorgungsfreibetrag 17,60% 4 224,00 € 0,00 € 


Höchstbetrag des Versorgungsfreibetrages 1 J20,00 € 0,00€ 


anzusetzender Versorgungsfreibet rag - 1 J20,00 € 0,00 € 


Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag ·)96,00 € 0,00€ 


Summe der Freibeträge ·/ 716,00 € 0,00 € 


anzuse tzende Einnahmen 22 284,00 € 24 000,00 € 


Werbungskostenpauschale -102,00 € 0,00 € 


Einkünfie/Renteneinkünfie 22 182,00 € 24 000,00 € 


Bezugsgröße nach 
§ 18 Abs. 1 SGB IV )7.380,00 € 


auf die Bezugsgröße anzuwendender %-Satz 75,00 % 60,00% 


Einkommensgrenze 28 035,00 € 22 428,00 € 


Einkünfte über der Einkommensgrenze 0,00€ 1.572,00 € 


Rechnerischer Beitrag 2% 0,00€ 3 1,44 € 


zu entrichtender Beitrag 
(abgerundet) J0,00€ 


Ob sich eine solche Festlegung noch innerhalb des 
durch Artikel 3 GG vorgegebenen Gestaltungsrahmen 
des Gesetzgebers bewegt, kann zumindest bezweifelt 
werden. Es ist nicht einsichtig, warum bei im Wesent­
lichen gleichen Sachverhalten eine derart untersch ied­
liche Behandlung erfolgt. Sowohl den Renteneinkünften 
als auch den in§ 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG genannten 
Einkünften aus nichtselbstständiger Arbeit ist gemein, 
dass sie ein biometrisches Risiko (Alter, Erwerbsminde­
rung oder Tod) absichern. Zwar ließe sich einwenden, 
dass die Pension wegen der Zuordnung zu den Einkünf­
ten aus nichtselbstständiger Arbeit der Einkommensteu­
erpfl icht in der Sonderform der Lohnsteuer unterl iegt, 
wobei jedoch in Abhängigkeit vom Jahr des Versorgungs­
beginns bis zu 3 900 € steuerfrei bleiben (vgl. Tabelle im 
§ 19 Abs. 2 Satz 3 EStG). Da mittlerweile aber auch d ie 
Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung 11er 
nachgelagerten Besteuerung unterworfen werden (vgl. 
Nr. Vll.2 ff.), ist dieses Argument ni cht w irklich stichhal­
tig, zumal diese Renten im Rahmen der Krankenversiche­
rung der Rentner auch noch mit (Pfl icht-) Beiträgen zur 
Kranken- und Pflegeversicherung belastet sind, was bei 
den Pensionen w iederum nicht der Fall ist. 


Vlll.6 Tabellarische Übersicht zu den Einkommens­
grenzen (§ 136 Abs. 2 SGB IX) 


Unter Zugrundelegung der für 2019 geltenden Bezugs­
größe des § 18 Abs. 1 SGB IV ergeben sich folgende Ein­
kommensgrenzen: 


60 h t t ps://www.bmas.de/0 E/Scrvice/Gcsct ze/sgb-ix-sgb-xii-acnderu ngsgeset z. h t ml 
(J0. }. 2019). 
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Einkünfte über- Berechnungs- Ansatz Einkommens-
wiegend aus jahr Bezugsgröße grenze 


in% antragstellende 
Person 


sozia lversicherungs-
pflichtiger 
Beschäftigung 2019 85,00 % 31 773 € 


selbstständiger 
Tätigkeit 2019 85,00 % 31 773 € 


nicht sozialver-
sicherungspfl ichtiger 
Beschäftigung 2019 75,00 % 28 035 € 


Renteneinkünften 2019 60,00 % 22 428 € 


Vlll.7 Erhöhung der Einkommensgrenze für Familien­
verbände(§ 136,Abs. 3 SGB IX) 


Die Beträge nach § 136 Abs. 2 SGB IX erhöhen sich für 
den nicht getrenn t lebenden Ehegatten oder Lebenspart­
ner, den Partner einer eheähnlichen oder lebenspartner­
schaftsähnlichen Gemeinschaft um 15 % sowie für jedes 
unterhaltsberechtigte Kind im Haushalt um 10 % der 
jährlichen Bezugsgröße nach§ 18 Abs. 1 SGB IV. 


Je nach Familienkonstellation sind für weitere Perso­
nen Zuschläge erforderlich, um die vom Gesetzgeber ver­
folgten Ziele zu erreichen. Die Beträge berücksichtigen 
auch die Unterhaltspflicht des Menschen mit Behinde­
rungen gegenüber seinem Partner/Ehegatten sowie sei­
nen Kindern nach§§ 1569 und 1601 BGB" . 


VIII. 7 .1 · Erhöhung der Einkommensgrenze für Partner 
(,,Partnerzuschlag" -:- § 136 Abs. 3 SGB IX) 


Bei Vorhandensein eines Partners werden auf den im 
Einzelfall anzuwendenden prozentualen Anteil der Be­
zugsgröße(§ 136 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 SGB IX) noch 15 % auf­
geschlagen. Dieser Zuschlag ist auch dann anzusetzen, 
wenn der Partner über eigenes Einkommen verfügt. Liegt 
dieses Einkommen jedoch oberhalb des maßgeblichen An­
teils an der Bezugsgröße, der sich durch Anwendu ng des 
für diese Art des Einkommens relevanten Prozentsatzes 
ergibt (also abhängig von der überwiegenden Art der Ein­
künfte), entfäl lt der Zuschlag für den Partner, da dieser 
sich allein unterhalten kann (vgl. Nr. Vlll.8)" . 


Als Partner im Sinne der Vorschrift sind - wie im bis­
herigen Recht auch" - folgende Personen anzusehen: 


der nicht getrennt lebende Ehegatte, 
der nicht getrennt lebende Lebenspartner, 


- der Partner einer eheähnlichen Gemeinschaft und 
- der Partner einer lebenspartnerschaftsähnlichen Ge-


meinschaft. 


Vlll.7.2 Erhöhung der Einkommensgrenze für unter­
haltsberechtigte Kinder (§ 136 Abs. 3 SGB IX) 


Für jedes Kind der antragstellenden Person kommt 
noch ein Aufschlag von jeweils 10 % hinzu. Dies setzt al­
lerdings voraus, dass das Kind im selben Haushalt lebt 
wie die antragstellende Person und ihr gegenüber unter­
haltsberechtigt ist. Es ist dagegen nicht entscheidend, 
dass das Kind minderjährig ist und die antragstellende 
Person ihm tatsächlich Unterhalt, sei es in Form von Na­
tural unterhalt oder Barunterhalt, leistet''. 


Nach dem Wortlaut der Norm und ihrer Begründung, 
die nur auf§ 1601 BGB Bezug nimmt, scheint auf den ers­
ten Blick die formale Unterhaltsberechtigung dem Grunde 
nach also ausreichend zu sein. Verwandte in gerader Linie 
sind verpfl ichtet, einander Unterhalt zu gewähren(§ 1601 
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BGB). Damit wäre aber jedes Kind, das im Haushalt der an­
tragstellenden Person lebt, bei der Bildung der Einkom­
mensgrenze zu berücksichtigen. Dies würde auch für den 
Fall gelten, dass das Kind bei unterhaltsrechtlicher Be­
trachtung wegen des Vorhandenseins eigenen Einkommens 
und Vermögens gar keinen konkreten Unterhaltsanspruch 
hätte, weil es unterhaltsrechtlich nicht bedürftig ist. 


Unterhaltsberechtigt ist nach§ 1602 Abs. 1 BGB näm­
lich nur, wer außerstande ist, sich selbst zu unterhalten. 
Von daher halte ich eine Auslegung in dem Sinne für an­
gezeigt, dass die abstrakte Unterhaltsberechtigung dem 
Grunde nach nicht ausreichend ist, sondern dass auch die 
konkrete Unterhaltsberechtigung im Sinne einer unter­
haltsrechtlichen Bedürftigkeit hinzutreten muss. Diese Er­
wägung wird gestützt durch die Tatsache, dass der Ge­
setzgeber anderenfalls die Formulierung „für jedes Kind" 
gewählt hätte. Die Verwendung der Worte „für jedes un­
terhaltsberechtigte Kind" legt daher nahe, dass auch tat­
sächlich eine unterhaltsrechtliche Bedürftigkeit vorliegen 
muss. Auch bei der Anwendung des § 85 Abs. 1 Nr. 3 
SGB XII kommt es für den Ansatz des Familienzuschlages 
zur Einkommensgrenze darauf an, ob die jeweil ige Person 
überwiegend unterhalten worden ist bzw. ob nach Ein­
tritt des Bedarfs eine konkrete Unterhaltspflicht eintritt . 


Um einen einheitlichen aber auch möglichst schlanken 
Vollzug zu gewährleisten, bietet es sich an, von einer kon­
kreten Unterhaltsberechtigung zumindest so lange aus­
zugehen, w ie für das bet reffende Kind Anspruch auf Kin­
dergeld besteht. Denn bei typisierender Betrachtungs­
weise kann unterstellt werden, dass ein Kind, für welches 
Kindergeld geleistet wird, noch nicht in der Lage ist, sei­
nen notwendigen Lebensunterhalt nach den unterhalts­
rechtlichen Bestimmungen selbst zu gewährleisten" . 


Vlll.8 Wegfall der Erhöhung der Einkommensgrenze 
bei hohem Einkommen des Partners 
(§ 136 Abs. 4 Satz 1 SGB IX) 


übersteigt das Einkommen im Sinne des § 135 SGB IX 
einer in § 136 Abs. 3 erster Ha.lbsatz SGB IX genannten 
Person den Betrag, der sich nach § 136 Abs. 2 SGB IX er­
gibt, findet§ 136 Abs. 3 SGB IX keine Anwendung. 


Durch § 136 Abs. 4 Satz 1 SGB IX wird sichergestellt, 
dass die Zuschläge nach § 136 Abs. 3 SGB IX nur solange 
gelten, wie der Partner/Ehegatte eigenes anrechnungs­
freies Einkommen bis zu der Höhe erzielt, die sich aus ei-
ner entsprechenden Anwendung des§ 136 Abs. 2 SGB IX 
zur überwiegenden Herkunft und Höhe des Einkommens 
ergeben würde. Erst wenn diese Höhe überschritten 
w ird , erfolgt keine Berücksichtigung nach § 136 Abs. 3 r' 
SGB IX mehr" . 


Der Partnerzuschlag (vgl. Nr. Vlll.7.1) entfällt, wenn der 
Partner über ein eigenes Einkommen verfügt, das be­
stimmte Grenzen übersteigt. Liegt dieses Einkommen ober­
halb des maßgeblichen Anteils an der Bezugsgröße, der 
sich durch Anwendung des für diese Art des Einkommens 
relevan ten Prozentsatzes ergibt (also abhängig von der 
überwiegenden Art der Einkünfte), entfällt der Zuschlag 
für den Partner, da dieser sich allein unterhalten kann" . 


6 1 BTDrs. 18/9522, S. J0J. 
62 von Boett icher in "Das neue Tei lhaberecht", § 4 Rdnr. 172, 17). 
6J Zur Auslegung Dauber in Mergler/Zink (Stand 8/2018), Rdnr. 10 ff. zu § 27 


SGB XII und Rdnr. J ff. zu § 20 SGB XII. 
64 von Boetticher in „ Das neue Teilhaberecht'', § 4 Rdnr. 172, 173. 
65 Vgl. hierzu Gerlach, ZfF 2016, 79, 88. 
66 BTDrs. 18/9522, S. J0J'. 
67 von Boetticher in „Das neue Teilhaberecht", § 4 Rdnr. 173. 
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Beispiel (Variante von Nr. Vll.3.4) 


Im skizzierten Beispielfall würde also, wenn ein Bei­
trag für eine Maßnahme zu Gunsten von V zu leisten 
wäre, kein Partnerzuschlag für M anfallen. Das Einkom­
men der M beläuft sich auf 46 800 €. Demgegenüber stün­
de die für sie entsprechend anzusetzende Einkommens­
grenze des§ 136 Abs. 2 Nr. 1 5GB IX in Höhe von 31 773 €. 
Dies entsprich t 85 % der Bezugsgröße des § 18 Abs. 1 
5GB IV im Jahr 2019 (vgl. Nr. Vlll.6). 


Vlll.9 Minderung der Erhöhung der Einkommens­
grenze für unterhaltsberechtigte Kinder bei 
hohem Einkommen des Partners 
(§ 136 Abs. 4 Satz 2 SGB iX) 


Im Falle des § 136 Abs. 4 Satz 1 SGB IX erhöhen sich 
gemäß§ 136 Abs. 4 Sat'z 2 SGB IX für jedes unterhaltsbe­
rechtigte Kind die Beträge nach § 136 Abs. 2 SGB IX um 
5 % der jährlichen Bezugsgröße nach § 18 Abs. 1 SGB IV. 


Vom gleichen Zeitpunkt an und unter den unter der 
Nr. Vlll.8 genannten Voraussetzungen w ird der Zuschlag 
für gemeinsame minderjährige (gemeint sind jedoch un­
terhaltsberecht igte) Kinder halbiert, weil dieser Zuschlag 
unter sozialrechtlichen Gesichtspunkten nun von beiden 
Elternteilen aufgebracht werden kann" . Auf die Halbie­
rung des Zuschlags hat unter Umständen von den unter­
haltsberecht igten Kindern erzieltes Einkommen keine 
Auswirkung; ein solches Einkommen wirkt sich auf die 
Höhe der Einkommensgrenze nicht aus69


• Dies kann aller­
dings nur so lange Geltung beanspruchen, wie die Höhe 
des Einkommens nicht zum Wegfall der konkreten Unter­
haltsberechtigung, also der Beseitigung der unterhalts­
rechtlich relevanten Bedürftigkeit, fü hrt (vgl. Nr. 
Vlll.7.2). 


Vlll.10 Tabellarische Übersicht der Einkommensgren­
zen (ohne minderjährige Leistungsberechtig­
te im Haushalt der Eltern) 


Einkünfte Ansatz Zuschlag Zuschlag Zuschlag 
überwiegend Bezugs- für für für 
aus größe Partner unterhal'ts- unterhalts-


antrag- mit Ein- berechtigte berechtigte 
stellende künften Kinder Kinder 


Person unterhalb je Kind je Kind 
des bei Partner- bei Partner-


Betrages einkommen einkommen 
nach§ 136 unterhalb oberhalb 


Abs. 2 des des 
SGB IX Betrages Betrages 


nach§ 136 nach§ 136 
Abs. 2 Abs. 2 
SGB IX SGB IX 


sozialversiche-
rungspfl ichtiger 
Beschäftigung 85,00 % 15,00% 10,00% 5,00% 


selbstständiger 
Tätigkeit 85,00 % 15,00% 10,00% 5,00 % 


nicht sozialver-
sicherungs-
pflichtiger 
Beschäftigung 75,00 % 15,00 % 10,00% 5,00 % 


Renteneinkünften 60,00 % 15,00 % 10,00% 5,00% 


Vlll.11 Einkommensgrenze für minderjährige 
Leistungsberechtigte im Haushalt der Eltern 
(§ 136 Abs. 5 SGB IX) 


Ist der Leistungsberechtigte minderjährig und lebt im 
Haushalt der Eltern, erhöh t sich gemäß § 136 Abs. 5 
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Satz 1 SGB IX der Betrag nach § 136 Abs. 2 SGB IX um 
75 % der jähr lichen Bezugsgröße nach § 18 Abs. 1 SGB IV 
für jeden Leistungsberechtigten . § 136 Absätze 3 und 4 
SGB IX sind dann gemäß§ 136 Abs. 5 Satz 2 SGB IX nicht 
anzuwenden. 


Bei minderjährigen Kindern im Haushalt der Eltern 
kommt die grundsätzliche Freistellung eines Partnerein­
kommens nach § 136 SGB IX nicht zur Wirkung, wei l hier 
das Einkommen beider Elt erntei le bei der Berechnung des 
Bei trages berücksichtigt w ird . Gerade wenn beide Eltern­
te ile erwerbstätig sind, reicht der nach § 136 Abs. 3 
SGB IX vorgesehene Zusch lag von 15 Prozentpunkten für 
den Ehepartner bzw. den Elterntei l nicht als Korrekt iv. 
Diese Regelung dient dazu, hier einen angemessenen 
Ausgleich zu finden und auch bei minderjährigen Kin­
dern einen Beitrag zu ermitteln, der dem eines erwach­
senen Leisturigsberechtigten gleichkommt. Insofern be­
schränkt sich die Regelung auf minderjährige Kinder im 
Haushalt beider Elternteile; bei Allei nerziehenden ist d ie­
se Korrektur nicht erforderlich' 0


• 


Der Begriff „Eltern" impliziert, dass eine Haushaltsge­
meinschaft mit nur einem Elternteil nicht ausreichend 
ist, um die Anwendung der Regelung zu legitimieren . 
Dies w ird durch die Begründ ung der Vorschrift bestätigt. 


Bei volljährigen Antragstellern wird lediglich das von 
ihnen erzielte Einkommen zu Grunde gelegt, um zu er­
mitteln , ob sie die durch die Einkommensgrenze be­
stimmten Voraussetzungen erfüllen oder nicht. Bei min­
derjährigen Antragstellern wird dagegen neben ihrem ei­
genen Einkommen auch das Einkommen der Eltern 
gemeinsam berücksichtigt, sofern beide Elternteile dem 
Haushalt angehören, Für solche Sachverhal te wertet der 
Gesetzgeber den an sich nach § 136 Abs. 3 SGB IX zu be­
rücks ichtigenden Zuschlag von 15 % als unzureichendes 
Korrektiv. Daher w ird stattdessen als Ausgleich auf die 
für die überwiegende Art der Einkünfte re levante Ein­
kommensgrenze{§ 136 Abs. 2 SGB IX) pauschal ein Zu­
schlag von 75 % der Bezugsgröße hinzugerechnet, sodass 
sich in Verbindung mit § 136 Abs. 2 SGB IX ein Prozent­
satz zwischen 160 % und 135 % ergibt". 


Gleichzeit ig w ird d ie Anwendung der Regelungen zur 
Berücksichtigun·g eines Zuschlages nach § 136 Abs. 3 
und 4 SGB IX ausgesch lossen{§ 136 Abs. 5 Satz 2 SGB IX). 
Bezüglich eines Partnereinkommens w ird dies auch als 
konsequent angesehen, da dieses bereits durch § 136 
Abs. 5 Satz 1 SGB IX Berücksichtigung gefunden hat. Als 
problematisch wird d ieser Ausschluss jedoch mit Blick 
auf weitere mögliche unterhaltsberechtigte Kinder im 
Haushalt angesehen . Da § 136 Abs. 3 SGB IX keine An✓ 
wend ung findet, sollen ihre Kosten des Lebensunterhalts 
und der angemessenen Lebensführung bei der-Ermitt lung 
der Einkommensgrenze faktisch nicht berücksichtigt 
werden. Der pa uschalierte Zuschlag von 75 % dient, was 
den Gesetzesmaterialien zu entnehmen ist, als Korrektiv 
für d ie Einbeziehung des Einkommens des zwei ten El­
ternteils und lässt die Anzahl . möglicher unt erhaltsbe­
recht igt e Kinder unberücksichtigt. Dagegen wird einge-


68 BTDrs. 18/9522. S. JOJ (Hervorhebung durch den Verfasser) . Oie Begründung geht 
.ibweichend vom Wonlaut der Vorschrift davon aus, dass die Reduzierung nur 
bei minderjährigen Kindern vorzunehmen sei. Entscheidend ist jedoch die Un­
terhalt sberech t igu ng. 


69 von ßoetticher in „Das neue Tei lhaberecht", § 4 Rdnr. 173. 
70 BTDrs. 18/ 9522. S. )OJ. 
71 von Boett icher in „Das neue Teilhaberecht" , § 4 Rdnr. 175. 
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wandt, dass ein sach licher Grund für diese unterbliebene 
Berücksichtigung auch nicht der Gesetzesbegründung zu 
entnehmen sei, sodass diese Ungleichbehandlung gegen­
über den Fällen voll jähriger leistungsberechtigter Perso­
nen mit unterhaltsberechtigten Kindern gegen das 
Gleichheitsgebot des Artikels 3 Abs. 1 GG verstoßen soll. 
Von Stimmen in der Literatur wird daher befürwortet, 
§ 136 Abs. 5 Satz 2 SGB IX verfassungskonform dahinge­
hend auszu legen, dass die Anwendung des § 136 Abs. 3 
und 4 SGB IX nur hinsicht lich des zweiten Elternteils aus­
geschlossen ist, und für jedes gegenüber den Eltern un­
terhaltsberecht igte Kind die Einkommensgrenze in ent­
sprechender Anwendung des § 136 Abs. 4 Satz 2 SGB IX 
um 5 % erhöht wird" . 


Dieser Auffassung vermag i.ch mich nicht anzuschlie­
ßen . Der Wortlaut des Gesetzes ist insoweit eindeutig. 
Darüber hinaus kann eingewendet werden, dass sich die 
Einkommensgrenzen in derartigen Sachverhalten zwi­
schen 160 % und 135 % der Bezugsgröße nach § 18 
Abs. 1 SGB IV bewegen. Dies ist jedoch auch der Korri­
dor, innerhalb dessen sich die Einkommensgrenzen für 
volljährige Personen mit einem Partner und unterhalts­
berechtigten Kindern bewegen. 1.n derartigen Fallgestal­
tungen ist beispielsweise im Fa lle der woh l am häufigsten 
anzutreffenden Erzielung von Einkünften aus nicht­
selbstständiger Erwerbstätigkeit im Rahmen einer sozial­
vers icherungspfl ichtigen Beschäftigung nach § 136 
Abs. 2 Nr. 1 SGB IX ein Gru ndbetrag von 85 % der Be­
zugsgröße anzusetzen. Für den Partner kommen 15 % 
der Bezugsgröße hinzu. Darüber hinaus kommen, zumin­
dest dann, wenn der Partner nicht über ein sehr hohes 
Einkommen verfügt, für jedes unterhaltsberechtigte Kind 
nochmals 10 % hinzu. Im Ergebnis könnte eine Ungleich­
behandlung also erst dann erblickt werden, wenn min­
destens 7 unterhaltsberechtigte Kinder zu berücksicht i­
gen sind. Denn erst bei einer solchen Konstellation wür­
de die Einkommensgrenze nicht mehr 160 %, sondern 
170 % der Bezugsgröße betragen und damit höher sein, 
als d ie für im gemeinsamen Haushalt der Eltern lebende 
minderjährige Kinder. 


Vlll.12 Tabellarische Übersicht der Einkominensgren­
zen für minderjährige Leistungsberechtigte 
im Haushalt der Eltern 


Einkünfte der Eltern Berechnungs• Ansatz · Einkommens-
(bzw. des Kindes) jahr Bezugsgröße grenze 
überwiegend aus in % der Einsatz• 


gemeinschaft 


sozia lversicherungs-
pflichtiger 
Beschäftigung 2019 160,00 % 59 808 € 


selbstständiger 
Tätigkeit 2019 160,00 % 59 808 € 


nicht sozialver-
s i cheru ngs pfl i eh t ige r 
Beschäftigung 2019 150,00 % 56 070 € 


Renteneinkünften 2019 135,00% 50 463 € 


IX Höhe des Beitrags zu den Aufwendungen 
(§ 137 SGB IX) 


Die konkrete Höhe des Beitrags wird durch § 137 
Abs. 1 und 2 SGB IX bestimmt, während § 137 Abs. 3 
SGB IX die Form seiner „Erhebung" regelt. 


7/2019 7P}F 
IX.1 Grundsatz (§ 137 Abs. 1 SGB IX) 


Die antragstellende Person im Sinne des § 136 Abs. 1 
SGB IX hat nach§ 137 Abs. 1 SGB IX aus dem Einkommen 
im Sinne des§ 135 SGB IX einen Beitrag zu den Aufwen­
dungen nach Maßgabe der Absätze 2 und 3 des § 137 
SGB IX aufzubringen. 


Die Vorschrift regelt den Grundsatz, dass Menschen 
mit Behinderungen entsprechend ihrer persönlichen 
finanziellen Leistungsfähigkeit zu den steuerfinanzierten 
Leistungen beizutragen haben" . 


IX.2 Bemessungsgrundlagen, Höhe und Rundung des 
Beitrags (§ 137 Abs. 2 SGB IX) 


Wenn das Einkommen d ie Beträge nach § 136 Abs. 2 
SGB IX übersteigt, ist gemäß § 137 Abs . 2 Satz 1 SGB IX 
ein monatlicher Beitrag in Höhe von 2 % des den Betrag 
nach § 136 Abs. 2 bis 4 SGB IX übersteigenden Betrages 
als monatlicher Beitrag aufzubringen. Der als monat­
licher Beitrag aufzubringende Betrag ist nach Maßgabe 
des§ 137 Abs. 2 Satz 2 SGB IX auf volle 10 € abzurunden. 


Die Norm regelt, in welcher Höhe vom Einkommen ein 
Beitrag zu leisten ist. Dabei soll nicht nur eine angemes­
sene Lebensfilhrung gesichert werden, sondern Einkom­
menserhöhungen sollen auch den Leistungsberecht igten 
zu Gute kommen. Es erfolgt eine Abwägu ng zwischen 
dem Mehreinkommen und dem höheren Beitrag. So soll 
sich ein höheres Einkommen für den Betroffenen be­
merkbar machen" . 


Die Höhe des monatlichen Beitrags ist auf 2 % des die 
individuelle Einkommensgrenze übersteigenden Einkom­
mens festgelegt. Dass in§ 137 Abs. 2 SGB IX nur auf§ 136 
Abs. 2 bis 4 SGB IX verwiesen wird, und nicht auch auf 
dessen Absatz 5, muss ein redaktionelles Versehen sein . 
Es ist ke in Grund erkennbar, weswegen minderjährige 
leistungsberechtigte Personen, die mit beiden Elterntei­
len in einem Haushalt leben, keinen Beitrag in dieser 
Höhe leisten sollten (zumal ansonsten die Regelungen des 
§ 137 Abs. 5 SGB IX vollkommen überflüss ig wären). Der 
Beitragssatz ist von der Behörde des Trägers der Einglie­
derungshilfe im Übrigen verbindlich in dieser Höhe an­
zuwenden. Ihr ist kein Ermessen eingeräumt, sodass sie 
den rechnerisch erm it telt en Betrag nur noch auf den 
nächsten durch 10 teilbaren Betrag abzurunden hat". 


Beispiel (Fortführung von Nr. Vll.3.4) 


Im Beispielfall, der unter der Nr. Vll.3.4 skizziert wur­
de, beläuft sich das zu berücksichtigende Einkommen auf 
84 495 €. Die Einkommensgrenze (Wert 2079) ist die für 
ein minderjähriges Kind im Haushalt beider Elternteile, ,' 
deren gemeinsame Summen der Einkünfte überwiegend 
aus einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung 
stammen, sodass zunächst 85 % der Bezugsgröße des§ 7 8 
Abs. 7 SGB IV anzusetzen sind (§ 736 Abs. 2 Nr. 7 und 
Abs. 5 Satz 7 SGB IX). Darüber hinaus ist ein Zuschlag von 
75 % der Bezugsgröße des§ 78 Abs. 7 SGB IV zu berück­
sichtigen, sodass die Einkommensgrenze 7 60 % der Be­
zugsgröße ausmacht (für K2 wird kein weiterer Zuschlag 
in Ansatz gebracht - vgl. Nr. VIII. 77 ). Die Einkommens­
grenze ist daher mit 59 808 € zu berechnen. Der überstei­
gende Betrag ist auf 24 687 € zu beziffern. 2 % hiervon 


72 von Boetticher in „Das neue Teilhaberecht·., § 4 Rdnr. 176. 
73 ßTOrs. 18/9522, S. 303. 
74 ßTDrs. 18/9522. S. 303. 
75 von ßoctticher in „Das neue Teilhaberecht", § 4 Rdnr. 179. 
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sind 493,74 €. Da auf volle 10 € abzurunden ist, beliefe 
sich der monatliche Beitrag auf 490 €. 


IX.3 Nettoprinzip(§ 137 Abs. 3 SGB IX) 


Der Beitrag ist nach§ 137 Abs. 3 SGB IX von der zu er­
bringenden Leistung abzuziehen. 


§ 137 Abs. 3 SGB IX stellt klar, dass der Beitrag von der 
zu erbringenden Leistung abzuziehen ist'6, was für den 
Rechtsanwender wenig erh_ellend ist, weil die Begrün­
dung hier nur den Wortlaut wiederholt. 


über den gemäß § 137 Abs. 3 SGB IX vorgesehenen 
Abzug des Beitrags von den Leistungen w ird erreicht , 
dass in der Eingliederungshilfe das Nettoprinzip einge­
führt wird. Der Träger der Eingliederungshilfe leistet da­
her nur den Anteil der Vergütung an den Leistungser­
br inger, der nicht durch den Beitrag der leistungsbe­
recht igten Person bzw. deren Eltern gedeckt ist. Wegen 
des in der Eingliederungshilfe grundsätzlich herrschen­
den Prinzips, dass eine Sachleistung verschafft wird, wer­
den bei der Inanspruchnahme von fachlichen Leistungen 
typischerweise keine konkreten Geldbeträge bewilligt. In 
der Praxis ist es üblich, dass gegenüber dem Leistungser­
bringer di_e Kostenübernahme erklärt wird. Daher w ird 
die Verwendung des Begriffes Abzug kritisch gesehen. In 
der Praxis können die Behörden der Träger der Eingliede­
rungsh ilfe die Vorschrift jedoch problemlos dadurch um­
setzen, dass sie im Bewilligungsbescheid die Erklärung 
der Kostenübernahme für die zu erbringenden Leistun­
gen im Umfang des von der leistungsberechtigten Person 
bzw. von deren Eltern oder eines Elternteiles aufzubrin­
genden Beitrags beschränken. Dass der Träger der Eine 
gl iederungshil fe nicht zunächst die Kosten der gesamten 


· Leistung übernehmen und den Eigenanteil von der leis­
tungsberechtigten Person einfordern soll , ergibt sich be­
reits aus§ 137 Abs. 4 SGB IX, der eine Vorle istungspflicht 
bezüglich der gesamten Leistung mit anschl ießenden An­
spruch auf Kostenersatz nur im Ausnahmefall zulässt" . 


Der Anspruch auf Vergütung des Leistungserbringers 
gegen den Träger der Eingliederungshilfe hängt vom Be­
trag der bewilligten Leistung ab. § 127 Abs. 1 Satz 2 
SGB IX bestimmt hierzu, dass die im Einzelfall zu zahlen­
de Vergütu ng sich auf der Grundlage der jeweil igen Ver­
einbarung nach dem Betrag, der dem Leistungsberech­
tigten vom zuständigen Träger der Eingliederungshilfe 
bewilligt worden ist, bestimmt. Da die Bewilligung eine 
Sachleistung zum Gegenstand hat, die jedoch zu mone­
tarisieren ist, bestimmt sich die Höhe der im Einzelfall ge­
schuldeten Vergütung nach dem für die jeweilige Leis­
tung vereinbarten Vergütungssatz abzügl ich des Beitrags 
und kann so in einen Geldanspruch umgerechnet wer­
den. Der Vergütungsanspruch des Leistungserbringers ge­
genüber dem Träger der Eingliederungshilfe reduziert 
sich also im Umfang des vom bzw. für den Leistungsbe­
rechtigten aufzubringenden Beitrages, sodass eine Diffe­
renz zwischen nominellem Vergütungsanspruch und der 
Zahlung des Trägers der Eingliederungshilfe entsteht. 
Diesen Differenzbetrag kann der Leistungserbringer von 
der leistungsberechtigten Person auf der Grundlage des 
zwischen ihnen geschlo~senen zivilrechtlichen Vertrages 
verlangen. Der Leistungserbringer t rägt also das Risiko, 
ob die leistungsberechtigte Person diesen Beitrag tat­
sächlich zahl t" . Lediglich der besondere Beitrag der El­
tern bzw. des El ternteiles für volljährige leistungsbe­
rechtigte Personen unterliegt nicht dem Nettoprinzip; 
dieser ist vom Schuldner direkt an den Träger der Ein­
gliederungshilfe zu entrichten (vgl. Nr. Xlll.1 ). 


156 


Zeitschrift für das Fürsorgewesen 


IX.4 Vorleistungspflicht, Aufwendungsersatz 
(§ 137 Abs. 4 SGB IX) 


Ist ein Beitrag von anderen Personen aufzubringen als 
dem Leistungsberechtigten und ist die Durchführung der 
Maßnahme der Eingliederungshilfeleistung ohne Entrich­
tung des Beitrages gefährdet, so kann nach § 137 Abs. 4 
SGB IX im Einzelfall die erforderliche Leistung ohne Ab­
zug nach § 137 Abs. 3 SG B IX erbracht werden . Im Um­
fang des Beitrages sind die Aufwendungen zu ersetzen. 


Die Regelung stellt sicher, dass insbesondere bei Leis­
tungen an M inder jährige der Erfolg der Eingliederu ngs­
hilfemaßnahme nicht gefährdet w ird, weil z. B. ein El­
ternteil den von ihm zu entrichtenden Beitrag nicht oder 
nicht vollst ändig zahlt. Für diesen Fall ist eine Leistungs­
gewährung in vollem Umfang möglich; ein Kostenersatz­
anspruch entsteht als Folge aus der Nichtzahlung gegen­
über dem zum Beitrag Verpflichteten. Die Regelung greift 
nicht, wenn der Leistungsberechtigte und der zur Auf­
bringung des Beitrages Verpfl ichtete identisch sind" . Sie 
greift t eilweise den aus§ 92 Abs. 1 SGB XII a. F. folgen­
den Gedanken auf, ist jedoch wesentlich strikter ausge­
staltet. Durch sie w ird eine Verpfl ichtvng zur Vorleistung 
zulas ten des Trägers der Eingl iederungshilfe bezüglich der 
gesamten Leistung, also ohne Abzug des geschuldeten 
Beitrags, begründet. Die Vorschrift erlangt dann Be­
deutung, wenn der Beitrag nicht von der leistungs­
berechtigten Person selbst, sondern von einer anderen 
Person aufzubringen ist (insbesondere Eltern bzw. Eltern­
teile) und die Erbringung der Leistung der Einglie­
derungshilfe durch den Leistungserbringer ohne die Zah­
lung des Beitrags gefährdet ist. M it der Pfl icht zur 
Vorleistung w ird gewährleistet, dass Leistungen der Ein­
gl iederungshil fe insbesondere minderjährigen leistungs­
berechtigten Personen rechtzeitig und umfassend ge­
währt und nicht wegen finanzieller Erwägungen ihrer An­
gehörigen unterbleiben oder hinausgezögert werden'0


• 


Sofern der Träger der Eingliederungshilfe im Rahmen 
seiner Pflicht zur Vorleistung Leistungen der Eingliede­
rungshi l fe ohne Kürzung der Vergüt ung durch den Bei­
trag erbracht hat, erwirbt er nach § 137 Abs. 4 Satz 2 
SGB IX einen öffentlich-rechtlichen Anspruch auf Kos­
tenerstatttmg in Höhe des nach§ 137 Abs. 2 SGB IX auf­
zubringenden Beitrags" . 


Hinweis auf mögliche Änderungen durch das 
,.Reparaturgesetz" 


Im Referentenentwurf für ein Gesetz zur Änderung des 
Neunten und des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch und 
anderer Rechtsvorschriften" (vgl. Nr. 1//.3) ist_in dessen 
Artikel 1 Nr. 6 vorgesehen,§ 137 Abs. 4 Satz 2 SGB IX wie 
folgt zu fassen : ,,Im Umfang des Beitrages haben die in 
Satz 1 genannten Personen dem Träger der Eingliede­
rungshilfe die Aufwendungen zu ersetzen; mehrere Ver­
pflichtete haften als Gesamtschuldner." Durch die Neu­
fassung des Satzes 2 wird klargestellt, wer zum Ersatz der 
Kosten verpflichtet ist und gegenüber wem die Kosten zu 
ersetzen sind. 


(Fortsetzung im nächsten Heft) 


76 BTDrs. 18/9522, S. 303. 
77 von ßoetticher in „Das neue Teilhaberecht" , § 4 Rdnr. 179. 
78 von Boetticher in „Das neue Tei\habcrccht" , § 4 Rdnr. 181. 
79 BTDrs. 18/9522, S. 303. 
so von ßoetticher in „Das neue Teilhaberecht", § 4 Rdnr. 184. 
81 von Boettiche..- in „Das ncueTeilhaberecht". § 4 Rdnr. 186. 
82 https://www.bmas.de/DE/Service/Gesetze/sgb-ix-sgb-xii-aendcrungsgesetz.html 
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Die Festsetzung von Beiträgen als neue Form des Einsatzes von_ 
Einkommen und der Einsatz von Vermögen im Eingliederungs­
hilferecht nach Teil 2 SGB IX ab dem 1. 1. 2020 - Ein „Beitrag 
zu den Beiträgen" nach dem Bundest~ilhabegesetz - Teil 3 - -


Von Stefan Gerlach (Amt Probs.tei in Schönberg/Holstein) 


(Fortsetzung aus Heft 7/2019) 


X Vermögen (§ 139 SGB IX) 


Zum Vermögen im Sinne des Tei ls 2 SGB IX gehört das 
gesamte verwertbare Vermögen(§ 139 Satz 1 SGB IX). Die 
Leistungen nach Teil 2 SGB IX dürfen nicht abhängig ge­
macht werden vom,Einsatz oder von der Verwertung des 
Vermögens im Sinne des § 90 Abs. 2 Nr. 1 bis 8 SGB XII 
und eines Barvermögens oder sonstiger Geldwerte bis zu 
einem Betrag von 150 % der jährlichen Bezugsgröße 
nach § 18 Abs. 1 SGB IV(§ 139 Satz 2 SGB IX). 


X.1 Begriff des Vermögens (§ 139 SGB Satz 1 IX) 


§ 139 Satz 1 SGB IX umfasst inhaltsgleich den gesam­
ten§ 90 SGB XII. Der Begriff des Vermögens wi rd aus dem 
SGB XII übernommen. Somit bleiben die bisherigen Ver­
hältnisse zum Vermögenseinsatz - insbesondere die Auf­
listung des geschützten Vermögens - unverändert. Dies 
bringt einerseits Sicherheit für diejenigen Leistungsemp­
fänger, :die bisher Leistungen nach dem SGB XII erhie[ten, 
andererseits kann auf eine gefestigte Rechtsprechung zu­
rückgegriffen werden". 


Auch im SGB IX stellt. sich damit die Frage, wie Ein­
kommen und Vermögen voneinander abzugrenzen sind. 
Nach der gefestigten Rechtsprechung des BSG" ist im So­
zialhilferecht Einkommen grundsätzlich alles das, was 
Leistungsberechtigte in der Bedarfszeit wertmäßig dazu 
erhalten, und Vermögen das, was zu Beginn der Bedarfs­
zeit bereits vorhanden ist. Als Bedar-fszeit ist dabei 
jeweils der Kalendermonat anzusehen. Ob sich, wie es 
der Gesetzgeber zuni Ausdruck bringt, diese gefestigte 
Rechtsprech ung aber ohne weiteres in das SGB IX über­
tragen lässt, muss zumindest hinterfragt werden . 


Als Vermögen bezeichnet man die ·Gesamtheit der ei­
ner Person gehörenden, in Geld schätzbaren, .verwertba­
ren Güter und Rechte mit einer gewissen Wertigkeit". An 
dieser Definitiqn ist auch für das Recht der Eingliede­
rungshil fe festzuhalten. Von daher gehören zum Vermö­
gen Geld- und Geldeswerte, sonstige Sachen und sonsti­
ge Rechte. Auch im Hinblick auf die Verwertbarkeit des 
so definierten Vermögens gelten uneingeschränkt die 
zum Sozialhilferecht entwickelten Grundsätze. 


Schwierigkeiten könnten sich in bestimmten Konstel­
lationen jedoch im Hinblick auf die Abgrenzung zwi­
schen Einkommen und Vermögen ergeben, weil dem neu­
en Eingliederungshilferecht ein völlig neuer und dem 
Steuerrecht entnommener Einkommensbegriff zu Grun­
de liegt. 


Das Einkommensteuerrecht legt in seinem § 11 EStG 
Regeln dafür fest, wann Einnahmen zufließen und wann 
Ausgaben abfließen. Einnahmen sind nach der Grundre­
gel des § 11 Abs. 1 Satz 1 EStG innerhalb des Kalender­
jahres bezogen, in dem sie dem Steuerpflichtigen zuge­
flossen sind. Die Grundregel entspricht also derjenigen in 


der Sozialhilfe - nur, dass das Steuerrecht auf das Kalen­
derjahr und nicht den Kalendermonat reflektiert. Tei l­
weise unterscheiden _s_ich die steue(lichen Zeitpunkte des 
Zuflusses von Einkommen jedoch von den tradierten 
Normen d.~s Sozialhilferechts. Regelmäßig wiederkehren­
de Einnahmen, die dem SteuerpfHchtigen kurze Zeit vor 
Beginn oder kurze Zeit nach Beendigung des Kalender­
jahres, z~ dem sie wirtschaftlich gehören, zugeflossen 
sind, gelten als in diesem Kalenderjahr bezogen (§ 11 
Abs. 1 Satz 2 EStG). Fließt also beispielsweise cfas für den 
Monat Januar 2020 geschuldete Entgelt bereits tatsäch­
lich im Dezember 2019 zu, rechnet es steuerrechtlich 
zum Folgejahr, während sozialhilferechtlich der tatsäch­
liche Zufluss im Monat Dezember 2019 entscheidend ist. 
Das Steuerrecht stellt also zumindest für regelmäßig zu­
fließ~nde Einnahmen auf den Zeitraum ab, für den siebe­
stimmt sind '(Zuordnungstheorie), und nicht auf den Zeit­
punkt, in welchem der tatsächliche Zufluss (Zuflusstheo­
rie) stattfindet. Für die Ausgaben gilt dies nach § 1 J 
Abs. 2 Satz 1 EStG übrigens entsprechend. · 


Darüber hinaus lässt § 11 Abs. 1 Satz 5 und Abs. 2 
Satz 6 EStG die Vorschriften über die Gewinnermittlung 
ausdrücklich unberührt (vgl. Nr. Vl l.1.1 für die Einkünfte 
aus selbstständigen Tätigkeiten). Sofern die allgemeinen 
Vorschriften.zur Ermitt lung des Gewinns Anwendung fin­
den (Bi lanzierungspflicht), sind die Einnahmen und Aus­
gaben (richtiger Erträge und Aufwendungen) perioden­
gerecht zuzuordnen, sodass es auf die tatsächliche Rea­
lisierung' der Erträge bzw. Aufwend u·ngen in Form von 
Einzc\hlungen und Ausiah lungen überhaupt nicht an­
kommt. Diesem Problem mag man noch damit begegnen 
können, dass Fäl le mit einer Bilanzierungspflicht für eine 
ausgeübte selbstständige Tätigkeit wohl nur sehr selten 
vorkommen dürften. Gleichwohl können sie insbesonde­
re bei Leistungsberechtigten mit Partner nicht volistän­
dig ausgeschlossen werden. Deren Einkommen wird zwar 
nicht der Beitragserhebung zugrunde gelegt, nim.mt aber 
Einfluss auf die Höhe der anzusetzenden Einkommens­
grenze (vgl. Nr. VIII.Hf.). 


Viel entscheidender ist jedoch, dass es unter Umstän-
den zu einer doppelten Berücksichtigung von Einkorn­


, men kommen kann, welches in der Vergangenheit bereits 
dem Vermögen zugewachsen ist . 


Beispiel (Fortführung von Nr. Vll .3.4) 
Im Beispielfall, der unter der Nr. V/1.3.4 skiz_ziert wur­


de, wurden für das Jahr 2018 Einkünfte aus Kapitalver­
mögen in Höhe von. 4 000 € realisiert (5 602 € Einnahmen 
abzüglich 1 602 € Sparerfreibetrag). Diese Einkünfte aus 
Kapitalvermögen sind im Jahr 2018 fraglos Einkünfte, 
welche im Jahr 2020 im Rahmen der Berechnung des Ein-


83 BTDrs. 18/9522, S. 304. 
84 BSG J0. 7 , 2008 - 8 14 AS 26/07 R, NJW 2009, 3806 • ZFSH/SGB 2009, 34. 
8S Stelmer in Mergier/ Zink (Stand 8/2018), Rdnr. s zu§ 90 SGB XII. 
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kommens Berücksichtigung finden müssen. Gleichwohl 
sind diese Einkünfte, aus Kapitalvermögen nach ihrer 
Gutschrift per 31. 12. 2018 mit Beginn des 1.1.2019 dem 
Vermögen zugewachsen und haben dieses von 50 ooo € 
(Nominalbetrag des qngelegten Kapitals) um 5 602 € auf 
dann 55 602 € erhöht. Sofern in dem Fall keine Verände­
rung der wirtschaftlichen Situation stattgefunden hätte, 
also ganz normal mit den Einkünften des Vorvorjahres zu 
rechnen gewesen wäre, würden die Einkünfte aus Kapi­
talvermögen einerseits als zu berücksichtigendes Ein­
kommen im Jahr 2020 angesetzt werden und andererseits 
mit einem Betrag von 4 ooo € nochmals im Rahmen der 
Feststellung des verwertbaren Vermögens Berücksichti­
gung finden. Damit würden die Einkünfte aus Kapitalver­
mögen aber zu einem großen Teil doppelt angesetzt wer­
den. Im Beispielfall wurde hieraus lediglich deshalb kein 
Problem, weil die Vermögensfreigrenze auch unter Be­
rücksichtigung der Gutschrift der Zinsen noch nicht ge­
rissen wurde, sodass es tatsächlich nicht zu einer doppel­
ten Berücksichtigung kam. Basierend auf dem Wert des 
Jahres 2019 würde sich der Vermögensfreibetrag auf 
56 010 € belaufen, wohingegen der vorhandene Vermö­
gensbetrag mit 55 602 € noch knapp darunter liegt. 


Ein ähnliches Problem kann sich ergeben, wenn bei­
spielsweise die Verwertung einer Kapitallebensversiche­
rung gefordert werden·muss. Denn hieraus kann sich ein 
steuerrechtlich definierter Gewinn ergeben, der zu Ein­
künften aus Kapitalvermögen im Sinne des § 20 Abs. 1 
Nr. 6 EStG führt (vgl. Nr. Vll.2.2). Diese Einkünfte aus Ka­
pitalvermögen wären, sofern nicht § 135 Abs. 2 SGB IX 
zur Anwendung gelangt, im zweiten Jahr nach deren Er­
zielung bei der Summe der Einkünfte zu berücksichtigen, 
obwohl bereits eine Berücksichtigung als Vermögen er­
folgt ist. 


Auch hiergegen mag man einwenden, dass solche Fäl­
le nicht oder nur äußerst selten vorkommen. In der ge­
genwärtigen Sachlage, die noch vom Sozialhilferecht ge­
prägt ist, wäre ein solcher Einwand auch sicherlich be­
rechtigt. Es · darf jedoch im Zusammenhang mit dem 
neuen Recht der Eingliederungshilfe nicht verkannt wer­
den, dass die im Vergleich zum bis.herigen Recht doch 
sehr großzügigen Einkommensgrenzen und Vermögens­
freibeträge dazu führen können, dass auch Personen 
Leistungen der Eirigliederungshilfe begehren und erhal­
ten werden, die zurzeit als Anspruchsberechtigte nicht 
einma l theoretisch vorstellbar sind. 


X.2 Stichtag für die Bewertung des Vermögens 
(§ 139 SGB Satz 1 IX) 


Die Vorschrift stellt auch keine Regeln für den Zeit­
punkt der Vermögensfeststellung auf, also für den Zeit­
punkt der Vermögensbewertung. In Ermangelung einer 
Regelung wird man daher auf den Zeitpunkt der Antrag­
stellung abstellen müssen. Da die Antragstellung für den 
Beginn der Leistungen grundsätzlich auf den Beginn des 
jewei ligen Kalendermonats zurückwirkt (§ 108 Abs . 1 
Satz 2 SGB IX), ist maßgeblicher Zeitpunkt für die Ab­
grenzung und Feststellung des Vermögens der letzte Tag 
des Kalendermonats, der demjenigen der Antragstellung 
vorausgeht. Hinweise für einen anderen Zeitpunkt lassen 
sich dem Gesetzestext jedenfalls nicht entnehmen. 


X.3 Geschütztes Vermögen (§ 139 SGB Satz 2 IX) 


Der Begriff des geschützten Vermögens wird ebenfalls 
aus dem SGB XII übernommen". Somit bleiben die bishe-
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rigen Verhältnisse zum Vermögenseinsatz - insbesondere 
die Auflistung des geschützten Vermögens - unverän­
dert. Dies bringt einerseits Sicherheit für diejenige·n Leis­
tungsempfänger, die bisher Leistungen nach dem SGB XII 
erhielten, andererseits kann auf eine gefestigte Recht­
sprechung zurückgegriffen werden. Gerade die Regelun­
gen zur baldigen Beschaffung eines Hausgrundstückes 
(§ 90 Abs. 2 Nr. 3 SGB XII) als auch zum angemessenen 
Hausgrundstück(§ 90 Abs. 2 Nr. 8 SGB XII) erfordern so­
mit keine gesonderte Definition aller bisher durch die 
Rechtsprechung geklärten Aspekte. 


Eine Abweichung von § 90 SGB XII erfolgt nur zur 
Höhe des Barvermögens. Dieses wird der veränderten 
Ausgangssituation der Eingliederungshilfe angepasst. Ge­
rade die Herauslösung aus dem Fürsorgesystem und die 
zunehmende Freistellung vom Einkommenseinsatz haben 
auch Veränderungen beim Barvermögen zur Folge. Die 
jetzige Höhe ermöglicht es, von den Leistungsverbe~se-


. rungen einen Teil anzusparen, ohne dass diese Einspa­
rungen für den eigenen Bedarf wiedereingesetzt werden 
müssen, weil eine (geringere) Vermögensfreigrenze über­
schritten wi rd. Da es hier um Menschen mit erheblicher 
Teilhabeeinschränkung geht, und die Regelung nur für 
Fachleistungen der Eingliederungshilfe gilt, war eine Er­
höhung des bisherigen Betrages angezeigt. Durch die 
Höhe des Betrages ist zudem eine detaillierte Unterschei­
dung nach der Anzahl der Angehörigen nicht mehr er­
forderlich. Damit auch hier - wie beim Einkommen -
eine Dynamisierung erfolgt, wurde der Betrag von der 
Sozia lversicheru ngsbezugsgröße abgeleitet". 


X.4 Katalog des § 90 Abs, 2 Nr. 1 bis 8 SGB XII 


Da das geschützte Vermögen alle Tatbestände um­
fasst, die auch nach § 90 Abs. 2 Nr. 1 bis 8 SGB XII in der 
Fassung des Artikels 13 NL 28 BTHG Geltung beanspru­
chen, kann hier vollumfänglich auf die vorliegende Lite­
ratur' und Rechtsprechung verwiesen werden. Die durch 
Artikel 13 Nr. 28 BTHG vorgenommene Anpassung des 
§ 90 Abs. 2 Nr. 3 SGB IX stellt eine /-ein redaktionelle 
Neufassung der Vorschrift dar, die aufgrund der Neure­
gelung der Eingliederungshilfe im SGB IX notwendig ist" . . 


X.5 Barvermögen und sonstige Geldwerte 
(Abweichung zu § 90 Abs. 2 Nr. 9 SGB XII) 


Im Vergleich zum Sozialhilferecht hat sich lediglich 
beim Barvermögen und den sonstigen Geldwerten im Sin­
ne des §. 90 Abs. 2 Nr. 9 5GB XII eine Veränderung erge­
ben. Die Vorschrift wurde deutlich vereinfacht und der 
Vermögensfreibetrag wurde drastisch erhöht. Die Frei­
stellung erfolgt in Höhe von 150 % der Bezugsgröße nach 
§ 18 Abs. 1 SGB IV (vgl. Nr. Vlll.1 ). Bezogen auf das Jahr 
2019 beläuft sich der Vermögensfreibetrag auf 56 070 €. 
Die Höhe des von einer Anrechnung freigestellten Ver­
mögens ist unabhängig vom Personenstand und der fa­
miliären Situation der leistungsberechtigten Person , 


X.6 fehlende Härtefallregelung 
(Abweichung zu § 90 Abs. 3 SGB XII) 


Eine Regelung für Härtefälle: wie si_e § 90 Abs. 3 
SGB XII vorsieht, existiert im Recht der Eingliederungs­
hilfe entgegen der Behauptung in der Begründung des 
Gesetzentwurfes, die Regeln des Sozialhilferechts wür-
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den vol lständig übernommen, nicht. Auch die übrigen im 
§ 2 der DVO zu § 90 Abs . 2 Nr. 9 SGB XII enthaltenen Re­
gelungen (Erhöhung oder Verminderung des Freib~tra­
ges) si nd im Rahmen der Eingliederungshilfe nicht ein­
schlägig" . Es herrscht zudem keine Abhängigkeit von der 
Anzahl der" Personen in der Einsatz- bzw. Haushaltsge­
meinschaft. Dies führt zu dem kuriosen Ergebnis, dass die 
Höhe des geschützten Barvermögens und der sonstigen 
Geldwerte für alleinstehende Personen, Partnerhaushal­
te und Haushalte mit minderjährigen Kindern jewei ls 
identisch ist. 


Hinweis auf mögliche Änderungen durch das 
.. Reparaturgesetz" 


. Im Referentenentwurf für ein Gesetz zur Änderung des 
Neunten und des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch und 
anderer Rechtsvorschriften•• (vgl. Nr. 111.J) ist in dessen 
Artikel 1 Nr. 8 vorgesehen, einen § 139 Satz} SGB IX an­
zufügen, wonach die Eingliederungshilfe ferner nicht 
vom Einsatz oder von der Verwertung eines Vermögens 
abhängig gemacht werden darf, soweit dies für den, der 
das Vermögen einzusetzen hat, und für seine unterhalts­
berechtigten Angehörigen eine Härte .bedeuten würde. Da 
die Nichtübernahme des§ 90 Abs. J SGB XII für die refor­
mierte Einglieder.ungshi/fe im Einzelfall dazu füh ren 
könnte, dass Leistungsberechtigte hohe Schmerzensgeld­
zahlungen zwar nicht für Leistungen der Sozialhilfe, aber 
für Leistungen der Eingliederungshilfe verwerten müss­
ten, wird dies_e Änderung für erforderlich gehalten. Um 
diese Sehfechterstellung in der Eingliederungshilfe zu ver­
meiden, soll der Inhalt des§ 90 Abs. 3 Satz 1 SGB XII ent­
sprechend für die Eingliederungshilfe übernommen wer­
den. 


XI Einsatz des Vermögens (§ 140 SGB IX) 
Die antragstellende Person sowie bei minderjährigen 


Personen die im Haushalt lebenden Eltern oder ein El­
ternteil haben nach § 140 Abs. 1 SGB IX vor der Inan­
spruchnahme von Leistungen nach Tei l 2 die erforderli­
chen Mittel aus ihrem Vermögen aufzubringen. 


XI, 1 Grundsatz (§ 140 Abs, 1 SGB IX) 


§ 140 Abs. 1 SGB IX regelt den Grundsatz, dass vor der 
Inanspruchnahme von Leistungen das vorhandene Ver­
mögen - soweit es nicht zum geschützten Vermögen 
nach§ 139 SGB IX gehört--:- einzusetzen ist. Durch die Be­
schränkung auf die antragstellende Person wird klarge­
stellt, dass das Vermögen des Ehepartners oder Part­
ners nicht zum einzusetzenden Vermögen gehört. Die 
Zuordnung der einzelnen Vermögensteile des Ehe~/ Part­
nerschaftsvermögens muss im Einzelfall erfolgen''. 


Für den Einsatz des Vermögens sind ebenfalls Ei nsatz­
gemeinschaften zu bilden, und zwar .so, wie dies auch 
beim Einsatz des Einkommens vorgesehen ist (vgl. Nr. VI). 


Der entscheidende Unterschied zu § 19 Abs. 3 SGB XII 
sowie § 85 Abs. 1 und 2 SGB XII besteht darin, dass das 
Vermögen eines Pa rtners der antragste llenden Person 
nicht einzusetzen ist . Dieses bleibt folglich unabhängig 
von dessen Höhe unberücksichtigt. Vermögen, das den 
Vermögensfreibetrag nach § 139 SGB IX übersteigt, ist 
vorrangig zur Finanzierung der Fachleistungen einzuset­
zen, bevor Leistungen der Eingliederungs_hilfe in An­
spruch-genommen werden können. Lediglich die im§ 138 
Abs. 1 SGB IX aufgeführten Leistungen sind ohne Be­
rücksichtigung von Vermögen zu erbringen (vgl. Nr. V.1 
und Xl.3)" . 


8/2019 2$F 
Damit liegt das entscheidende Problem bei der vom 


Gesetzgeber auch in seiner Begründung angesprochenen 
Zuordnung der Vermögensteile zu den Partnern (we~ ge­
hört was?). Diese Zuordnung wird sich in der Pr~X)S ge­
wiss als schwierig und auch als miss brauchsanfall1g er­
weisen, da durch die Freistellung des Vermögens ?es 
Partners quasi im Gesetz die Motivation ange!egt r~t, 
durch die Verschiebung von Vermögenswerten eine Leis­
tungsverpflichtung zulas ten des Trägers der Eingliede­
rungshi lfe zu erreichen. Aber selbst wenn Gestaltungs­
spielräume nicht in missbräuchlicher Absfch t ausge~utzt 
werden, könnten sich in der Zukunft Ergebnisse zergen, 
welche die Legitimität der Leistungserbringung doch 
stark erschüttern könnten. Nach der vom Gesetzgeber 
ausdrücklich gewollten Rechtslage ist es möglich, dass 
der Partner einer sowohl nach dem Einkommen als auch 
nach dem Vermögen wohlhabenden Person trqtz?em 
Leistungen beanspruchen kann, sofern er . selbst h1cht 
über entsprechendes Einkommen bzw. Vermögen ver­
fügt. Und Letzteres könn'te ohnehin durch fantasievolle 
Gestaltungen verschoben werden. Von daher ist es denk­
bar und vom Gesetzgeber offenbar auch bewusst in Ka~f 
genommen worden. dass beispielsweise der Ehemann ei­
ner Eigentümerin von Grundvermögen in Form v?n W~h­
nungen, mit deren Vermietung auch noch erhebliche Ein­
künfte aus Vermietung und Verpachtung erzielt werden, 
dennoch Leistungen der Eingliederungshilfe erhalten 
kann. Die Eingliederungshilfe wird damit zukünftig -
spit z formul iert - auch den Bedarf des Millionärsgatten 
finanzieren müssen, sofern entsprechende Anträge vor­
liegen sollten. 


Xl,Z Leistungserbringung als Darlehen 
(§ 140 Abs. 2 SGB IX) 


Soweit für den Bedarf der nachfragenden Person Ver­
mögen einzusetzen ist, jed<?ch der sofortige V_erbra~ch 
oder die sofortige Verwertung des Vermögens nicht mog­
lich ist oder für die, die es einzusetzen hat, eine Härte be­
deuten würde, sol l die beantragte Leistung als Darlehen 
geleistet werden. Die Leistungserbringung kann da_~on 
abhängig gemacht werden, dass der Anspruch auf ~uck­
zahlung dinglich oder in anderer Weise gesichert w rrd '. 


§ 140 Abs. 2 SGB IX entspricht inhaltsgleich der bis~e­
rigen Regel ung des § 91- SGB XII, für den Fall, ?a~s e1 ~e 
sofortige Verwertung des Vermögens nicht moglrch 1st 
und dennoch Eingliederungshilfe zu gewähren ist" . 


Da die Vorschrift inhaltsgleich dem § 91 SGB XII en~­
spricht, kann hier voll umfänglich auf die vorliegende Li­
teratur und Rechtsprechung verwiesen werden. De'. dem 
Sozialhi lferecht entnommene Begriff der „nachfragen­
den Person" hätte korrekterweise durch den der „an­
tragstellenden Person" ersetzt werden müssen. Insoweit 
dürfte nur ein redaktionelles Versehen vorl iegen. 


Xl,3 Ausnahmen vom Vermögenseinsatz 
(§ 140 Abs. 3 SGB IX) 


Die in § 138 Abs. 1 SGB IX genannten Leistungen sind 
ohne Berücksichtigung von vorhandenem Vermögen zu 
erbringen. 


89 von Boetticher in „Das neue Tellhaberecht", § 4 Rdnr. 196. 
90 https://www.bmas.de/DE/Scrvice/Gesetze/sgb-ix-sgb-xii-acnderungsgesetz.html 


()0. ) . 2019). 
91 BTDrs. 18/9522, S. 304. 
92 von Boettlchcr in . Das neue Teilhabcrechr, § 4 Rdnr. 198 f . 
93 BTDrs. 18/9522, S. 304. 
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Die Norm entspricht inhaltsgleich der bisherigen Re­
gelung des§ 92 Abs. 2 Satz 2 SGB XII" . Sie steht damit in 
einem engen sachlichen Zusammenhang mit den bei-· 
tragsfreien Leistungen ini Sinne des § 138 Abs . . 1 SGB IX 
(vgl. Nr. V.1 ). Auch hier kann auf die vorliegende Litera­
tur und Rechtsprechung verwiesen werden. 


XII Übergang von Ansprüchen(§ 141 SGB IX) 
Die Regelung entspricht nac;h Meinung des Verfassers 


der amtlichen Begründung voll umfänglich der bisherigen 
Regelung des§ 93 SGB XII, soweit sich dieser auf Leistun­
gen nach dem Sechsten Kapitel des Zwölften Buches be­
zog" , sodass zunächst auf die dazu vorliegende Recht­
sprechung und Literatur verwiesen werden kann. 


Xll.1 Überleitbare Ansprüche(§ 141 Abs. 1 SGB IX) 


Hat eine Person im Sinne von§ 136 Abs. 1 SGB IX oder 
der nicht getrennt lebende Ehegatte oder Lebenspartner 
für die antragstellende Person einen Anspruch gegen ei­
nen anderen, der kein Leistungsträger im Sinne des§ 12 
SGB I ist, kann der Träger der Eingliederungshilfe durch 
schriftliche Anzeige an den anderen bewirken, dass die­
ser Anspruch bls zur Höhe seiner Aufwendungen auf ihn 
übergeht (§ 141 Abs. 1 SGB IX). 


Der Wortlaut weicht bezüglich des Personenkreises, 
dessen Ansprüche der Träger der Eingliederungshilfe auf 
sich überleiten kann, vom demjenigen des § 93 Abs. 1 
Satz 1 SGB XII ab. Über den Verweis auf § 136 Abs. 1 
SGB IX werden Ansprüche der leistungsberechtigten Per­
son und, sofern diese minderjährig ist·, diejenigen ihrer 
Eltern bzw. des im Haushalt lebenden Elternteils erfasst. 
Nicht übernommen wurde die im § 93 Abs. 1 Satz 2. 
SGB XII enthaltene Regelung, da Leistungen zu.r Siche­
rung des Lebensunterhalts nicht in di_e Zustandigkeit des 
Trägers der Eingliederungshilfe fallen". 


Da das Ei_nkommeh eines Partners nicht für die fach­
lichen Leistungen der Eingliederungshilfe einzusetzen ist 
(vgl. Nr. Vl.1), sind Ansprüche des Partners nur dann ei­
ner Überleitu'ng zugänglich, wenn und soweit es sich um 
Ansprüche für die ·JeistuRgsberechtigte Person handelt. 
Die Vorschrift umfasst damit nur solche Ansprüche, wel­
che der Partner nur deswegen hat, weil die antragstel­
lende Person bestimmte Voraussetzungen erfüllt (z. B. 
Beihilfen . nach beamtenrech.tlichen Vorschriften, Scha­
densersatz- oder Versicherungsansprüche)". Aus nicht 
nachvollziehbaren Gründen definiert diese Vorschrift 
Partner allerdings nur im Sinne eines nicht getrennt le­
benden Ehegatten oder Lebenspartners. Die Partner einer 
eheähnlichen Gemeinschaft bzw. einer lebenspartner­
schaftsähnlichen Gemeinschaft werden in den Rege­
lungsgehalt nicht einbe·zogen. Dies verwundert umso 
mehr, als dass die gewandelten gesellschaftlichen Ver­
hältnisse es zumindest nicht als abwegig erscheinen las­
sen, däss auch Partner in derar.tjgen Verbindungen bei­
spielsweise Verskherungsvertragsverhältnisse auf Ge­
genseitigkeit eingehen, um eine bessere Absicherung zu 
erreichen. Angesichts des klaren Wortlauts der Vor­
schrift, die im Widerspruch .zur Begründung steht, wird 
dies wohl hingenommen werden müssen. 


Der Verfasser _der Begründung unterlässt es im Übrigen 
auch zu erwähnen, dass diese Vorschrift nunmehr auch 
den Regelungsgehalt des § 94 SGB XII für Unterhaltsan­
sprüc_he umfasst. Diese gehen; abgesehen von den Son­
derfällen des§ 138 Abs. 4 SGB IX (vgl. Nr. XIII), nunmehr 
nicht mehr kraft Gesetzes auf de~ Träger der Eingliede-
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rungshilfe über, sofern man diese besonderen Beiträge 
überhaupt als durch das Unterhaltsrecht legitimiert an­
sehen kann. 


Xll.2 Anrechenbarkeit des übergeleiteten Anspruchs 
(§ 141 Abs. 2 SGB ~X) 


Der Übergang des Anspruches darf nur insoweit be­
wirkt werden, als bei rechtzeitiger Leistung des anderen 
entweder die Leistung nicht erbracht worden wäre oder 
ein Beitrag aufzubringen wäre. Der Übergang ist nicht 
dadurch ausgeschlossen, dass der Anspruch nicht über­
tragen, verpfändet oder gepfändet werden kann (§ 141 
Abs. 2 SGB IX). Diese Regelungen entsprechen inhaltlich 
denen nach § 94 Abs. 1 Satz 3 und 4 SGB XII. 


Der Anwendungsbereich der Vorschrift ist indes be­
schränkt, da sie den Anspruchsübergang nur für die Fäl­
le zulässt, in denen . 


a) die Leistung entweder gar nicht oder nicht in diesem 
Umfang erbracht _worden wäre, weil der vorrangfge 
A·hspruch den Bedarf zumindest zeitweise vollständig 
oder zumindest teilweise gedeckt hätte oder 


b) ein Beitrag aufzubringen wäre. 


Bei den unter a) genannten Fallgestaltungen können 
bei lebensnaher Auslegung nur Ansprüche infrage kom­
men, die entweder eine der fachlichen Maßnahme ver-


. gleich bare Leistung zum Inhalt haben (Anspruch auf i/er­
schaffung einer entsprechenden Sachleistung) oder zum 
Vermögen rechnen, weil ein vollständiger oder auch nur 
teilweiser Wegfall des Leistungsanspruches bei lediglich 
einkommensrelevanten Tatbeständen, also solchen, die 
zu Einkommen führen, kaum denkbar wäre. Derartige 
Ansprüche können insbesondere solche sein, die eine pri­
vate Versicherungsleistung oder eine beamtenrechtliche 
Beihilfeleistung zum Inhalt haben. Derartige von Nicht­
Leistungsträgern (§ 12 SGB 1) zu erbringenden Leistungen 
können im Einzelfall als vorrangige Leistungen dem glel­
chen Zweck dienen wie die fachlichen Leistungen der 
Eingli~derungshilfe, sodass sie dem Anspruch auf Einglie­
derungshilfe anspruchsmindernd oder sogar anspruchs­
vernichtend entgegengehalten werden können (vgl. § 91 
Abs. 1 und 2 SGB IX). Auch auf die Erzielung von Vermö­
gen gerichtete Ansprüche können unter a)'gefasst wer­
den. Beispiele für derartige Ansprüche, die vielfach dem 
Zivilrecht zugeordnet werden, sind": 


- Rückforderung des Geschenkten wegen Verarmung 
des Schenkers (§ 528 BGB), 


- Ansprüche aus Versorgungsverträgen insbesondere 
bei Altenteilen, 


Ansprüche aus Wohnungsrechten, 


- offene Forderungen aus Verträgen, 


- vertraglich,e Schadensersatzansprüche, 


Bereicherungsansprüche (§ 812 BGB), 


- Ansprüche aus Erbverträgen, 


- Ansprüche aus Pflichtteilsrechten (§§ 2303 ff. BGB) 
und 


- Leistungen aus Versicherungsverträgen, sofern nicht 
§ 116 SGB X vorrangig ist (vgl. Nr, Xll.4). 


94 BTDrs. 18/9522, S. 304. 
95 BTDrs. 18/9522, S. 304. 
96 von Boetticher In . Das neue Teilhaberecht", § 4 Rdnr. 202. 
97 von Boetticher in . Das neue Teilhaberecht", § 4 Rdnr. 203. 
98 Kiss in Mergler/Zink (Stand ai2018). Rdnr. 15 zu§ 93 SGB XII. 
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Hingegen sind v.on der unter b) erfassten Variante aus­
schließlich Ansprüche betroffen , die als Einkommen bei 
der Festsetzung des Beitrages zu berücksichtigen wären, 
wenn sie vom Schuldner an den leistungsberechtigten 
Gläubiger e'rbracht worden wären. Als Einkommen sind 
jedoch nur die Einnahmen zu berücksichtigen, welche 
der in § ·135 Abs. 1 SGB IX kodifizierten Legaldefin.ition 
der Summe der Einkünfte im Sinne des § 2 Abs. 2 EStG 
oder .der durch Nicht-Leistungsträger erbrachten Ren­
teneinkünfte (insbesondere privatrechtlich organisierte 
Versicherungsunternehmen) unterfallen. 


Nur die auf die Erzielung von Einkommen in Form von 
Einkünften ierichteten Ansprüche gehören zu der unter 
b) genannten Variante, da mir ein derartiges Einkommen 
bei der Festsetzung des Beitrags zu berücksichtigen ist. 
Dadurch ist eine Vielzahl von möglichen Einnahmen, die 
vom Leistungsberechtigten realisiert werden könnten, ei­
ner Überleitung entzogen. Namentlich gilt dies insbeson­
dere für Unterhaltsansprüche, da Unterhalt - von weni­
gen atypischen steuerrechtlich relevanten Sachverhalten 
abgesehen - keine steuerbare Einkunftsart darstellt. Un­
terhalt wird vom Unterhaltspflichtigen aus dessen ver­
steuerten Einkommen an den Unterhaltsberechtigten ge­
leistet. Die Einkommensquellen , aus denen sich die Un'­
terhaltspflicht speist, gehören also zu den Einkünften 
des Unterhaltspflichtigen, die dieser bereits ein.er Ein­
kommensbesteuerung unterworfen hat. Daher erfolgt 
keine nochmalige Besteuerung beim Empfänger und die 
Einnahme ist bei ihm eine nicht steuerbare. Nichtsteuer­
bare Einnahmen sind jedoch keine·Einkünfte, rechnen so­
mit nicht zur Summe der Einkünfte und können keine Ba­
sis für die Berechnung eines Beitrages bilden. Eine Über­
leitung· scheidet also aus, weil aus ihm kein Beitrag 
errechnet werden kann. · 


Lediglich in den Fällen des .Realsplittings, bei denen 
der Unterhaltspflichtige den Unterhalt an den geschie- · 
denen oder dauernd getrennt lebenden. unbeschränkt 
einkommensteuerpflichtigen Ehepartner ah Sonderaus­
gabe nach § 10 Abs. 1 a Nr. 1 EStG behandelt, kann der 
Unterhalt beim Unterhaltsberechtigten zu sonstigen Ein­
künften im Sinne des § 22 Nr. 1 a EStG führen. Diese Re­
gelung zu Ehegatten und Ehen ist auch auf Lebens·part­
ner und Lebenspartnerschaften anzuwenden (§ 2 Abs. 8 
EStG). 


Hierzu muss jedoch der Unterhaltspflichtige bei der Fi­
nanzbehörde einen Antrag gemäß Anlage U zur Einkom­
mensteuererklärung stellen, welcher der Zustimmung. 
des Unterhaltsberechtigten bedarf, der dann zukünftig 
die Einnahmen aus Unterhalt als sonstige Einkünfte ver­
steuern muss (§ 1 o Abs. 1 a Nr. 1 Satz 1 EStG - ,, ... wenn 
der Geber dies mit Zustimmung des Empfängers bean­
tragt."). Da gemäß§ 91 Abs. 1 SGB IX auch der Eingliede­
rungshilfe das Prinzip der Nachrangigkeit innewohnt, 
könnte der Träger der Eingliederungshilfe m. E. in geeig­
neten Fällen die Zustimmung des Unterhaltsberechtig­
ten, also des Eingliederungshilfeberechtigten, ·ZU einer 
Besteuerung bei ihm verlangen, ·urri den Unt~rhalt einer 
Beitragspflicht zu unterwerfen und so eine Uberleitung 
zu legitimieren. 


Hinweis auf mögliche Änderungen durch das 
11 Reparaturgesetz" 


Im Referentenentwurf für ein Gesetz zur Änderung des 
Neunten und des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch und 
anderer Rechtsvorschriften" (vgl. Nr. 111.J) ist in dessen 
Artikel 1 Nr. 9 vorgesehen worden, einen neuen § 141 


8/2019 22jF 
Abs. 1 Satz 2 SGB IX anzufügen, der den folgenden Wort­
laut hat: ,.Dies gilt nicht für bürgerlich-rechtliche Unter­
haltsansprüche." Da die Möglichkeit bestand, auch bür­
ger.lich-rechtliche Unterhaltsansprüche unter den Wort­
laut des§ 141 SGB IX zu fassen, was mit dieser Regelung 
nicht beabsichtigt war, soll die Klarstellung erfolgen. 


Eine Überleitung eines auf die Erzielung von Einkom­
men gerichteten Anspruches darf nur dann erfolgen, 
wenn bei dessen Realisierung ein Beitrag aufzubringen 
wäre. Je geringer das bereits zu berücksichtigende Ein­
kommen der antragstellenden Person oder auch der Ein­
satzgemeinschaft ist, und je höher die anzusetzende Ein­
kommensgrenze ist, desto höher muss der aus der Über­
leitung zu erwartende Anspruch sein. Anderenfalls wäre 
kein Beitrag aufzubringen. 


In Ansehung der Höhe des Beitrags von 2 % des die 
Einkommensgrenze übersteigenden Betrages (vgl. Nr. IX) 
müsste der aus dem Anspruchsübergang zu realisierende 
Betrag beispielsweise bei Anwendung der niedrigsten Ein­
kommensgrenze des § 136 Abs. 2 Nr. 3 SGB IX für Ren­
teneinkünfte (60 % der jährlichen Bezugsgröße des§ 18 
Abs. 1 SGB IV) also dazu führen, dass ein Einkommen von 
über 22 428 € jährlich bzw. 1 869 € monatlich zur Ver­
fügung stünde (bezogen auf das Jahr 2019). 


Xll.3 Wirkung der Überleitung(§ 141 Abs. 3 SGB IX) 
Die ~chriftliche Anzeige· bewirkt den Übergang des An­


spruches für die Zeit, für die der leistungsberechtigten 
·Person die Leistung ohne Unterbr~chung erbracht wird. 
Als Unterbrechung gllt ein Zeitraum von mehr als zwei 
Monaten (§ 141 Abs. 3 SGB IX). Die Regelung ist identisch 
mit § 93 Abs, 2 SGB XII, sodass auf die hierzu vorliegen­
de Rechtsprechung und Literatur vollumfänglich verwie­
sen werden kann. 


Xll.4 Sofortige Vollziehbarkeit und Vorrang des SGB X 
(§ 141 Abs. 4 SGB IX) 


Widerspruch Ul'Jd Anfechtungsklage gegen den Ver­
waltungsakt, der den Übergang des Anspruches bewirkt, 
haben keine aufschiebende Wirkung. Die§§ 115 und 116 
SGB X gehen der Regelung des§ 14f Abs. 1 SGB IX vor 
(§ 141 Abs. 4 SGB IX). Diese ist identisch mit§ 93 Abs. 3 
und 4 SGB XII, sodass auch hier auf die dazu vorliegende 
Rechtsprechung und Literatur verwiesen werden kann. 


Wie auch nach der bisherigen Rechtslage sind Erstat­
tungsansprüche nach § 115 SGB X gegen den Arbeitge­
ber, die in der Pr:axis wohl eher seltener anzutreffen sein 
werden, als auch diejenigen auf der Grundlage nach 
§ 116 SGB X gegen Schadensersatzpflichtige ,vorrangig 


. gegenüber § 141 SGB IX. § 11 6 SGB X wird also auch zu­
künftig insbesondere in den Fällen zur Anwendung ge­
langen, in denen die Behinderung durch das schuldhafte 
Verhalten eines Dritten ·verursacht wurde: Insbesondere 
bei Unfällen im Straßenverkehr ist gegenüber dem Haft­
pflichtversicherer des schuldhaft handelnden Unfallver­
ursachers weiterhin § 116 SGB X die maßgebliche An­
spruchsgrundlage. Im Übrigen sind die Vorschriften über 
Erstattungsanspruche zwischen den Leistungsträgern ge­
mäß § 16 SGB IX und nach den §§ 102 ff. SGB X vorra n­
gig anzuwenden, da diese nur dann Geltung beanspru­
chen, wenn Leistungsträger im Sinne des § 12 SGB I in­
volviert sind. Durch § 141 Abs. 1 SGB IX ist jedoch 
klargestel lt, dass der Anwendungsbereich dieser Norm 


99 ht tps:/ /www.bmas.de/ O E/Servlce/Gesetze/sgb-lx-sgb-xi 1-aenderungsgesetz.html 
(lO. }. 2019). 
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nicht eröffnet ist, sofern sich der Anspruch gegen einen 
Leistungsträger richtet. 


XIII Sonderfall des Beitrags der Eltern für 
volljährige nachfragende Personen 


(§ 138 Abs. 4 SGB IX) . 


Wenn eine volljährige nachfragende Person Leistun­
gen bedarf, ist von den Eltern oder dem Elternteil ein Bei­
trag in Höhe von monatlich 32,08 € aufzubringen. § 94 
Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3 SGB XII gilt entsprechend. 


Xlll.1 Rechtsnatur des Beitrags der Eltern 
für volljährige nachfragende Personen 
(§ 138 Abs. 4 SGB Satz 1 IX) · 


§ 138 Abs. 4 SGB IX übernimmt nach dessen amtlicher 
Begründung inhaltsgleich . die Regelung des bisherigen 
§ 94 Abs.- 2 SGB XII, nach der Eltern für ihre volljährigen 
Kinder bis zu maximal 32,08 € zu den Leistungen der Ein­
gliederungshilfe beizutragen haben. Diese Regelungen 
folgen mit dem .Verweis auf§ 94 Abs. 2 Satz 3 un~ Abs. 3 
SGB XII sowohl der dort geregelten Anpassung an die 


· Kindergelderhöhung als auch der Sicherstellung, dass 
nur diejenige Person einen Beitrag aufbringen muss, die 
finanziell dazu in der Lage· ist'00


• Der Betrag in Höhe von 
32,08_ ~ entspricht derri Wert des Jahres 2016, der ab dem 
Jahr 2020 auf mindestens 34,44 € angewachsen sein 
wird, weil durch die entsprechende Anwendung des§ 94 
Abs_. 2 Sa_tz 3 SGB XII eine Dynamisierung im Umfang der 
Erhöhung des Kindergeldes erfolgt (vgl. Xlll.2). Der ge­
nannte Betrag von 32,08 € verändert sich zum gleichen 
Zeitpunkt und um denselben Prozentsatz, um den _sich 
das Kindergeld verändert. 


In Abhängigkeit von der Auslegung über den konkre­
ten Anwendungsbereich der Norm wird der Rechtsan­
wender wohl zumindest zunächst zu dem Schluss gelan­
gen, dass die Formulierung und Verortung der Vorschrift 
verunglückt sind und einige Zweifelsfragen aufwirft. 


In der Literatur wird völlig zu Recht eingewandt, dass 
die Beitragspflicht vori Eltern bzw. Elternteilen einer voll­
jährigen antragstellenden Person in Höhe eines absolu­
ten monatlichen Betrages gleich in mehrfacher Hinsicht 
systemfremd ist. Nach der Grundregel des § 136 Abs. 1 
SGB IX sind nur die Eltern bzw. der .Elternteil einer min­
derjährigen leistung_sberechtigten Person zur Aufbrin­
gung eines Beitrages verpflichtet. Dies gilt auch nur 
dann, wenn ihr Einkommen oberhalb der nach § q6 
Abs. 2 bis 5 SGB IX zu ermittelnden Grenzen liegt. Die 
Vorschrift ist, wie durch den Verweis im § 138 Abs. 4 
Satz 2 SGB IX belegt, dem § 94 Abs. 2 Satz 1 SGB XII 
nachgebildet. Allerdings wird durch § 94 Abs. 2 SGB XII 
nicht die beso.ndere Höhe eines aufzubringenden Bei­


·trags, der im Sozialhilferecht auch gar nicht vorgesehen 
ist, sondern eine Privilegierung von Eltern im Zusam­
menhang mit dem Übergang von Unterhaltsansprüchen 
ihrer volljährigen Kincler auf den Träger der Sozialhilfe 
geregelt'0 ' . 


Vor diesem Hintergrund wird eingewendet, dass die 
Auslegung des § 138 Abs. 4 SGB IX erhebliche Schwierig­
keiten bereiten würde. Dem ist auch uneingeschränkt zu­
zustimmen. Die Schlussfolgerung, dass eine wortwört­
liche Anwendung der Regelung weder gewollt sein kann 
noch fm Einklang mit dem Gru·ndsatz der Gleichbehand­
lung aus Arti_kel 3 Abs. 1 GG stehen würde, halte ich in 
dieser Absolutheit allerdings nicht für gerechtfertigt. Be­
gründet wird diese Auffassung damit, dass immer dann, 
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wenn eine volljährige Person Leistungen der Eingliede­
rungshilfe erhält, deren Eltern einen Beitrag in Höhe ei­
nes apsoluten, aufgrund des Verweises auf § 94 Abs. 2 
Satz 3 SGB XII mit jeder Kindergelderhöhung anzupas­
senden Betrages aufbringen müssten. Würde dieser Bei­
trag der Eltern also zusätzlich zum Beitrag der volljähri­
gen Person verlangt, würde die Grenze des § 138 Abs. 2 
SGB IX von einem Beitrag im Monat überschritten. Hie­
raus soll sich eine ungerechtfertigte Schlechterstellung 
gegenüber den Eltern minderjähriger Kinder erge_ben. Zu­
dem wird eingewandt, dass der Leistungserbringer mehr 
an Beitrag erhalten würde, als ihm zustünde. Sofern der 
besonde·re Beitrag der Eltern vollständig an die Stelle des 
Beitrags der volljährigen Person treten würde, wäre dies 
umgekehrt eine ungerechtfertigte Besserstellung gegen­
über den Eltern minderjähriger Kinder sowie gegenüber 
volljährigen Leistungsberechtigten, die keine Eltern mehr 
haben. Es würde daher denkbar sein, dass der Beitrag der 
volljährigen leistungsberechtigten Person um denjenigen 
seiner Eltern vermindert wird. Dies würde zur Beitrags­
gerechtigkeit führen, die Sinnhaftigkeit der Verschie­
bung der Beitragslast innerhalb der Familien würde sich 
dadurch jedoch nicht erschließen. Dem ist auch zuzu­
stimmen. Darüber hinaus werden auch die erheblichen 
exekutiven Schwierigkeiten beim Vollzug im Zuge einer 
solchen Auslegung beklagt. Als Folge des Nettoprinzips 
wäre der Beitrag direkt an den Leistungserbringer zu zah­
len. Der Leistungserbringer müsste daher die Eltern einer 
von ihm betreuten volljährigen Person ermitteln und de­
ren Beitrag einfordern'0' . Dies wird zu Recht·als völlig un­
verhältnismäßig angesehen. Die Lösung der vorstehend 
beschriebenen Probleme muss über eine lebe_nsnahe und 
praxistaugliche Auslegung erfolgen, welche den Wort­
laut der Vorschrift ·aber nicht ignoriert. 


Der Wortlaut der Vorschrift des § 138 Abs. 4 Satz 1 
SGB IX knüpft an die Pflicht zur Leistung eines Beitrages 
durch die Elte"rn bzw. den Elternteil einer volljährigen 
leistungsberechtigten Person augenscheinlich keine wei­
teren Voraussetzungen; es muss lediglich eine volljähri­
ge, nach dem 2. Teil SGB IX leistungsberechtigte Person 
vorHanden sein, die entweder noch über ihre Eltern oder 
zumindest einen Elternteil verfügt. Über die durch § 94 
Abs. 3 SGB XII vorgenommene Verweisung im § 138 
Abs. 4 Satz 2 SGB IX wird jedoch m. E. klargestellt, dass 
es zumindest in materieller Hinsicht weiterer Vorausset­
zungen bedarf. Freil(ch sind dadurch nicht alle Unklar­
heiten beseitigt. Exemplarisch sei die schwierige bis un­
mögliche Anwendung des Nettoprinzips des§ 137 Abs. 3 
SGB IX genannt (vgl. Nr. IX.3). . 


Die Anwendung des § 94 Abs. 3 SGB XII setzt . den 
Übergang eines Unterhaltsanspruches voraus. Der Bei­
tragsanspruch des Trägers der Eingliederungshilfe tritt 
also ganz oder_ teilweise quasi an die Stelle des Unter­
haltsanspruches des Unterhaltsberechtigten. Die Berech­
tigung zur Forderung eines Beitrags von den Eltern bzw. 
eines Elternteiles einer leistungsberechtigten Person setz­
te danach, was die Begründung der Vorschrift mit ihrer 
Bezugnahme auf§ 94 SGB XII impliziert, voraus, dass die 
so begründete Beitragsforderung auf ein Schuldverhält­
nis abstellt, das durch das Unterhaltsrecht begründet 
wird. Diesem Gedanken folgend , ginge der Beitragsan­
spruch a_ls Folge eines Unterhaltsanspruches auf den Trä­
ger der Eingliederungshilfe über. 


100 BTDrs. 18/9522, S. )04. 
101 von Boetticher in "Das neue Teilhaberecht". § 4 Rdnr. 191. 
102 von Boetticher in "Das neue Teilhaberecht", § 4 Rdnr. 192. 
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Im geltenden und auch im zukünftig geltenden Sozial­
hilferecht erfolgt der Übergang des Unterhaltsanspruchs 
des Leistungsberechtigten auf den Träger der Sozialhilfe 
kraft Gesetzes, ohne dass es eines Verwaltungsaktes in 
Form einer Überleitungsanzeige bedarf. Hat die leis­
tungsberechtigte Person für die Zeit, für die Leistungen 
erbracht werden, nach bürgerlichem Recht einen Unter­
hpl tsanspruch, geht dieser bis zur Höhe der geleisteten 
Aufwendungen zusammen mit dem unterhaltsrechtli-. 
chen Auskunftsanspruch auf den Träger der Sozialhilfe 
über. Eine solche speziell für Unterhaltsansprüche ausge­
staltete Regelung fehlt im SGB IX. Im Recht der Einglie­
derungshilfe würden zivilrechtliche Ansprüche - und um 
solche handelt es sich bei Unterhaltsansprüchen - ni_cht 
kraft Gesetzes auf den Träger der Eingliederungshilfe 
übergehen. Vielmehr bedürfte es einer Überleitung nach 
§ 141 Abs. 1 SGB IX in Form eines Verwaltungsaktes. Erst 
nach dessen Erlass wäre der Übergang des Unterhaltsan­
spruchs erfolgt (vgl. Nr. XII). 


_Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob der 
Gesetzgeber wollte, · 


a) dass eine Überleitung nach § 141 Abs. 1 SGB IX Vo­
raussetzung für äie Geltendmachung des Beitrags sein 
soll, weil er den Beitrag als Unterhalt qualifiziert oder 


b) dass der Beitrag der Eltern bzw. des Elternteiles eines 
volljährigen leistungsberechtigten Kindes als vom Un­
terhaltsanspruch unabhängiger „Kostenbeitrag" oder 
„Elternbeitrag" anzusehen ist, der quasi kraft Gesetzes 
unter der Bedingung entsteht, dass die in § 94 Abs. 3 
SGB XII bezeichneten Einreden nicht erfolgreich gel­
tend ge~acht werden können. 


Die unter a) genannte Variante scheidet m. ~- aus, da 
die Überleitung des Anspruchs auf Unterhalt schon an 
der Tatsache scheitert, dass Unterhalt nicht zu der Sum­
me der Einkünfte rechnet, weil mit ihm - außer in den 
atypischen Fällen des hier nicht einschlägigen Realsplit­
tings für (ehemalige) Ehegatten - keine sonstigen Ein­
künfte im Sinne des§ 22 Nr. 1 a EStG erzielt werden (vgl. 
Nr. Xll.2). Da dem überzuleltenden Anspruch diese Qua­
lität jedoch zukommen muss, um beitragsrelevant zu 
sein, entziehen sich Unterhaltsansprüche von volljähri­
gen Kindern gegenüber ihren Eltern oder Elternteilen je­
doch per se einer Überleitung (vgl. Nr. Xll.2). 


Da der Gesetzgeber es willent_lich oder unwillentlich 
unterlassen hat, zivi lrechtlich geschuldeten Unterhalt 
abweichend vom Steuerrecht als Einkünfte zu definieren 
und überdies eine dem § 94 Abs. 1 Satz 1 SGB XII v~r­
gleichbare Regelung zu schaffen, bleibt die Frage, was 
man mit dieser Vorschrift eigentlich anfangen soll, so­
dass letztlich nur die Variante b) verbleibt. 


Diese Auslegung wird im Übrigen gestützt durch die 
Stellung der Norm im § 138 SGB IX, dessen Überschrift 
.,Besondere Höhe des Beitrages zu den Aufwendungen" 
lautet. Dadurch wird nach meiner Ansicht klargestellt, 
dass die üblichen Regeln zur Bemessung des Beitrags und 
auch dessen „Erhebung" nicht uneingeschränkt Anwen­
dung finden können und sollen, sodass die oben darge­
stellten Bedenken im Zusammenhang mit der Gleichbe­
handlung nicht durchgreifen. 


Bei einer solchen Auslegung käme man zu dem Ergeb­
ni's, dass die voll jährige leistungsberechtigte Person 
selbst zur Leistung eines Beitrags verpfl ichtet sein kann, 
ohne dass dies die grundsätzliche Beitragspfl icht der El­
tern bzw. des Elternteiles aufheben würde. Der Grund-
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satz „ein Beitrag für eine Leistung" (vgl. Nr. V.2) gilt in 
diesen Fällen nicht, da § 138 Abs. 4 Satz 1 SGB IX im Ver­
hältnis zu § 138 Abs. 2 SGB IX die speziellere Vorschrift 
ist. Der Träger der Eingliederungshilfe hat daher einen 
vom Unterhaltsanspruch nahezu vollständig entkop­
pelten Anspruch auf Entr:ichtung des Beitrags durch 
die Eltern bzw. des Elternteiles, den er durch Bescheid 
von diesen anfordert (Festsetzungs- und Leistungsbe­
scheid). Die Leistungsfähigkeit der Eltern bzw. des El­
ternteiles wäre nicht nach Maßgabe des ·§ 136 Abs. 2 bis 
5 SGB IX, also auf die Einkommensgrenzen bezogen, zu 
prüfen. Vielmehr wäre, was der Verweis des§ 138 Abs. 4 
Satz 2 auf § 94 Abs. 3 SGB XII gebietet, auf den Bezug 
von Transferleistungen des Unterhaltsschuldners und die 
unterhaltsrechtlich determinierte „unbillige Härte" ab­
zustellen101. 


Danach ware ein Anspruch des Trägers der Eingliede­
rungshilfe auf einen durch die Eltern bzw. den Elternteil 
einer volljährigen leistungsberechtigten Person aufzu­
bringenderi Beitrag nicht gegeben, soweit . 


a) die beitragspflichtige Person leistungsberechtigt nach 
. · dem Dritten und Vierten Kapitel ist oder bei Erfül lung 


des Anspruchs würde(§ 94 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 SGB XII) 
oder 


b) die Erfüllung des Beitragsanspruchs eine unbillige Här­
te bedeuten würde (§ 94 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 SGB XII) . . 


Die unter a) genannte Fallgestaltung schließt m. E. 
auch die Bedürftigkeit nach Maßgabe sämtlicher Trans­
ferleistungssysteme zur Sicherung des. Lebensunterhalts 
ein (vgl. Nr. V.1 ), da anderenfalls der Schutzgedanke des 
§ 138 Abs. 1 Nr. 8 SGB rx unterlaufen werden würde. Im 
Zusammenhang mit der unter b) genannten Fallgestal­
tung sollte die zu § 94 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 SGB XII vorlie­
gende Literatur und Rechtsprechung zu Rate gezogen 
werden. 


Für den praktischen Vollzug bietet sich daher die Vor­
gehensweise an, dass, sofern keine Hinweise auf die im 
§ 94 Abs. 3 Satz 1 SGB XII genannten Tatbestände vorlie­
gen, gegenüber den Eltern bzw. dem Elternteil nach vor­
heriger Anh!)rung (§ 24 Abs. 1 SGB X) ein Beitragsbe­
scheid in Höhe des zu erhebenden Beitrags einschließlich 
D'ynamisierung (vgl. Nr.·Xlll.2) erlassen wird. Im Rahmen 
der An hörung können die in Anspruch genommenen Per­
sonen ohnehin vortragen, dass die entsprechenden Vo­
raussetzungen für ein teilweises oder vollständiges Ent­
fallen der Beitragspflicht gegeben sind. Denn der Träger 
der Eingliederungshilfe hat die Einschränkungen seines 
Beitragsanspruches zu berücksichtigen, wenn er vor:i ih­
ren Voraussetzungen durch vorgelegte Nachweise oder 
auf andere Weise Kenntnis hat (§ 94 Abs. 3 Satz 2 
SGB XII). Der Beitrag ist von den jeweiligen Schuldnern 
an den Träger der Eingliederungshilfe zu leisten. Die 
Grundregel, dass der Beitrag von der zu erbringenden 
Leistung abzuziehen ist, und so die Vergütung des Leis­
tungserbringers mindert, der den Beitrag-von der leis­
t ungsberechtigten Person einzufordern hat, gi lt jedoch 
nicht. Insoweit liegt eine Abweichung vom Nettopr'inzip 
vor (vgl. Nr. IX.3). Diese ist jedoch schon aus Gründen 
der Effektivität des Volizuges sowie des Schutzes derbe­
rechtigten Interessen des Leistungserbringers zwingend 
geboten. 


103 So auch im Ergebnis von Boettlcher In . Das neue Teilhaberecht", § 4 Rdnr. 194. 
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Hinweis auf mögliche Änderungen durch das 
11 Reparaturgesetz" 


Im Referentenentwurf für ein Gesetz zur Änderung des 
Neunten und des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch und 
anderer Rechtsvorschriften'0' (vgl. N(. 111.3) ist in dessen 
Artikel 1 Nr. ?·Buchstabe a vorgesehen worden, im§ 138 
Abs. 4 Satz 1 SGB IX vor dem Wort „Eltern" und vor dem 
Wort „Elternteil" jeweils das Wort „unterhaltspflichtigen" 
einzufügen. Zur Begründung wird ausgeführt, dass der in 
§ 138 Abs. 4 SGB IX von Eltern volljähriger Kinder zu leis­
tende Beitrag zu Leistungen der Eingliederungshilfe sich 
sowohl dem Grunde als auch der Höhe nach an dem bis­
herigen - begrenzten - Unterhaltsbeitrag von Eltern voll­
jähriger Kinder zu Leistungen der Eingliederungshilfe 
nach § 92 Abs. 2 Halbsatz 1 SGB XII orientiert'0'. Der Un­
terhaltsbeitrag wurde mit Herauslösung der reformierten 
Eingliederungshilfe aus dem SGB XII als Beitrag in das 
SGB IX übernommen. Mit der Änderung wird klargestellt, 
dass ein Beitrag nur aufzubringen ist, wenn die Eltern 
oder der Elternteil gegenüber der volljährigen, leistungs­
berechtigten Person unterhaltsverpflichtet nach dem 
bürgerlichen Recht sind. 


Fassungslos macht mich in diesem Zusamn:,enhang, 
dass zu Artikel 1 Nr. 9 des Referentenentwurfes im Zu­
sammenhang mit§ 141 Abs. 1 SGB IX ausgeführt w ird, 
dass eine Überleitung von Unterha_ltsansprüchen nicht 
beabsichtigt ist (vgl. Nr. Xll.1 ), um sodann die Erhebung 
eines besonderen Beitrages mit dem Bestehen eben dieser 
nicht überleitbaren Unterhaltspflicht zu begründen. 
Letztlich spricht dies aber für die oben dargestellte Aus­
legung mit der Ergänzung, dass materiell-rechtlich ein zi­
v ilrechtlicher Unterhaltsanspruch Voraussetzung für die 
erfolgreiche Geltendmachung des Beitrags wäre. 


Xlll .2 Fortschreibung des Beitrages in Abhängigkeit 
vom Kindergeld (§ 138 Abs. 4 Satz 2 SGB IX) 


§ 138 Abs. 4 Satz 2 SGB IX erklärt § 94 Abs. 2 Satz 3 
SGB XII für entsprechend anwendbar. Regelungsinhalt 
von§ 94 Abs. 2 Satz 3 SGB XII ist die Dynamisierung des 
nach§ 94 Abs. 2 Satz 1 SGB XII beschränkten Übergangs 
des Unterhaltsanspruchs bei volljährigen unterhaltsbe­
rechtigten Personen, die behindert oder pflegebedü_rftig 
sind, gegenüber ihren Eltern. Die Norm des § 94 Abs. 2 
Satz 1 SGB XII wurde durch Artikel 13 Nr. 32 BTHG eben­
falls zÜm 1. 1. 2020 angepasst. Mit der Änderung wird 
klargestellt, dass die Neufassung der Vorschrift rein re­
daktioneller Natur ist. Im Hinblick auf den Übergang des 
Anspruchs einer volljährigen, unterha_ltsberechtigten 
Person, die im Hinblick auf die Eingliederungshilfe leis­
tungsberechtigt ist(§ 99 SGB IX), gegenüber ihren Eltern 
bleibt es bei der bisherigen Begrenzung wegen Leistun­
gen nach dem Dritten Kapitel SGB XII. Wegen der Über~ 
führung der Eingliederungshilfe in Teil 2 des SGB IX und 
der deshalb erfolgten Aufhebung des Sechsten Kapitels 
des SGB XII erfolgt die Streichung des Bezugs von Leis­
tungen nach dem Sechsten Kapitel. Diese Leistungen wer­
den zukünftig allein aus dem SGB IX gewährt, sodass e~ 
einer Begrenzung des Unterhaltsübergangs im SGB XII 
nicht mehr bedarf'°'. Gleichwohl ist der Grundgedanke 
dieser Vorschrift auch in das neue SGB IX überführt wor­
den. 


Im Zusammenhang mit dem Kindergeld hatte der Au­
tor bereits ·mehrfach auf die den Übergang von Unter­
haltsansprüchen regelnde Norrri des § 94 Abs. 2 SGB XII 
hingewiesen'0' . Der Anspruch einer volljährigen unter-
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haltsberechtigten Person, die behindert im Sinne von 
§ B SGB XII oder pflegebedürftig im Sinne von § 61 a 
SGB XII ist, gegenüber ihren Eltern wegen Leistungen 
nach dem Sechsten und Siebten Kapitel ging bisher nach 
Maßgabe des § 94 Abs, 2 Satz 1 5GB XII nur- in Höhe von 
bis zu 26 €, wegen Leistungen nach dem Dritten Kapitel 
nur in Höhe von bis zu 20 € monatlich über. Es wird ge­
mäß § 94 Abs. 2 Satz 2 SGB XII vermutet, dass der An­
spruch in Höhe der genannten Beträge übergeht und 
mehrere Unterhaltspflichtige zu gleichen Teilen haften; 
die Vermutung kann widerlegt werden. 


Die Vorschrift enthält im Hinblick auf den nach § 94 
Abs. 1 SGB XII stattfindenden Übergang des zivilrecht­
lichen Unterhaltsanspruchs eine Sonderregelung für Un­
terhaltspflichtige von behinderten und pflegebedürfti­
gen Menschen. Die genannten Beträge von 26 € bzw. 
von 20 € verändern sich nach § 94 Abs. 2 Satz 3 SGB XII 
zum gleichen Zeitpunkt und 1,1m denselben Vomhundert­
satz, um den- sich das Kindergeld verändert. Der Gesetz­
geber lässt al lerdings offen, welche Berechnungsbasis er 
für die Fortschreibung angewendet wissen wil l. Da der 
Gesetzgeber aber den Regelfall vor Augen gehabt haben 
dürfte, wird er nach meiner Auffassung das Kindergeld 
für das erste Kind als Grundlage für die Fortschreibung 
anwenden wollen. Dass mehrere Kinder von Eltern be­
hindert oder pflegebedürftig sind, ist zwar nicht ausge­
schlosse~., aber dennoch eher selter.i. Der Gesetzgeber 
geht im Ubrigen davon aus, dass der auf d_as Jahr 2005 
bezogene Maximalbetrag von 46 € weniger als ein Drittel 
des Kindergelds ausmacht'0' . Das Kindergeld betrug im 
Jahr 200~ für das erste Kind 154 €, sodass wohl vom Kin­
dergeld für das erste Kind auszugehen sein wird. 


Die Fortschreibung_ der Unterhaltsbeiträge wurde mit 
Wirkung zum 1. 1. 2005 ins Ges·etz aufgenommen. Seit 
dem 1. 1. 2005 ergeben ·sich Fortschreibungen (s. Tabelle 
S. 177) der im§ 94 Abs. 2 Satz 1 SGB XI I genannten Pau­
schalbeträge'°', die für§ 138 Abs. 4 SGB IX entsprechen­
de Geltung beanspruchen: 


Die Richtigkeit dieses Ansatzes_ ergibt aus der Tatsa­
che, dass im Jahr der Verabschiedung des BTHG, also im 
Jahr 2016, der eben für dieses jahr berechnete Betrag von 
32,08 € Eingang in den Wortlaut des Gesetzes gefunden 
hat. Sofern bis zum Jahr 202_0 nicht weitere Erhöhungen 
des Kindergeldes für das erste Kind durch eine Änderung 
des § 66 Abs. 1 EStG erfolgen sollten, ist ab dem 
1. 1. 2020 ein Beitrag von 34,44 € zu erheben, der im Üb­
rigen nicht abzurunden ist. Die jüngste Anhebung des 
Kind~_rgeldes für das erste Kind auf 204 € erfolgte durch 
eine Anderung des§ 66 Abs. 1 EStG im Rahmen des Fami­
lien·entlastungsgesetzes vom 29. 1 i. 2018" 0


• Durch dessen 
Artikel 2 Nr. 2 wurde die Anpassung vorgenommen, die 
nach Artikel 8 Abs. 2 am 1. 7. 2019 in Kraft treten wird. 


Hinweis auf mögliche Änderungen durch das 
11 Reparaturgesetz" 


Im Referentenentwurf für ein Gesetz zur Änderung des 
Neunten und des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch und 
anderer Rechtsvorschriften'" (vgl. Nr. 1//.3) ist in dessen 


104 https://www.bmas.de/OE/Service/Gesetze/sgb-ix-sgb-xii-aenderungsgesetz.html 
(J0. J. 2019f. 


t05 Gemeint ist jedoch § 94 Abs. 2 Halbsatz t SGB XI I. 
t06 BTDrs. 18/10523, S. 79. 
t07 Gerlach, ZIF 2018, 24t , 247. 
108 BTDrs. 15/1514, 66 zu § 89 SGB XII - E. 
109 Gerlach, ZIF 2018, 241, 247. 
110 BGBI. 1 S. 2210. 
111 https://www.bmas.de/DE/Service/Gesetze/sgb-ix-sgb-xii-aenderungsgesetz.ht ml 
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von bis Kindergeld Steigerung 
in EUR 


1.1.2005 31. H-2008 154 € 0€ 


1.1.2009 31.12.2009 164 € 10 € 


1.1.2010 31.12.2014 184 € 20 € 


1.1.2015 31.12.2015 188 € 4€ 


1.1.2016 31.12.2016 190 € 2€ 


1.1_.2017 31.12.2017 192 € 2€ 


1.1.2018 30.6.2019 194 € 2€ 


1.7.2019 204 € 10€ 


Artikel 1 Nr. 7 Buchstabe b eine Anpassung des Beitrags 
auf 34,44 € vorgesehen. 


XIV Sonderregelungen für minderjährige 
Leistungsberechtigte und in Sonderfällen 


(§ 142 SGB IX) 
Als Folge der Grundentscheidung des _Gesetzgebers, 


bei den Leistungen an minderjährige Kinder an der bis 
zum 31. 12. 2019 geltenden Rechtslage festzuhalten, sind 
für diesen Personenkreis spezielle Regelungen erforder­
lich, die in § 142 SGB IX getroffen werden. 


Bei minderjährigen Leistungsberechtigten, die Leis­
tungen üb_er Tag und Nacht bzw. über Tag (also nach dem 
bisherigen Sprachgebrauch in vollstationären bzw. teil­
stationären Einrichtungen) erhalten, ur:,terbleibt die für 
vol ljährige Leistungsberechtigte vorgeschriebene Tre·n­
nung zwischen den fachlichen Leistungen der Eingliede­
rungshilfe und den Leistungen zur Sicherung des Lebens­
un terhalts. Minderjährige erhalten daher bei einem ent­
spr_echenden Bedarf auch weiterhin Gesamtleistungen, 
welche den notwendigen Lebensunterhalt umfassen. Das 
Beitragsrecht vollzi'eht die im Vertragsrecht vorgesehene 
Sonderregelung des § 134· Abs. 1 bis 3 SGB IX insoweit 
nach".'. 


XIV.1 Begrenzung auf die häusliche Ersparnis 
(§ 142 Abs. 1 SGB IX) 


Minderjährigen Leistungsberechtigten und ihren El­
tern oder einem Elternteil ist bei Leistungen im Sinne des 
§ 138 Abs. 1 Nr. 1; 2, 4, 5 und 7 SGB IX die Aufbringung 
der Mittel für die Kosten des Lebensunterha lts nur in 
Höhe der- für den häuslichen Lebensunterhalt ersparten 
Aufwendungen zuzumuten, soweit Leistungen über Tag 
und Nacht erbracht werden. 


§ 142 Abs. 1 und 2 SGB IX übernehmen § 92 Abs. 1 
u_nd Abs. 2 Satz 3 SGB XII, soweit er Kinder und jugendli­
che betrifft. Die Regelung ist eine Folge der Beibehaltung 
des Rechts der Eingliederungshilfe nach dem SGB XII für 
minderjährige Leistungsberechtigte(§ 134 SGB IX). Im Zu­
sammenhang mit der Aufbringung der Mittel für die Kos­
ten des Lebensunterha lts si'nd dabei die Regelungen des 
SGB XII maßgeblich"'. 


Nach § 142 Abs. 1 SGB IX w ird der Beitrag bei folgen­
den Leistungen auf die Höhe der für den häuslichen Le­
bensunterhalt ersparten Aufwendungen beschränkt: 


1. hei lpädagogische Leistungen nach § 113 Abs. 2 Nr. 3 
SGB IX, . 


2. Leistungen zur medizinischen Rehabilitation nach 
§ 109 SGB IX, 
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Steigerung Unterhalts- Unterhalts- Gesamt 


in% beitrag beitrag 
7. Kapite l 3. Kapitel 


SGB XII und SGB XII 
Teil 2 SGB IX 


0,0000 % 26,00 € 20,00 € 46,00 € . 


6,4935 % 27,69 € 21,30 € 48,99 € 


12,1951 % 31,06 € 23,90 € 54,96 € 


2, 1739 % 31,74 € 24,42 € " 56,16 € 


1,0638 % }2,08 € 24,68 € 56,75 € 


1,0526 % 32,42 € 24,94 € 57,35 € 


1,0417 % 32,75 € 25,19 € 57,95 € 


5, 1546 % 34,44€ 26,49 € 60,94€ 


3. Leistungen zur Teilhabe an Bildung nach§ 112 Abs. 1 
Nr. 1 SGB IX, 


4. Leistungen zur schulischen oder- hochschulischen Aus­
bildung oder Weiterbildung für einen Beruf nach 
§ 112 Abs. 1 Nr. 2 SGB IX, s~weit diese Leistungen in 
besonderen Ausbildungsstätten über Tag und Nacht 
für Menschen mit Behinderungen erbracht werden 


· und 


5. Leistungen nach § 113 Abs. 1 SGB IX, die noch nicht 
eingeschulten leistungsberechtigten Personen die für 
sie erreichbare Teilnahme am Leben in der Gemein­
schaft ermöglichen sollen. 


Sofern minderjährige Leistungsberechtigte im Zusam­
menhang mit der Inanspruchnahme der in .§ 142 Abs. 1 
SGB. IX genannten Leistungen (vgl. auch Nr. V.1) außer­
halb des elterlichen Haushalts über _Tag und über Nacht 
untergebracht sind, sind sie und ihre Eltern bzw. Eltern­
teile nicht vqllständig von der Entrichtung eines.Beitrags 
befreit. Es ist v ielmehr ein Beitrag in Höhe der ersparten 
häuslichen Aufwendu.ngen zu leisten. Da eine abwei­
chende Regelµng nicht existiert, muss angenommen wer­
den, dass auch hier die Grundregel · des § 137 Abs. 3 
SGB IX gilt und die Beiträge in Form der ersparten häus­
lichen Aufwendungen ebenfalls dem Nettoprinzip unter­
liegen"'. Die Bemessung d_er ersparten häuslichen Auf­
wendungen kann anhand der Grundsätze erfolgen, die 
zu § 92 Abs. 1 und Abs. 2 .Satz 3 SGB XII entwickelt wur­
den, sodass auf die hierzu ergangene Rechtsprechung 
und vorliegende Literatur verwiesen werden kann. 


Hinweis auf mögliche Änderungen durch das 
11 Reparaturgesetz" 


Im Referentenentwurf für ein Gesetz zur Änderung des 
Neunten und des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch und 
anderer Rechtsvorschriften"' (vgl. Nr. 111.3) ist in dessen 
Artikel 1 Nr. 10 Buchstabe a vorgesehen, nach dem Wort 
„Nacht" die Wörter „oder über Tag" einzufügen. Da die 
aus § 92 Abs. 1 und Abs. z Satz J SGB XII stammende Re­
gelung, dass die für den häuslichen Lebensunterhalt er­
sparten Aufwendungen auch bei Leistungen in bisherigen 
teilstationären Einrichtungen aufgebracht werden müs­
sen (z. 8. Mittagessen in heilpädagogischen Kindertages­
stätten), nicht übernommen wurde, ist es zu einer nicht 
beabsichtigten Abweichung zum bisherigen Recht ge­
kommen. Eine solche Veränderung gegenüber dem bishe-


112 von Boelticher In _Das neue Tellhaberecht", § 4 Rdnr. 205. 
111 BTDrs. 18/9522, S. 104. 
114 von Boetticher in . Das neue Tellhaberecht", § 4 Rdnr. 206. 
115 https://www.bmas.de/DE/Service/Gesetze/sgb-ix•sgb-xi1-aenderungsgese1z.h1ml 
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rigen Recht war aber nicht beabsichtigt. Durch Hinzufü­
gung der Le_istungen „über Tag'' werden nun ausdrücklich 
auch die für den Lebensunterhalt ersparten Aufwendun­
gen in bisherigen teilstationären Einrichtungen umfasst. 


XIV.2 Entfallen der Beitragspflicht bei bestimmten 
Maßnahmen (§ 142 Abs. 2 SGB IX) 


Sind Leistungen von einem oder mehreren Anbietern 
über Tag und Nacht oder über Tag oder für ä~ztlic~e od:r 
ärztlich verordnete Maßnahmen erforderlich, sind die 
Leistungen, die der Vereinbarung nach § 134 Abs. 3 
SGB IX zugrunde liegen, durch den Träger der Eingliede­
rungshilfe auch dann. in vollem Umfang zu erbri_ngen, 
wenn den minderjährigen Leistungsberechtigten und ih­
ren Eltern oder einem Elternteil die Aufbringung der Mit­
t el nach§ 142 Abs. 1 SGB IX zu einem Teil zuzumuten ist. 


Der Vorschrift wird kiarstellende Funktion beigemes­
sen. Die in § 142 Abs. 2 SGB IX kodifizierte Pflicht zur 
Vorleistung des Träger_s der Eingliederungshilfe für die 
dort genannten Maßnahmen, für die ein Beitrag im Um­
fang der ersparten häuslichen Aufwendungen nach§ 142 
Abs. 1 SGB IX erforderlich ist (vgl. Nr. XIV.1), knüpft an 
§ 137 Abs. 4 SGB IX an. Auch für die Anwendung des 
§ 137 Abs. 4 SGB IX ist Voraussetzung, dass anderenfalls 
die Durchführung der Maßnahme der Eingliederungshil­
fe in Form einer auch den Lebensunterhalt umfassenden 
Maßnahme gefährdet wäre. Sofern der Träger der Ein­
gliederungshilfe die Leistungen zunächst im vollen Um­
fang erbringt, steht ihm ein Anspruch auf Kostenerstat­
tung in Höhe der ersparten häuslichen Aufwendungen 
zu'". 
Hinweis auf mögliche Änderungen durch das 
11 Reparaturgesetz" 


Im Referen tenentwurf für ein Gesetz zur Änderung des 
Neunten und des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch und 
pnderer Rechtsvorschriften111 (vgl. Nr. 111.3) ist in dessen 
Artikel 1 Nr. 10 Buchstabe b vorgesehen, einen neuen 
§ 142 Abs. 2 Satz 2 SGB IX anzufügen, der folgenden 
Wortlaut hat: ,,In Höhe dieses Teils haben sie tu den Kos­
ten der erbrachten Leistungen beizutragen; mehrere Ver­
pflichtete haften als Gesamtschuldner." Auch hier wurde 
der Regelungsgehalt der Vorläufervorschrift des § 92 
Abs. 1 und Abs. 2 Satz 3 SGB XII nur unvollständig über­
nommen. Nicht aus dem SGB XII überno'mmen wurde die 
Regelung, dass die minderjährigen Leistungsberechtigten 
und ihre Eltern zu den ihnen zumutbaren Kosten des Le­
bensunterhalts beizutragen haben und mehrere Ver­
pflichtete als Gesamtschuldner haften. Eine solche Ver­
änderung gegenüber dem bisherigen Recht war aber 
nicht beabsichtigt. Der neu in Absatz 2· eingefügte Satz 2 
entspricht daher§ 92 Abs. 1 Satz 2 SGB XII. Der Eingliede­
rungshilfeträger wird dadurch ermächtigt, die Forderung 
gegen die Eltern bzw. den minderjährigen Leistungsbe­
rechtigten geltend zu machen. 


XIV.3 Begrenzung des Anspruchsübergangs 
(§ 142 Abs. 3 SGB IX) 


Bei Leistungen, denen . Vereinbarungen nach § 134 
Abs. 4 SGB IX zugrunde liegen, geht der.Anspruch einer 
volljährigen Person auf Unterhalt gegenüber ihren Eltern 
wegen Leistungen nach dem Dritten Kapitel des Zwölften 
Buches nur in Höhe von bis zu 24,68 € monatlich über. 
§ 94 Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3 SGB XII gilt entsprechend. 


Die Regelung des§ 142 Abs. 3 SGB IX stellt sicher, dass 
für Eltern von volljährigen Kindern, die eine Internats-
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schule speziell für Menschen mit Behinderungen besu­
ct1en wie beispielsweise eine Internatsschule für blinde 
oder taubblinde Kinder, bei den existenzsichernden Leis­
t ungen zum Lebensunterhalt keine Schlechterstellung 
gegenüber dem geltenden Recht nach dem SGB XII er­
folgt118. 


Wie auch bei den Beiträgen, die durch Eltern bzw. El­
ternteile für volljährige Kinder aufzubringen sind, ist 
§ 94 Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3 SGB XII entsprechend an­
zuwenden (vgl. Nr. XIII). Der auf der Basis der Erhöhun­
gen des Kin_dergeldes fortgeschriebene Betrag für_ das 
Jahr 2019 beläuft sich auf 26,49 € (vgl. Tabelle be, Nr. 
Xlll.2). . 


Hinweis auf mögliche Änderungen durch das 
,.Reparaturgesetz" 


Im Referentenentwurf für ein Gesetz zur Änderung des 
Neunten und des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch und 
anderer Rechtsvorschriften"' (vgl. Nr. 111.3) ist in dessen 
Artikel 1 Nr. 10 Buchstabe c vorgesehen, die Vorschrift 
vollständig neu zu fassen. Vorgesehen ist folgender Wort­
laut: .,Bei Leistungen, denen Vereinbarungen nach§ 134 
Absatz 4 zugrunde liegen, geht der nach bürgerlichem 
Recht bestehende Unterhaltsanspruch einer volljährigen 
Person gegenüber ihren Eltern wegen Leistungen nach 
dem Dritten Kapitel des Zwölften Buches zusammen mit 
dem unterhaltsrechtlichen Auskunftsanspruch nur in 
Höhe von bis zu 26,49 € auf den Träger der Eingliede­
rungshilfe über. § 94 Absatz 2 Satz 2 und Satz 3 sowie Ab­
satz 3 des Zwölften Buches gilt entsprechend._" 


Die Regelung wurde inhaltlich aus§ 94 Absatz 2 Satz 2 
letzter Halbsatz SGB XII übernommen, wonach der An­
spruch von volljährigen Kindern auf Unterhalt gegen ihre 
Eltern wegen Leistungen nach dem Dritten Kapitel SGB XII 
nur in begrenzter Höhe auf den Träger der Sozialhilfe 
übergeht. 


übernommen wurde diese Regelung nur für Volljähri­
ge, die in besonderen Ausbildungsstt;itten über Tag und 
Nacht leben (z. 8. in Internatsschulen für blinde oder 
taubblinde Kinder). Denn nur für diesen Personenkreis 
soll, wie bei Minderjährigen, weiterhin das bis zum 
31. 12. 2019 geltende Recht der Eingliederungshilfe nach 
dem SGB XII gelten. Die Leistungen werden in diesen Son-­
derfällen wie nach bisheriger Rechtslage im SGB XII in 
vollem Umfang von der Eingliederungshilfe erbracht und 
nicht getrennt. 


Darüber hinaus wird der Inhalt des§ 94 Abs. 1 Satz 1 
SGB XII sinngemäß übernommen, um klarzustellen, dass 
der bürgerlich-rechtliche Unterhaltsanspruch mit dem 
entsprechenden Auskunftsanspruch auf den Eingliede­
rungshilfeträger üb~rgeht. Dies war dem Wortlaut der 
Norm bisher nicht zu entnehmen. Zudem wird der am 
1. 1. 2020 geltende Höchstbetrag von 24,68 € auf 26,49 € 
aktualisiert. 


In§ 142 Abs. 3 Satz 2 SGB IX wird nun auch auf§ 94 
Abs. 2 Satz 2 SGB XII verwiesen. Dieser Verweis wurde ver­
sehentlich nicht aus dem SGB XII ins SGB IX übernommen, 
obwohl eine solche Änderung gegenüber dem bisherigen 
Recht nicht beabsichtigt war. 


116 von Boetticher in .Das neue Teilhaberecht", § 4 Rdnr. 207. 
117 h ttps://www.bmas.de/DE/Service/Geset ze/sgb-lx-sgb-xii-aenderungsgese1z.ht ml 


(30. 3. 2019). 
118 BTDrs. 18/9522, S. 305. 
119 https:/ /www.bmas.de/DE/Service/Gesetze/sgb-ix-sgb-xii-aende rungsgese1z.html 


(30. 3. 2019). 
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XIV.4 Mögliche Einfügung eines neuen 
§ 142 Abs. 4 SGB IX 


Hinweis auf mögliche Änderungen durch das 
11 Reparaturgesetz" 


Im Referentenentwurf für ein Gesetz zur Änderung des , 
Neunten und des Zwölften Buches Soziqlgesetzbuch und 
anderer Rechtsvorschriften"0 (vgl. Nr. 111.3) ist in dessen 
Artikel 7 Nr. 10 Buchstabe d vorgesehen, einen neuen 
§ 142 Abs. 4 SGB IX anzufügen. Nach dieser neuen Vor­
schrift sollen§ 142 Abs. 1 und 2 SGB IX entsprechend gel­
ten, wenn volljährige Leistungsberechtigte Leistungen zur 
Schulbildung nach § 112 Abs. 1 Nr. 1 SGB IX sowie Leis­
tungen zur schulischen Ausbildung für einen Beruf nach 
§ 712 Abs. 1 Nr. 2 SGB IX erhalten, soweit diese Leistungen 
in besonderen Ausbildungsstätten über Tag und Nacht für 
Menschen mit Behinderungen erbracht werden. Den.n 
auch Leistungen, die einer Vereinbarung nach § 134 
Abs. 4 SGB IX zugrunde liegen, sollen in vollem Umfang 
durch den Träger der Eingliederungshilfe zu erbringen 
sein, auch wenn den Leistungsberechtigten oder ihren El­
tern die Aufbringung der Mittel für die Kosten des Le­
bensunterhalts in Höhe der für den häuslichen Lebensun­
terhalt ersparten Aufwendungen nach § 142 Abs. 1 
SGB IX zuzumuten sind. 


XV Übergangsregeln für den Einkommenseinsatz 
(§ 150 SGB IX) 


Die Vorschrift enthält eine Übergangsregelung zum 
Einsatz des Ei nkommens. Sie stellt sicher, dass der Leis­
tungsberechtigte durch den aufzubringenden Beitrag 
nach Kapitel 9 nicht höher belastet w ird als nach dem 
am 31. 12. 2019 geltenden Recht des SGB XII . Begünstigt 
sind ausschließlich Leistungsberechtigte, die am 
31. 12. 2019 Leistungen der Eingliederungshilfe nach dem 
Sechsten Kapitel SGB XII bezogen haben. Ergibt sich bei 
der Einführung der neuen Bestimmungen zum Einkom­
menseinsatz nach Kapitel 9, dass die Einkommensan­
rechnung nach dem Recht bis zum 31. 12. 2019 günstiger 
w irkt, ist eine Vergleichsberechnung vorzunehinen; so­
lange das Recht zum Einsatz des Einkommens nach Kapi­
tel 9 zu ungünstigeren Folgen füh r:t. Sobald die Bestim­
mungen zum Einkommenseinsatz nach Kapitel 9 für den 
Leistungsberechtigten günstiger sind als die Anwendung 
der Einkommensgrenzen nach dem Elften Kapitel des 
Zwölften Buches, erfolgt die Ermittlung des Einkom­
mensbeitrages nur noch nach den Bestimmungen des 
Neunten Kapitels. Schwankendes Einkommen wird über 
§ 135 Abs. 2 SGB IX berücksichtigt'". 


§ 150 SGB IX bestimmt nach seinem Wortlaut, dass für 
Leistungsberechtigte, die bis zum 31. 12. 2019 Leistungen 
·der Eingliederl,Jngshilfe für behinderte Menschen nach 
dem Sechsten Kapitel SGB XII erha lten haben werden 
und (ab einem beliebigen Zeitpunkt) nach dem 
31. 12. 2019 Leistungen nach dem 2. Teil SGB IX _beziehen 
werden, die Regelungen des Zweiten Abschnitts des Elf­
ten Kapitels SGB XII zum Einsatz des Einkommens fort­
gelten . Diese Fortgeltung steht jedoch unter der Bedin­
gung, dass die Anwendung der genannten Regelungen 
des SGB XII für den Leistungsberechtigten günstiger ist 
als die der Normen des Kapitels 9 im Tei l 2 SGB IX mit den 
beitragsrechtlichen Vorschriften . Diese Übergangsrege­
lung gi lt damit im Sinne einer Besitzs tandswahrung für 
alle Personen, die am Stichtag 31. 12.2019 einerseits Leis­
tungen der Eingliederungshilfe nach dem SGB XII bezie­
hen und andererseits für diese Leistungen Einkommen 
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oberhalb der Einkommensgrenze (§ 87 SGB XII) einzuset­
zen haben werden, sofern sie nach dem 1. 1. 2020 Ein­


. gliederungsleistungen nach dem SGB IX benötigen"'. 


Nach dem eindeutigen Wortlaut der Vorschrift bleibt 
der Einsatz von Einkomm·en unter der Einkommensgren­
ze, also insbesondere in den Fäl len einer langfristigen 
stationären Unterbringung(§ 88.Abs. 1 Satz 2 SGB XII), 
bei der Vergleichsberechnung außer Betracht. Es ist aus­
schließli'ch ·ein Vergleich zwischen der Höhe des einzu­
setzenden Einkommens oberhalb der _Einkommensgrenze 
des § 87 SGB XII und des Beitrags nach Kapitel 9 des 
Teils 2 SGB IX anzustellen. Ergibt sich im Einzelfa ll , dass 
der nach der neuen Rechtslage zu fordernde Beitrag hö­
her ausfällt als der Einsatz des Einkommens oberhalb der 
Einkommensgrenze, ist der Beitrag auf die Höhe des nach 
der alten Rechtslage einzusetzenden Einkommens ober­
halb der Einkommensgrenze zu reduziere.n. 


Aus dem Wortlaut ergibt sich nicht, dass die alten und 
die neuen Leistungen nahtlos bezogen worden sein müs­
sen. Allerd ings wü rde eine Sichtweise, nach der es aus­
reicht, dass eine Person am 31 . 1_2. 2019 die fraglichen 
Leistungen nach dem SGB XII bezogen hat, diese nun (aus 
welchen Gründen auch immer) nach dem 31. 12. 2019 
eine Zeit lang nicht bezieht, um dann irgendwann später 
Leist ungen nach der neuen Rechtslage zu beziehen, nach 
meiner Auffassung nicht ausreichen, um die als Besitz­
standswahrung ausgestaltete Übergangsregelung zur An-


. wendung zu bringen. Dabei gil t es auch das praktische 
Problem zu bedenken, dass nach einem gewissen Zeitab­
lauf überhaupt nicht mehr feststellbar ist, ob und wann 
jemand am Stichtag tatsächlich Leistungen bezogen hat, 
geschweige denn, wie hoch das einzusetzende Einkom­
men oberhalb der Einkommensgrenze war. Von daher 
halte ich die Anwendung des§ 150 SGB IX nur dann .für 
gerechtfertigt , wenn zwischen dem 31.12.2019 und dem 
1. 1. 2020 nahtlos Leistungen bezogen werden. Darüber 
hinaus kann die Besitzstandswahrung m. E. nur solange 
zur Anwendung gelangen, wie ununterbrochen Leistun­
gen zu erbringen sind. Kommt es zu einer Unterbrechung 
des Leistungsbezuges, beispielsweise bei Überschreitung 
der Vermögensfreigrenze, muss nach dem Verbrauch des 
einzusetzenden Vermögens ausschließlich auf die neue 
Rechtslage abgestellt werden. 


Dem Rechtsanwender könnte bei Anwendung des 
§ 150 SGB IX das rein praktische Problem begegnen, bei 
langfristig stationä r erbrachten Leistungen den Betrag 
des Einkommens oberhalb der Einkommensgrenze ermit­
teln_ zu müs~en. Bei derart igen Fällen wird neben dem 
Einsatz des Einkommens zur Sicherung des Lebensunter­
halts für die Bedarfe nach dem Dritten und Vierten Kapi­
tel SGB XII eventuell noch vorhandenes „Resteinkom­
men" aktuell auch dann zur Deckung der Bedarfe nach 
dem Sechsten Kapitel SGB XII herangezogen, wenn es un­
terhalb der Einkommensgrenze liegt (§ 88 Abs. 1 Sa tz 2 
SGB XII). Ein derartiges „ Resteinkommen" darf dann je­
doch nicht als Einkommen oberhalb der Einkommens0 


grenze des § 87 SGB XII behandelt werden, das cfen An­
wendungsbereich des§ 150 SGB IX eröffneJ. Dies zwingt, 
sofern die in den Akten befindlichen Berechnungsbögen 
nicht explizit die Höhe des fraglichen Einkom_mensein­
satzes oberhalb der Einkommensgrenze ausweisen, unter 


120 ht t ps://www. bmas.dc/DE/Scrvice/Gesetze/sgb-ix-sgb-xil-aendcru ngsgcsctz.html 
()0. J. 2019). 


121 BTOrs. 18/95 22, S. 306. 
122 von Boettlcher in . Das neue Tcilhabcrecht", § 4 Rdnr. 211. 
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Umständen zur Aufstellung einer fiktiven Berechnung, 
durch die zu ermitteln ist, wieviel Einkommen oberhalb 
der Einkommensgrenze einzusetzen gewesen wäre, weil 
der gemäß § 88 Abs. 1 Satz 2 S_GB XII verlangte Einsatz 
des Einkommens nicht in die Vergleichsberechnung ein-
fließen darf. · 


XVI Schlusswort 
Wie bei jeder Reform beschleicht mich auch im Zu­


sammenhang mit dem BTH_G das Gefühl, dass die wohl­
feilen Absichtserklärungen, die innerhalb der Begrün­
dung des Gesetzentwurfes mitunter in epischer Breite 
zum Ausdruck kommen , und der finale Gesetzestext 
nicht unbedingt übereinstimmen müssen. Fraglos wur­
den im Sinne der meisten betroffenen Menschen inner­
halb des Leistungsrechts sowie beim Einsatz von Ein­
kommen und Vermögen umfangreiche Verbesserungen 
erreicht- dies aber auch nur dann, wenn keine Transfer­
leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts benötigt 
werden. Warum dies für minderjährige Kinder nicht im 
gleichen Maße umsetzbar war, vermag ich jedoch nicht 
nachzuvollziehen. Da Eltern von minderjährigen Kindern 
mit Behinderungen ohnehin schon erheblichen persönli­
chen Belastungen ausgesetzt sii:id, erschließt sich mir 
nicht, warum sie - bei allen Verbesserungen - dennoch 
mehr von ihrem Einkommen einsetzen müssen als eine 
Person in einem Partnerhaushalt, deren Partner in kom­
fortablen wirtschaftlichen Verhältnissen lebt. 


Sicherlich wird manches von den Gerichten anders be­
urteilt werden als dies innerhalb des vorliegenden Arti­
kels gefolgert wurde. Am Ende stelle ich mir den.noch die 


Zeitschrift für das Fürsorgewesen 


Frage, ob die Regelungen - so wie sie Gesetz geworden 
sind - wirklich mit allen Konsequenzen gewollt und 
durchdacht waren. Dies gilt namentlich für die umfang­
reichen -nicht als Einkünfte anzusetzenden Einnahmen 


· als Folge der Steuerfreiheit, der Ungleichbehandlung von 
Renteneinkünften und Pensionen, der Tatsache, dass 
Unterhaltsschuldner beim Vollzug der Eingliederungs­
hilfe (nahezu) vollkommen ungeschoren davonkommen 
sollen·, obwohl sie pflichtwidrig keinen Unterhalt zahlen, 
der fehlenden Differenzierung bei der Höhe des Vermö­
gensfreibetrages im Hinblick auf die Zusammensetzung 
des Haushalts sowie der suboptimal geregelte Beitrags­
pflicht der Eltern volljähriger Kinder. 


Sei es drum, wir sind es ja gewohnt, mit derartigen Re­
formen, die in Kürze durch „lernende Gesetzgebung" er­
neut reformiert werden, umzugehen. Das beweist ja al­
lein schon die Tatsache, dass noch vor dem Inkrafttreten 
an einem „Reparaturgesetz" gearbeitet wird - geradezu 
so, als ob ein neues Gesetz eine neue Softwareversion sei, 
die mit einem Hotfix wenige Tage nach ihrer Auslieferung 
korrigiert werden muss. Den Kolleginnen und Kollegen in . 
den „neuen" Behörden der Träger der Eingliederungshil­
fe wird auch dies gelingen, zumal das Update auf die Ver­
sion „BTHG V 1.1 ". wohl bald ausgeliefert werden wird. 
Aktuell stehen bei der Implementierung der benötigten 
neuen Strukturen sicherlich (noch) andere Probleme im 
Vordergrund. Wenn aber die knapper werdende Zeit es 
nun in Kürze erforderlich macht, sich auch mit demjeni­
gen der Beiträge zu beschäftigen, bietet dieser Artikel 
hoffentlich den einen oder anderen Tipp, um den sich 
wieder einmal ändernden beruflichen Alltag zu wuppen. 
In diesem Sinne: Lasst Euch nicht unterkriegen! 


Aktuelle Rechtsentwicklung im Zusammenhang mit Fahrkosten als 
Leistungen ~er gesetzlichen Krankenversicherung · 


. Von Horst Marburger, Geislingen 


Die Frage, ob und inwieweit die gesetzlichen Kran­
kenkassen zur Erstattung von Fahrkosten verpflichtet 
sind, führt in der Praxis immer ,wieder zu Problemen. Es 
wird dabei oftmals zu wenig beachtet, dass außer den ge­
setzliche·n Regelungen hier auch eine Richtlinie des Ge­
meinsamen Bundesausschusses vorhanden ist, durch die 
sich viele Zweifelsfragen beantworten lassen. 


Das Thema „Fahrkosten" ist dadurch besonders aktu­
ell, dass in den gesetzlichen Regelungen durch das Ge­
setz zur Stärkung des Pflegepersonals (Pflegepersonal­
Stärkungsgesetz - PpSG)·vom 11. 12. 2018' mit Wirkung 
seit 1.1.2019 erhebliche Änderungen eingetreten sind, 


1, Grundsätze 
Den Anspruch auf Fahrkosten regelt zunächst§ 60 So­


zialgesetzbuch - Fünftes Buch (SGB V). Die Vorschrift ist 
zuletzt durch das vorstehend erwähnte PpSG geändert 
worden. 


Bereits 1976 hat das BSG entschieden, dass Fahrkosten 
(damgls wurde von Reisekosten gesprochen) als un-
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selbstständige Nebenleistungen -zu den von der Kranken­
versicherung zu gewährenden Leistungen gehören'. Sie 
teilen das rechtliche Schicksal der Hauptleistung. So sind 
z. B. im Zusammenhang mit der ambulanten ä_rztlichen 
Behandlung stehende Fahrkosten der ärztlichen Behand­
lung zuzurechnen. Dagegen ist der notwendige Rück­
transport eines Kranken vom Krankenhaus zur Wohnung 
ebenso wie der Hintransport grundsätzlich eine un­
selbstständige Nebenleistung der Krankenhausbehand­
lung'. 


Für die Übernahme von Fahrkosten gilt wie für alle 
Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung die 
Vorschrift des § 2 Abs. 4 SGB V. Danach haben Kranken­
kassen, Leistungserbringer und Versicherte darauf zu 
achten, dass die Leistungen wirksam und wirtschaftlich 


BGBI. 1 S. 2394. 
Urteil des BSG vom 21. 7. 1976 - 5 RKnU 5/76, Die Leistungen 1977, 111. 


l Urteil des BSG vom 9.12.1969, Die Leistungen 1970, t55. 
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Ablaufschema § 15 SGB IX


Ablaufschema zu § 15 SGB IX aus Sicht des Bezirks  
 -  


Leistungsverantwortung bei Mehrheit von Rehabilitationsträgern 
 


 
Der Antrag auf Teilhabeleistungen enthält auch Teilhabeleistungen anderer Reha-Träger. 


Beteiligung anderer Reha-Träger  
§ 15 Abs. 2 SGB IX (keine Weiterleitung) 


Leistungsgruppe 3 (§ 5 Nr. 3 SGB IX): 
Unterhaltssichernde und andere 


ergänzende Leistungen 


Teilweiterleitung  
§ 15 Abs. 1 SGB IX 


Leistungsgruppen 1, 2, 4 und 5 
(§ 5 Nr. 1, 2, 4 und 5 SGB IX) 


Weiterleitung an den zuständigen 
Reha-Träger 


Beteiligung des anderen Trägers  
unverzügliche Anforderung der 


erforderliche Feststellungen durch 
den SB, ggf. Einbeziehung anderer 
öffentlicher Stellen n. § 22 SGB IX 


Zugang der Feststellungen des anderen Trägers 
innerhalb von 2 Wochen ab Anforderung 


kein Zugang der Feststellungen des anderen 
Trägers innerhalb von 2 Wochen ab Anforderung 


umfassende Feststellung des 
Rehabilitationsbedarfs durch 
den leistenden Reha-Träger 


Voraussetzungen 
§ 15 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1-3 SGB IX 


sind nicht erfüllt 


Voraussetzungen 
§ 15 Abs. 3 Nr. 1-3 SGB IX 


sind erfüllt 


Entscheidung über Gesamtbedarf durch den 
leistenden Reha-Träger: 
 
- 6 Wochen nach Antragseingang oder 
- 2 Monate nach Antragseingang, wenn eine 
  Teilhabeplankonferenz n. § 20 SGB IX durch- 
  geführt wurde 


Entscheidung über den im Rahmen der eigenen 
Zuständigkeit zu deckenden Bedarf: 
 
- 6 Wochen nach Antragseingang oder 
- 2 Monate nach Antragseingang, wenn eine   
  Teilhabeplankonferenz n. § 20 SGB IX durch- 
  geführt wurde 
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Prozessablaufschema im Bereich WfbM / Andere 


Leistungsanbieter (aLa) aus Sicht der Leistungsträger


Prozessablaufschema WfbM / aLa, November 2018 © Regionaldirektion Bayern


Alternativ: Budget für Arbeit
(§ 61 SGB IX)


Schule, Arbeit, vorgelagerte Maßnahmen
(z.B. DIA-AM, UB, …), etc.


Wechsel in den 1. Arbeitsmarkt (z.B. UB, BVB, BÜWA, EGZ, …)


Phase 4
Arbeitsbereich (AB)


Anlass Fallkonstellation 1:


Aufnahme in WfbM / aLa


Fallkonstellation 2:


Aufnahme, wenn 


zuvor und parallel 


Einglh.-Leistungen


erbracht werden


Initiator Leistungsträger EV/BBB Leistungsträger AB


Zeitpunkt /


Information


so früh wie möglich (z.B. über


Praktika, …) 


so früh wie möglich


Entscheidung /


Anmeldung


- Beteiligung des Leistungsträger AB


(ggf. weitere Reha-Träger) und 


Erstellung des THP 


- Anmeldung des Kunden über


entsprechenden Vordruck, Angabe 


konkrete Zeiträume EV / BBB, ggf. 


Anrechnung DIA-AM / UB 


- Angaben Leistungsanspruch 


ABG/ÜBG  Sozialversicherung 


- Angaben zur Mobilität (Einzel-


transport, Fahrdienst, …) 


- Prüfung Einhaltung des 


Einzugsbereichs


- Abklärung Teilnahme Mittagessen 


- Unterlagen 


- Gutachten, Betreuerausweis, 


SB-Ausweis, Berichte über DIA-


AM/UB BvB-Maßnahmen, 


Sonderpäd. Gutachten, 


Aufenthaltsstatus (bei 


Ausländern) etc. an WfbM / aLa


und Leistungsträger AB


- THP an Kunden und 


Leistungsträger AB


- Beteiligung des 


Leistungsträger 


EV/BBB


- Weiterleitung der 


entsprechenden 


Unterlagen an den 


Reha-Träger


Phase 3
Berufsbildungsbereich (BBB)


(max. 24 Monate)


Phase 1
Vorlauf


ggf. Wechsel in Förderstätte / Wechsel zwischen den Werkstattformen


Phase 2
Eingangsverfahren (EV)


(max. drei Monate)


max. Förderdauer von 27 Monaten


Anlass Übergang in den BBB 


oder Alternative


Übergang in den AB oder Alternative


Initiator Leistungsträger EV/BBB Leistungsträger EV/BBB


Zeitpunkt /


Information


Zum Ende des EV - Anfrage mindestens vier Monate vor 


Ende BBB


- Entscheidung spätestens zwei Monate 


vor Ende BBB


Entscheidung /


Anmeldung


Entscheidung, ob dies 


das geeignete Angebot 


ist, oder ob z.B. eine 


Förderstätte notwendig 


ist


- Initiator fragt Leistungsträger AB an, 


ob AB übernommen wird oder nicht; ggf. 


Rücksprache mit Leistungserbringer


- Leistungsträger AB versendet 


erforderliche Antragsunterlagen SGB XII 


an Kunden


*
Eingang des Berichtes 


spätestens zwei Wochen 


vor Abschluss des EV


Eingang des Berichtes spätestens


vier Wochen vor Beendigung des 


1. Jahres im BBB


Eingang von anlassbezogenen Berichten (z. B. vor einem 


(vorzeitigen) Abbruch, einem Wechsel der Maßnahme oder dem 


Ausscheiden aus der Maßnahme) unverzüglich zur Entscheidung


Eingang des Berichtes in 


der Regel 6-4 Monate vor 


Abschluss des BBB


Format Berichtswesen (Berichtsbogen 


WfbM / aLa)
Übergabe Teilhabeplanung (bei 


Fallkonstellation 1)


Verantwort-


licher


Leistungsträger EV/BBB auf 


Grundlage Berichte* nach WVO
Leistungsträger EV/BBB auf Grundlage 


Berichte* nach WVO


Zeitpunkt /


Information


* Mit der Bewilligung des AB


Entscheidung /


Anmeldung


- Fortführung Teilhabeplanung


- Kontrolle ob z.B. 


Zielvereinbarung zu externen 


Praktika eingehalten wird, …


- Leistungserbringer verschickt 


Berichte* an Leistungsträger 


EV/BBB und Leistungsträger AB


- Leistungsträger EV/BBB gibt THP an


den Leistungsträger AB ab


- Aussage zur weiteren Förderplanung und 


zur Beschäftigung (Berichtsbogen)


- Leistungsträger EV/BBB wartet Ent-


scheidung des Leistungsträger AB ab


und schließt danach Reha-Fall bei sich ab
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Ablaufschema § 14 SGB IX


Ablaufschema zu § 14 SGB IX - Leistender Rehabilitationsträger 
 


 
Antrag auf Teilhabeleistungen und/oder  andere Sozialleistungen 


 
 
 
 


Er
st


an
ge


ga
ng


en
er


 R
eh


a-
Tr


äg
er


 


Keine Anwendung SGB IX Zuständigkeitsprüfung innerhalb von 2 Wochen 
nach Antragseingang 


insgesamt unzuständig teilweise unzuständig insgesamt zuständig 


unverzügliche Weiterleitung  


weiter mit Ablaufschema § 15 


keine Weiterleitung nach § 14 SGB IX 


Zuständigkeitsprüfung des 
zweitangegangenen Trägers 


Zw
ei


ta
ng


eg
an


ge
ne


r R
eh


a-
Tr


äg
er


 


insgesamt unzuständig teilweise unzuständig 


Einvernehmen des zuständigen 
Trägers 


D
rit


ta
ng


eg
an


ge
ne


r R
eh


a-
Tr


äg
er


 


liegt vor liegt nicht vor 


Weiterleitung 


weitere Prüfung als leistender Reha-Träger 


Antrag erhält auch Leistungen anderer Reha-Träger? 


Ja Nein 


Gutachten nach § 17 SGB IX zur 
Bedarfsfeststellung nötig? 


Ja Nein 


Entscheidung in 
3 Wochen ab 


Antragsstellung 


1.) unverzügliche Beauftragung eines Sachverständigen (§ 17 Abs. 1 SGB IX) 
2.) Gutachten innerhalb 2 Wochen nach Anforderung (§ 17 Abs. 2 SGB IX) 
3.) Entscheidung in 2 Wochen nach Gutachteneingang (§ 15 Abs. 2 SGB IX) 


Abs. 1 Satz 2 


Abs. 3 Satz 1 






Ablaufschema § 15 SGB IX


Ablaufschema zu § 15 SGB IX aus Sicht des Bezirks  
 -  


Leistungsverantwortung bei Mehrheit von Rehabilitationsträgern 
 


 
Der Antrag auf Teilhabeleistungen enthält auch Teilhabeleistungen anderer Reha-Träger. 


Beteiligung anderer Reha-Träger  
§ 15 Abs. 2 SGB IX (keine Weiterleitung) 


Leistungsgruppe 3 (§ 5 Nr. 3 SGB IX): 
Unterhaltssichernde und andere 


ergänzende Leistungen 


Teilweiterleitung  
§ 15 Abs. 1 SGB IX 


Leistungsgruppen 1, 2, 4 und 5 
(§ 5 Nr. 1, 2, 4 und 5 SGB IX) 


Weiterleitung an den zuständigen 
Reha-Träger 


Beteiligung des anderen Trägers  
unverzügliche Anforderung der 


erforderliche Feststellungen durch 
den SB, ggf. Einbeziehung anderer 
öffentlicher Stellen n. § 22 SGB IX 


Zugang der Feststellungen des anderen Trägers 
innerhalb von 2 Wochen ab Anforderung 


kein Zugang der Feststellungen des anderen 
Trägers innerhalb von 2 Wochen ab Anforderung 


umfassende Feststellung des 
Rehabilitationsbedarfs durch 
den leistenden Reha-Träger 


Voraussetzungen 
§ 15 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1-3 SGB IX 


sind nicht erfüllt 


Voraussetzungen 
§ 15 Abs. 3 Nr. 1-3 SGB IX 


sind erfüllt 


Entscheidung über Gesamtbedarf durch den 
leistenden Reha-Träger: 
 
- 6 Wochen nach Antragseingang oder 
- 2 Monate nach Antragseingang, wenn eine 
  Teilhabeplankonferenz n. § 20 SGB IX durch- 
  geführt wurde 


Entscheidung über den im Rahmen der eigenen 
Zuständigkeit zu deckenden Bedarf: 
 
- 6 Wochen nach Antragseingang oder 
- 2 Monate nach Antragseingang, wenn eine   
  Teilhabeplankonferenz n. § 20 SGB IX durch- 
  geführt wurde 
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Münster, 09.01.2020 


 


Mitglieder-Info 
Nr. 01/2020 
Kosten für eine Brille sind vom sozialhilferechtlichen Regel-
satz umfasst 


Entscheidung des 8. Senates des Bundessozialgerichtes 
vom 18.07.2019, Az. B 8 SO 4/18 
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Warendorfer Straße 26–28, 48133 Münster  
Vorsitzender: Matthias Münning   
Geschäftsführer: Matthias Krömer, Carsten Mertins 


Kontoinhaber: LWL-Finanzabteilung  
IBAN DE53 4005 0150 0000 4097 06 
BIC WELADED1MST 


Mit Urteil vom 18.07.2019 hat sich das Bundessozialgericht erneut mit der Frage be-
fasst, ob die Kosten für die Anschaffung einer Brille als Leistung zur Teilhabe am 
Leben in der Gemeinschaft von der Eingliederungshilfe zu übernehmen sind. Das 
Urteil ist als Anlage beigefügt. 


Im Ergebnis hält das Gericht fest, dass die Kosten für die Neubeschaffung einer Brille 
vom Regelsatz umfasst sind und andere Anspruchsgrundlagen in der Regel ausschei-
den. 


Das Bundessozialgericht führt aus, dass die Klägerin keinen Anspruch auf Übernahme 
der Kosten für die Anschaffung einer Brille als Leistung zur Teilhabe am Leben in der 
Gemeinschaft habe. Es bestehe bei ihr wegen der Fehlsichtigkeit keine wesentliche 
Behinderung, weil die Sehschärfe mit einer Brille ausgeglichen werde. Aus der geis-
tigen Behinderung der Klägerin ergeben sich keine spezifischen Teilhabeeinschrän-
kungen, denen durch die Versorgung mit einer Brille begegnet werden könne. Allein 
„positive Auswirkungen“ bei einer Versorgung mit einer Brille auf die Lebensum-
stände der Klägerin ließen keinen sozialen Teilhabebedarf erkennbar werden. Eine 
Brille, die zur Korrektur einer Sehschwäche in allen Bereichen des täglichen Lebens 
gleichermaßen benötigt werde, stelle auch kein Hilfsmittel zur Teilhabe am Arbeits-
leben dar, sondern unterfalle allein der medizinischen Rehabilitation, wäre dort aber 
der Eigenverantwortung des Versicherten zugerechnet. Ein Anspruch nach den Vor-
schriften über die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung besteht eben-
falls nicht. Die Kosten für die Neubeschaffung einer Brille seien vom Regelbedarf 
umfasst, sodass auch Leistungen nach § 43 SGB XII ausscheiden. Könne der Bedarf 
auf keine andere Weise gedeckt werden, kämen Leistungen nur als Darlehen in Be-
tracht. 


Carsten Mertins 


Tel.: 0215 591 6542 
E-Mail: carsten.mertins@lwl.org  



mailto:carsten.mertins@lwl.org
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Kooperationsvereinbarung BÜWA 2019


           


                                    


 


Kooperationsvereinbarung 


 


 


zwischen 


 


dem Bayerischen Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales, 


 


dem Bayerischen Bezirketag 


 


sowie 


dem Bezirk Oberbayern,  


dem Bezirk Niederbayern,  


dem Bezirk Oberpfalz,  


dem Bezirk Oberfranken,  


dem Bezirk Mittelfranken,  


dem Bezirk Unterfranken 


und dem Bezirk Schwaben, 


 


der Regionaldirektion Bayern der Bundesagentur für Arbeit 


 


und dem Zentrum Bayern Familie und Soziales 


 


über gemeinsame Maßnahmen zur Förderung des Übergangs von der Werk-


statt für behinderte Menschen oder von der Beschäftigung bei einem anderen 


Leistungsanbieter auf den allgemeinen Arbeitsmarkt 


(„Begleiteter Übergang auf den allgemeinen Arbeitsmarkt“, 


„BÜWA“) 
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Präambel 


 


 


In Bayern gibt es derzeit rund 37.000 Werkstattbeschäftigte. Eine Studie der Univer-


sität Kassel aus dem Jahr 2011 zeigt, dass bei 0,14% der Werkstattbeschäftigten der 


Übergang in den 1. Arbeitsmarkt gelingt. 


 


Vor dem Hintergrund der guten Arbeitsmarktbedingungen in Bayern und dem ge-


meinsamen Auftrag, die Inklusion von Menschen mit Behinderung in Bayern voranzu-


bringen, hatten 


 


• das Bayerische Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales (StMAS), 


• der Bayerische Bezirketag, 


• die Regionaldirektion Bayern der Bundesagentur für Arbeit (RD Bayern), 


• das Inklusionsamt beim Zentrum Bayern Familie und Soziales (ZBFS), 


• die Landesarbeitsgemeinschaft der Werkstätten für behinderte Menschen sowie 


• die Landesarbeitsgemeinschaft der Integrationsfachdienste 


 


ein gemeinsames Modellprojekt vereinbart, um den Übergang aus der Werkstatt für 


behinderte Menschen (WfbM) auf den ersten Arbeitsmarkt noch stärker zu unterstüt-


zen. Das Modellprojekt hatte zunächst eine Laufzeit vom 1.12.2014 bis 


30.11.2017und wurde dann um zwei Jahre bis 30.11.2019 verlängert. 


 


Grundlage für das Modellprojekt waren die auf Ebene der sieben bayerischen Be-


zirke zum Teil seit mehreren Jahren bestehenden Projekte und Sonderprogramme. 


Das Modellprojekt hat die zuvor bestehenden Projekte und Sonderprogramme er-


setzt und bayernweit eine einheitliche Verfahrensweise etabliert. 


 


Ziele dieses Modellprojekts waren, mehr Menschen mit Behinderung zu motivieren, 


den Weg aus der WfbM auf den allgemeinen Arbeitsmarkt zu gehen, mehr Arbeitge-


ber dazu zu bewegen, Werkstattbeschäftigte einzustellen sowie die WfbM bei ihren 


Bemühungen zur Förderung des Übergangs von Beschäftigten auf den allgemeinen 


Arbeitsmarkt zu unterstützen. 
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Im Rahmen des Modellvorhabens sollte im Zeitraum 01.12.2014 bis 30.11.2019 bay-


ernweit 575 Werkstattbeschäftigten/Teilnehmern1 (Richtgröße pro Eintrittsjahr: 115 


Teilnehmer) die Teilnahme an dem Projekt „Begleiteter Übergang Werkstatt – allge-


meiner Arbeitsmarkt (BÜWA)” ermöglicht werden. 


 


Angestrebt war, dass am Ende des Modellprojektes rund 30% der Maßnahmeteilneh-


mer zusätzlich zu den bisherigen Vermittlungen in eine sozialversicherungspflichtige 


Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt einmünden. Dies entspräche einer 


Erhöhung der bisherigen Vermittlungsquote um ca. 70 %. 


 


Die Beteiligten waren sich einig, dass dieses Ergebnis gemeinsame, koordinierte An-


strengungen in einer guten und vertrauensvollen Zusammenarbeit voraussetzt. Sie 


sahen in dieser Maßnahme einen wichtigen Schritt, in Bayern Inklusion und Teilhabe 


von Menschen mit Behinderung am Arbeitsleben leistungsträgerübergreifend zu stär-


ken. 


 


Aufgrund der aktuellen Entwicklung ist abzusehen, dass die im Modellprojekt ange-


strebte Teilnehmerzahl nur zu etwa knapp der Hälfte erreicht werden wird. Allerdings 


lag die Quote der Teilnehmer, die bereits auf den allgemeinen Arbeitsmarkt vermittelt 


werden konnten, am 31.12.2018 bei 31,85 %. Es hat sich gezeigt, dass sich das ge-


meinsam vereinbarte Verfahren und die inhaltliche Ausgestaltung bewährt haben und 


die Maßnahme für die Menschen mit Behinderung einen wichtigen Baustein auf dem 


Weg zu einer gelingenden Inklusion bedeuten kann. 


 


Die Kooperationspartner haben daher die Weiterführung der Vereinbarung beschlos-


sen. 


 


Eine Skizze zum Ablauf der Fördermaßnahme ist dieser Kooperationsvereinbarung 


beigefügt (Anlage). 


 


  


                                                           
1 Aus Gründen der sprachlichen Vereinfachung und der besseren Lesbarkeit wurde in der Vereinba-


rung die männliche Form gewählt. Sie bezieht sich gleichermaßen auch auf die weibliche Form. 
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1. Zielgruppen 


 


Für die Förderung kommen Beschäftigte einer Werkstatt oder eines anderen Leis-


tungsanbieters (im Weiteren kurz: Beschäftigte) in Betracht, die das Potential erken-


nen lassen, dass sie bei entsprechender Qualifizierung und Begleitung sowie bei 


sachgerechter Gestaltung des Arbeitsplatzes auf den allgemeinen Arbeitsmarkt 


wechseln können. Die Identifizierung der potentiellen Maßnahmeteilnehmer liegt im 


Verantwortungsbereich der Werkstatt oder des anderen Leistungsanbieters (im Wei-


teren kurz: Leistungserbringer). 


 


Zielgruppen im Sinne dieser Vereinbarung sind: 


• Beschäftigte aus dem Arbeitsbereich mit anerkannter Schwerbehinderung (§ 2 


Abs. 2 SGB IX) oder Gleichstellung durch die Agentur für Arbeit (§ 2 Abs. 3 


SGB IX) und wesentlicher Behinderung (im Sinn der §§ 53 ff. SGB XII) sowie 


• Teilnehmer aus dem Berufsbildungsbereich mit anerkannter Schwerbehinde-


rung oder Gleichstellung durch die Agentur für Arbeit und wesentlicher Behinde-


rung. 


 


Bei Menschen mit einer seelischen Behinderung, denen behinderungsbedingt die 


Einsicht zum Antrag auf Feststellung einer Schwerbehinderung fehlt, besteht im Ein-


zelfall die Möglichkeit, in einem Gutachten des zuständigen Leistungsträgers festzu-


stellen, dass sie in den Auswirkungen ihrer Behinderung einem schwerbehinderten 


Menschen gleichgestellt sind. Durch den Integrationsfachdienst (IFD) ist darauf hin-


zuwirken, dass für die betreffenden Teilnehmer ein Verfahren zur Feststellung der 


Schwerbehinderteneigenschaft eingeleitet wird. 


Soweit der Leistungserbringer mit der Vermittlung beauftragt wird, muss dieser recht-


zeitig vor Vermittlung darauf hinwirken, dass das Verfahren zur Feststellung der 


Schwerbehinderteneigenschaft eingeleitet wird. 


 


 


2. Verfahren 


 


Die Teilnahme an der Maßnahme kann durch den Beschäftigten in Absprache mit 


dem Leistungserbringer beim zuständigen Leistungsträger beantragt werden. 
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Die Koordination des Verfahrens im Einzelfall wird vom zuständigen Bezirk übernom-


men, der auch die Anträge zur Teilnahme an der Maßnahme entgegennimmt. Der 


Bezirk leitet die Anträge an den jeweils zuständigen örtlichen Partner der Ar-


beitsagentur (AA) und des Inklusionsamtes (InA) weiter. 


 


Die Entscheidung über die Teilnahme an der Maßnahme trifft der jeweilige Leistungs-


träger (AA im Berufsbildungsbereich, Bezirke im Arbeitsbereich). 


 


Die Entscheidungen, die im Ablauf des Verfahrens zu treffen sind, sind in Abstim-


mung mit allen beteiligten Leistungsträgern zu treffen. Jeder Kooperationspartner be-


stimmt dafür lokale Ansprechpartner. Die letztendliche Entscheidung bleibt dem je-


weiligen Leistungsträger vorbehalten. 


 


 


3. Vorbereitungsphase (Orientierung) 


 


Der Einstieg in die Maßnahme erfolgt in der Regel nach einer Vorbereitungsphase 


beim Leistungserbringer. Diese Phase beinhaltet insbesondere folgende Schritte im 


Hinblick auf den Übergang auf den allgemeinen Arbeitsmarkt: 


• Einschätzung der Motivation und Leistungsbereitschaft, 


• Konkretisierung der Wünsche und Vorstellungen des Beschäftigten/Teilneh-


mers in Hinblick auf mögliche Tätigkeits-/Berufsfelder, 


• Einschätzung der Fertigkeiten und Fähigkeiten (u. a. Sozialverhalten und 


Kenntnisse), 


• Information des Beschäftigten/Teilnehmers und seiner Angehörigen über mögli-


che Konsequenzen einer Vermittlung auf den allgemeinen Arbeitsmarkt, ein-


schließlich Aufklärung über mögliche rentenrechtliche Aspekte einer Vermitt-


lung. 


 


Wichtige Bezugspersonen wie z. B. Betreuer, Eltern, Partner und weitere wichtige 


Bezugspersonen, z. B. aus dem Wohnbereich, sind in Abstimmung mit dem Beschäf-


tigten/Teilnehmer frühzeitig in den Prozess mit einzubinden. 
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Die Vorbereitungsphase soll in der Regel nicht länger als 3 Monate dauern; ihr Be-


ginn wird im Förderplan dokumentiert. Schon in der Vorbereitungsphase kann ein be-


gleitetes Praktikum durchgeführt werden. 


 


Entscheidet sich der Beschäftigte/Teilnehmer für eine Aufnahme in die Maßnahme 


und hält das Fachpersonal des Leistungserbringers eine Vermittlungschance des Be-


troffenen für aussichtsreich, informiert der Leistungserbringer den zuständigen Leis-


tungsträger. Nach positiver Entscheidung des jeweiligen Leistungsträgers kann der 


Eintritt in die Maßnahme erfolgen. 


 


Bei Teilnehmern aus dem Berufsbildungsbereich wird der IFD hinzugezogen. Bei Be-


schäftigten aus dem Arbeitsbereich erfolgt die Hinzuziehung nach Maßgabe der lokal 


bestehenden Leistungsvereinbarungen. 


 


Während der Vorbereitungsphase wird der vereinbarte Entgeltsatz des Leistungser-


bringers in vollem Umfang weiter gezahlt. 


 
 


4. Phasen der Maßnahme 


 


Die Maßnahme gliedert sich in drei Phasen: 


• Vermittlungsqualifizierung (4.1), 


• Vertiefte Vermittlung (4.2), 


• Sicherung des sozialversicherungspflichtigen Arbeitsverhältnisses (4.3),  


die im Einzelfall durchlässig und variabel zu gestalten sind. 


 


Für die Vermittlungsqualifizierung und die vertiefte Vermittlung gelten: 


 


Berufsbildungsbereich 


Bei Maßnahmeteilnehmern aus dem Berufsbildungsbereich wird der IFD mit der 


Durchführung dieser Phasen beauftragt. 


 


Die Beauftragung des IFD erfolgt durch den für den Berufsbildungsbereich zuständi-


gen Leistungsträger (AA) auf der Grundlage der „Gemeinsamen Empfehlung der 


Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation (BAR) nach § 196 Abs. 3 SGB IX zur 
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Inanspruchnahme der Integrationsfachdienste durch die Rehabilitationsträger“ in der 


jeweils geltenden Fassung. 


 


Die Laufzeit des Berufsbildungsbereichs in Kostenträgerschaft der AA ist auf einen 


Zeitraum von 24 Monaten fixiert. Nach Ablauf der 24 Monate erfolgt, losgelöst vom 


individuellen Stand des Maßnahmeteilnehmers, ein Wechsel in die Kostenträger-


schaft des Bezirks. 


Arbeitsbereich 


Bei Maßnahmeteilnehmern aus dem Arbeitsbereich wird der IFD oder der Leistungs-


erbringer mit der Durchführung beauftragt. Voraussetzung ist jeweils der Abschluss 


einer (zusätzlichen) Leistungs- und Vergütungsvereinbarung mit dem jeweils zustän-


digen Bezirk auf Basis dieser Kooperationsvereinbarung. 


 


 


4.1 Vermittlungsqualifizierung 


 


Die Vermittlungsqualifizierung des Maßnahmeteilnehmers orientiert sich an den für 


ihn geeigneten Tätigkeits-/Berufsbereichen vor dem Hintergrund des regionalen Ar-


beitsmarktes. Der Werkstattstatus bleibt erhalten. Basierend auf dem jeweils gelten-


den Fachkonzept für Eingangsverfahren und Berufsbildungsbereich der BA in der je-


weils geltenden Fassung und den individuellen Leistungsvereinbarungen für den Ar-


beitsbereich können in dieser Phase folgende zusätzliche/vertiefte Leistungen je 


nach individuellem Bedarf erbracht werden: 


• Situationsanalyse mit zielgerichteter Kompetenzanalyse (arbeitsmarktbezoge-


nes Profiling); 


• Konkretisierung der Wünsche und Vorstellungen des Maßnahmeteilnehmers 


(persönliche Zukunftsplanung); 


• Arbeitsmarktspezifische Vorbereitung, insbesondere Bewerbertraining, Verhal-


ten und Arbeitssicherheit im Betrieb, Training der Sozialkompetenzen; 


• Akquise, Durchführung und Begleitung von insbesondere externen längerfristi-


gen Praktika, Jobcoaching soweit im Einzelfall erforderlich; 


• Fachpraktische und fachtheoretische Schulungen innerhalb und außerhalb der 


Arbeitsstätte des Leistungserbringers; 
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• Information des Maßnahmeteilnehmers und seiner Angehörigen über mögliche 


Konsequenzen einer Vermittlung auf den allgemeinen Arbeitsmarkt, einschließ-


lich Aufklärung über mögliche rentenrechtliche Aspekte einer Vermittlung. 


 


Die Dauer der Vermittlungsqualifizierung ist abhängig von den individuellen Lernfort-


schritten des Maßnahmeteilnehmers, soll jedoch 6 bis 9 Monate nicht übersteigen. 


 


Im Berufsbildungsbereich und im Arbeitsbereich erhält der Leistungserbringer vom 


zuständigen Leistungsträger weiterhin 100 Prozent des vereinbarten Entgeltes. 


 


Der IFD oder der Leistungserbringer erhalten für ihr Tätigwerden in dieser Phase ei-


nen monatlichen Pauschalbetrag in Höhe von 980,- Euro pro Maßnahmeteilnehmer. 


Mit dieser Pauschale sind sämtliche Kosten der Vermittlungsqualifizierung abgedeckt 


mit Ausnahme der Fahrtkosten der Maßnahmeteilnehmer, die im Rahmen der Maß-


nahme anfallen. Diese sind jeweils gesondert zu beantragen und abzurechnen. 


 


Den Pauschalbetrag an den IFD für Maßnahmeteilnehmer aus dem Berufsbildungs-


bereich erbringen die RD Bayern und das StMAS gemeinsam. Der Beitrag der RD 


Bayern richtet sich nach der „Gemeinsamen Empfehlung Integrationsfachdienste“ der 


BAR in der jeweils geltenden Fassung. Den jeweiligen Differenzbetrag zu den 980,- € 


trägt das StMAS. 


 


Soweit sich in der Vermittlungsqualifizierung abzeichnet, dass eine Vermittlung auf 


den allgemeinen Arbeitsmarkt aussichtsreich erscheint, erfolgt der Übergang in die 


Phase der vertieften Vermittlung (4.2). Bei einer negativen Integrationsprognose en-


det die Maßnahme. Eine Wiederaufnahme kann zu einem späteren Zeitpunkt erfol-


gen, wenn ein geeigneter Praktikums- oder Arbeitsplatz in Aussicht steht. 


 


Die Entscheidung über die Fortführung bzw. Beendigung der Maßnahme trifft der je-


weilige Leistungsträger (AA im Berufsbildungsbereich, Bezirke im Arbeitsbereich). 
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4.2 Vertiefte Vermittlung 


 


In der vertieften Vermittlungsphase soll der Maßnahmeteilnehmer in ein Arbeitsver-


hältnis auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt vermittelt werden. 


 
Basierend auf dem „Fachkonzept Berufsbildungsbereich“ der BA und den individuel-


len Leistungsvereinbarungen für den Arbeitsbereich können in dieser Phase entspre-


chend dem individuellen Unterstützungsbedarf des Maßnahmeteilnehmers folgende 


zusätzliche/vertiefte Leistungen erbracht werden: 


• Akquise, Durchführung und Begleitung von externen längerfristigen auf nach-


haltige Vermittlung ausgerichtete Praktika, in der Regel Jobcoaching; 


• Gemeinsames Entwickeln von passgenauen Tätigkeiten und Arbeitsplätzen in 


Betrieben, zusammen mit den Arbeitgebern; 


• Bei Bedarf Beratung, Unterstützung des Maßnahmeteilnehmers bei Behörden-


angelegenheiten (inklusive Aufklärung über die konkreten rentenrechtlichen 


Konsequenzen des angestrebten Arbeitsverhältnisses) sowie bei erforderlichem 


Umzug in Zusammenhang mit der Aufnahme einer Beschäftigung; 


• Information, Beratung, Unterstützung des Arbeitgebers und der zukünftigen Kol-


legen am Arbeitsplatz; 


• Begleitung und Unterstützung des Maßnahmeteilnehmers bei Vertragsanbah-


nung mit dem Arbeitgeber und bei Abschluss des Arbeitsvertrags. 


 
Im Berufsbildungsbereich und im Arbeitsbereich erhält der Leistungserbringer vom 


zuständigen Leistungsträger weiterhin 100 Prozent des vereinbarten Entgeltes. 


 
Der IFD oder der Leistungserbringer erhalten für ihr Tätigwerden in dieser Phase ei-


nen monatlichen Pauschalbetrag in Höhe von 980,- Euro pro Maßnahmeteilnehmer. 


Mit dieser Pauschale sind sämtliche Kosten der vertieften Vermittlung abgedeckt mit 


Ausnahme der Fahrtkosten der Maßnahmeteilnehmer, die im Rahmen der Maß-


nahme anfallen. Diese sind jeweils gesondert zu beantragen und abzurechnen. 


 
Den Pauschalbetrag an den IFD für Maßnahmeteilnehmer aus dem Berufsbildungs-


bereich erbringen die RD Bayern und das StMAS gemeinsam. Der Beitrag der RD 


Bayern richtet sich nach der „Gemeinsamen Empfehlung Integrationsfachdienste“ der 


BAR in der jeweils geltenden Fassung. Den jeweiligen Differenzbetrag zu den 980,- € 


trägt das StMAS. 
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Die Beauftragungsdauer der vertieften Vermittlung umfasst bis zu 12 Monate und 


kann bei Bedarf um 6 weitere Monate verlängert werden. Über die Verlängerung ent-


scheidet der jeweils zuständige Leistungsträger (AA im Berufsbildungsbereich, Be-


zirke im Arbeitsbereich). 


 


Die vertiefte Vermittlungsphase endet spätestens mit dem Wechsel des Maßnahme-


teilnehmers in ein sozialversicherungspflichtiges Arbeitsverhältnis aufgrund eines Ar-


beitsvertrages. 


 
 
4.3 Sicherung des sozialversicherungspflichtigen Arbeitsverhältnisses 


 


4.3.1 Berufliche Sicherung und Nachbetreuung 


 


Die Nachhaltigkeit der Vermittlung des Maßnahmeteilnehmers wird in der Regel nur 


durch eine bedarfsgerechte Nachbetreuung sichergestellt. Die Nachbetreuung kann 


auch über einen längeren Zeitraum notwendig sein. Neben der psychosozialen Be-


gleitung gewährleistet die Nachbetreuung auch die Beratung und Unterstützung für 


die einstellenden Betriebe. 


 


Die Nachbetreuung wird durch den IFD im Auftrag des InA durchgeführt. Die Ent-


scheidung über die Art der zu erbringenden Leistungen nach dem Grundvertrag und 


dem Modulkatalog in der jeweils geltenden Fassung erfolgt allein durch das InA. In-


halt der Beauftragung kann bei entsprechender Erforderlichkeit ein intensives Job-


Coaching sein. 


 


Wenn die WfbM oder der andere Leistungsanbieter mit der Vermittlung beauftragt ist, 


ist bei anstehender Vermittlung möglichst frühzeitig, vor Abschluss des Arbeitsvertra-


ges, der IFD aktiv mit einzubinden. Der IFD lernt den Maßnahmeteilnehmer und die 


Arbeitssituation kennen und kann somit einen nahtlosen Übergang zur Nachbetreu-


ung gewährleisten. 


 


Die Nachbetreuung durch den IFD umfasst einen Zeitraum von bis zu 6 Monaten und 


kann bei Bedarf verlängert werden. 
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4.3.2 Förderung an Arbeitgeber 


 


Die Leistungen aus dieser Maßnahme stehen allen Arbeitgebern offen, die Arbeits-


plätze nach den Regelungen des allgemeinen Arbeitsmarktes vorhalten und unab-


hängig davon, ob sie beschäftigungspflichtig (§ 154 SGB IX) sind oder nicht. 


 


Die Rahmenbedingungen im Betrieb für die Aufnahme/Beschäftigung eines schwer-


behinderten Menschen der Zielgruppe müssen vorliegen und ein passgenauer Ar-


beitsplatz zur Verfügung gestellt werden. 


Gefördert werden ausschließlich sozialversicherungspflichtige Arbeitsverhältnisse, 


auch in Inklusionsbetrieben i.S.v. §§ 215 ff. SGB IX. Sie müssen mindestens 15 Wo-


chenstunden (in Inklusionsbetrieben mindestens zwölf Wochenstunden) umfassen 


(gemäß § 185 Abs. 2 Satz 3 SGB IX) und auf Dauer angelegt sein. Sofern nur ein be-


fristetes Arbeitsverhältnis abgeschlossen wird, muss dieses mindestens auf ein Jahr 


geschlossen sein. Die Entlohnung muss tariflich oder ortsüblich sein. 


 


Nicht gefördert werden sog. Mini-Jobs, Zuverdienstarbeitsplätze, Stellen, an denen 


Menschen mit Behinderung beschäftigt werden, die eine individuelle betriebliche 


Qualifizierung oder eine berufliche Anpassung und Weiterbildung (§ 49 Abs. 3 Nr. 3 


und Nr. 4 SGB IX) erhalten, sowie Beschäftigungsverhältnisse auf Stellen nach § 156 


Abs. 2 SGB IX. 


 


Arbeitgeber können – bei Vorliegen der Voraussetzungen – über einen Zeitraum von 


bis zu 5 Jahren mit einem Zuschuss zum Arbeitsentgelt durch AA, Bezirk und InA ge-


fördert werden, wenn ein Arbeitsplatz mit einem Menschen aus der Zielgruppe be-


setzt wird. Der Maßnahmeteilnehmer hat sich vor der Antragsstellung für die Gewäh-


rung eines Zuschusses zum Arbeitsentgelt bei der zuständigen AA arbeitssuchend 


zu melden. 


 


Der Förderantrag wird bei der zuständigen AA gestellt, die den Antrag in Abstimmung 


mit dem zuständigen Bezirk und InA koordiniert und bearbeitet. 
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Förderung im 1. Jahr durch die Arbeitsagentur 


 


Bei Vorliegen der Fördervoraussetzungen nach §§ 88, 90 Sozialgesetzbuch – Drittes 


Buch (SGB III), orientiert sich die Höhe der Leistung am konkreten individuellen För-


derbedarf des behinderten Menschen und kann bis zu 70 % des berücksichtigungs-


fähigen Arbeitsentgeltes betragen. Die RD Bayern empfiehlt den AA und Jobcentern 


für die Maßnahmeteilnehmer, 


• unter Berücksichtigung des Personenkreises, bei dem die Vermittlung in den 


allgemeinen Arbeitsmarkt aufgrund der in der Person liegenden Gründen erheb-


lich erschwert ist und 


• unter Berücksichtigung des Prinzips von Wirtschaftlichkeit und Wirksamkeit den 


individuellen Förderhöchstbetrag i.H.v. 70% des zu berücksichtigenden Arbeits-


entgelts für die Dauer von 12 Monaten voll auszuschöpfen. 


 


Förderung im 2. und 3. Jahr durch Bezirk und Inklusionsamt 


 


Die AA legt den Betrag fest und teilt diesen dem Bezirk und dem InA mit. Bezirk und 


InA zahlen den im ersten Jahr festgelegten Betrag analog für das 2. und 3. Jahr im 


Verhältnis 2/7 zu 5/7 bis maximal 70 % des berücksichtigungsfähigen Arbeitsentgel-


tes; ein weiterer Förderantrag des Arbeitgebers an das InA und den Bezirk ist dafür 


nicht erforderlich. Einzelheiten des Förderverfahrens (wie z. B. ein gemeinsamer Be-


scheid durch AA, Bezirk und InA) regeln die Beteiligten einvernehmlich. 


 


Eine Verlängerung ist im Einzelfall im Einvernehmen von Bezirk und InA für ein 4. 


und 5. Jahr möglich. Bezirk und InA fördern weiterhin im Verhältnis 2/7 zu 5/7 bis ma-


ximal in Höhe der bisherigen Förderung. Sofern die Förderung nicht mehr im Rah-


men dieser Maßnahme weitergeführt wird, richtet sich die Förderhöhe nach den all-


gemeinen Fördergrundsätzen des jeweiligen Leistungsträgers. 


 


Die Gewährung von Regelleistungen aus der Ausgleichsabgabe gemäß SchwbAV 


(wie z. B. Arbeitsplatzausstattung, technische Arbeitshilfen etc.) schließt Leistungen 


nach dieser Vereinbarung nicht aus. 
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5. Bonuszahlungen 


 


Nach der „Gemeinsamen Empfehlung Integrationsfachdienste“ der BAR in der je-


weils geltenden Fassung erhält der IFD vom jeweils zuständigen Leistungsträger bei 


Abschluss eines Arbeitsvertrages und Aufnahme der Beschäftigung zusätzlich eine 


einmalige Erfolgsprämie in Höhe des in der jeweils aktuellen Fassung der „Gemein-


samen Empfehlungen“ genannten Betrages. 


Nach erfolgreichem Ablauf der Probezeit (6 Monate) wird eine Wiedereingliederungs-


prämie in Höhe des in der jeweils aktuellen Fassung der „Gemeinsamen Empfehlun-


gen“ genannten Betrages gezahlt. 


 


Wird die Vermittlungsqualifizierung und die vertiefte Vermittlungsphase von der 


WfbM oder dem anderen Leistungsanbieter durchgeführt, erhält diese bzw. dieser die 


genannten Prämien. 


 


 


6. Rückkehrrecht 


 


Von besonderer Bedeutung für behinderte Menschen, die den Sprung auf den allge-


meinen Arbeitsmarkt wagen, ist die Sicherheit in Form eines Rückkehrrechts. Vor 


diesem Hintergrund erhält der Mensch mit Behinderung eine 5-jährige Rückkehrga-


rantie in die WfbM bzw. zu dem anderen Leistungsanbieter, falls das Arbeits- oder 


Ausbildungsverhältnis auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt beendet wird und die Rück-


kehr dorthin unverzüglich erfolgt. 


 


Diese Rückkehr wird ohne besondere Prüfung im Einzelfall unabhängig vom Grund 


der Auflösung des Arbeitsverhältnisses für ehemalige Mitarbeiterinnen und Mitarbei-


ter des Arbeitsbereiches garantiert. 


 


Bei Wechslern aus dem Berufsbildungsbereich erfolgt die Rückkehr dorthin nach Ent-


scheidung des Reha-Beraters im Einzelfall, ob und in welchem Umfang die Erfahrun-


gen auf dem ersten Arbeitsmarkt die weitere Fortführung des Berufsbildungsbereichs 


notwendig und möglich machen. Sofern bisherige Zeiten des Berufsbildungsbereichs 


und die Dauer der Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt insgesamt 36 
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Monate überschreiten, kommt eine Rückkehr in den Berufsbildungsbereich nicht 


mehr in Betracht; der Maßnahmeteilnehmer wechselt direkt in den Arbeitsbereich. 


 


Die Klärung der rentenrechtlichen Situation der Maßnahmeteilnehmer erfolgt jeweils 


im Einzelfall. 


 


 


7. Lenkungskreis und Steuerung 


 


Der Lenkungskreis zur gesamtbayerischen Koordination besteht aus Mitgliedern der 


Kooperationspartner sowie Vertretern der LAG WfbM und LAG IFD. Alle Kooperati-


onspartner arbeiten vertrauensvoll und unbürokratisch zusammen. Die Kooperations-


partner ernennen jeweils einen zentralen Ansprechpartner. 


 


Der Lenkungskreis kommt mindestens einmal jährlich unter Vorsitz des Sozialminis-


teriums zu einer gemeinsamen Besprechung über den Stand und die Entwicklung 


der Umsetzung der Kooperationsvereinbarung zusammen. Jeder Kooperations-


partner ist berechtigt, eine außerplanmäßige Sitzung einzufordern, wenn grundsätzli-


che Umsetzungsprobleme bzw. erheblicher Nachsteuerungsbedarf gesehen werden. 


 


Im Lenkungskreis soll eine Einigung zwischen den Vertragspartnern darüber erzielt 


werden, wie mit etwaigen Problemen umgegangen werden soll bzw. welche Neujus-


tierungen bei der Durchführung vorgenommen werden müssen. Auch Meinungsver-


schiedenheiten über Inhalte und Verpflichtungen nach dieser Kooperationsvereinba-


rung sollen im Rahmen des gemeinsamen Lenkungskreises behoben werden. 


 


Einzelfallprobleme sind grundsätzlich zunächst vor Ort zu klären. Das ZBFS kann zur 


Wahrung seiner Interessen hinzugezogen werden. 


 


Im Lenkungskreis berichten LAG WfbM und LAG IFD jährlich über die bayernweite 


Entwicklung der Maßnahme. 
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8. Dokumentation 


 


Der Leistungserbringer sowie der IFD legen dem zuständigen Leistungsträger nach 


den ersten 6 Monaten und nach weiteren 12 Monaten der Teilnahme sowie bei Aus-


scheiden aus der Maßnahme (Vermittlung oder Abbruch) einen Bericht zu jedem 


Maßnahmeteilnehmer vor, in dem dessen Unterstützung und die des Arbeitgebers 


dokumentiert und der zukünftige Unterstützungsbedarf darstellt wird. Im Bereich der 


Berufsbegleitung richtet sich die Dokumentation, unabhängig von der ausführenden 


Stelle, nach den Standards des IFD-Grundvertrages (zwischen IFD und InA) und 


dem Modulkatalog. Der Bericht dient der Information des Kostenträgers. 


 


 


9. Vereinbarungszeitraum und Kündigung 


 


Die Vereinbarung gilt ab 01.12.2019 und wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Sie 


kann von jeder Vertragspartei mit einer Frist von 12 Monaten zum Jahresende ge-


kündigt werden. 


 


 


Nürnberg, den 2. Dezember 2019 


 


 


 


 


Kerstin Schreyer  


Staatsministerin 
Bayerisches Staatsministerium  
für Familie, Arbeit und Soziales 
 


 


 


 


Franz Löffler 


Präsident des  
Bayerischen Bezirketags  
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Josef Mederer 


Bezirkstagspräsident  
Bezirk Oberbayern 
 


 


 


 


Dr. Olaf Heinrich  


Bezirkstagspräsident  
Bezirk Niederbayern 
 


 


 


 


Franz Löffler 


Bezirkstagspräsident  
Bezirk Oberpfalz 
 


 


 


 


Henry Schramm 


Bezirkstagspräsident  
Bezirk Oberfranken 
 


 


 


 


Armin Kroder 


Bezirkstagspräsident  
Bezirk Mittelfranken 
 


 


 


 


Erwin Dotzel 


Bezirkstagspräsident  
Bezirk Unterfranken 
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Martin Sailer 


Bezirkstagspräsident  
Bezirk Schwaben 
 


 


 


 


Ralf Holtzwart 


Vorsitzender der Geschäftsführung 
Regionaldirektion Bayern der Bundesagentur für Arbeit 
 


 


 


 


Dr. Norbert Kollmer 


Präsident 
Zentrum Bayern Familie und Soziales 
 


 


 


 


Johannes Magin  


Vorsitzender 
Landesarbeitsgemeinschaft Integrationsfachdienst Bayern e.V. 


 


 


 


 


Hans Horn 


Vorsitzender 
Landesarbeitsgemeinschaft der Werkstätten  
für behinderte Menschen Bayern e.V. 
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Ablaufschema BÜWA


Ende der Maßnahme mit Vermittlung (oder Austritt) 
 


 


 


 


 


 


 


4.1 


Vermittlungs- 


qualifizierung 


 


Einstieg in die Maßnahme 
 


Entgelt  


WfbM / ALA 100 % 


Werkstatt (WfbM) / 


Anderer Leistungs-


anbieter (ALA) 


ca. 3 Monate 3. 


Vorbereitungsphase/ 


Orientierung 


Phasen 


lt. Kooperationsvereinbarung 


Zeitschiene Förderung Arbeitgeber Finanzierung Zuständig/ 


Beauftragung 


Inklusionsamt 
regulär 


Beauftragung zusätzliche 
Leistung Maßnahme:  
IFD oder WfbM / ALA, 
im BBB nur IFD 


bis zu 6 Monate,      


bei Bedarf 


Verlängerung 


bis zu 12 Monate, 
Verlängerung bei 


Bedarf bis zu 6 Monate 


6 – 9 Monate 


4.3.1 


Berufliche Sicherung/ 


Nachbetreuung 


 


4.2 


Vertiefte Vermittlung 


 


WfbM / ALA 


WfbM / ALA 


Entgelt  
WfbM / ALA 100 % 


Beauftragung zusätzliche 
Leistung Maßnahme: 


IFD oder WfbM / ALA, 
im BBB nur IFD 


Bezirk oder BA: 
980 € monatl./ Teilnehmer 
+ Fahrtkosten 


IFD 


Maßnahme „Begleiteter Übergang auf den allgemeinen Arbeitsmarkt“ 


 


Bonuszahlungen an IFD oder WfbM / ALA (Bezirk oder BA): 


Erfolgsprämie bei Abschluss eines Arbeitsvertrags und Aufnahme der Beschäftigung sowie Wiedereingliederungsprämie nach Ablauf der Probezeit  


(6 Monate) in Höhe des in der jeweils aktuellen Fassung der „Gemeinsamen Empfehlungen der BAR nach § 196 Abs. 3 SGB IX“ genannten Betrages. 


Entgelt  
WfbM / ALA 100 % 


Bezirk oder BA: 
980 € monatl./ Teilnehmer 
+ Fahrtkosten 


4.3.2 gefördert werden: 


 sozialversicherungs-


pflichtige Arbeitsplätze 


 mind. 15 Std./Wo,  


bei Inklusionsbetrieben 


mind. 12 Std./Wo 


 auf Dauer angelegt 


 tarifliche, ortsübliche 


Entlohnung 


 bis zu 70 % des 


berücksichtigungsfähigen 


Arbeitsentgelts 


 


Förderung 3 Jahre: 
1. Jahr Agentur, 
2. und 3. Jahr 
2/7 Bezirk und 5/7 
Inklusionsamt. 
Die Förderung kann im 
Einzelfall bei Bedarf bis  
5 Jahre verlängert werden 
(Dauer und Höhe individuell). 


Rückkehrrecht in die WfbM: 5 Jahre LAG WfbM Bayern, Stand Dezember 2019 
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Muster-Leistungsvereinbarung für Andere Leistungsanbieter nach § 60 SGB IX Seite 1 von 11 


 


Individuelles Leistungsangebot/ 
-vereinbarung nach § 75 ff SGB XII (ab 2020  § 123 SGB IX) 


für Teilhabe am Arbeitsleben durch 
Andere Leistungsanbieter nach § 60 SGB IX im Arbeitsbereich 


 


 


zwischen 
(Leistungserbringer, Träger, Verband)  


 


Name 
Straße  
Ort 
 


Vertretungsberechtige Person 
(Kontaktdaten) 


Name 
Telefon 
E-Mail-Adresse 


 
 
 


 


und dem 
(Leistungsträger) 


Name 
Straße  
Ort 
 


Vertretungsberechtige Person 
(Kontaktdaten) 


Name 
Telefon 
E-Mail-Adresse 


 
 
 


 


betreffend 
(Kurzbezeichnung der zu erbringenden 
Leistung) 


Teilhabe am Arbeitsleben durch einen  
Anderen Leistungsanbieter nach  
§ 60 SGB IX im Arbeitsbereich 
(ggf. nur Teilleistung) 


 
 
Die Leistung wird erbracht durch 
(Name u. Adresse des Dienstes) 


Name 
Straße  
Ort 


  
Ansprechpartner 
(Kontaktdaten) 


Name 
Telefon 
E-Mail-Adresse 


 
 
 


Status 
 


 Freigemeinnützig 
 öffentlich-rechtlich 
 privat-gewerblich 


  


Spitzenverband/Trägervereinigung 
(sofern vorhanden) 


 
 
 


 


Nachrichtliche Darstellung der Konzeption des Angebots (Anlage): 
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Muster-Leistungsvereinbarung für Andere Leistungsanbieter nach § 60 SGB IX Seite 2 von 11 


 
§ 1 Gegenstand und Grundlagen 


 
Die Parteien schließen die vorliegende Leistungsvereinbarung zur Teilhabe am Arbeitsleben auf 
Grundlage des Bayerischen Rahmenvertrags gemäß § 79 Abs. 1 SGB XII vom 15.06.2004 sowie 
insbesondere folgender Rechtsquellen: 


 
1. SGB XII / Eingliederungshilfe-Verordnung nach § 60 SGB XII 


2. SGB IX-neu 


3. Werkstättenverordnung (WVO) 


4. Werkstätten-Mitwirkungsverordnung (WMVO) 


 


§ 2 Personenkreis 
 
Volljährige Personen mit Beeinträchtigungen im Sinne § 53 SGB XII i.V. mit § 58 SGB IX, bei 
denen wegen Art oder Schwere der Behinderung eine Beschäftigung auf dem allgemeinen Ar-
beitsmarkt einschließlich einer Beschäftigung in einem Inklusionsbetrieb nicht, noch nicht oder 
noch nicht wieder möglich ist und die in der Lage sind, wenigstens ein Mindestmaß wirtschaftlich 
verwertbarer Arbeitsleistung zu erbringen. 


Konkretisierung des Leistungsanbieters zum Personenkreis: 
 


 


 


§ 3 Aufnahme 
 
Vor Aufnahme in den Arbeitsbereich eines „Anderen Leistungsanbieters“ nach § 60 SGB IX (im 
Folgenden Leistungserbringer genannt) hat die leistungsberechtigte Person eine berufliche Bil-
dung nach § 57 SGB IX zu durchlaufen. Hiervon kann gem. § 58 Abs. 1 Satz 2 SGB IX abgewi-
chen werden, wenn die leistungsberechtigte Person bereits über die für die in Aussicht genom-
mene Beschäftigung erforderliche Leistungsfähigkeit verfügt, die sie durch eine Beschäftigung 
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt erworben hat.  


Im Vorfeld der Aufnahme in den Arbeitsbereich ist ein Gesamt- oder Teilhabeplanverfahren  
durchzuführen. 


Beschreibung des Aufnahmeverfahrens: 
 


 


 


§ 4 Beendigung der Maßnahme 
 
Die Beschäftigung endet, wenn eine Erwerbsfähigkeit erreicht wird, bzw. in der Regel spätestens 
zum Ablauf des Monats, in dem die leistungsberechtigte Person das für die Regelaltersrente im 
Sinne des Sechsten Buches erforderliche Lebensalter erreicht hat. 


Die Kündigung einer leistungsberechtigten Person erfolgt im Benehmen mit dem Leistungsträger. 
Die Beschäftigtenvertretung ist darüber zu unterrichten. 


 


§ 5 Ziel der Leistung 
 
Die Leistung des Arbeitsbereiches ist entsprechend dem individuellen Bedarf der leistungs-
berechtigten Person darauf gerichtet, eine Behinderung oder deren Folgen zu beseitigen 
oder zu mildern und den Menschen mit Behinderung in die Gesellschaft einzugliedern. 
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Hierzu gehört vor allem, leistungsberechtigten Personen  


a)  eine angemessene berufliche Bildung und eine Beschäftigung zu einem ihrer Leistung an-
gemessenen Arbeitsentgelt aus dem Arbeitsergebnis anzubieten;  


b)  zu ermöglichen, ihre Leistungs- oder Erwerbsfähigkeit zu erhalten, zu entwickeln, zu erhöhen 
oder wiederzugewinnen und dabei ihre Persönlichkeit weiterzuentwickeln; 


c)  soweit wie möglich unabhängig von Pflege zu machen;  


d)  die Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft zu ermöglichen;  


e)  bei dem Übergang auf den allgemeinen Arbeitsmarkt durch geeignete Maßnahmen zu fördern. 


 


§ 6 Art der Leistung 
 
Die Art der im Arbeitsbereich zu erbringenden Leistungen ergibt sich aus den hierfür geltenden 
rechtlichen Vorschriften, insbesondere dem SGB IX (§§ 58, 60 und 219 SGB IX) und der WVO. 
Das Angebot dient zur Teilhabe von Menschen mit Behinderung am Arbeitsleben und zur Ein-
gliederung in das Arbeitsleben. 


Der Leistungserbringer erbringt u.a. folgende Leistungen: 


a. stellt Arbeitsplätze zur Verfügung, u.a. auch ausgelagerte Arbeitsplätze bzw. gibt Gelegenheit 
zur Ausübung einer geeigneten Tätigkeit;  


b. fördert den Übergang auf den allgemeinen Arbeitsmarkt inkl. Inklusionsprojekten. Hierzu wer-
den individuelle Förderpläne entwickelt und entsprechende Trainingsmaßnahmen und Be-
triebspraktika durchgeführt; 


c. ermöglicht den leistungsberechtigten Personen eine angemessene Mitwirkung in den ihre Inte-
ressen berührenden Angelegenheiten nach Maßgabe der einschlägigen rechtlichen Vorschrif-
ten; 


d. hält ein mit der Beschäftigtenvertretung abgestimmtes nachvollziehbares leistungsangemes-
senes Entlohnungssystem vor, auf dessen Grundlage das Arbeitsentgelt für die im Arbeitsbe-
reich beschäftigten Menschen mit Behinderung ermittelt wird. Höhe und Bemessung des Ar-
beitsentgeltes orientieren sich an den Regelungen des § 221 Abs. 2 SGB IX (Grundbetrag und 
Steigerungsbetrag). 


e. führt arbeitsbegleitend geeignete Maßnahmen zur Erhaltung und Erhöhung der Leistungsfä-
higkeit und zur Weiterentwicklung der Persönlichkeit durch;  


f. sorgt für die am individuellen Bedarf orientierte pädagogische, soziale, psychologische und 
arbeitsmedizinische Betreuung;  


g. stellt je nach Art und Schwere der Behinderung die pflegerische Versorgung und therapeuti-
sche Maßnahmen im Einvernehmen mit dem zuständigen Leistungsträger sicher (häusliche 
Krankenpflege bei besonders hohem Pflegebedarf im Sinne von § 37 SGB V ist nicht Inhalt 
dieser Leistungen); 


h. berücksichtigt bei seiner Leistungserbringung den jeweils aktuellen fachlichen Standard; 


i. kooperiert mit Dritten soweit dies zur Erreichung des individuellen Rehabilitationsziels erfor-
derlich oder sinnvoll ist und arbeitet eng mit Einrichtungen, Diensten und Behörden insbeson-
dere in der Region zusammen, die sich mit der sozialen und beruflichen Integration von Men-
schen mit Behinderung befassen. Dies bezieht sich insbesondere auch auf die Umsetzung 
des Wahlrechts des Menschen mit Behinderung i.S.d. § 62 SGB IX.  


j. koordiniert etwaige Übergänge von bei ihm beschäftigten leistungsberechtigten Personen 
in anderweitige Anschlussmaßnahmen (Werkstatt für behinderte Menschen (WfbM), 
Budget für Arbeit, Förderstätte etc.) und bemüht sich darum, dass diese nahtlos erfolgen; 


k. erbringt sonstige Leistungen, insbesondere Fahrdienst, Verpflegung;  
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l. erbringt die Hausdienste sowie Leitungs- und Verwaltungsleistungen; 


m. stellt die zur Leistungserbringung erforderliche Struktur- und Prozessqualität; 


n. regelt im Sinne des § 13 WVO die gesetzlichen und vertraglichen Rechte und Pflichten zwi-
schen dem Leistungserbringer und der leistungsberechtigten Person schriftlich. Diese bezie-
hen sich u.a. auf:  


 Arbeitszeit, einschließlich Teilzeitbeschäftigung 
 Urlaub, einschließlich Zusatzurlaub (§ 208 SGB IX-neu) und Bildungsurlaub 
 Mutterschutz und Elternzeit 
 Pflegezeit 
 Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall 
 Beschreibung der Leistung, Leistungsaufnahme und -beendigung. 
 


Die Leistung hat sich an den Anforderungen des § 58 Abs. 2 SGB IX zu orientieren und den Ent-
wicklungsmöglichkeiten, Ressourcen sowie Eignung und Neigung der leistungsberechtigten Per-
sonen Rechnung zu tragen. Das Angebot muss auch Leistungsschwankungen oder Krisen be-
rücksichtigen. 


 


§ 7 Inhalt und Umfang der Leistung 
 
Die vom Leistungsanbieter zu erbringenden Leistungen müssen in jedem Einzelfall in Art und 
Umfang dem Leistungsanspruch nach den §§ 1 und 9 SGB XII entsprechen. Sie müssen gem. § 
76 Abs. 1 Satz 3 SGB XII ausreichend, zweckmäßig und wirtschaftlich sein und dürfen das Maß 
des Notwendigen nicht überschreiten. Der Leistungsanbieter erbringt die Leistung entsprechend 
dem individuellen Bedarf des Leistungsberechtigten. 


 


(1) Insbesondere folgende Leistungen werden durch den Leistungserbringer erbracht: 
 


a) Der Leistungserbringer bietet den leistungsberechtigten Personen die Teilnahme an der 
Mittagsverpflegung an. Die angebotene Gemeinschaftsverpflegung wird durch Speiseplan 
allgemein bekannt gegeben und soll nach ernährungswissenschaftlichen Gesichtspunkten er-
stellt werden. Besondere Ernährungsformen sind dabei zu berücksichtigen. Alkoholfreie Ge-
tränke (Wasser, Tee) werden in ausreichender Menge bereitgestellt.  
 


b) Reinigung der Räumlichkeiten  
 


c) Wäscheversorgung (z.B. Pflege- und Schutzkleidung, Tischwäsche, Vor-hänge, Haus-
haltswäsche)  
 


d) Ver- und Entsorgung (einschließlich Energie und Wasser) 
 


e) Wartung und Überprüfung der gesamten Haustechnik, Heizung, Telefonanlage, Repara-
turarbeiten, Sicherstellung der Abfallbeseitigung, Schlüsselverwaltung, Winterdienst, Überwa-
chung des Fuhrparks etc. 
 


f) Art und Anzahl der Fahrzeuge  
(Nur die Kfz auflisten, die nicht produktionsbedingt sind und deren Unterhalt in den Pflegesatz 
eingerechnet sind. Der Kauf von Fahrzeugen wird nicht durch den Leistungsträger finanziert, 
lediglich der Unterhalt.) 
 


Art Anzahl 


PKW  


Kombi  


Bus (9-Sitzer)  


Fahrzeuge mit Sonderausstattung  


 
Konkretisierung/Ergänzung Leistungsanbieter: 
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(2) Organisation eines Fahrdienstes  


Soweit öffentliche Verkehrsmittel nicht benutzt werden können, organisiert der Leistungser-
bringer im Einvernehmen mit dem Leistungsträger den Fahrdienst unter Berücksichtigung be-
hinderungsspezifischer Notwendigkeiten hinsichtlich Ausstattung und Fahrzeit. Die einfache 
Fahrzeit sollte für die einzelnen leistungsberechtigten Personen 60 Minuten nicht übersteigen. 
Das Prozedere für die Ausschreibung und die Vergütung zur Beförderung für Menschen mit 
Behinderung wird gesondert zwischen Leistungserbringer und Leistungsträger vereinbart. In 
Abstimmung zwischen Leistungserbringer und Leistungsträger kann die Ausschreibung des 
Fahrdienstes durch den Leistungsträger erfolgen, ggf. kann dieser auch als Vertragspartner 
auftreten. Die tägliche Abwicklung der Fahrdienstorganisation (z.B. Mitteilung an das Beförde-
rungsunternehmen bei Krankheit oder Urlaub von Beschäftigten) obliegt aber auch dann wei-
terhin dem Leistungserbringer. 


Konkretisierung/Ergänzung Leistungsanbieter: 
 


 


 
 
(3) Der Leistungserbringer stellt die betriebsnotwendigen Anlagen und das Grundstück zur Ver-


fügung und erfüllt sämtliche für den Betriebsablauf erforderlichen rechtliche Vorgaben und 
Vorschriften, wie z.B. Arbeits- und Brandschutz. 


Der Leistungserbringer stellt den barrierefreien Zugang insbesondere zu den erforderlichen 
Arbeits-, Sanitär- und Essensräume sicher. 


Konkretisierung/Ergänzung Leistungsanbieter, ggf. anhand nachfolgender Tabelle: 
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Baubeschreibung  
(Anmerkung: Die Angaben sind nur auf die Räumlichkeiten zu beziehen, die für das Angebot relevant sind. Nicht zutreffende An-
gaben sind zu streichen.) 


 


Standort 1, Musterstraße. 1, 10000 Musterstadt 


 m² 
(Fläche) 


Anzahl Ausstattung / Erläuterung 


Hauptnutzfläche/Anteilige 
Mitnutzung 


   


davon Arbeits-Gruppenräume    


davon Therapieräume    


davon Ruheräume    


davon Speiseraum    


davon weitere Räume (z.B. 
Schulungs- und Mehrzweck-


räume)  


   


Nebennutzfläche    


davon Sanitärräume    


davon Hauwirtschaftsräume    


davon (Verteiler-)Küche    


davon Verwaltung    


Funktionsfläche    


davon Technikräume    


davon Lagerräume     


davon Sozialräume    


Verkehrsfläche    


davon Flure    


davon Treppenhaus    


davon Aufzugsfläche    


 
Errichtung des Gebäudes: 


Inbetriebnahme: 


Sanierung, Erweiterung: 


 
(4) Angebote für Beschäftigte bei reduzierter Leistungsfähigkeit 


Tritt bei leistungsberechtigten Personen eine reduzierte Leistungsfähigkeit auf, z.B. in Form 
von 


 einer verlangsamten Arbeitsausführung 
 einer länger anhaltenden Konzentrationsschwäche 
 einem erhöhten Ruhebedarf 
 einer häufigen oder ständigen Ermüdung 
 Motivationsprobleme, 


werden temporäre Rehabilitationsmaßnahmen bzw. Entlastungsangebote angeboten. Ziel ist 
es, eine Ganztagesbetreuung bei eingeschränkter Fähigkeit zur ganztägigem Teilnahme an 
der Arbeit anzubieten und eine stundenreduzierte Beschäftigung möglichst zu vermeiden 


Bei Beschäftigten mit alterungsbedingten Abbauprozessen, die kurz vor dem Rentenein-
tritt stehen, werden Maßnahmen angeboten, die die Arbeitsbelastung reduzieren bzw. 
Vorbereitungen auf den kommenden Lebensabschnitt beinhalten. 
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§ 8 Kapazität 
 


Gesamtanzahl der vorgehaltenen Plätze   


 
Würde durch eine beabsichtigte Neuaufnahme die in der Leistungsvereinbarung vereinbarte 
Platzkapazität überschritten, teilt der Leistungserbringer diese Überschreitung dem Leistungsträ-
ger vor Aufnahme schriftlich mit. Der Leistungsträger stimmt der Erweiterung zu, wenn der Leis-
tungserbringer darlegt, dass er die Leistungen für alle Plätze unverändert in der Qualität und dem 
Umfang wie für die bisher vereinbarten Plätze erbringt.  


Sind mit der beabsichtigten Platzausweitung Änderungen der vereinbarten Leistung oder entgelt-
relevante Änderungen verbunden, wird zwischen dem Leistungserbringer und Leistungsträger 
geklärt, in welchem Umfang eine Anpassung der Leistungs- und Entgeltvereinbarung an die ge-
änderten Verhältnisse erforderlich ist. 


 
Die Gesamtplatzzahl von xx Plätzen untergliedert sich wie folgt: 


 


Name Betriebsstätte Standort Anzahl der Plätze 


Musterstandort I   


Musterstandort II   


 
 


§ 9 Beschäftigungs- und Betreuungszeit, Urlaub und Arbeitsbefreiung 
 
(1) Das Angebot des Leistungserbringers wird an mindestens 228 Tage pro Kalenderjahr vorge-


halten 


(2) Die vom Leistungserbringer vorzuhaltende reguläre Beschäftigungszeit beträgt wenigstens 35 
und höchstens 40 Stunden wöchentlich. Die Stundenzahlen umfassen auch Erholungspausen 
und Zeiten der Teilnahme an Maßnahmen im Sinne des § 5 Abs. 3 WVO und gliedern sich 
wie folgt auf: 


Montag   


Dienstag  


Mittwoch  


Donnerstag  


Freitag  


Samstag  


Sonntag  


 
(3) Der Leistungserbringer bietet bei Bedarf stundenreduzierte Beschäftigung an. Bei einer stun-


denreduzierten Beschäftigung erfolgt eine Anpassung der Vergütung analog der Vereinba-
rung mit den WfbM im Bezirk. 


(4) Platzfreihalteregelung 


Ab dem ersten Abwesenheitstag der leistungsberechtigten Person wird eine Platzfreihalte-
vergütung entsprechend den Regelungen mit den WfbM im Bezirk gewährt. Danach erfolgt 
keine weitere Vergütung. 


Einzelnen Leistungsberechtigten wird eine kürzere Beschäftigungszeit ermöglicht, wenn es we-
gen Art oder Schwere ihrer Behinderung oder zur Erfüllung ihres Erziehungsauftrages notwendig 
erscheint.  


Für Zeiten vor Beginn und nach Ende der üblichen Beschäftigungszeit werden Leistungsbe-
rechtigte in begrenztem Umfang zusätzlich betreut und beaufsichtigt.  


Urlaub und Arbeitsbefreiungen werden nach den für den Leistungserbringer geltenden Tarif-
verträgen und Arbeitsvertragsregelungen, mindestens nach den Bestimmungen des Bundes-
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urlaubsgesetzes und den Vorschriften des SGB IX über den Zusatzurlaub gewährt. In begründe-
ten Einzelfällen kann darüber hinaus Sonderurlaub gewährt werden.  


Konkretisierung/Ergänzung Leistungsanbieter: 
 


      
 


§ 10 Personalausstattung 
 


(1) Die konkrete personelle Ausstattung richtet sich nach dem Personenkreis und Art, Inhalt und 


Umfang des Angebotes, auf der Grundlage der individuellen Konzeption. 


 


(2) Sofern die beruflichen Voraussetzungen der Fachkräfte nicht eindeutig i.S.d. § 9 Abs. 3 
WVO sind, ist im Vorfeld der Einstellung das Einvernehmen mit dem Bezirk herzustellen. 
 


(3) Stellenplan 
 


Funktion  Qualifikation Stellenschlüssel 


Leitung analog § 9 Abs. 2 WVO   


Verwaltung    


 


Soz-, Psy-, Therap. 
Dienst 


 


 
1 : X 


 


Pflegedienst  1 : X 


 


Fachkraft zur Arbeits- und 
Berufsförderung 


 


  
1 : X 


 


Hausmeister   
Hauswirtschaftl. Dienst / 
Reinigungsdienst 


  


XXX XXX 1:X 


XXX XXX 1:X 


XXX XXX 1:X 


eine dem Werkstattrat 
vergleichbare Vertretung 
i.S.d. § 60 Abs. 2 Nr. 5 
SGB IX-neu 


Regelung zur Finanzierung 


Frauenbeauftragte i.S.d. § 
60 Abs. 2 Nr. 6 SGB IX-
neu 


Regelung zur Finanzierung 


Fortbildungspauschale 
pro angestellten Mitarbei-
ter 


Regelung zur Finanzierung 


(Bei Bedarf sind weitere Funktionen möglich, z.B. Betriebsmittelbau, Lagerhaltung, Fahrdienst.) 


 
(4) Die Personalausstattung bezieht sich auf eine Wochenarbeitszeit von 38,5 Stunden bei einer 


Vollzeitstelle. Veränderungen in der Wochenarbeitszeit einer Vollzeitstelle sind dem Leis-
tungsträger mitzuteilen. 


(5) Der Träger der Einrichtung verpflichtet sich, die vereinbarten Personalschlüssel einzuhal-
ten. 


(6) Bei Fremdvergabe dient der angegebene Schlüssel als Kalkulationsgrundlage. Die Leis-
tungen des Gruppenpersonals können i.d.R. nicht fremd vergeben werden. Eine zeitlich 
befristete Beschäftigung von Arbeitnehmern im Rahmen der sog. Arbeitnehmerüberlas-
sung ist nur in folgenden Konstellationen nach Zustimmung des Leistungsträgers zuläs-
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sig: 


a) Im Falle einer notwendigen Vertretung wegen längerer Erkrankung einer Mitarbeiterin 
bzw. eines Mitarbeiters.  


b) Wenn eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter das Unternehmen verlässt für die Dauer des 
Nachbesetzungsverfahrens für diese Stelle.  


c) Vertretung während der Elternzeit bzw. während eines Beschäftigungsverbotes in der 
Schwangerschaft 


 


§ 11 Strukturqualität 
 


(1) Die Strukturqualität umfasst insbesondere die unter §§ 7 bis 10 vereinbarten Rahmenbedin-
gungen für die Leistungserbringung.  


(2) Qualitätssichernde Maßnahmen werden durchgeführt. 


 


§ 12 Prozessqualität 
 
(1) Förderung als ein geplanter Prozess 


Für jede leistungsberechtigte Person wird eine individuelle Reha- und Begleitplanung unter 
Berücksichtigung der notwendigen pflegerischen Versorgung erstellt und dokumentiert. 


Dabei legen die zuständige Fachkraft im Arbeitsbereich in Absprache mit dem Sozialdienst 
unter Beteiligung der leistungsberechtigten Person die grundlegenden Ziele und Maßnahmen 
der Rehabilitationsarbeit gemeinsam fest, überprüfen in jährlichen Zeitabständen die Ergeb-
nisse und schreiben die Förder- bzw. Rehabilitationsplanung überarbeitet fort.  


Die Begleit- bzw. Rehabilitationsplanung enthaltenen die für die Teilhabe am Arbeitsleben re-
levanten Informationen zur persönlichen Situation, insbesondere zum Fähigkeitsprofil und Un-
terstützungs- sowie Pflegebedarf. Die an der Erstellung der Begleit- bzw. Rehabilitationspla-
nung beteiligten Personen sind inkl. dem Erstelldatum aufzuführen. 


 


§ 13 Ergebnisqualität der Leistungen 
 


(1) Die Ergebnisqualität ist der Zielerreichungsgrad der Leistungserbringung. Hierbei wird das 
angestrebte Ziel mit dem tatsächlich erreichten Zustand verglichen. 


(2) Der Andere Leistungsanbieter erörtert dies mit den leistungsberechtigten Personen und ggf. 
mit deren gesetzlichen Betreuern.  


(3) Zur Messung der Ergebnisqualität verwendet der Andere Leistungsanbieter geeignete Do-
kumentationsformen.  


(4) Um die Betreuungsarbeit nachvollziehbar zu machen, muss die Arbeit in allen wesentlichen 
Punkten dokumentiert werden. 


 


§ 14 Maßnahmen der Qualitätssicherung 
 
Die Qualitätssicherung erfolgt insbesondere durch 


 zielorientierte Assistenz und Begleitung (Planung, Durchführung, Reflektion, Zielkontrolle, 
Fortschreibung) unter Mitwirkung der leistungsberechtigten Person und ggf. deren ge-
setzlichen Vertreter 


 Dokumentation der erbrachten Betreuungsleistungen nach geltenden fachlichen Stan-
dards 


 Prozessbeschreibungen von Arbeitsabläufen 
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 regelmäßige interne Überprüfung von Prozessabläufen 
 Aufgabenbeschreibung der Planstellen 
 regelmäßigen Wissenstransfer insbesondere in Form von Schulung und zielgerichteter Fort-


bildung zur Einhaltung fachlich anerkannter Standards 
 dem Personal stehen einschlägige und aktuelle Literatur und Fachzeitschriften zur Verfügung 
 
Der Leistungserbringer stellt sicher, dass sein Personal über die Inhalte dieser Leistungsverein-
barung Kenntnis hat. 


 


§ 15 Prüfvereinbarung 
 
(1) Der Leistungsträger ist berechtigt zu prüfen, ob die erbrachten Leistungen der tatsächlich ver-


einbarten Leistung und Qualität entsprechen. 
 
(2) Grundlage für die Durchführung der Prüfungen des Leistungsträgers sind bis zum 31.12.2019 


die Regelungen in Abschnitt IV des Bayerischen Rahmenvertrags gemäß § 79 Abs. 1 SGB 
XII vom 15.06.2004 mit der Anpassung zum 1.1.2005 laut Beschluss Landesentgeltkommis-
sion vom 20.12.2004. 


 
(3) Ab dem 01.01.2020 richtet sich das Prüfrecht des Leistungsträgers nach § 128 SGB IX  i.V.m 


§ 66b Abs. 3 AGSG und etwaige ergänzende Regelungen des ab dem 01.01.2020 geltenden 
Rahmenvertrags. 


 
§ 16 Salvatorische Klausel 


 
Soweit einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung sich als ganz oder teilweise unwirksam er-
weisen, berührt dies die Wirksamkeit des Vertrags als Ganzes grundsätzlich nicht. Die betreffen-
de Regelung wird von den Vertragspartnern entsprechend dem inhaltlich Gewollten und rechtlich 
Zulässigen angepasst.  


 


§ 17 Laufzeit 
 
Diese Vereinbarung wird für die Zeit vom … bis … geschlossen. Nach Ablauf des Vereinba-
rungszeitraumes verlängern sich die Leistungs- und die Prüfungsvereinbarung jeweils um ein 
weiteres Jahr, wenn nicht eine der Vertragsparteien spätestens sechs Monate vor dem Ende 
eines Vereinbarungszeitraumes gegenüber der anderen Vertragspartei schriftlich kündigt. Das 
Recht zur außerordentlichen Kündigung bleibt unberührt. 


 
Vereinbarung 
 
 
  
      
Ort, Datum 
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Träger der Eingliederungshilfe  Stempel des Trägers und Unterschrift  
der vertretungsberechtigten Person 
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Infoblatt für Arbeitgeber zum BfA


Budget für Arbeit nach § 61 SGB IX - Information für Arbeitgeber 
 
Was ist ein Budget für Arbeit? 
 
Das Bundesteilhabegesetz (BTHG) hat zum 01.01.2018 mit dem Budget für Arbeit für 
Menschen mit Behinderungen, die Anspruch auf Leistungen im Arbeitsbereich einer 
Werkstatt für behinderte Menschen haben, eine neue Leistung als Alternative zur 
Beschäftigung in einer Werkstatt oder bei einem anderen Leistungsanbieter 
geschaffen.  
 
Wer kann ein Budget für Arbeit bekommen? Voraussetzungen? 
 
Grundsätzlich Anspruch auf Leistungen im Arbeitsbereich einer Werkstatt haben 
Menschen mit Behinderungen, die wegen Art oder Schwere der Behinderungen nicht, 
noch nicht oder noch nicht wieder auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt tätig sein können, 
aber in der Lage sind, ein Mindestmaß an wirtschaftlich verwertbarer Arbeitsleistung 
zu erbringen.  
 
Es muss ein Arbeitsvertrag mit einer tariflichen oder ortsüblichen Entlohnung 
abgeschlossen werden. 
 
Welche Ziele hat das Budget für Arbeit? 
 
Das Budget für Arbeit soll dem behinderten Menschen eine Alternative bieten zur 
Beschäftigung im Arbeitsbereich einer Werkstatt oder bei einem anderen 
Leistungsanbieter. Ziel des Budgets ist insbesondere das Erreichen der 
Erwerbsfähigkeit und Leistungsfähigkeit für den 1. Arbeitsmarkt des behinderten 
Menschen. 
 
Welche Leistungen gibt es im Rahmen des Budgets für Arbeit? 
 
Das Budget für Arbeit umfasst folgende Leistungen: 
 
Lohnkostenzuschuss 
Der Zuschuss zu den Lohnkosten an den Arbeitgeber zum Ausgleich der 
Leistungsminderung des Beschäftigten beträgt maximal 75 % des vom Arbeitgeber 
regelmäßig gezahlten Entgelts. 
 
Der Lohnkostenzuschuss ist variabel und kann bei Änderung der Leistungsfähigkeit 
des Arbeitnehmers angepasst werden.  
 
  







Kosten für Anleitung und Begleitung 
 
Die notwendige Anleitung und Begleitung des behinderten Menschen am Arbeitsplatz 
kann vom Arbeitgeber, dem Integrationsfachdienst oder einem sonstigen geeigneten 
Anbieter erbracht werden. 
 
Die hierfür anfallenden Kosten werden als Bestandteil des Budgets für Arbeit 
übernommen. 
 
Wie werden der Umfang bzw. die Höhe der Leistung festgestellt? 
 
Der Antrag auf ein Budget für Arbeit ist vom Menschen mit Behinderung bei dem 
bayerischen Bezirk zu stellen, in dessen Bereich er wohnt. 
 
Sobald der Antrag beim Bezirk gestellt ist, informiert dieser das Inklusionsamt hierüber. 
Dieses beauftragt den Integrationsfachdienst (IFD) bzw. deren technische Beratung 
zur Feststellung eines Assistenzbedarfs und dessen Umfang. Der IFD nimmt sodann 
Kontakt mit dem Arbeitgeber und dem Antragsteller auf und wird sich vor Ort einen 
Eindruck vom Arbeitsplatz machen.  
 
Der IFD bewertet aufgrund der Gespräche mit dem künftigen Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber sowie dem Besuch am Arbeitsplatz den Umfang des Assistenzbedarfs und 
den Umfang des Minderleistungsausgleichs. Die Feststellungen des IFD übersendet 
das Inklusionsamt dem Bezirk zur weiteren Bearbeitung des Antrags und Erstellung 
einer Kostenübernahme. Der IFD schlägt auch vor, in welchem zeitlichen Abstand eine 
erneute Überprüfung des Assistenzbedarfs erfolgen sollte.  
 
Wie wirkt sich das Budget für Arbeit auf Leistungen der Sozialversicherung aus? 
 
Beiträge zur gesetzlichen Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung sind auf der 
Grundlage des Arbeitsentgeltes vom Arbeitgeber abzuführen. Es besteht jedoch keine 
Beitragspflicht in der Arbeitslosenversicherung.  
 
Weitere Fragen? 
 
Für weitere Auskünfte wenden Sie sich bitte an den zuständigen Bezirk. Die 
Kontaktdaten finden Sie im Anschluss oder ggf. aktualisiert auf der Homepage des 
jeweiligen Bezirks. 
 
  







Bezirk Ansprechpartner der Bezirke 


Unterfranken Klaus Möske 
Tel: 0931/7959--247 
Fax: 0931/7959-3219 
E-Mail: k.moeske@bezirk- 
unterfranken.de 
 
Reinhard Büttner 
Tel: 0931/7959-1209 
Fax: 0931/7959-2209 
E-Mail: r.buettner@bezirk-
unterfranken.de 


Oberfranken Yvette Schenk 
Tel: 0921/7846-2201 
Fax: 0921/7846-42201 
E-Mail: yvette.schenk@bezirk-
oberfranken.de 


 
Michael Lauterbach 
Tel: 0921/7846-2219 
Fax: 0921/7846-42219 
E-Mail: michael.lauterbach@bezirk- 
oberfranken.de 


Niederbayern Birgit Beck 
Tel: 0871/97512-366 
Fax: 0871/97512-190 
E-Mail: birgit.beck@bezirk- 
niederbayern.de 


 
Mario Huber 
Tel.0871/97512-368 
Fax:0871/97512-190 
E-Mail: mario.huber@bezirk-
niederbayern.de 
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Oberbayern Allgemeine Servicestelle 
Tel: 089/2198-21010, -
21011, -21012 
Fax: 089/2198-05-21010 
E-Mail: servicestelle@bezirk-
oberbayern.de 


Oberpfalz Elisabeth Falter 
Tel: 0941/9100-2410 
Fax: 0941/9100-2499 
E-Mail: 
elisabeth.falter@bezirk- 
oberpfalz.de 
 
Nicole Ruppert 
Tel: 0941/9100-2413 
E-Mail: 
nicole.ruppert@bezirk-
oberpfalz.de 
 


Mittelfranken Tanja Huber 
Tel: 0981/4664-24300 
Fax: 0981/4664-24099 
E-Mail: tanja.huber@bezirk-
mittelfranken.de 


 
Andrea Reinhart-Reisch 
Tel: 0981/4664-24371 
Fax: 0981/4664-24099 
E-Mail: andrea.reinhart-
reisch@bezirk-mittelfranken.de 
 
Margit Grum 
Tel: 0981/4664-24372 
Fax: 0981/4664-24099 
margit.grum@bezirk-
mittelfranken.de 
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Schwaben Bernhard Scherer 
Tel: 0821/3101-436 
Fax: 0821/3101-1436 
E-Mail: bernhard.scherer@bezirk- 
schwaben.de 
 
Ingeborg König 
Tel: 0821/3101-333 
Fax: 0821/3101-1333 
E-Mail: ingeborg.koenig@bezirk- 
schwaben.de 
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		Frage
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		Zuständigkeit



		

		

		



		Einleitung des Verfahrens

		

		



		Amtshilfeersuchen durch Bezirk

1. Umfang der durch den Bezirk zur Verfügung zu stellenden Daten?



















2. Welche Ersatzkriterien für die Schwerbehinderteneigenschaft § 4 Rahmenvereinbarung gibt es?













































3. Ist im Rahmen des BfA eine Finanzierung bereits vor Beginn des Arbeitsverhältnisses vorgesehen? Z.B. Suche und Vermittlung durch IFD?



4. Welche Qualifikationen führen neben dem Durchlaufen des Berufsbildungsbereichs § 57 SGB IX zu einem Anspruch auf BfA? Gilt z.B. eine abgeschlossene unterstützte Beschäftigung nach § 55 SGB IX als berufliche Bildung?



		

1. Erforderlich sind in jedem Fall die jeweilige Einverständniserklärung des Antragstellers zur Datenübermittlung und –Nutzung, sowie ein Amtshilfeersuchen mit detaillierter  Auftragserteilung. Des Weiteren sollen der vollständige Antrag, sowie alle weiteren Unterlagen, die der Bezirk für erforderlich hält, übermittelt werden. Soweit der IFD weitere Unterlagen für erforderlich hält, fordert er diese direkt beim Bezirk an.



2. Der Bezirk entscheidet über das Vorliegen der Antragsvoraussetzungen. Daneben müssen Antragsteller nach § 4 Rahmenvereinbarung auch die Voraussetzungen für die Schwerbehinderteneigenschaft erfüllen. Sie kann durch Feststellungsbescheid nachgewiesen werden. Mögliche Ersatzkriterien können sein:

- der Antragsteller war bisher im Arbeitsbereich einer WfbM tätig

- offenkundige Schwerbehinderung (z.B. Verlust eines Beins)

- offensichtliche Schwerbehinderung aus vorliegenden medizinischen Unterlagen. 

Gegebenenfalls erforderliche weitere Unterlagen sind vom zuständigen Bezirk zu beschaffen.

Die Ersatzkriterien werden weit ausgelegt. Hat der Bezirk das Vorliegen der Antragsvoraussetzungen bejaht, findet keine Überprüfung der Schwerbehinderteneigenschaft durch das Inklusionsamt (InA) statt.

Sollten seitens der Bezirke regelmäßig Fälle weitergeleitet werden, bei denen sich deutliche Zweifel am Vorliegen einer Schwerbehinderung ergeben, ist die Zentrale zu benachrichtigen.



3. Das Verfahren nach § 61 SGB IX sieht weder Akquise noch Vermittlung vor.









4.  Das BfA steht nach § 2 Rahmenvereinbarung allen Menschen mit Behinderung im Sinne des § 53 SGB XII offen, die nach § 58 SGB IX Anspruch auf Beschäftigung im Arbeitsbereich einer WfbM haben, das heißt rentenrechtlich voll erwerbsgemindert sind. 

Leistungen im Arbeitsbereich werden im Anschluss an Leistungen im Berufsbildungsbereich nach § 57 SGB IX oder an entsprechende Leistungen bei einem anderen Leistungsanbieter nach § 60 SGB IX erbracht. Hiervon kann abgewichen werden, wenn der Mensch mit Behinderungen bereits über die für die in Aussicht genommene Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt erworben hat.

Ob eine abgeschlossene unterstützte Beschäftigung nach § 55 SGB IX ausreichend ist, muss der Bezirk entscheiden.

Gegebenenfalls ist ein Teilhabeplanverfahren durchzuführen.
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		Fachdienstliche Stellungnahme (FdS)

		

		



		1. Wie ist die Kostentragung geregelt?









































2. Sind neue Module z.B. für Neufälle bei denen zunächst aufwendige Testung durchgeführt werden müssen, geplant? (Derzeit pauschale Abrechnung nach Modul U1 = 460 €)













3. Welchen Inhalt/Mindestvorgaben zu Minderleistung und Bedarf an Anleitung und Begleitung muss die FdS erfüllen?































































4. Welche Fristen gelten bei der Erstellung der FdS?











5. 1. Schätzung der Minderleistung in 5%-Schritten analog zur Einschätzung des Lohnkostenzuschusses, oder in 10%-Schritten? Problematisch bei Neufällen



6. Ergeht eine eigene Stellungnahme des InA zur FdS?

















7. Soll die FdS auch Stellung nehmen zu weiteren möglichen Leistungen im Rahmen der begleitenden Hilfe?



8. Sollen Wiederholungsbegutachtungen anhand von vorher festgelegten Fristen automatisch durch das InA durchgeführt werden?



		1. Der IFD wird im Rahmen der Amtshilfe für die Bezirke durch das InA mit der Erstellung einer FdS beauftragt. Die Kosten für die FdS tragen Bezirk und InA zu je 50 %, wenn zu Minderleistung und Anleitung und Begleitung Stellung genommen wird. Nach § 5 Satz 3 Rahmenvereinbarung stellt das InA dem Bezirk den auf Ihn anfallenden Anteil für die FdS in Rechnung. Dies kann auch in regelmäßigen Abständen gebündelt geschehen. Das bedeutet, dass die Kosten für die FdS-BfA vom Inklusionsamt zunächst insgesamt aus dem regulären IFD-Budget „gezahlt“ werden können (Titel 686 87 Schlüssel-E1: 1). Die Ausgaben für die FdS-BfA müssen dann aber zum Jahresabschluss beim genannten Titel auf Ebene 1 zum Schlüssel „9“ (IFD im Zusammenhang BfA) umgebucht werden. Die Sollstellen für die Zahlungen des Kostenanteils des Bezirks an der FdS-BfA sind aber unmittelbar bei Ausgabetitel mit dem Schlüssel „9“ zu erzeugen.



2. Derzeit gibt es keine Module speziell für die FdS im Rahmen des BfA. Da die 1. FdS für das BfA einen erhöhten Arbeitsaufwand im Vergleich zu FdS im Rahmen der begleitenden Hilfe darstellt, soll hierfür ein neues Modul geschaffen werden. Der durchschnittliche Arbeitsaufwand und die sich hieraus ergebende Vergütung sind noch zu ermitteln. Hierzu hat der IFD eine Aufstellung des durchschnittlichen Zeitaufwandes vorzulegen.  Für eine erneute FdS im selben Fall findet weiter Modul U1 Anwendung. 

3. Nach § 4 Rahmenvereinbarung umfasst die FdS Ausführungen 

-zur Beschreibung des Arbeitsplatzes (zumindest die 1. FdS in der Regel ohne MELBA/IMBA)

- zum prozentualen Umfang der Minderleistung

- zum zeitlichen Umfang der erforderlichen Anleitung des potenziellen Anleiters und dessen üblicher Vergütung 

 - zum zeitlichen Umfang der erforderlichen Begleitung des potenziellen Begleiters und dessen üblicher Vergütung - dazu, ob/wer für die Anleitung und Begleitung in Betracht kommt und zu dessen Qualifikation

(Das ZBFS strebt eine pauschalierte Vergütung  in Anlehnung an die Vergütung von Arbeitsassistenz in Höhe von ca. 16 € an. Hiervon kann in begründeten Einzelfällen nach oben oder unten abgewichen werden.).

- zur erforderlichen Dauer der Leistungen

- zum Zeitpunkt der Überprüfung/Nachprüfung der Feststellung (bei Neufällen in der Regel zwischen 6 und 9 Monaten)

Darüber hinaus soll die FdS Stellung dazu nehmen: 

- ob die Möglichkeit, die erforderliche Anleitung und Begleitung von mehreren Leistungsberechtigten gemeinsam in Anspruch zu nehmen, besteht § 61 Abs. 4 SGB IX (ggf. auf Hinweis durch den Bezirk hin, dass mehrere BfA-Nehmer im Betrieb tätig sind)

- ob weitere Leistungen der begleitenden Hilfe in Betracht kommen (zum Beispiel Leistungen der beruflichen Sicherung, soweit diese nicht bereits Bestandteil des Budgets für Arbeit sind)



4. Die FdS im Rahmen des BfA unterliegt den gleichen zeitlichen Vorgaben, wie andere Stellungnahmen des IFD. Nach den Regelungen im Modulkatalog sind diese spätestens nach 8 Wochen vorzulegen. Überschreitungen sind zu begründen.



5. Hierzu wird zunächst nur die Vorgabe gemacht, dass die Minderleistung in 5 %-Schritten (auf- und abrunden) festzusetzen ist. In der FDS erfolgt keine Aussage zur Höhe des Lohnkostenzuschusses.





6. Das InA zahlt die vom Bezirk gewährten Leistungen der Anleitung und Begleitung. Daher muss das InA auch im Einzelfall die Möglichkeit haben die FdS zu ergänzen, oder Hinweise und Änderungsvorschläge zu machen und gegebenenfalls den TB hinzuzuziehen. Für die ergänzende Stellungnahme wird eine Vorlage für OASIS erstellt, die insbesondere Vorgaben zu den Kosten der Anleitung und Begleitung umfasst. 



7. Ja, um gegebenenfalls auf weitere sachdienliche Antragstellungen hinwirken zu können. (s. Nummer 3)



8. Ein solcher Automatismus würde bedeuten, dass im InA Fälle auf Wiedervorlage gelegt werden müssten. Um zusätzliche Arbeitsschritte zu vermeiden, soll der Bezirk auch aus seiner Sicht notwendige Wiederholungsbegutachtungen im Rahmen der Amtshilfe separat anfordern. Die FdS sollte eine Empfehlung zum Zeitpunkt einer Wiederholungsbegutachtung beinhalten.

		InA/Bezirk
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		Fortgang des Verfahrens

		

		



		Besteht die Möglichkeit Leistungen der begleitenden Hilfe nach SchwbAV neben dem BfA, wie Fahrtkosten zum Arbeitsplatz, Arbeitsplatzausstattung, Arbeitsassistenz zu erhalten?

		Leistungen der begleitenden Hilfe sind neben dem BfA möglich. Sie werden durch das BfA nicht berührt (§ 3 Rahmenvereinbarung). Soweit das InA zuständig ist, können Leistungen nach den gesetzlichen Vorgaben bewilligt werden, soweit die Leistungen nicht denselben Zweck erfüllen, wie die Leistungen des BfA.

Fahrtkosten können im Rahmen der KfzHV übernommen werden.

		i.d.R. InA



		1. Welche Leistungsart stellt das Budget für Arbeit dar?











2. Soll eine Einflussnahme auf erneute Überprüfung durch InA stattfinden? Wenn ja, wie?











3. Wird im Rahmen einer erneuten Prüfung der IFD (über das InA) eingeschaltet?



		1. Das BfA ist eine Arbeitnehmerleistung, die direkt an den AG ausbezahlt wird, soweit die Leistungen den Lohnkostenzuschuss und Leistungen der Anleitung und Begleitung durch Mitarbeiter des AG umfassen Bei Leistungen Dritter sind Absprachen im Einzelfall erforderlich.



2. Der Bezirk befristet seine Bewilligungen. 

Daher ist auch die Entscheidung über die erneute Verbescheidung und sich daraus ergebende Anpassungen Sache des zuständigen Bezirks. Hierauf wird außerhalb von FdS und ergänzender Stellungnahme durch das InA kein weiterer Einfluss genommen.

 

3. Auch im Rahmen einer erneuten Prüfung wird der Umfang der Minderleistung, sowie der Bedarf an Anleitung und Begleitung ermittelt. Nach § 4 Rahmenvereinbarung ist auch im Rahmen von Nachprüfungen das im Rahmenvertrag vereinbarte Verfahren einzuhalten und der IFD oder TB über das InA zur Stellungnahme zu beauftragen.



		Bezirk;





		BfA im Inklusionsbetrieb

		

		Bezirk



		











1. Wie ist die Kostentragung für Anleitung und Begleitung abzuwickeln, wenn das InA bereits Maßnahmen zur arbeitsbegleitenden Betreuung zahlt?







2. Haben BfA-Nehmer in IB Zielgruppenstatus im Sinne von § 215 SGB IX?













3. Sind BfA-Nehmer auf die Quote nach § 215 Abs. 3 SGB IX anzurechnen?



4. Sind BfA-Nehmer in das System der Ausgleichsabgabe einzubeziehen?

		Ein BfA ist auch im Rahmen eines Inklusionsbetriebes möglich. Dies ergibt sich auch aus dem Schreiben des BMAS vom 15.08.2017 an das Hessische Ministerium für Soziales und Integration.



1. Die Förderung von Maßnahmen zur arbeitsbegleitenden Betreuung erfüllt denselben Zweck, wie die Begleitung im Rahmen des BfA.

Durch Abschluss des Arbeitsverhältnisses im Rahmen des BfA liegen die Voraussetzungen für die Förderung im Rahmen des IB nicht mehr vor. An ihre Stelle tritt das BfA. An BfA-Nehmer im IB werden keine laufenden Leistungen erbracht.



2. Die Zielgruppe im Sinne von § 215 SGB IX umfasst insbesondere schwerbehinderte Menschen, die aus einer WfbM auf den allgemeinen Arbeitsmarkt übergehen. Diese Menschen hätten ohne BfA Anspruch auf Aufnahme in eine WfbM. Der Umweg über das BfA ändert nichts daran, dass diese Menschen der Zielgruppe angehören.



3. Ja, da sie zur Zielgruppe gehören.





4. Ja, weil BfA-Nehmer ein sozialversicherungspflichtiges Arbeitsverhältnis haben und daher genauso bei der Ausgleichsabgabe zu berücksichtigen sind, wie andere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.

		













 



		Leistungserbringung der Anleitung und Begleitung

		

		Bezirk



		1. Durch wen können die Leistungen der Anleitung und Begleitung erbracht werden?























2. Welche Qualifikationen werden für die Leistungserbringung vorausgesetzt?















3. Ist eine Leistungserbringung durch WfbM-Mitarbeiter zu befristen?























4. Ist eine Leistungsvereinbarung zwischen Bezirk und IFD oder anderen Leistungserbringern gemäß §§ 123ff. SGB IX erforderlich?

		1. Nach § 3 Rahmenvereinbarung soll die Anleitung und Begleitung möglichst durch den AG übernommen werden.

Daneben kommt (ggf. ergänzend) der IFD in Betracht.

Soweit der Erfolg der Maßnahme, sowie das Wunsch- und Wahlrecht des Antragstellers es erfordert, können daneben auch Dritte als Leistungserbringer in Betracht kommen. Im Einzelfall ist jedoch darauf zu achten, dass die fachliche Qualifikation für die Tätigkeit gegeben sein muss. 



2. Wollen Dritte als Leistungserbringer für den Bezirk die Anleitung und Begleitung übernehmen, ist sicherzustellen, dass hierdurch der Erfolg der Maßnahme nicht gefährdet wird. Daher ist von Dritten dieselbe Qualifikation zu verlangen, wie von den IFD. Potentielle Anbieter müssen ein entsprechendes Konzept vorlegen, in dem insbesondere die Qualifikation der Mitarbeiter darzustellen ist.



3. Nach § 5 Abs. 4 WVO ist der Übergang von behinderten Menschen auf den allgemeinen Arbeitsmarkt durch geeignete Maßnahmen in den WfbM zu fördern. Bei diesen Maßnahmen hat die WfbM die notwendige arbeitsbegleitende Betreuung in der Übergangsphase sicherzustellen und darauf hinzuwirken, dass im Anschluss daran der zuständige Rehaträger und das InA, gegebenenfalls unter Beteiligung des IFD, ihre Leistungen erbringen. Die Entscheidung über eine Befristung der Anleitung und Begleitung durch WfbM-Mitarbeiter obliegt den Bezirken.



4. Wollen die Bezirke die Anleitung und Begleitung im Rahmen des BfA durch Dritte wie die IFD ausführen lassen, benötigen sie eine Leistungsvereinbarung mit dem jeweiligen Leitungserbringer. 

Die Bezirke sind die Träger der Eingliederungshilfe. Das BfA ist eine Leistung der Eingliederungshilfe. Das ergibt sich aus der Zuständigkeit der Träger der Eingliederungshilfe für das BfA gemäß § 63 Abs. 3 Satz 2 i.V.m. Abs. 2 Nr. 4 SGB IX.  §§ 54 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. 140 Abs. 2 Nr. 3 SGB XII nennen das BfA ebenfalls bei der Auflistung der Leistungen der Eingliederungshilfe. Das geht auch aus der Gesetzesbegründung zu § 111 SGB IX hervor (Drs. 18/9522 S. 283). Danach zählen die Nr. 1-3 abschließend die Leistungen auf, die „im Rahmen der Eingliederungshilfe“ erbracht werden können. Unter Nr. 3 ist das Budget für Arbeit aufgeführt.



Ein Ausnahmetatbestand nach §§ 123 Abs. 1 Satz 1, 113 Abs 2 Nr. 2 i.V.m. 78 Abs. 5, 116 Abs. 1 SGB IX ist nicht ersichtlich. Die Erbringung ohne schriftliche Vereinbarung nach § 123 Abs. 5 SGB IX ist nur im Einzelfall und unter den weiteren Voraussetzungen des Abs. 5 möglich, nicht bei regelmäßiger Beauftragung des IFD möglich.

Die Beauftragung des IFD oder anderer Leistungserbringer erfolgt über den jeweils zuständigen Bezirk, der auch den Bescheid erlässt.
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		Vergütung der Leistung

		

		



		1. Soll die Vergütung durch Module oder Stundensatz erfolgen?





























2. Welche Kosten für Anleitung durch eigenen Arbeitnehmer des AG werden übernommen?















3. Werden Höchstgrenzen, Angemessenheit oder Notwendigkeit der Kosten geprüft?









4. Wie ist das Wunsch- und Wahlrecht des Budgetnehmers ausgestaltet? Wie das des AG?































5. Was ist bei der Kostenübernahme bei externen Dienstleistern zu beachten? 

		1. Der Bezirk erlässt den Förderbescheid, in dem auch der Umfang und die Vergütung der Anleitung und Begleitung geregelt werden. Hierzu greift er im Wesentlichen auf die ergänzende Stellungnahme des InA zurück.

Das InA teilt dem Bezirk als Maßstab für seine Entscheidung entsprechend des konkreten Leistungsbedarfs mit, in welcher Höhe die Leistung üblicherweise beim InA vergütet wird. 



Soweit der IFD tätig wird rechnet das InA direkt mit Ihm über die Module ab. Im Übrigen teilt das InA dem Bezirk die Modulkosten mit, die bei Leistungserbringung durch den IFD entstehen würden.



2. Möglich wären folgende Abrechnungsmodelle:

· Nach tatsächlichen Kosten des anleitenden Arbeitnehmers

· Pauschaler Stundensatz entsprechend Arbeitsassistenz

· Pauschalen wie bei der persönlichen Unterstützung nach § 27 SchwbAV

Anzustreben wäre eine Pauschale, da andernfalls Nachforschungen durchzuführen wären.



3. Das BfA umfasst nur „erforderliche“ Anleitung und Begleitung § 61 Abs. 2 Satz 1 SGB IX. Die Anleitung bspw. durch einen Meister mit höheren Kostenforderungen ist daher genau zu überprüfen (abhängig vom jeweiligen Abrechungsmodell).



4. Grundsätzlich soll die Anleitung und Begleitung durch den Arbeitgeber oder den IFD erfolgen. Soweit es das Wunsch- und Wahlrecht nach § 8 SGB IX vorsieht können übergangsweise auch Dritte die Leistungen erfüllen. Ein Wunsch- und Wahlrecht besteht nur bei berechtigten Wünschen des Leistungsberechtigten. Der Antragsteller hat im Einzelfall möglicherweise ein berechtigtes Wahlrecht auf einen bestimmten Dritten als Anleiter/Begleiter aus persönlichen Gründen. Der Bezirk erlässt den Bescheid und muss dabei das Wunsch- und Wahlrecht beachten. 

Da das BfA eine Arbeitnehmerleistung ist, ist auch nur der Arbeitnehmer leistungsberechtigt und hat ein entsprechendes Wunsch- und Wahlrecht.



5. Externe Dienstleister dürfen regelmäßig nicht teurer sein, als z.B. der IFD. Auch das Wunsch- und Wahlrecht begründet regelmäßig keine höhere Kostenübernahme (im Einzelfall aber möglich!). 

		Bezirk
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		Dokumentation und Statistik

		

		



		OASIS 

KLIFD bzw. Nachfolger

BIH































Wer ist für das BfA im InA zuständig?

		Bei den InA erfolgt so wenig Dokumentation wie möglich. Es werden lediglich der Antrag und der Bescheidabdruck des Bezirks gesammelt und die Nachfrist vermerkt.

Eingabe und Speicherung in OASIS als Arbeitnehmerleistung sind bereits möglich. Der Abdruck des Bescheides des Bezirks kann in eine allgemeine Word-Vorlage kopiert und somit in OASIS hinterlegt werden. Als Entscheidungsdatum ist dasjenige des Bescheides einzutragen. 



Zur Überprüfung und gegebenenfalls Anpassung des Verfahrens und der Rahmenvereinbarung sollen die RS von jedem Bescheid und jeder ergänzenden Stellungnahme des InA eine Kopie an die Zentrale übersenden.



Zuständig für das BfA sind die Mitarbeiter der begleitenden Hilfe. Die Auszahlungen übernimmt der IFD-Koordinator.

		Bezirk/InA



		Datenschutz

		

		



		

		Einverständniserklärung und Datenschutzhinweise sind Sache der Bezirke. Einverständniserklärung wird als Anlage 1 zum Rahmenvertrag von den Bezirken nachgereicht.

		Bezirk



		Rentenrechtliche Auswirkungen

		

		DRV



		1. Hat die Aufnahme eines Beschäftigungsverhältnisses im Rahmen des Budgets für Arbeit Auswirkungen nach SGB VI (Beitragszeiten, Feststellung Erwerbsminderung) für den Budgetnehmer? 









2. Welche rentenrechtlichen Folgen (z.B. § 43 Abs. 6 SGB VI) hat eine erfolglose Aufnahme eines Beschäftigungsverhältnisses im Rahmen des BfA, insbesondere wenn der Budget-Nehmer in die WfbM zurückkehrt oder zurückkehren will?



3. Sind von Seiten der DRV Überprüfungen von Amts wegen der vollen Erwerbsminderung von Menschen mit Behinderung vorgesehen, die im Rahmen des Budgets für Arbeit eine Beschäftigung auf dem 1. Arbeitsmarkt aufgenommen haben? 



4. Sind von Seiten der DRV Überprüfungen der vollen Erwerbsminderung vorgesehen, wenn Anträge auf Überprüfungen seitens der Bezirke gestellt werden?



5. Für Budgetnehmer besteht i.d.R. keine Versicherungspflicht in der Arbeitslosenversicherung. Kann die Folge eintreten, dass nach erfolgreichem Übergang auf den 1. Arbeitsmarkt Erwerbsfähigkeit festgestellt wird, mit der Folge, dass im Falle des Verlusts des Arbeitsplatzes weder die Rückkehr in die WfbM, noch Anspruch auf Arbeitslosengeld oder Erwerbsminderungsrente besteht?

		1. Möglicherweise ja, bei

· Beitragszahlung

· Feststellung der Erwerbsminderung

· Prüfung der Hinzuverdienstgrenzen

Da Fallgestaltungen des BfA sehr verschieden gelagert sein können empfiehlt die DRV bei der Aufnahme eines BfA grundsätzlich neben dem Antragsverfahren auch Auskunft und Beratung durch die DRV in Anspruch zu nehmen





2. Die erfolglose Aufnahme eines Beschäftigungsverhältnisses im Rahmen eines BfA hat keine rentenrechtlichen Folgen.













3. Grundsätzlich ja.

















4. Grundsätzlich ja











5. Für Menschen mit Behinderung, die vollständig inkludiert sind, gelten grundsätzlich die gleichen versicherungsrechtlichen Voraussetzungen wie für andere Beschäftigte.



		



		Zahlungsverfahren

		

		



		1. Sind Verwendungsnachweise vom Bezirk erforderlich?













2. Wer führt die Zahlungen an die Bezirke aus?



		1. Ein Verwendungsnachweis vom Bezirk wird nicht verlangt. Er wäre nur relevant, soweit nicht der IFD die Leistungen erbringt. Ansonsten wird wie sonst unmittelbar gegenüber dem IFD abgerechnet (§ 6 Rahmenvereinbarung). Der Bezirk überprüft die Verwendungsnachweise der Leistungserbringer.



2. Die RS zahlen die die Kosten für Anleitung und Begleitung, die nicht durch den IFD durchgeführt werden, an den Bezirk aus. Werden Anleitung und Begleitung durch den IFD durchgeführt, erfolgt die Zahlung durch das InA an den IFD, vgl. § 6 der Rahmenvereinbarung.

		Bezirk 















InA
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Ansprechpartner - Anlage 2 zu § 61 SGB IX_BfA


Anlage 2 
 


Regierungsbezirke Ansprechpartner der Bezirke Ansprechpartner der Inklusionsämter 


Unterfranken Klaus Möske 
Tel: 0931/7959--247 
Fax: 0931/7959-3219 
E-Mail: k.moeske@bezirk- 
unterfranken.de 
 
Reinhard Büttner 
Tel: 0931/7959-1209 
Fax: 0931/7959-2209 
E-Mail: r.buettner@bezirk-
unterfranken.de 


Wolfgang Fella 
Tel: 0931/4107-280 
Fax: 0931/4107-282 
E-Mail: team45.ufr@zbfs.bayern.de 


Oberfranken Yvette Schenk 
Tel: 0921/7846-2201 
Fax: 0921/7846-42201 
E-Mail: yvette.schenk@bezirk-
oberfranken.de 


 
Michael Lauterbach 
Tel: 0921/7846-2219 
Fax: 0921/7846-42219 
E-Mail: michael.lauterbach@bezirk- 
oberfranken.de 


Elisabeth Aho 
Tel: 0921/605-2815 
Fax: 0921/605-2981 
E-Mail: team45.ofr@zbfs.bayern.de 


 
Vertretung: 
Marina Bernhardt 
Tel: 0921/605-2806 
E-Mail: team45.ofr@zbfs.bayern.de 


Niederbayern Birgit Beck 
Tel: 0871/97512-366 
Fax: 0871/97512-190 
E-Mail: birgit.beck@bezirk- 
niederbayern.de 


 
Mario Huber 
Tel.0871/97512-368 
Fax:0871/97512-190 
E-Mail: mario.huber@bezirk-
niederbayern.de 


Franz Eberl 
Tel: 0871/829- 477 
Fax: 0871/829-185 
E-Mail: team45.ndb@zbfs.bayern.de 


 
Vertretung: 
Adolf Lang 
Tel: 0871/829-479 
Fax: 0871/829-185 
E-Mail: adolf.lang@zbfs.bayern.de 


Oberbayern Allgemeine Servicestelle 
Tel: 089/2198-21010, -
21011, -21012 
Fax: 089/2198-05-21010 
E-Mail: servicestelle@bezirk-
oberbayern.de 


Werner Oberschätzl 
Tel: 089/18966-2533 
Fax: 089/18966-2416 
E-Mail: team45.obb@zbfs.bayern.de 
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Oberpfalz Elisabeth Falter 
Tel: 0941/9100-2410 
Fax: 0941/9100-2499 
E-Mail: 
elisabeth.falter@bezirk- 
oberpfalz.de 
 
Nicole Ruppert 
Tel: 0941/9100-2413 
E-Mail: 
nicole.ruppert@bezirk-
oberpfalz.de 
 


Herr Beck 
Tel: 0941/7809-4705 
Fax: 0941/7809-1375 
E-Mail: team45.opf@zbfs.bayern.de 
 


Mittelfranken Tanja Huber 
Tel: 0981/4664-24300 
Fax: 0981/4664-24099 
E-Mail: tanja.huber@bezirk-
mittelfranken.de 


 
Andrea Reinhart-Reisch 
Tel: 0981/4664-24371 
Fax: 0981/4664-24099 
E-Mail: andrea.reinhart-
reisch@bezirk-mittelfranken.de 
 
Margit Grum 
Tel: 0981/4664-24372 
Fax: 0981/4664-24099 
margit.grum@bezirk-
mittelfranken.de 
 


Susanne Hiller 
Tel: 0911/928-2531 
Fax: 0911/928-1946 
E-Mail: team46.mfr@zbfs.bayern.de 


Schwaben Bernhard Scherer 
Tel: 0821/3101-436 
Fax: 0821/3101-1436 
E-Mail: bernhard.scherer@bezirk- 
schwaben.de 
 
Ingeborg König 
Tel: 0821/3101-333 
Fax: 0821/3101-1333 
E-Mail: ingeborg.koenig@bezirk- 
schwaben.de 


 


Carola Konopka 
Tel: 0821/5709-3024 
Fax: 0821/5709-9300 
E-Mail: team45.schw@zbfs.bayern.de 
 
Anja Gemmersdörfer 
Tel.: 0821/5709-3022 
Fax: 0821/5709-9300 
E-Mail:  
Anja.Gemmersdoerfer@zbfs.bayern.de 
bzw. team45.schw@zbfs.bayern.de 


 
 
Stand: August 2023 
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Bearbeitungshinweise zu § 77


 


Bayerischer Bezirketag 
Beschluss des Unterausschusses des Fachausschusses für Soziales am 11./12. November 
2021 


 
 
 
 


Interne Bearbeitungshinweise für Hilfen zu Beschaffung, 
Umbau, Ausstattung und Erhaltung von behindertengerechtem 
Wohnraum 


 
 
 


1. Rechtsgrundlage und Grundsätze 
 
 


Gemäß § 113 Abs. 2 Nr. 1, Abs. 3 i.V.m. § 77 SGB IX sind Leistungen für Wohnraum 


Teil der sozialen Teilhabe. Die Leistungen werden in § 77 Abs. 1 SGB IX näher 


präzisiert.  


Danach sind die Bezirke für Hilfen zur Beschaffung, Umbau, Ausstattung und Erhaltung 


von Wohnraum, der den besonderen Bedürfnissen behinderter Menschen entspricht, 


im Rahmen der Eingliederungshilfe sachlich zuständig. Bei allen 


Tatbestandsalternativen geht es ausschließlich um notwendige 
behinderungsbedingte Mehraufwendungen, die sich zwingend aus der individuellen 


Bedarfssituation des behinderten Menschen ergeben (§ 4 SGB IX). Dabei ist das Gebot 


der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten  


Die Leistungen umfassen insbesondere: 


 


- die behindertengerechte Anpassung einer bisher genutzten Wohnung bzw. des 


Wohnhauses 


- die behindertengerechte Anpassung einer zukünftigen (Miet-)Wohnung bzw. 


eines (angemieteten) Wohnhauses 


- die Übernahme der behinderungsbedingten Kosten bei Erwerb/ Neubau von 


Eigentum oder Miteigentum an einer Wohnung oder an einem Wohnhaus, z.B. 


Mehrkosten für Barrierefreiheit, Architektenberatung  


- Zudem kommt die Übernahme der mit der neuen Wohnung verbundenen 


Umzugskosten in Betracht, soweit sie behinderungsbedingt sind (z.B. beim 


erstmaligen Wechsel von einer nicht barrierefreien in eine barrierefreie Wohnung, 


Mehrkosten für den Transport eines Pflegebetts)  


 



http://www.buzer.de/s1.htm?a=113+sgb+ix&g=&kurz=SGB+IX&ag=12357

http://www.buzer.de/s1.htm?a=&g=77+sgb+ix
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Ziel ist es, die selbstbestimmte und selbständige Lebensführung im eigenen Wohnraum zu 


ermöglichen, erheblich zu erleichtern oder wiederherzustellen oder Pflege zu ermöglichen 


oder zu erleichtern. 


 


Die Hilfe zur Beschaffung umfasst beratende und unterstützende Maßnahmen sowie 


materielle Leistungen sowohl bei der Anmietung als auch beim Erwerb oder dem Bau von 


behindertengerechtem Wohnraum. Hierunter können auch Makler- und ggf. 


Umzugskosten fallen. Voraussetzung ist, dass die bisher vom Leistungsberechtigten 


benutzte Wohnung nicht oder nicht mehr behindertengerecht ist. Weitere Voraussetzung 


für die Bewilligung einer Geldleistung ist, dass das geplante Objekt einer besonderen 


Ausgestaltung bedarf. Insbesondere für Wohnungsbeschaffungskosten gilt der Vorrang 


von Leistungen nach dem 3./ 4.Kapitel des SGB XII (Grundsicherung/HLU) oder nach dem 


SGB II (Grundsicherung für Arbeitssuchende); Leistungen der EGH kommen erst in 


Betracht, wenn dem Grunde (ggf. auch der Höhe nach) kein Anspruch auf entsprechende 


Leistungen besteht. 


 


Leistungen kommen nur dann in Betracht, wenn die Gesamtfinanzierung gesichert ist. 


Entscheidend ist darüber hinaus auch die langfristige Sicherung des behindertengerechten 


Wohnraums für den Leistungsberechtigten. 


 


Unter behindertengerechtem Umbau versteht man Maßnahmen zur Anpassung des 


Wohnraumes an den behinderungsbedingten Bedarf des Leistungsberechtigten. 


Instandhaltungs- und Renovierungsmaßnahmen der Wohnung, welche nicht in erster Linie 


unter sog. Wartungs- und Instandhaltungsmaßnahmen von behinderungsbedingten 


Bauteilen und Ausstattungen zu subsumieren sind, gehören nicht zu den 


Wohnungsanpassungsmaßnahmen. 


 


Ferner ist auch die behindertengerechte Ausstattung und Erhaltung Bestandteil der 


Hilfegewährung. Unter Ausstattung sind die aufgrund der Behinderung notwendigen 


Einrichtungsgegenstände und Hilfsmittel zu verstehen, die fest mit dem Bauwerk 


verbunden sind. 


 


Unter Erhaltung sind in erster Linie Wartungs- und Instandhaltungsmaßnahmen von be- 


hinderungsbedingten Bauteilen und Ausstattungen zu verstehen, nicht aber die üblichen 


Instandhaltungs- und Renovierungsmaßnahmen der Wohnung. 
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Oftmals wird die Versorgung mit Hilfsmitteln in die Planung von Anpassungsmaßnahmen 


einbezogen, um eine vollumfängliche und ganzheitliche Versorgung zu gewährleisten. 


Leistungen der Pflege- und Krankenversicherungen für Hilfsmittel sind hier nicht als 


Wohnungsanpassungsmaßnahmen zu werten. 


 
 


2. Vorrangige Ansprüche 
 
 
Dem Prinzip des Nachrangs der Eingliederungshilfe (§ 91 Abs. 1 SGB IX) kommt hier 


besondere Bedeutung zu, so dass die Geltendmachung nachstehend genannter 


vorrangiger Ansprüche vorab zu prüfen ist. Die Leistungen sind einkommens- und 


vermögensabhängig (§§ 136, 140 SGB IX). 


 


Gemäß § 113 Abs.1 SGB IX sind Leistungen nach den Kapiteln 3 bis 5 den Leistungen zur 


sozialen Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft vorrangig. 


 


Hierzu gehören insbesondere 


- Leistungen zur medizinischen Rehabilitation nach § 109 SGB IX 


- Hilfsmittel gemäß §§ 109 i.V.m. 42 Abs. 2 Nr. 6 SGB IX 


- Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nach § 111 SGB IX 
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Einen Überblick gibt folgende Tabelle: 


 
  


 
Rehabilitationsträger 


 


 
Leistungsgruppe 


 


LMR* LTA** UL*** 
 
LST**** 
 


Gesetzliche Krankenkassen 
§ 6 Abs.1 Nr. 1 SGB IX 


 
X 
 


 
- 


 
X 


 
- 


 
Bundesagentur für Arbeit 
§ 6 Abs. 1 Nr. 2 SGB IX 


 


 
- 
 
 


 
X 
 
 


 
X 
 
 


 
- 
 
 


 
Träger der gesetzlichen Unfallversicherung 
§ 6 Abs. 1 Nr. 3 SGB IX 
 


 
 


X 


 
 


X 


 
 


X 


 
 


X 


 
Träger der gesetzlichen Rentenversicherung/ 
 
Träger der Alterssicherung der Landwirte 
§ 6 Abs. 1 Nr. 4 SGB IX 
 


 
X 
 
 


X 


 
X 
 
 
 


 
X 
 
 


X 


 
- 
 
 
- 
 


 
Träger der Kriegsopferversorgung und 
Träger der Kriegsopferfürsorge  
§ 6 Abs. 1 Nr. 5 SGB IX 
 


 
 


X 
 


 
 


X 


 
 


X 


 
 


X 


 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
§ 6 Abs. 1 Nr. 6 SGB IX 
 


 
X 


 
X 


 
- 


 
X 


 
Träger der Eingliederungshilfe  
§ 6 Abs. 1 Nr. 7 SGB IX 
 


 
X 


 
X 


 
- 


 
X 


 
Inklusionsamt (§ 185 Abs. 3 Nr. 1 d SGB IX) 
 


  
X 


  


 
 
 


* LMR: Leistungen zur medizinischen Rehabilitation 
** LTA: Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
***    UL: unterhaltssichernde und andere ergänzende Leistungen 
****  LST: Leistungen zur sozialen Teilhabe 
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Bei der Prüfung des Nachrangs ist insbesondere folgendes zu berücksichtigen: 
 
a) Bei Menschen mit Behinderung, die erstmals nach Eintritt ihrer Behinderung eine 


berufliche Tätigkeit aufnehmen, ist die Arbeitsagentur für ihre berufliche 


Eingliederung zuständig. Zur beruflichen Eingliederung zählt auch die Erlangung und 


die Erhaltung des Arbeitsplatzes. Für das Erreichen des Arbeitsplatzes (Weg zur Arbeit 


beginnt mit dem Verlassen der Wohnung) können auch bauliche Maßnahmen 


notwendig werden, wenn z. B. der Weg auf dem Grundstück rollstuhlgerecht angelegt 


und ausgebaut werden muss, wenn ein Aufzug notwendig ist, um an einem 


Hanggrundstück aus der Souterrainwohnung die höhere Ebene zu erreichen und damit 


den Weg zur Arbeit an- treten zu können. Bauliche Maßnahmen und andere Hilfsmittel, 


die diesem Ziel dienen, fallen in die Zuständigkeit der Arbeitsagentur. 


 
 
b) Bei Menschen mit Behinderung und diesen gleichgestellten Menschen, die eine 


Versicherungszeit von 15 Jahren bei der Rentenversicherung nachweisen können, ist 


die Rentenversicherung für die Erlangung und Erhaltung eines Arbeitsplatzes 


zuständig. Wegen evtl. notwendiger baulicher Veränderung gelten die Ausführungen 


zu a) entsprechend (§ 16 SGB VI i.V.m. § 49 Abs. 8 Nr. 6 SGB IX). 


 
 
c) Für Menschen mit Schwerbehinderung und diesen gleichgestellte Menschen, die die 


Wartezeit der Rentenversicherung von 15 Jahren nicht erfüllt haben, für Beamte, 


Freiberufler und Selbständige, sowie für Behinderte, deren Anspruch gegen die 


Arbeitsagentur erschöpft ist, kann das Inklusionsamt (§ 185 SGB IX) begleitende Hilfen 


im Arbeitsleben zur Verfügung stellen. Im Rahmen dieses Gesetzesauftrags können 


Hilfen zur Beschaffung, Ausgestaltung und Erhaltung eines behindertengerechten 


Wohnraums gewährt werden. Die Leistungen des Inklusionsamtes sind gegenüber 


denen der Arbeitsagentur und Rentenversicherung subsidiär; gegenüber denen der 


Eingliederungshilfe aber vorrangig.  Zu beachten ist außerdem, dass diese Leistungen 


durch den unregelmäßigen Fluss der Ausgleichsabgabeleistungen begrenzt sein 


können (§ 160 SGB IX). 


 
d) Das Bundesversorgungsgesetz gewährt Beschädigten und Hinterbliebenen Hilfen 


zur Beschaffung und Erhaltung von ausreichendem und gesundem Wohnraum. 


Bauliche Veränderungen oder besondere Ausgestaltungen des Wohnraumes mit 


dieser Ausrichtung fallen unter dieses Leistungsgesetz (§ 27 c BVG, §§ 2 und 27 der 


KfürsV). 
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e) Versicherte, deren Verletzungen oder Behinderungen auf einem Berufsunfall oder 


einer Berufskrankheit beruhen, haben gegenüber der gesetzlichen 


Unfallversicherung einen Anspruch auf Wohnungshilfe für einen 


behindertengerechten Wohnraum. Die Ausgestaltung dieser Hilfen regeln die 


Gemeinsamen Richtlinien der Verbände der Unfallversicherungsträger über 


Wohnungshilfe (§ 41 SGB VII). 


 
 
f) Die Pflegekassen gewähren zur Verbesserung des Wohnumfeldes eines 


Pflegebedürftigen einen einmaligen Zuschuss von 4.000,00 € je Maßnahme (§ 40 Abs. 


4 SGB XI). Bei Beihilfeberechtigten kommen entsprechende Leistungen nach den 


Beilhilfevorschriften und ggf. der privaten Pflegeversicherung in Betracht. 


 
 
g) In Betracht kommen auch Leistungen der Krankenversicherungen für Hilfsmittel zum 


Ausgleich einer Behinderung, soweit es sich nicht um einen Gebrauchsgegenstand 


des täglichen Lebens handelt, sie nicht zum festen Bestandteil der Wohnung gehören 


und ihr Einbau ohne wesentlichen Eingriff in die Bausubstanz möglich ist (§ 33 SGB V; 


BSG Urteil 12.08.2009, AZ: B 3 P 4/08 R). Bei Beihilfeberechtigten kommen 


entsprechende Leistungen nach den Beihilfevorschriften und ggf. der privaten 


Krankenversicherung in Betracht. 


 
 
h) Leistungen des sozialen Wohnungsbaus (Bayer. Wohnraumfördergesetz vom 


10.April 2007, GVBl. S. 260, Wohnraumförderungsbestimmungen 2012, IMBek vom 


11. Januar 2012, AllMBl. S. 20) können im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel 


in Form eines „leistungsfreien Darlehens“ bis zu 10.000 € bewilligt werden. 
 


Für die Bewilligung ergeben sich folgende Zuständigkeiten: 


- Grundsätzlich Landkreis, kreisfreie Stadt (Amt für Wohnungsbauförderung) 


- Regierung nur bei Mietwohnraum in Immobilien mit mehr als zwei Wohnungen 
 


Auf die Fördermaßnahmen der Förderbank des Bundes und der Länder – der KFW- 


Bankengruppe (aktuell Kredit 159 und Zuschussprogramm 455-B) wird hingewiesen 


(www.kfw.de). 


 
i) Geht die Behinderung eines Menschen auf eine Schädigung durch einen Dritten zu- 


rück, können behinderungsspezifisch notwendige bauliche Anpassungen im 


Wohnbereich auch Gegenstand von Schadensersatzansprüchen gegen den 
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Schädiger selbst oder seinen Haftpflichtversicherer sein. 


 


3. Maßnahmen im Rahmen der ambulanten Hilfe zur Pflege 


 


Im Rahmen der ambulanten Hilfe zur Pflege kommen ab Pflegegerad 1 Leistungen für 


Pflegehilfsmittel nach § 64d SGB XII und Maßnahmen zur Verbesserung des 


Wohnumfeldes nach § 64e SGB XII in Betracht. Die Abgrenzung zu den Leistungen der 


Eingliederungshilfe erfolgt anhand der Zielsetzung der Maßnahme. Vorrangige Ansprüche 


i.S.v. § 63b Abs. 1 SGB XII können gegenüber der Pflegekasse nach § 40 SGB XI bestehen.  


 
 


4. Verwaltungsverfahren 
 
 
Dem Bezirk sollten insbesondere folgende Unterlagen vorgelegt werden: 


 
- Sozialhilfeantrag bzw. Antrag auf Leistungen der Eingliederungshilfe mit Nachweisen 


zu den Einkommens- und Vermögensverhältnissen 


- Entscheidungen vorrangiger Leistungsträger 


- Ausführliche ärztliche Gutachten zur vorliegenden Behinderung und zum Umfang des 


behinderungsbedingten Bedarfs, z.B. Entlassberichte von Kliniken u.ä. 


- Gutachten des Medizinischen Dienstes zur Einstufung in einen Pflegegrad 


- Bau-/Lagepläne, Planskizzen, ggf. Fotos der Baumaßnahme 


- Prüfungsergebnis von Landratsamt bzw. Regierung zur Notwendigkeit der baulichen 


Maßnahmen 


- Mindestens zwei Kostenvoranschläge für jedes einzelne Gewerk; bei größeren 


baulichen Maßnahmen (z.B. Anbau, Dachgeschoßausbau etc.) sind die 


behinderungsbedingten Mehrkosten vom Architekten oder der Bauverwaltung zu 


berechnen 


- Finanzierungsplan für die Baumaßnahme 


 
Für die Leistung der Sozialhilfe bzw. der Eingliederungshilfe kann ein Zuschuss und/oder 


eine darlehensweise Hilfe in Betracht kommen. 


 
Zur Prüfung der baulichen Anforderungen ist auf Folgendes hinzuweisen: Die Kriterien des 


barrierefreien Bauens für öffentlich zugängliche Gebäude sind in den Vorschriften DIN 


18040-1, 18040-2 beschrieben und können für die Planung des behindertengerechten  
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Umbaus herangezogen werden. Die Bauverwaltung des Bezirks oder andere geeignete 


Sachverständige können in einem Ortstermin Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit der 


beantragten baulichen Veränderungen im Sinne dieser Vorschriften prüfen. 


 
Alle Maßnahmen zum behindertengerechten Umbau von Wohnungen sind vor Beginn zu 


beantragen (§ 108 Abs. 1 SGB IX) und der aktuelle Bauzustand und der Umfang der 


geplanten Baumaßnahme sind zu dokumentieren. 


 
Die Klärung mietrechtlicher Voraussetzungen hat durch den Antragsteller selbst zu 


erfolgen. Die Zulässigkeit der Umbaumaßnahme und der Verzicht auf den Rückbau oder 


die Erstattung der dafür anfallenden Kosten beim Ende des Mietverhältnisses sind vom 


Vermieter schriftlich zu bestätigen. Kosten für Rückbauten können nicht übernommen 


werden. 


 
Soweit der Bezirk externe Gutachter einschaltet, zählt der dafür anfallende Aufwand zu 


den Kosten des Verwaltungsverfahrens. 
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AG Einzelfragen BayBT: 
 
Anfrage vom Bezirk Oberfranken, zum Themenbereich örtliche Zuständigkeit § 98 SGB 
IX: 
 
Unter Bezugnahme auf den bereits in der BAGüS-FA I Sitzung vom 29.09. – 01.10.2020 
unter TOP 16 Buchstabe a) geschilderten Problemfall kommt es zwischenzeitlich immer 
wieder zu streitbefangenen Zuständigkeitsabgrenzungen. 
 
Nach der neuen Gesetzessystematik ab 01.01.2020 können Leistungsberechtigte in 
„betreuten Wohnformen nach dem BTHG“ (ehemals stationäre Einrichtungen der 
Behindertenhilfe) einen gewöhnlichen Aufenthalt (gA) im Sinne des § 30 SGB I i.V.m. § 109 
SGB XII begründen. Die „Einrichtungskette“ wird damit unterbrochen. 
 
Die Beibehaltung der bisherigen Praxis (in den ehemaligen Behinderteneinrichtungen wird 
auch weiterhin kein gA begründet) sehen wir äußerst kritisch, da § 109 SGB XII i.V.m. § 98 
Abs. 2 SGB XII und § 13 SGB XII nicht geändert wurden. 
 
§ 13 Abs. 2 definiert stationäre Einrichtungen wie folgt:  
„… alle Einrichtungen, die der Pflege, der Behandlung oder der sonstigen nach diesem 
Buch zu deckenden Bedarfe oder der Erziehung dienen.“ 
 
Sonstige Wohnformen dienen der Deckung von Bedarfen nach dem SGB IX und nicht 
nach dem SGB XII. 
 
Unseres Erachtens begründen daher Leistungsberechtigte in sonstigen betreuten 
Wohnformen der Eingliederungshilfe ab 01.01.2020 einen gA, der für die weitere 
Zuständigkeitsbestimmung (für uns in der Regel § 98 Abs. 2 SGB XII) relevant ist. 
 
Aufgrund der Tatsache, dass die rechtliche Anpassung bei der örtlichen Zuständigkeit im 
SGB XII oder SGB IX bislang (noch) nicht erfolgt ist und dass auch in der FA-I Sitzung keine 
(einheitliche) Beschlussfassung erfolgte, sehen wir dringend die Notwendigkeit einer 
einheitlichen bayerischen Zuständigkeitsauslegung. 
 
Um Beratung und Beschlussfassung im Sinne einer einheitlichen bayerischen 
Verfahrensweise wird gebeten 
 
Beratungsergebnis: 
 
Die Bezirke sind einheitlich der Meinung, dass in der besonderen Wohnform (§42a Abs.2 S.1 
Nr. 2 SGBXII) ein g.A. begründet wird. 
 
Sofern sich nun an die besondere Wohnform ein nahtloser Wechsel in ein Pflegeheim 
anschließt, hat dies zur Folge, dass sich die örtliche Zuständigkeit folgerichtig nach § 98 
Abs.2 S.1 SGB XII neu bestimmt. Die „Einrichtungskette“ in der bisherigen Anwendung ist 
somit nicht mehr anwendbar. Bei ungeklärter bzw. strittiger örtlicher Zuständigkeit sind die 
Leistungen gem. § 98 Abs. 2 S. 3 SGB XII vorläufig zu erbringen. 
 
 Vorlage in den nächsten Unterausschuss zur abschließenden Beschlussfassung. 
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AG Einzelfragen BayBT – Mail-Umlaufverfahren: 
 
Anfrage vom Bezirk Schwaben, zum Themenbereich örtlichen Zuständigkeit nach § 98 
SGB IX (im Kinder- und Jugendbereich): 
 
Beim Bezirk Schwaben sind im Kinder- und Jugendbereich zwischenzeitlich einige Neufälle 
eingegangen, in denen die Zuständigkeit nach § 98 SGB IX in der ab 01.01.2020 geltenden 
Fassung umstritten ist.  
 
Einige Fragen konnten durch das Protokoll zu TOP 17 des Unterausschuss vom 
02./03.03.2020 bereits geklärt werden, die nachfolgenden Fallkonstellationen allerdings noch 
nicht: 
 


1. Kind ist in einem Heim im Bereich des Bezirks A. Das Heim wird vom Jugendamt 
bezahlt. Jetzt wird erstmalig Eingliederungshilfe wie z.B. Frühförderung beantragt. 
Letzter g.A. vor Heimaufnahme war aber im Bereich des Bezirks B.  
 
Zuständigkeit bisher nach SGB XII: Bezirk A wegen 3.1 Abs.5 Satz 4 
Vollzugshinweise Frühförderung und § 98 Abs. 1 SGB XII Frühförderung wegen t.A. 
im Heim. 
Zuständigkeit jetzt (ab 01.01.2020) unserer Auffassung nach gem. SGB IX: Bezirk B 
gem. § 98 Abs. 4 Satz 2 SGB IX. 
 


2. Kind ist längerfristig in einer Pflegefamilie oder bei Großeltern im Bereich des Bezirks 
A. Es wird ebenfalls erstmalig Frühförderung beantragt. Für Pflegefamilie/Großeltern 
werden Leistungen vom Jugendamt oder gar keine Leistungen gewährt. Letzter g.A. 
vor Aufnahme bei Großeltern/Pflegefamilie war im Bereich des Bezirks B. 
 
Zuständigkeit bisher nach SGB XII: Bezirk B wegen 3.1 Abs.5 Satz 2 
Vollzugshinweise Frühförderung i.V.m. §§ 97 Abs. 4, 107 SGB XII. 
 
Zuständigkeit jetzt (ab 01.01.2020) unserer Auffassung nach gem. SGB IX: Bezirk A 
wegen § 98 Abs. 1 Satz 1 SGB IX da bei Großeltern oder Pflegefamilie ein g.A. 
begründet wurde und es einen Schutz für die „andere Familie“ wie noch in § 107 SGB 
XII im SGB IX, ob bewusst oder versehentlich, nicht mehr gibt.  
 


Die Zuständigkeit für teilstationäre/ambulante Hilfen wäre somit im SGB IX genau vertauscht 
zur bisherigen Zuständigkeit im SGB XII (bei Heimunterbringung der Bezirk, in dem der g.A. 
vor Aufnahme im Heim lag; bei Pflegefamilien hingegen der Bezirk, in dem das Kind jetzt 
gerade lebt).  
 
Wird diese Auffassung von den anderen Bezirken auch geteilt bzw. sind dort bereits ähnliche 
Fälle aufgetaucht?  
 
Weiterhin stellt sich auch die Frage der örtlichen Zuständigkeit, wenn zwischendrin 
Jugendhilfe gewährt wurde. Bsp.: In einem Tagesstätten-Fall, in dem ein Wohnortwechsel 
stattgefunden hat, wird z.B. die Sechs-Monats-Frist des § 98 Abs. 1 Satz 4 SGB IX nur 
deshalb überschritten, weil zwischenzeitlich Jugendhilfe etwa wegen einem kurzfristigem 
Überschreiten des IQ von 69 gewährt wurde.   
 
Nach Nr. 9 der RV IFS sind Änderungen zeitnah umzusetzen. Es wird angeregt Änderungen 
der Vollzugshinweise zum Rahmenvertrag vorzunehmen. 







 
Beratungsergebnis: 
 
Bei Kindern/Jugendlichen, die in Wohnheimen zu Lasten der Jugendhilfe untergebracht sind, 
ist für Leistungen der Eingliederungshilfe nach dem SGB IX gem. § 98 Abs. 4 ‚ Satz 2 SGB 
IX der Träger der Eingliederungshilfe zuständig, in dessen Zuständigkeitsbereich die 
nachfragende Person (zwei Monate) vor Aufnahme in das Heim ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt hatte. In einer vollstationären Einrichtung der Jugendhilfe wird kein g.A. 
begründet. 
 
Die grundsätzliche Zuständigkeit ist auch hierfür in § 98 SGB IX geregelt, so dass eine 
analoge Anwendung ehemals § 98 Abs. 2 i.V.m. § 107 SGB XII nicht mehr einschlägig ist. 
Von den Bezirken wird mehrheitlich die Auffassung vertreten, dass in der Pflegefamilie bzw. 
bei den Großeltern ein g.A. begründet wird und sich die örtliche Zuständigkeit entsprechend 
§ 98 Abs. 1 S. 1 SGB IX bestimmt. 
 
Von der AG Einzelfragen BayBT wird angeregt Änderungen in den Vollzugshinweisen zur 
Frühförderung vorzunehmen. 
 
 Vorlage in den nächsten Unterausschuss zur abschließenden Beschlussfassung. 
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AG Einzelfragen BayBT – Mail-Umlaufverfahren: 
 
Anfrage vom Bezirk Oberpfalz, zum Themenbereich örtliche Zuständigkeit § 98 SGB 
XII bei Leistungen der Tagespflege nach § 64g SGB XII: 
 
Es liegt folgender Sachverhalt zugrunde: 


Der Antragsteller und LP wohnt bis zu seinem Umzug in einer ambulant betreute Wohnform 
in Regensburg (Bezirk Oberpfalz). Die ambulant betreute Wohnform befindet sich in Bad 
Abbach (Niederbayern). Unmittelbar mit dem Einzug in die ambulante Wohnform besucht die 
LP auch die solitäre Tagespflege innerhalb der ambulant betreuten Wohnform in Bad 
Abbach. Sowohl für die ambulant betreute Wohnform als auch die Tagespflege (teilstationäre 
Pflegemaßnahme) werden Leistungen nach dem SGB XII beantragt. 


Die örtliche Zuständigkeit für die Leistungen im Rahmen der ambulant betreuten Wohnform 
ergibt sich dabei aus § 98 Abs. 5 SGB XII (im vorliegenden Fall der Bezirk Oberpfalz). 


Die örtliche Zuständigkeit für die Leistung der teilstationären Tagespflege ist jedoch strittig 
bzw. ungeklärt. 


Beratungsergebnis: 


Es wurde einheitlich die Meinung vertreten, dass die örtliche Zuständigkeit eindeutig in § 98 
Abs. 5 SGB XII geregelt ist, zumal hier auf (alle) Leistungen nach dem Sieben Kapitel (§§ 61 
– 66 SGB XII) abgestellt wird. Die nach § 98 Abs. 5 SGB XII begründete örtliche 
Zuständigkeit umfasst neben der Hilfe zum Betreuten Wohnen nach dem Siebten oder 
Achten Kapitel SGB XII auch alle weiteren im Einzelfall zu erbringenden Sozialhilfeleistungen 
nach § 8 SGB XII (sog. „Zusammenhangsleistungen“). 


Danach sei § 98 Abs. 5 SGB XII im Rahmen einer funktionsdifferenzierten Auslegung weit zu 
verstehen. Leistungen der Hilfe zur Pflege seien normativ als ambulante Betreuung i.S.d. § 
98 Abs. 5 SGB XII zu verstehen, wobei das BSG offengelassen hat, ob ausnahmsweise 
etwas anderes gelte, wenn die Hilfe zur Pflege qualitativ eine Intensitätsstufe unterschreite 
oder keine kontinuierliche, sondern nur punktuelle pflegerische Betreuung gewährt werde 
(Urt. v. 20.06.2016 — B 8 SO 6/ 15 R, Rn. 13). 


 Vorlage in den nächsten Unterausschuss zur abschließenden Beschlussfassung. 
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Fallkonstellationen zu § 98 Abs.1 S.1 Alt.2 SGB IX 
 
Beispiel 
 
LB wohnte vor Aufnahme in die NWW in Nürnberg bei den Eltern in der Oberpfalz. 
 
In der Zeit vom 03.09.2018 bis 02.12.2020 hat die Arbeitsverwaltung die Kosten im 
(damaligen) Wohnheim der NWW getragen, da LB in dieser Zeit im Eingangsverfahren und 
Berufsbildungsbereich einer sog. Spezialwerkstatt war. 
 
Für die Zeit ab 03.12.2020 wurde beim Bezirk Oberpfalz die weitere Übernahme der Kosten 
für den Arbeitsbereich der WfbM und die besondere Wohnform der NWW beantragt. 
 
Beratungsergebnis: 
 
Grundsätzlich ist im Vorfeld festzuhalten, dass der Gesetzgeber mit dem § 98 SGB IX keine 
neue Zuständigkeitsnorm schaffen wollte. Auf die Bundestagsdrucksache 18/9522 und 
18/10523 wird entsprechend verwiesen: „Die Regelungen entsprechen den bisherigen 
Regelungen des § 98 SGB XII (Drucksache Bundestag 18/9522). Die Änderung des § 98 
folgt der Tatsache, dass mit dem zweiten Teil des Neunten Buches die Gliederung nach 
ambulanter, teilstationärer und stationärer Leistung für Menschen mit Behinderungen 
aufgegeben wird. Die Regelung der Zuständigkeit richtet sich nun durchgängig nach dem 
gewöhnlichen Aufenthalt und entspricht im Ergebnis weitestgehend der bisherigen Regelung 
zur örtlichen Zuständigkeit im Zwölften Kapitel des Zwölften Buches. Berücksichtigt wird nun 
jedoch insbesondere das jetzt in der Eingliederungshilfe nach diesem Gesetz bestehende 
Antragserfordernis. Die bloße Änderung der Vorschriften zur örtlichen Zuständigkeit soll 
möglichst keine Änderung der Leistungsträger oder Unterbrechungen der Leistungen 
hervorrufen (Drucksache Bundestag 18/10523).“ 
 
Der Träger der Eingliederungshilfe beurteilt für sich, welche Art bzw. Form der Betreuung mit 
dem Begriff „Betreuung über Tag und Nacht“ verknüpft ist. Die überwiegende Mehrheit der 
Bezirke vertritt die Auffassung, dass hierunter auch die besondere Wohnform fällt. 
Anderweitig würde diese 2. Alternative des § 98 Abs.1 S.1 SGB IX ins Leere gehen, sofern 
es hierfür keine konkrete anderweitige Auslegung gäbe. 
Bereits die AG 4 (AG EHR) hat sich darauf festgelegt, dass mit der Formulierung der 
Betreuung über Tag letztendlich nur die besonderen Wohnformen (= ehemals vollstationären 
Einrichtungen) gemeint sein können. Alles andere würde dem bisherigen „Schutz der 
Einrichtungsorte“ (ständige Rechtsprechung) sowie der Intention des Gesetzgebers (BT 
18/19522) entgegenstehen. 
 
§ 98 Abs. 4 SGB IX definiert insbesondere, dass in stationären Einrichtung (z.B. 
Krankenhaus, Pflegeheim, Reha-Einrichtung) kein g.A. begründet werden kann. 
 
Anhand des Beispiels ist somit der Bezirk Oberpfalz örtlich gem. § 98 Abs.1 S.1 Alt.2 SGB IX 
für die weitere Hilfegewährung in der NWW (= bes. Wofo) zuständig. 
 
Im konkreten Beispiel wäre es denkbar, auf den Beginn des Gesamtplanverfahrens 
(Kapitel_7) abzustellen, wobei es nach § 98 Abs.1 S.2 SGB IX keinen Antrag bedarf und 
auch hier im Ergebnis wieder die Zuständigkeit beim Bezirk Oberpfalz läge. 
 
Vorlage an den UA des FA für Soziales: 
 
Es wird daher vorgeschlagen, der Auslegung der AG 4 (AG EHR) und damit den 
entsprechenden Ausführungen zum § 98 Abs. 1 SGB IX (Bl. 27 EHR - https://www.bay-
bezirke.de/fachinformationen.html) zuzustimmen. 



https://www.bay-bezirke.de/fachinformationen.html

https://www.bay-bezirke.de/fachinformationen.html
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